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ZEITGESCHICHTE. 


7 Klassenkampf oder 
politische Losung? 


Nummer | der -texte- Dokumentationen zur Zeitgeschichte 
enthält auf 64 Seiten sechzehn zum größten Teil erstmals ın 
deutscher ‚Übersetzung erhältliche Texte zur Amnestiedebatte. 
Zu Wor kommen in erster Linie die Vertreter der „politischen 
Lösung“ und des „gesellschaftlichen Dialogs" wie Curcio, 
Moretti, Ianelli und Francescini, der Anwalt di Giovanni, die 
im Exil lebenden Flüchtlinge um Oreste Scalzone, ein autó- 
nomes Gefangenenkollektiv etc.. aber auch die Positionen der 
zu Anfang der Diskussion eher „‚zurückhaltenden‘“ Gefangenen 
um Barbara Balzarani, Casetta (UCC), Piccioni, Seghetti ua. 
Ihre Posstionien): Eın Kampfzyklus sei abgeschlossen. verän- 
dere soziale end politische Realitäten, („Modernisierung der 
Instrtutionen‘“) erfordere die „Reflexion der eigenen Werant- 
wortlschken“, Ziel is die Amnesie. Die Kontrapositionen 
werden verien durch einen Text der BR/PCU-Gefangenen 
Sıncıch, di Lemardo und Bassı und einen Beitrag des Gefange- 
nenkoliektws _wotta sitta" (um Giovanni Senzani, N. Lipas 
esc.) Sse tresen entschieden „‚gegen eine politische Lösung“ und 
fer cme klar „Demarkationslinie zwischen Kommunisten und 
Fr-Rewilusonären (ein), die mit der Bourgeoisie zusammen- 
arbesen“ Namens- und Begrifiserklärungen am Ende jedes 
Tenes sorgen dafür. daß auch der/die mit dem Thema bisher 
sucht benhi Leserin der Diskussion folgen kann. Zusätzliche 
Aka erhält die Nummer dadurch, dah viele der Argu- 
mense der _Verhandlungsbereiten™ sich mit Positionen decken, 
d 2B an Teil der Grünen in der Bundesrepublik zur Frage 
Eme Aee verein, 


2 Chronik einer Debatte 


Gegen „Dialog“ 


ik Nummer 2, ‚Chronik einer Debane (zweite zT. überar- 
beitete Auflage), werden Beiträge ‚gegen die Liquidierung der 
Klassenbewezung“ und „für die Einheit der Revolutionäre im 
Kampf zegen den Imperialismus" dokumentiert. Es handelt 
sach um Texte von Gefangenen. die sich gegen jede Form eine 
_Deloes™ stellen. Nicht Bruch oder Kontinuität einer Entwick- 
bene schen im Mittelpunkt der Argumentation, sondern diè Be- 
dinsunsen für cin Wiedererstarken der Klassenbewegung, die 
Imerzeiumalisserung der Kämpfe, der rewlutionäre Prozeß ın 
de> Mecropole. Ein weiterer Text der „Werhandlungsbereiten“ 
dokumenmer wor allem den Prozeß der Wereinheitlichung 
dieser Positionen untereinander. Den größten Teil der Ausgabe 
beansprucht der erste Teil des von einem Gefangenenkollektivs 
985 verfaßte Papier „wona sitta“ (bedeutet in Afrika: Die Zeit 
est reif), der ausführlich auf Fragen wie „Internationalismus der 
achtziger Jahre”, „Revolutionäre Wissenschaft und Klassen- 
bewußzseın” wa. eingeht. Eine „Kurze Chronik der Jahre 
66 brs SS" verschafft einen Überblick über die wesent- 
lichen Ereignisse dieser Jahre. eine umfangreiche ausgewählte 
Biblsoerafie (Tur maliemsche und deutsche Literatur) ermöglicht 
den erweiterten Einstieg ins „Thema Italien“. Der Anhang 
enthalt ebenfalls die beiden Gesetzestexte zu „Dissoziation“ 
und ..Reve™ (in italienisch}. 


3 Analyse der 
Kampferfahrungen 


Nummer 3 der -texte- tragt den Titel: „‚Insurrezione“. Die Aus- 
gabe konzentriert sich auf Texte, die sıch mit der Analyse der 
vergangenen Kampferfahrungen, den sozialen und gesellschaft- 
lichen Veränderungen und der Wiedergewinnung einer revolu- 
tionären Perspektive und Initiative befassen: Ein Interview über 
„die Wiederaneignung der marxistischen Methodenlehre“, vier 
Prozeßerklärungen aus dem Ende 1989 in Rom zu Ende ge- 
gangenen Maxi-Prozeß „‚Insurrezione‘, eın Kommunique der 
BR und den zweiten und dritten Teil des in der Nummer 2 
begonnenen Textes ‚wotta sita", der sich u.a. mit „SDI“, 
„Eureka, „Neue Produktion und technologische Revolution” 
und „imperalistischer Internationalisierung‘ ausemanderserzi. 
Absicht der Ausgabe ist es vor allem, die Gber den .. Pro-und- 
Contra-Amnestie"-Bereich hinausgehenden Deskessoses and 
die aktuelle Entwicklung der „juristischen Scare” des 
Staates zu verdeutlichen. 


g Krise revolutionare 
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Vorwort 


Als wir - im Herbst 1990 - die Unterlagen zur Vorbereitung des Internationalen Tribunals gegen 
Menschenrechtsverletzungen an Politischen Gefar genen/ Kriegsgeiangenen in den USA erhielten, 
mußten wir feststellen, daß selbst uns - die wirü ein »leidlich funktionierendes« Archiv 
verfügen, (auf dem Wort »leidlich« in diesem Absatz bestanden jeme, die sich hauptsächlich damit 
| abmühen müssen) Hintergrundinformationen zu ganz besonders brennenden und aktuellen 

| Themen weitgehend fehlten. Puerto Rico, der »verpessene Hinterhof« der von den USA 

| okkupierten Gebiete scheint, trotz hundertjähriger Kolonialgeschichte auch in’s Bewußtsein 
»linker« Medien kaum Eingang gefunden zu haben, auch wir selbst mußten uns mittels Weltatlas 
die vagen Ahnungen von der geografischen Lage der insel bestätigen. 






Das Tribunal selbst - im Dezember 1990 in New York — brachte 
Defizite ans Licht. Die Situation der Politischen 1 | ESP Ben i 
tatsächliche Ausmaß und die historische Tradition der Brutalität der Repression der US-Regierung 
gegen politische Opposition und Befreiungsbewegungen Ge Institutionalisiening 
Perfektionierung der Aufstandsbekämpfungs-Apparatur in diesem Land, den fortschreitenden 
Völkermord an Schwarzen und Indianischen Menschen in seiner ganzen sozialen, politischen und 
kulturellen Dimension - aber auch den wachsenden und krafvollen Widerstand für Freiheit, 
Selbstbestimmung und ein menschenwürdiges Leben. den schwarze, indianische, puertoricanische 
und weiße antimperialistische Menschen und Organisationen dort leisten. 









Diese Ausgabe soll wesentliche Inhalte und Ergebnisse dieses überaus wichtigen — und wie wir 
meinen beispielhaften — Tribunals dokumentieren und Informationsdefizite (wie sie über 
bestimmte, breiter bekannte Fälle und Zusammenhänge hinzus nicht gur bei uns vorhanden sind) 
aufgreifen. Daß auch dies wiederum nur Ausschnitte sein können ist selbstwerständlich Wir haben 
allerdings versucht, soweit dies in diesem Rahmen möglich ist, diesen Ausschnitt so zu gestalten, 

| daB er auch für wenig vorinformierte Leser/innen einen »Einstieg«in diese Thematik möglich 
macht; und es wird sicher nicht das erste und letzte Mai sein, daB wir eine Ausgabe hierzu 
machen. (Ganz abgesehen davon, daß wir - und dieser Hinweis ist bereits obligatorisch - laufend 
weiteres Material über unser Archiv zur Verfügung zielen ) 





Bedanken möchten wir uns bei all den Leuten, die durch Übersetzungen, technische Hilfe, Tippen 
und vieles mehr zum Entstehen dieser Nummer beigetragen haben. Insbesondere zu erwähnen ist 
dabei die Unterstützung der Leute von AGIPA-Press in Bremen, die seit Jahren in effektiver und 
äußerst wichtiger Amerika-Gegeninformatiions Arbeit engagiert sind. 


Ausdrücklich nicht bedanken wollen wir um bei dæm Leuten, die uns (obne Bescheid zu sagen) auf 
freigehaltenen Plätzen für fest zugesagte Beüträge oder Übersetzungen haben sitzen lassen; was 
dazu führte, daß fest vereinbarte Druckiemmine beinahe geplatzt wären, daß die Nummer nicht 
ganz so »rund« wurde, wie wir alle sie uns worgesiellt hatten und daß für eine letzte 
Überarbeitung der Artikel keine Zei mehr blieb. Aus diesem Grunde werden die entsetzten 
Leser/innen in vielen Beiträgen auch das Fehlen der -/In und -/Innen bemerken, dessen 
Verwendung sich leider doch noch nicht überall als seibstverständlich durchgesetzt hat. Dafür 
entschuldigen wir uns. Vor die Wahl gesteckt, auf diese Änderungen zu verzichten oder den 
| Drucktermin zu verpassen, haben wir uns für das Erste entschieden, nicht zuletzt im Hinblick auf 
das rechtzeitige Erscheinen der Nuzumer zu einer Veranstaltungsreihe, die in diesem Monat mit 
Vertreter/inne/n der Pueriosicanischen Unabhängigkeitsbewegung in der BRD läuft. In diesem 
Zusammenhang ist vor allem auch darauf hinzuweisen, daß - nahezu gleichzeitig mit dieser 
Ausgabe - das »Archir 92«= eine umfangreiche Dokumentation zu Puerto Rico herausgibt. 
(Näheres dazu im Heft.) Unser Beürag zu diesem Thema in der vorliegenden Nummer - deshalb 
auch bewußt kürzer gehalten — stammt zum Teil aus dieser Broschüre, die wir allen Leser/inne/a 
empfehlen. 


| Die -texte- Redaktion, April 1991 
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FACE REALITY! 


Die USA 


hinter den Fassaden 
der Propaganda 


Eine Einführung 


Während der 60er und 70er Jahre 
stieg die Zahl der politischen Ge- 
fangenen/Kriegsgefangenen in den 
USA kontinuierlich, heute sind es 
weit mehr als Hundert, denen die- 
ser Status nach den international 
anerkannten Grundsätzen des Väl- 
kerrechts zuzuerkennen ist. Sie 
stammen aus den verschiedenen 
Widerstands- oder Nationalen Be- 


freiungsbewegungen, also dem 
schwarzen/neuafrikanischen Wi- 
derstand, der puertoricanischen 


Widerstandbewegung, dem india- 
nischen und dem weißen, antiim- 
perialistischen Widerstand, aber 
auch aus der militanten pazifisti- 
schen Bewegung. Die meisten von 
ihnen verbüssen Haftstrafen die 
nach Jahrzehnten zählen, nicht we- 
nige sollen für den Rest ihres Le- 
bens lebendig begraben bleiben 
und einige leben bereits im Schat- 
ten des Todes - sei es durch die 
Gaskammer, den elektrischen 
Stuhl, die Giftnadel oder auch 
durch strikte Verweigerung der 
notwendigen ärztlichen Hilfe bei 
einer tödlich verlaufenden Krank- 
heit, Und, wie der Fall, die Ge- 
schichte und Biografie eines jeden 
von ihnen beweisen: Es sind nicht 
»skandalöse« Vorkommnisse oder 
Einzelfälle brutaler Mißachtung 
von Menschenrechten im 
»freiesten aller freien Länder der 
freien Welt«. Politische Gefan- 
genschaft/Kriegsgefangenschaft ist 
Teil eines counter-insurgency-Pro- 
gramms zur Kontrolle einer per- 


manenten 


sozialen, 
ökonomischen, militärischen und 


politischen, 


auch ideologischen Krise der 
Herrschenden Klasse in den Verei- 
nigten Staaten. 


Gefängnis 
und Gesellschaft 


Der -»Krieg gegen 
das Verbrechen=« 
— ein Krieg gegen. 
die Unter— 
drückten. 


Dostojewskji’s Satz, daß man, um 
eine Gesellschaft zu verstehen, 
einen Blick in ihre Gefängnisse 
werfen müsse, bewahrheitet sich 
kaum irgendwo mehr, als in den 
USA. 

In den Mitt’60ern sah sich die US- 
Regierung einem äußerst harten 
ökonomischen Wettbewerb mit sei- 
nen Verbündeten ausgesetzt, der 
zu einem raschen Zusammenbruch 
ihrer Finanzordnung - und damit 
zu einer Bedrohung ihrer Hegemo- 
niestellung in der Welt - führte. 
Parallel zu dieser ökonomischen 
Krise erlebten die USA einen 
weltweiten Aufschwung der natio- 
nalen Befreiungskämpfe von An- 
gola bis Vietnam. In Südostasien 
führten sie einen enorme Summen 
verschlingenden imperialistischen 
Krieg, verloren ihn, - und waren 
darüber hinaus im eigenen Land 
mit einer entschlossenen und zah- 
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lenmäßig starken Opposition, von 
den Befreiungsbewegungen unter- 
drückter Nationalitäten bis zur 
Anti-Vietnamkriegs-Bewegung 
konfrontiert. 

In dieser Situation lancierte Präsi- 
dent Johnson 1965 den » Krieg ge- 
gen das Verbrechen«. Er sagte, 
„> Wir müssen den Trend zur Gs- 
setzlosigkeit stoppen und umkeh- 
ren, weil das Verbrechen zu einem 
bösartigen Feind mitten in Amerika 
geworden ist«. Der Kongress un- 
terstützte Johnson vorbehaltlos und 
mit der Verabschiedung neuer 
Gesetze wie dem » Ommibus Crime 
Control an Safe Streets Act« wur- 
den neue Formen der 
» Verbrechenskontrolle und -be- 
kämpfunge« geschaffen. Nicht län- 
ger sollte die Verbrechensbe- 
kämpfung nur Aufgabe repressiver 
Gesetzgebung, einer harten und 
willfährigen Justiz und der Polizei 
sein. Die gesamte Bevölkerung 
sollte in den » Kampf gegen das 
Verbrechen« einbezogen werden, 
von der Überwachung der Nach- 
barschaft bis zur anonymen De- 
nunzierung via polizeilicher Tele- 
phone-hotline. Die Regierung 
pumpte immense Summen in die 
Militarisierung der Polizei. Von 
1971 bis 1974 wurden zur 
»Geltendmachung der Gesetze« 
summen in Höhe von 10 bis 15 
Milliarden Dollar aufgewendet, die 
Polizeiausgaben zwischen 1964 und 
1974 nicht weniger als achtmal er- 
höht. Kein Preis war zu hoch, die 


tatsächliche Realität des Gefäng- 
nissystems zu verschleiermn und die 
öffentliche Unterstützung zu ge- 
winnen. Mit einem Federstrich 
wurde aus dem Strafsystem ein 
system der » Verhaltens-Korrek- 
ture, Gefangene wurden zu 
» Insassen« und aus Zuchthäusern 
» Besserungsanstalter«. Doch die 
wirkliche Absicht war, das Volk in 
Schach zu halten. 

Seit 1965 haben eine ganze Reihe 
von Studien und Dokumenten 
diese wahren Absichten hinter den 
Gesetzestexten enthüllt. 1967 - 
angesichts der bundesweiten urba- 
nen Rebellionen - schrieb der 
Präsidentenberater Brezinski eine 
Artikelserie, in der er die Einrich- 
tung von Konzentrationslagern für 
Schwarze vorschlug. 1968 kam die 
von Präsident Johnson eingesetzte 
Kemer-Kommission zum dem Er- 
gebnis, die USA entwickelten sich 
in Richtung auf zwei voneinander 
getrennte und ungleiche Gesell- 
schaften: Eine schwarze und eine 
weiße. Die Kommission prognosti- 
zierte, daB bei einem Anhalten der 
demografischen Trends im Jahr 
2080 eine Majorität der Bürger der 
USA farbige Menschen sein wür- 
den. Ein Mitglied dieser Kommis- 
sion ging soweit, schärfstens die 
Entwicklung einer »räumlichen 
Dekonzentration« zu fordern. Mit 
anderen Worten: Die Massen der 
Armen und Farbigen aus den Zen- 
tren in die Peripherien - und damit 
in leichter management- und kon- 
trollierbare Sektoren - zu vertrei- 
ben. Zu beobachten sind die Er- 
gebnisse heute in jeder großen 
Stadt in den USA, in den schwar- 
zen Siedlungen und Distrikten 
ohne jedes Fundament einer so- 
zialen Infrastruktur, ohne Schulen, 


ohne Feuerwehren, ohne gepfla- ` 


sterte Straßen... 

Die Bush-Administration 
spricht, diese kaputten Zonen in 
steuerfreie Gewerbegebiete zur 
Ausnutzung der reichlich vorhan- 
denen billigen Arbeitskräfte zu 
machen. Die Parallelen zu Süd- 
afrika sind unmißverständlich. 


»Umzäunte 
Fabriken« 


Selbstverständlich hat der von der 
Regierung proklamierte » Krieg ge- 
gen das Verbrechen« seinen Preis. 
Einen Menschen ein Jahr hinter 
Gitter zu bringen, kostet mehr, als 
sie oder ihn an die Harvard Uni- 
versität zu schicken. Während das 
Land sich einer ökonomischen 
Krise nach der anderen gegen- 


Ver-:, 


übersieht und die minimalsten so- 
zialen Dienste für die Armen ab- 
schafft, pumpt es gleichzeitig Mil- 
liarden von Dollars in die 
» Verbrechensbekämpfung«. So 
entstehen neue und ominöse Pläne 
wie der des » Gefängnisses mit 
Gewinn«. Warren Burger, ein frü- 
herer Richter des Obersten Bun- 
desgerichts hat öffentlich die Um- 
wandlung von Strafanstalten in ge- 
winnbringende Unternehmen 
gefordert. Er plädiert für die Ab- 
schaffung der geltenden Gesetze in 
Bezug auf die von Gefangenen 
durchzuführenden Arbeiten, für die 
Privatisierung der Gefängnisse und 
ihre Umwandlung in profitable 
Wirtschaftsbetriebe. So könnten in 
den kommmenden Jahren Fabri- 
ken, Textilbetriebe, Giessereien, ja 
sogar High-Tech Industrien in und 
um Gefänpnisse herum entstehen. 
Solche Industrien können - durch 
maximale Ausbeutung gefangener 
Arbeitskraft - nicht nur die not- 
wendige industrielle Produktion 
sondern darüber hinaus Super- 
Profite garantieren. Bereits jetzt 
sind die Arbeitslöhne für Gefange- 
nenarbeit (für Staat, Militär und 
private Auftraggeber) nicht mehr 
als Sklavenlöhne. (In Bundesge- 
fangnissen ca. 30 Pfennige pro 
Stunde, von den Gefangenen drin- 
gend benötigt, um sich 
»Luxusartikekı wie Zahnpasta, Ta- 
bak oder Bücher zu DO von 
der = : 
riss als Druck- und 
Kontrolimechanismus benutzt). 








Das Privat-Gefängnis als private 
Gefängnisindustrie verheißt Wirt- 
schaft und Staat gleichmaßen Vor- 


teile. Einerseits können solche 
Gefängnisse durch die extrema 
Ausbeutung von Arbeitskraft ex- 
trem profitabel (und wesentlich 
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billiger als durch den Staat) unter- 
halten werden, andererseits ent- 
steht dem Staat die Möglichkeit, 
das soziale Risikopotential über- 
schüssiger Arbeitskraft (unter 
Wegfall der Sozialausgaben) von 
den Strassen in die Gefängnisse 
zur Sklavenarbeit zu verlagern. 


Völkermord? 


Nach Angaben der Justizbehörden 
beirug im April 1987 die Zahl dar 
Gefangenen in US-Gefänenissen 
346.659 - mehr als eine halbe Mil- 
lion. Und die » Zuwachsrate« 
steigt, wenn die augenblickliche 
Entwicklung anhalt, werden es in- 
nerhalb der nächsten zehn Jahre 
sme Million Menschen in den 
Gefängnissen sitzen, die Hälfte 
davon Schwarze, obwohl ihr Bevöl- 
kerungsanteil gerade 12 Prozent 
ausmacht. 

Ein genauerer Blick auf die Stati- 
stken zeigt, daß diese Zahlen in 
der Folge der schweren sozialen 
Erschütterungen der späten 60er - 
Jahre sprunghaft nach oben stie- 
ger (1969 brannten in mehr als 
120 Städten der USA die Feuer des 
Schwarzen Widerstandes.) 1925, als 
die USA damit begannen, eine of- 
zielle Gefangenstatistik zu führen, 
betrug die Gefangenenrate 79 auf 
100.000 Einwohner. Diese Rate 
blieb mehr oder weniger konstant 
bis ins Jahr 1972 und sties von da 
an dramatisch nach oben. Mitte 
1956 betrug sie bereits 219 auf 
100.000 Einwohner. Die Betroffe- 
nen dieser » Expansion« sind vor 
allem Schwarze. 1983 betrug die 
Gefangenenrate bei Schwarzen 713 
gegenüber 114 bei WeiBen, 1989 
Waren es bereits 899 Schwarze (auf 
jeweils 100.000 Personen), d.h., ein 
schwarzer Mensch geht achtmal 
mehr-ins Gefängnis als ein Weißer. 
Eine regierungsamtliche Untersu- 
chung aus dem Jahr 1979 kam zu 
der Prognose, daß von jeweils fünf 
Schwarzen Einer während seines 
Lebens eine Gefängnisstrafe ver- 
büssen wird. Die Proportion Ende 
der 8Qer Jahre ist bereits: Einer 
von Vieren. Die Gesamtzahl von 
Schwarzen, die in den USA eine 
Gefängnisstrafe verbüßt haben 
(oder verbüssen), beläuft sich auf 
etwa drei Millionen, beinahe die 
Einwohnerzahl der dirittgrößten 
Stadt der USA. Während die Ge- 
fängnisrate bei Weißen in den USA 
derjenigen der Westeuropäischen 
Staaten entspricht, ist sie bei 
Schwarzen die höchste der Welt, 
zweimal höher noch als die von 
Schwarzen in Südafrika 








Daß diese Zahlen nur eine Spiege- 
lung von Lebensbedingungen sind, 
ist offensichtlich. Es sind in erster 
Linie die » Habenichtse«, die die 
Gefängnisse füllen. Und die sind 
überwiegend schwarz. Die durch- 
schnittliche schwarze amerikanische 
Familie verfügt über ein Jahresein- 
kommen von genau 54 Prozent ei- 
ner weißen Durchschnittsfamilie. 
Etwa 10 Prozent der weißen Ame- 
rikaner leben unter der Armuts- 
erenze, bei Latinos sind es 25 
Prozent, bei Schwarzen 32 Prozent. 
Eine Regierungsstudie geht davon 
aus, daß im Jahr 2000 etwa 70 
Prozent aller Schwarzen Männer 
arbeitslos sein werden. Bereits 
heute sind mehr Schwarze in einem 
Gefängnis als an einem College. 
Und während auf jeweils drei Ge- 
fangene ein Gefängniswärter 
kommt, kommen in den Grund- 
schulen auf jeweils 30 Kinder ein 
Lehrer. (Die umfangreichste Un- 
tersuchung über rassistische Dis- 
kriminierung am Arbeitsplatz, die 
jemals in den USA durchgeführt 
wurde, ergab im Jahr 1969, daß 
zwei Drittel aller Schwarzen, Hi- 
spano-Amerikaner und Indianer 
keine angemessene Arbeit finden, 
Nicht weil Ihnen die Ausbildung 
oder die Fähigkeiten dafür fehlten, 
sondern weil sie rassisch diskrimi- 
niert werden. Diese Untersuchung 
wurde in 123 Städten, 50 Staaten 
und 60 großen Industriebetrieben 
mit insgesamt 26 Millionen Arbeit- 
nehmem durchgeführt. In den 
Slums dieser Städte war fast jeder 
einzelne, der einer Minderheit an- 
gehörte, davon betroffen). 

Die Kinder-Sterblichkeitsrate ist 
bei Schwarzen zweimal, die Müt- 
tersterblichkeit dreimal so hoch wie 
bei Weißen, in 27 Prozent aller 
AIDS-Fälle sind Schwarze die Be- 
troffenen (bei, wie erwähnt, einem 
Bevölkerungsanteill von 12 Pro- 
zent). 52 Prozent aller Frauen und 
53 Prozent aller Kinder mit AIDS 
sind schwarz, 45 Prozent aller 
Schwarzen Kinder leben in Armut, 
80 Prozent der schwarzen Jugend- 
lichen an High Schools müssen 
ihr Studium abbrechen. (» Würden 
Sie eher erlauben, daß Ihr Kind 
geschlagen oder seiner 
Bildungschancen beraubt wird« 
lautete ein weißer Wahlkampfs- 
logan in den 80er Jahren. Schwarze 
Kinder erleiden beides.) 


Todesursache Nummer 1 bei 
schwarzen Männem zwischen 15 
und 24 Jahren ist Totschlag oder 
Mord, 1967 und 1968 waren in 54 
Prozent aller aufgeklärten 
Mordfälle die Opfer Schwarz. 


Die » Ma@nahmen« und Plane der 
Regierung für »soziale Stabilitat« 
haben weder m.t der Armut, mit 
der Wohnungs- und Arbeitslosig- 
keit, noch mit der Krankheit und 
Hoffnungslosigkeit dieser Millionen 
Menschen etwas zu tun. Reagen’s 
mit 21 Milliarden Dollar ausge- 
statteter und von seinem Amts- 
nachfolger mit noch höheren 
Summen zgeführter » Krieg gegen 
die Drogen« (Tatsächlich ein em- 
stes Problem für das Überleben in 
den Schwarzen Communities) be- 
steht, wie auch alle anderen Pro- 
gramme aus: Mehr Polizei, mehr 
Gefangnisse, mehr Zollbeamte, 
mehr Richter, mehr 
»Bewährungshelfer«. In den Ge- 
fangnissen der 90er Jahre ist nicht 
einmal mehr verbal Platz für 
» Rehabilitation«; Ausbildungs- 
und Erzichungsprogramme werden 
gestrichen, die Gelder (44 Milliar- 
den Dollar im Jahr für das Ge- 
fängniswesen) werden in Maximum 
security Frojekte gesteckt. 


Völkermord ist nach der Definition 
der Vereinten Nationen »...das 
vorsätzliche Herbeifiihren oder 
Aufzwingen von Lebensbedingun- 
gen, die dazu führen sollen, die 
physische Zerstörung der Bevöl- 
kerungsgruppe ganz oder in Teilen 
zu bewirken«. 

Exakt dies ist die Realität, mit der 
sich die kolonisierten Völker der 
USA tagtäglich konfrontiert sehen. 


Immigranten 


Während günstigerer wirtschaftli- 
cher Perioden waren Einwanderer, 
in erster Linie Mexicaner insbe- 
sondere als billige Arbeitskräfte für 
die industrielle Produktion und als 
rechtlose Hilfskräfte in der land- 
wirtschaftlichen Saisonarbeit will- 
kommen. Zwischenzeitlich werden 
sie von der US-Regierung als un- 
erwünschte Personen bezeichnet, 
die den US-Bürgm dringend 
benötigte Arbeitsplätze wegnehmen 
würden. Darüber hinaus fürchtet 
die US-Regierung, daß mit gewis- 
sen Einwanderer wie Palästinen- 
sern, Zentral-Amerikanern, Haitia- 
nem oder Irischen Republikaner 
die in diesen Ländern und Gebie- 
ten stattfindenen Befreiungskämpfe 
auch innerhalb des Territoriums 
der USA - praktisch und ideolo- 
gisch - Wurzeln schlagen könnten. 
Ein wesentliches Instrument zur 
Kontrolle und Steuerung des Im- 
migrantenflusses ist der 
»Immigration and Reform Act«, in 
Gesetz, das nur solchen Personen 
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ein Aufenthaltsrecht ermöglicht, 
die bereits in den USA gelebt und 
gearbeitet haben und das Un- 
temehmem die Eimstellung von 
Immigranten untersagt. Plane, 
Vorkehrungen und Übungen im 
Rahmen eines von der » Federal 
Emergency Management Agency 
entwickelten Notstandsprogramms 
(REX '84) sehen die Internierung 
Tausender von Immigranten (wie 
auch Nordamerikanischer » Diss- 
identen«) für den Fall eines von 
der Regierung ausgerufenen 
politischen Notstands vor. 


Aufstands— 
bekämpfung 


In Samuel Huntington's Buch 


» Crisis of Democracy« (heraus- 
gegeben von der Trilateralen 
Kommission 1973) beschreibt der 
Autor die politische Krise der USA 
in den 60er und 70er Jahren als 
hervorgerufen durch 508. 
» unregierbare Gebiete« der 
Schwarzen-, Chicano- und Native- 
American-Movements, zusammen 
mit Frauen und Jugendlichen. Er 
schreibt: » Die Nachfrage nach ei- 
ner demokratischen Regierung 
wächst, während die Kapazitäten 
der demokratischen Regierung sta- 
gnieren. Dies ist - wenn es klar 
würde - das zentrale Dilemma der 
Regierbarkeit der Demokratie...«. 
Er stellt fest, daB die Gesellschaft 
zu demokratisch geworden sei und 
daß »...es wünschenswerte Grenzen 
der undefinierten Entwicklung po- 
litischer Demokratie gibt«. 

In den 70er Jahren studierten die 
US-Militar- und Geheimdienst- 
kreise sehr aufmerksam die Arbei- 
ten von Frank Kitson und Robin 
Eveleigh, zwei britischen Militärs, 
die von der Notwendigkeit einer 
permanenten Aufstandsbekämp- 
fung sprechen. Die Gefahr von 
Aufständen sei ständiger Bestand- 
teil der politischen Landschaft und 
die Aufgabe der Regierung sei es, 
ständig Aufstandsbekämpfungs- 
Programme auf niedrigem Niveau 
(low-intensity-strategies) zu fah- 
ren, um revolutionäre Bewegungen 
am Boden zu halten. Gefängnisse 
dienen in diesem Modell als wich- 
tige Taktik, politische Führer und 
Organisatoren in Schach zu halten. 

Unter diesem Gesichtspunkt ist es 
interessant, daB William Nagel, ein 
sehr bekannter US-Kriminologe in 
einer Analyse über das Hoch- 
schnellen der Gefängnisraten kei- 
nen Zusammenhang zwischen der 
Kriminalitätsrate (und der Gewalt- 
kriminalität) und den Gefängnis- 


raten, und ebensowenig einen Zu- 
sammenhang zwischen der Krimi- 
nalitätsrate und dem Anteil inhaf- 
tierter Schwarzer in den einzelnen 
Bundesstaaten entdecken konnte. 
Allerdings entdeckte er sehr wohl 
augenfällige Verhältnismäßigkeiten 
zwischen der Gefängnisrate und 
dem jeweiligen Bevölkerungsanteil 
Schwarzer. Mit anderen Worten: 
Menschen gehen in wachsender 
Zahl ins Gefängnis weil sie schwarz 
sind und nicht wegen eines An- 
wachsens der Kriminalitätsrate. 
Zwei Britische Kriminologen, Ste- 
ven Box und Chris Hale, kamen zu 
ähnlichen Resultaten und folgerten, 
daB ökonomische Instabilität und 
nicht wachsende Kriminalität in 
erster Linie Menschen ins Gefäng- 
nis bringt, als » Pfand« derjenigen, 
die in der Gesellschaft die Macht 
ausubs<.. 


Politische 
Gefangene 


Als in den 60er Jahren gleichzeitig 
mit dem Anwachsen der Bürger- 
rechtsbewegung und des Black- 
Power-Movement die Zahl der 
Schwarzen Politischen Gefangenen 
wuchs, wurde der Gefängnis- 
Kampf ein dominierender Teil des 
Schwarzen Befreiungskampfes. 
Heute sind mehr als Hundert Poli- 
tische Gefangene in den US-Ge- 
fängnissen eingesperrt. Sie kommen 


aus den Befreiungsbewegungsn dar 
Schwarzen, der Pusronicamer. 
Neu-Afrikaner und Native Amen-— 
cans, sie sind progressme Cimsten 
weiße Antiimperialisten, mamiz 
Pazifisten... Die US Res 
bezeichnet sie als Krmin umd 
Terroristen und ezt = -e ii 
sie an ihren politischen Obezes- 
gungen festhalten — einer zes 
rischen Behandlung mn Hoc 
cherheitsgefängnissen ==, som 
und entworfen zur totalen Eos- 
trolle jeder Regung des Lebens der 
in ihnen begrabenen Gelanpene= 
Und somit auch ein Tel Gear Ea 
kulierten Strategie, de Besezunzsn 
zu zerschlagen und andeızs wa 
Widerstand und Erhebung sms- 
halten. 


Das Marion-Gefängns m Sam- 
Illinois -— als Höchst Scherer - 
gelängnis - dient as Fıpemzues- 
tier-Modell und » frend-sefism 5 
daş gesamte Gefängnispzizm In 
insgesamt 20 Bundesstssten sind 
solche » control unlis« m ar Fis- 
nung oder im Bau In Mages = 
öffnete die Gelinzuisbehörden 
(Bureau of Prsoms - BOP) mm 
ersten Kontroll Eiubeiien = 
denen Gefangene semsarscher De- 
privation und Emmzelsbsonderume 
unterzogen werden. > Besısz- 
fungex nim m kamen 
fensterlosen upd schalklärkten 
Zellen, sog. » bamzamı salt (in 
den ersten Jahren des Gefänenisses 


Kalifornien: Das Gefängnis von San Quentin mit dem dritigrößten Todestrakt der USA. 


Eıpemmenüierte das BOP darüber 
Kuss: ai Drogen zur Kontrolle 
Usk- Prisoners.) Der Gefange- 
samske besteht aus 23stiindigem 
Smegsschlossemsein in winzigen 
Zen bei absolutem Kontaktver- 
Dot wmiereinander, verdammt zur 
ntzlen Beschäftipungslosigkeit; aus 
Desmpitearsisrafen, bei denen der 
Hafner nackt auf seinem Bett aus 
Zement festgeschnallt wird; aus 
Bachen mit totalem körperlichen 
Romtaktverbot, ausgeschlossen von 
eda Ar von Arbeit, Beschaiti- 
gunes- oder Bildungsprogrammen, 
Gomppenakiivitaten und religiösen 
Jss2mumpenkiniten. Gefangene, die 
gegen die »Regeln verstoßen«, 
werden von Kollkommandos der 
Wachen zusammengeschlagen. 


im Oktober 1986 wurde im Bun- 
Gespefanenis in Lexington 
(Lesimeton Federal Correctional 
kse) in Kentucky ein Control 
Un: für Frauen eröffnet. Eine un- 
terirdische Anlage, in der senson- 
sche Deprivation, extreme Isolation 


und sexueller Emiedrigung der _ 
WescGchen Inhaftierten praktisch 
wom der ersten Stunde an 
»programmatischer Teil« der be- 
absschtigten 

» Verhaltensmodifikation« waren. 


Der Direktor des BOP bezeichnete 
de Haftibedingsungen der Frauen 
== »nmoiwendig für eine adäquate 
Sicherheitsvorsorge«. Ihre radika- 
in politischen Positionen würden 
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sie zu einer, » zu Ausbrüchen nei- 
genden« Bedrohung fiir die Ge- 
sellschaft machen. Andere Gefäng- 
nisoffiziele äußerten den Frauen 
gegenüber, die einzige » Avenuex, 
die aus den Control Units heraus- 
führe, sei der Bruch mit ihren po- 
litischen Prinzipien. 

Nach einer nationalen Protestkam- 
pagne kündigte das BOP im Ok- 
tober 1987 an, das Lexington 
Control Unit zu schließen. 
Tatsächlicher Hintergrund dieser 
Bereitschaft schien jedoch eher zu 
sein, daB Lexington sich bereits als 
zu klein erwiesen hatte, um alle 
politischen » Terorristinnen« des 
Landes aufzunehmen. 

Im Juni 1988 führte eine Klage 
von drei Inhaftierten zum Urteil 
eines Bundesgerichts, das fest- 
stellte, daB die Gefangenen 
»aufgrund ihrer politischen Über- 
zeugungen verfolgt« würden, und 
mit dem die sofortige Verlegung 
aus der Control Unit angeordnet 
wurde, Bis zum August 1988 wur- 
den alle Frauen aus dem Lexington 
Control Unit verlegt und es wurde 
geschlossen. Im gleichen Monat 
eröffnete das BOP jedoch in Ma- 
rianna, Florida ein neues Bundes- 
gefängnis, das eine spezielle 
Frauenabteilung enthielt, die, wie 
das BOP sagte, »die Mission von 
Lexington fortsetzen« würde. 


Frauen 
im Gefängnis 


Die Zahl der inhaftierten Frauen 
ist innerhalb der vergangenen zehn 
Jahre um 138 Prozent - auf über 
40.000 - gestiegen. Unter diesen 
Frauem befinden sich weit über- 
durchschnittlich viele Latinos, 
Schwarze und Native Americans, 
zwei Drittel davon sind unter 35 
Jahre alt, 90 Prozent sind allein- 
stehende Mütter, 85 Prozent hier- 
von wiederum mit einem Einkom- 
men von weniger als 2000 Dollar 
jährlich bis zum Zeitpunkt ihrer 
Inhaftierung. Die meisten befinden 
sich wegen Eigentumsdelikten in 
Haft. Von den relativ wenigen, die 
wegen eines Gewaltverbrechens in- 
haftiert sind, wurde die überwie- 
gende Mehrheit im Zusammenhang 
mit einer Selbstverteidigung (oder 
Verteidigung ihrer Kinder) gegen 
Mißhandlung oder Mißbrauch ver- 
urteilt. Ihre Gefangenschaft ist 
keine Reflektion ihres » kriminellen 
Charakters« oder krimineller 
Handlungen als vielmehr der Rolle 
von Frauen in dieser Gesellschaft. 

Einmal im Gefängnis, sind die 
Frauen einer, oft auch physischen, 


mehr aber psychischen und sexu- 
ellen Gewalt ausgeliefert. Sie wer- 
den zum Objekt sexueller Belästi- 
gung und Erpressung im » Tausch« 
sexueller Handlungen gegen 
» Begtinstigungen« durch das 
männliche Wachpersonal, (wobei es 
sich bei den » Begünstigungen« in 
der Regel um die dringendsten 
Notwendigkeiten des täglichen 
(Über)Lebens handelt.) In Haftan- 
stalten, in denen sich auch männ- 
liche Gefangene befinden, sind sie 
nicht selten, mit stillschweigender 
Duldung durch das Wachpersonal, 
auch sexuellen Angriffen von deren 
Seiten ausgesetzt. Selbst machtlos, 
stellen diese Männer für die 
Frauen eine zusätzliche Atmo- 
sphäre der Einschüchterung dar, 
Gefangenen Frauen sind nicht 
einmal jene, meist ohnehin unzu- 
länglichen Ausbildungsmöglichkei- 
ten zugänglich, die männlichen 
Gefangenen angeboten werden, sie 
sind würdelos in jeder Beziehung. 
Lesbierinnen oder lesbische Bezie- 
hungen werden zu jeder denkbaren 
Form der Erpressung benutzt. 
Weibliche Gefangene verlieren 
nicht nur ihre Freiheit, sondem 
zusätzlich fast immer auch jeden 
Kontakt zu ihren Kindern, 
manchmal für immer. 


Überall in der Welt - und auch in 
den USA - hat sich innerhalb der 
letzten 20 Jahre die Anzahl der 
Frauen in revolutionären oder pro- 
gressiven Bewegungen vervielfacht. 
Dies hat sich auch in der wachsen- 
den Zahl weiblicher Politischer 
Gefangener niedergeschlagen. In 
den USA sind etwa 25 Prozent der 
Politischen Gefangenen Frauen. 

Insbesondere sie sind - neben den 
erwähnten Haftbedingungen der 
Isolation und Deprivation - einer 
intensiven und andauernden Me- 
thode psychischer, physischer und 
sexueller Unterdrückung, Erniedri- 
gung und Manipulation ausgesetzt 
- von der rektalen und vaginalen 
Fingeruntersuchung durch männ- 
liche Wachen bis zur Video-Dau- 
erkontrolle auch unter der Dusche, 


Zum Begriff 
des Politischen 
Gefangenen/ 
Kriegs— 
gefangenen 


In gewisser Weise sind die meisten 
Gefangenen natürlich »politische 
Gefangene« insoweit, als ihre In- 
haftierung in direktem Zusammen- 
hang steht mit den Bedingungen er 
Unterdrückung in der US-Ge- 
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sellschaft. Davon auszugehen heißt 
aber, keinen Raum zu lassen für 
die Unterscheidung zwischen jenen, 
die wegen Mordes, Raubes, Be- 
trugs auf der einen Seite, und 
Enteignungsaktionen, Angriffen auf 
US-Einrichtungen, Demonstratio- 
nen, Zerstörung von Nuklearanla- 
gen auf der anderen Seite einge- 
sperrt sind. Die Festsstellung, daß 
die meisten Gefangenen vor ihrer 
Inhaftierung unterdrückt und aus- 
gebeutet wurden, ist sicher - ge- 
rade bei Farbigen Gefangenen - 
wahr, aber unzureichend. Nicht alle 
Menschen haben dasselbe Be- 
wuBisein oder dieselbe Bereitschaft 
zum Kampf. Dies sind jedoch 
Merkmale, die zur Definition des 
Politischen Gefangenen unver- 
zichtbar sind. 


»Politische Gefangene sind das 
Resultat realer politischer und so- 
zialer Konflikte der Gesellschaft. 
Es gibt keine Gesellschaft, die frei 
ist von Widersprüchen und somit 
keine Gesellschaft ohne politische 
Gefangene. Die Absurde Behaup- 
tung der US-Regierung, daß sie 
allein keine Politischen Gefangenen 
abe, ist gleichbedeutend mit ih- 
rem Standpunkt, daß es keine legi- 
time Basis für soziale oder politi- 
sche Bewegungen gibt, die um 
grundlegende gesellschaftliche 
Veränderungen kämpfen. Die 
Strategie der Kriminalisierung und 
Isolierung Politischer Gefangener, 
das Leugnen ihrer Existenz, erlau- 
ben den USA die Aufrechterhal- 
tung der Lüge, daß die US-Ge- 
sellschaft im Zustand des sozialen 
Friedens existiere und alle auftre- 
tenden Widersprüche lediglich Wi- 
dersprüche innerhalb der existie- 
renden bürgerlich-demokratischen 
Ordnung seien. 

Auf der ganzen Welt - von Rob- 
ben-Island in Südafrika bis zum 
Mariona-Gefängnis in EI Salvador 
werden Politische Gefangene ver- 
standen als jene Frauen und Män- 
ner, die auferund einer bewußten 
politischen Entscheidung gegen 
soziale Ungerechtigkeit, Kolonia- 
lismus und/oder Imperialismus 
kämpfen und als Ergebnis solcher 
Handlung oder Überzeugungen in- 
haftiert wurden. Sehr oft sind Poli- 
tische Gefangene allerdings nicht 
offen wegen politischer Aktivitäten 
in Haft. So sind - oder waren - z. 
B. Geronimo Fratt, Leonard Peltier 
und Dhoruba Bin-Wahad mit 
Mordanklagen im Gefängnis, Ale- 
jandrina Torres und die »Ohio 
Seven« wegen »Verschwörung zum 
Aufruhr« Andere, die zunächst 
wegen sozialer Delikte im Gefäng- 


ms Waren, politisierten sich dort, 
erhielten höhere oder zusätzliche 
Strafen und befinden sich heute 
allein aus diesem Grunde noch in 
Haft.« 

(FREEDOM NOW) 


Zum Verzeichnis 
politischer 
Gefangener/ 
Kriegs— 
gefangener 


Die Liste der von FREEDOM 
NOW als solche bezeichneten Po- 
litischen Gefangenen/ Kriegs- 
gefangenen umfaßt etwa 100 
Namen. Diese Liste ist nicht 
umfassend und erhebt auch nicht 
den Anspruch, es zu sein, oder 
damit zu dokumentieren, wer als 
Politischer Gefangener zu gelten 
hat und wer nicht. Andere Orga- 
nisationen führen weitere Namen 
in ihren Listen - und sie tun dies 
zu Recht. Auch unser Verzeichnis 
im Schlußteil des Heftes tut dies. 
FREEDOM NOW hat sich jedoch 
bewußt jener Fälle angenommen, 
die - umfassend dokumentierbar - 
ihre Forderung nach Amnestie 
(und darunter ist die 
bedingungslose Entlassung aus 
dem Gefängnis zu verstehen) mög- 
lichst unangreifbar untermauem 
können. So gesehen ist diese Liste 
aber eben weder abgeschlossen 
noch als vollständig zu betrachten. 

Neben den politischen Gefangenen 
gibt es eine bemerkenswerte An- 
zahl von Kriegsgefangenen 
(Prisoners of War - POW). Diese 
Gefangenen sind Angehörige un- 
terdrückter Nationen, deren be- 
waffnete Befreiungsgruppen (z.B. 
die puertoricanische FALN) sich 
mit den Vereinigten Staaten im 
Kriegszustand befinden. Die Posi- 
tion von Kriegsgefangenen ist üb- 
licherweise - in Übereinstimmung 
mit internationalem Recht - daß 
die Gerichte der USA keine Zu- 
ständigkeit für sie besitzen. Sie 
weigerm sich folglich in der Regel 
auch, an prozessualen Verfahren - 
ihren eigenen Prozess einge- 
schlossen - teilzunehmen. Viele 
Internationale Abkommen und In- 
ternationales Recht stützen die 
Positionen, darunter die Protokolle 
I und II der Genfer Konvention, 
die Resolution 1415 der Vollver- 
sammlung der Vereinten Nationen 
(die klar zum Audruck bringt, daß 
Kolonialismus ein Verbrechen ge- 
gen die Menschlichkeit darstellt 
und diejenigen, die im Kampf da- 
gegen gefangengenommen werden, 
Kriegsgefangene sind). 


Juristische Bestimmung 
im Heft verwendeter Begriffe 
Selbstbestimmung 


»Selbstbestimmung/Self-Determination« wird definiert als das 
Recht eines Volkes, »ohne Einmischung von außen seinen 
politischen Status zu bestimmen und seine wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Entwicklung zu betreiben«. (Erklärung zu den 
Grundsätzen des Völkerrechts betrefffend freundschaftliche 
Beziehungen und Zusammenarbeit der Staaten untereinander in 
Übereinstimmung mit der Charta der Vereinten Nationen.) 


Volk 


Um das Recht auf Selbstbestimmung in Anspruch nehmen zu 
können, muß eine Gruppe ein »Volk« bilden; dies wird definiert als 
»eine Gruppe von Menschen, die in einem bestimmten Land oder 
Ort leben und eine eigene Rasse, Religion und Sprache haben 


' sowie Traditionen und die vereint sind durch die Identität von 
' Rasse, Religion, Sprache und Überlieferung in einem Gefühl der 
| Zusammengehörigkeit mit dem Ziel, ihre. Art und Weise der | 


Religionsausübung zu pflegen, ihre besondere Art und Weise der 


Kindererziehung aufrechtzuerhalten in Übereinstimmung mit Geist 
und Tradition ihrer Rasse, sowie in gegenseitiger Unterstützung zu | 


leben«. (Internationaler Gerichtshof 1970, Ent-scheidung im 
griechisch-bulgarischen Fall) 


Genozid 
»Genozid« bezeichnet Handlungen, die in der Absicht begangen 


werden, eine nationale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppe 
ganz oder teilweise auszuroften. 


| Ethnozid 


«Ethnozid« liegt dann vor, wenn einer ethnischen, religiösen oder 
sprachlichen Minderheit oder einer zu einer solchen Minderheit 
zählenden Einzelperson das Recht verwehrt wird, in Gemeinschaft 
mit den anderen Mitgliedern dieser Gruppe die eigene Kultur und 
Tradition zu pflegen, die eigene Religion zu bekennen und 
auszuüben oder die eigene Sprache zu pflegen und zu sprechen. 


I Menschenrechte 


»Menschenrechte/Human Rights«: Fir die »Menschenrechie« gibt | 


es keine genaue Definition. Jedoch hat das Konzept der 
Menschenrechte, wie es in der allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte niedergelegt ist, einen Kern allgemeiner 
Brauchbarkeit. Einige ihrer Bestimmungen schaffen entweder 
allgemeine Rechtgrundsätze oder verdeutlichen grundlegende 
Gedanken zur Menschlichkeit. Die allgemeine Erklärung der 


| Menschenrechte muß als allgemeingültige Vereinbarung für alle 


Völker und Nationen betrachtet werden mit dem Ziel, daß jedes 
Individuum und jede gesellschaftliche Gruppierung bemüht sein 
soll, durch Lehre und Erziehung die Verwirklichung der Rechte und 


| Freiheiten anzustreben, wie sie in der Menschenrechtserklärung 


festgeschrieben sind, und zwar ohne Ansehen der Rasse, der 


Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der | 


politischen oder sonstigen Meinung, der nationalen oder sozialen 
Herkunft, des Eigentums, der Geburt oder des gesellschaftlichen 
Status. (Siehe dazu im Anhang: Internationale Gesetze und 


Vereinbarungen.) 
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»Wenn sie euch hier spalten, 
spalten sie euch überall« 


Die 60er Jahre - 


Von der moralichen Antikriegsbewegung 


zum bewaffneten Kampf 


Ein kurzer AbriB 


Studentischer 
Protest und 
Antikriegs— 
koalitionen 


Obwohl das, was sich heute - im 
breitesten Sinne - als politischer 
Widerstand nach dem 2. Weltkrieg 
in den USA bezeichnen läßt (und 
sowohl inhaltlich als auch organi- 
satorisch in viele Teile zerfällt), 
seine Ursprünge bereits in der 
McCarthy Ära der 50er Jahre hat, 
nahm er erst etwa seit 1965, nicht 
zuletzt mit dem Widerstand gegen 
den Vietnamkrieg, kollektivere 
Formen an. 

Wichtigste Träger des organisierten 
Widerstandes wurden zunächst Ju- 
gendliche und Studenten, die In- 
halte waren - zumindest zunächst 


- eher moralisch geprägt.( » Wir 


sind der Überzeugung, daß der 
ganze Krieg in Vietnam verbreche- 
risch und unmoralisch ist,...daß die 
Scheußlichkeiten...um diesen Krieg 
gegen das Volk von Vietnam zu 
führen, unentschuldbar sind«). 
Eine der wenigen Gruppen, die 
bereits damals diesen Krieg als di- 
rekten Ausdruck des amerikani- 
schen Imperialismus sah, das (von 
der Progressive Labor Party beein- 


flußte, 1964 gegründete) »2nd May 


Movement«, löste sich 1966 in den 
SDS (Students for a Democratic- 


Society) auf, der seit 1965 den 
Schwerpunkt seiner Aktivitaten auf 
die Opposition gegen den Viet- 
namkrieg legte. 1965 fand der erste 
nationale Antikriegs-Marsch nach 
Washington statt, an dem sich 
mehr als 25 000 DemonstrantInnen 
beteiligten. Eine weitere SDS- 
Kampagne gegen die Wehrpflicht 
im Winter 1966/67 blieb dagegen 
weitgehend auf die studentische 
Opposition beschränkt. Desertions- 
kampagnen und Versuche, den Wi- 
derstand innerhalb der Armee zu 
organisieren, blieben ebenfalls 
weitgehend erfolglos. 

Im Laufe der Zeit ersetzte auch 
innerhalb des SDS eine mehr und 
mehr antiimperialistische Ausrich- 
tung die moralischen Proteste. Vor 
allem durch die »Weathermen«- 
Fraktion vertreten, kam eine starke 
Orientierung auf die Verselbstandi- 
gung und den Repressionscharak 1- 
ter von Polizei und Militär hinzu. 
Die Ausweitung der Kampfformen 
zum militanteren Widerstand und 
die Vorstellungen, durch die Auf- 
nahme des Guerillakampfes auch 
die weiße Bewegung zu radikali- 
sieren, scheiterten aber. (An einem 
»Zweiten Vietnam« unter dem 
Slogan »Bring the War Home« 
nahmen in Chikago im Oktober 
1969 gerade 200 bis 300 Aktivi- 
stInnen teil. 
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»* Universitäten in 


Die hauptsächliche Arbeit des 
(1969 gespaltenen) SDS bestand in 
der Folgezeit in erster Linie in der 
Organisation großer Friedensde- 
monstrationen auf der einen Seite 
und dem »inneruniversitären« Wi- 
derstand gegen die dort tätigen 
Rekrutierungsbüros und den Na- 


palmfabrikanten Dow Chemical 
andererseits. Mit der Invasion 
Kambodschas ereichte dieser 


Kampf im Mai 1970 einen seiner 
Höhepunkte. Nach dem Mord an 
vier Studenten der Kent State 
University durch die Nationalgarde 
(in der Folge des Niederbrennens 
eines Rekrutierungsbüros auf dem 
Campus) traten hunderte von 
monatelange 
Streiks. 

Mobilisiert durch den Einmarsch in 
Kambodscha ziehen 70000 Kriegs- 
gegner nach Washington (im 


November 1969 organisierte das 


New Mobilisation Comittee -New 
Mobe- einen Marsch von 250000). 
Dabei kommt es zum Bruch der 
Antikriegskoalition und zur 
Gründung neuer Gruppen. (z.B. 
National Peace Action Coalition, 
eine opportunistische Geburt der 
Socialist Workers Party, die sich 
auf der Demonstration dadurch 
hervorgetan hatte, daB sie fiir den 
»störungsfreien Ablauf« sorgte.) 

Die Restgruppen des New Mobe 
bilden ebenfalls neue Örganisatio- 
nen, darunter die Coalition Against 
War, Racism and Repression 


‘NCAWRR), die unter anderem 





die Freilassung aller politischen 
Gefangenen forderte und den 
Vietnamkrieg nur als ein Symptom 
des amerikanischen Imperialismus 
betrachete, der auf allen Ebenen 
gleichzeitig zu bekämpfen sei. 


Unter Rennie Davis bildete sich 
zieichzeitig das »Alay Day Collec- 
fivex, das neben seiner Unterstüt- 
zung eines sog. »People’s Peace 
Treaty« die Lahmlegung der 
Washingtoner Innenstadt durch 
militante Aktionen plante. 

Im April 71 sorgten nicht zuletzt 
mehr als 1000 Angehörige der 
»Vieinam Veterans Aiganst The 
War« für den Beginn einer der 
eindrucksvollsten Antikriegsde- 
monstrationen der 70er Jahre in 
Washington. Ein Rockkonzert mit 
75 000 Teilnehmern wurde von der 
Polizei aufgelöst, mehr als die 
Hälfte blieb jedoch in der Stadt, 
um sich an den für den 3. Mai be- 
ginnenden Aktionen des May 
Day Collective« zu beteiligen. Am 
Abend dieses Tages waren 7 000 
Menschen verhaftet, zwei Tage 
später waren es 13 000. 


Ein Jahr später nahmen nur mehr 
15 000 Menschen an einem weite- 
ren Protestmarsch teil, einem 
Aufruf zu einer Massenkundge- 
bung gegen die erneute Auswei- 
tung des Bombenterrors gegen das 
vietnamesische Volk fiir den Januar 
1973 kam die Nachricht von der 
Einstellung der amerikanischen 
Agression in Vietnam zuvor. 

Die Bewegung, deren übergroße 
Mehrheit niemals den Schritt zu 
einer radikalen Kritik des beste- 
henden Systems - und noch weni- 
ger zu einer damit verbundenen 
politischen Praxis - vollzogen 
hatte, zerfällt. 


Die neue Linke, 
Black Power und 
antiimperialisti— 
scher Kampf 


Wahrend bereits 1964 das liberale 
Establishment versuchte, die stir- 
ker werdenden Emotionen gegen 
den Krieg aufzufangen und in Ak- 
tionen, auf denen »beide Seiten« 
zu Wort kamen zu kanalisieren, re- 
bellieren in Watts, Harlem und an- 
derswo die Schwarzen (was letzten 
Endes dazu beitrug, daß die gemä- 
Bigte Bewegung um Martin Luther 
King den Weißen »annelmbarer« 
erschien und »anerkannt« wurde). 
Andere - militante - Weiße schlie- 
Ben sich den Forderungen der ra- 
dikalen Schwarzen (nach Aktions- 
bündnissen, die sich nicht nur in 
Debatten und Diskussionen ver- 
laufen) an und organisieren Waf- 
fen, die sie an Schwarze weiterge- 
ben oder bei kommenden Rebel- 
lionen in schwarzen communities 
selbst einsetzen wollen. In der 


»Neuen Linken« gewinnen die 
Opportunisten vom Typ Volksfront, 
IV, Internationale (Socialist 
Workers Party), und andere zu- 
nehmend weniger Boden. Sie er- 
klärt sich als »revolutionär kom- 
munistisch«. Für ein »Revolutio- 
nares Friedenscorps«, (R.P.C), das 
bewaffnete Kämpfer in unter- 
entwickelte Länder entsenden will 
(praktisch aber nie realisiert wurde) 
melden sich Menschen aus allen 
Teilen der USA - Namen, die der 
Bewegung noch sehr nützlich 
werden sollen. 

Gleichzeitig gibt es (vor allem an 
der Westküste) schwarze, sich 
schnell entwickelnde Organisatio- 
nen, vor allem die BHF - Black 
Panther Party. Gegründet von 
Huey Newton, einem »Veteranen« 


der Austäönde von Watts, und 
Bobby Seale beschränken die 
Panthers sich zunächst auf die 


Selbstverteidigung gegen die wi- 
derwärtigen Polizeipraktiken. Mehr 
und mehr durch die Repressionen 
der Polizei provoziert, bewaffnen 
sie sich - was nach dem Califomi- 
schen Gesetz nicht illegal war. Als 
sie zurückschießen, wird das Ge- 
setz geändert, Waffentragen - für 
sie - ungesetzlich. 

Panthers werden zu ständigen Op- 
fern von Razzien, Massenverhaf- 
tungen und Polizeimorden. Huey 
Newton wird in's Gefängnis ge- 
steckt, weil er angeblich einen wei- 
Ben Polizisten (mit der Pistole ei- 
nes anderen Polizisten) getötet har, 
Eldridge Cleaver wird ins Exil ge- 
jagt, Bobby Seale unentwegt unter 
anderen Vorwänden verhaftet. 

Die lokalen Polizeibehörden wis- 
sen, daB jede Aktion gegen die 
Panther auf die volle Unterstüt- 
zung der Regierung zählen kann, 
nachdem das FBI sie als die 
»größte nationale Bedrohung« 


bezeichnet hat. In New York wer- 


den 21 Panther angeklagt, eine 
Verschwörergruppe gebildet zu ha- 
ben. In Los Angeles greifen 300 
Polizisten mit Hubschraubern, 
Mauerbrechem ound schweren 
Watfen das Hauptquartier der BPP 
an, Zwölf Panthers leisten ihnen, 
mit Gewehren und Pistolen be- 
waffnet Widerstand, bis die Muni- 
tion ausgeht. In Chikago über- 
rascht ein ähnlicher Überfall die 
Panther im Schlaf. Fred Hampton 
und Mark Clark werden durch die 
Tür hindurch erschossen. Das Be- 
weismatarial für die Mordanklagen 
der Überlebenden wird so schlecht 
gefälscht, daß sogar die Presse es 
merkt. Trotzdem werden die 
Überfallenden und nicht die Poli- 
zisten vor Gericht gestellt. Diese 
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spektakulären Fälle sind jedoch nur 
dramatische Höhepunkte dessen, 
was alltäglicher Terror ist: Durch- 
suchungen, Zerstörung von Woh- 
nungen, Verhaftungen, konstruierte 
Anklagen. 


Nicht nur unter den Schwarzen 
(Weathermen, die Black Liberation 
Army etc.) gewinnt der bewatfnete 
Kampf Anhänger. auch weiße an- 
timperialistische Guppen entste- 
hen, während die Neue Linke als 
Bewegung sich ebenfalls außer- 
stande erweist, radikale Opposition 
nicht nur zu formulieren (schon im 
Dezember 1967 marschierten eine 
halbe Million Menschen durch 
New York unter der Fahne der 
F.L.N.), sondern auch in .antirassi- 
stische, antiimperialistische Praxis 
umzusetzen. Viele der Aktionen 
des bewaffneten weißen Wider- 
standes sind in der Öffentlichkeit 
bekannt: Die Angritfe auf das 
Warenlager der United Fruit Com- 
pany, auf die Filialen der Marine 
Midland und der Chase Manhattan 
Bank, Standart Oil und General 
Motors, auf Bundesbüros und 
Kriminalgerichte, die Munitionsfa- 
brik in Hannover, auf drei Fabri- 
ken von General Electrics in New 
York. Andere - und sie fanden in 
diesen Jahren fast täglich in den 
Städten der USA statt - bleiben 
eher unbekannt: In New York ex- 
plodieren sieben Streifenwagen der 
Polizei, in Kalifornien werden in 
relativ kurzer Zeit zwölf Polizisten 
getötet. 


Der Aufstand 
der Gefangenen 


Ende 1970 ist die Situation in den 
Gefängnissen explosiv wie nie zu- 
VOL, 

Die seit einigen Jahren sichtbar 
gewordene Gefangenenbewegung 
(die ihre Wurzeln schon in den 
50er Jahren im Kampf inhaftierter 
Black Muslims um religiöse Frei- 
heiten hat) ist gewachsen und hat 
sich politisiert. 1962 gründete Ge- 
orge Jackson im Gefängnis von 
Tracy politische Diskussiongrup- 
pen, 1964 finden in-San Quentin 
erste, regelrechte teach-ins statt. 
In Folsom kam es im März 1961 
zur ersten militanten Gefängnisre- 
volte. Ende der 60er Jahre erfährt 
diese Bewegung - vor allem durch 
die Verhaftung der zahlreichen 
Panther - einen weiteren Auf- 
schwung. Im Oktober 1969 führen 
Panther in San Quentin einen 
Hungerstreik gegen die Gefang- 
nisleitung und fordem die Beset- 





zung des Postens mit einem 
Schwarzen. In mehreren Gefäng- 
nissen gibt es Ortgruppen der BPP 
(und anderer revolutionärer Orga- 
nisationen der schwarzen, mexika- 
nischen und  puertoricanischen 
Minderheit). Im. Herbst 1979 
kommt es - wenige Tage nach ei- 
nem gescheiterten Ausbruchsver- 
such Jonathan Jackson's aus dem 
Gerichtsgebäude von San Raphael 
in Kalifornien in New zu einer Re- 
bellion, bei der 800 Gefangene vier 
Stockwerke für mehrere Tage be- 
setzen. Ende August rebellierten 
auch in San Quentin 300 Gefan- 
gene (und forderten ihre Überstel- 
lung in ein kommunistisches Land). 


Anfang Oktober brechen in vier 
Stadtgefängnissen von New York 
Unruhen aus. 2800 Gefangene sind 
im Aufstand und halten 28 Geiseln 
fest. 


Im Staatgefängnis von New York 
schließen sich Gefangene an und 
nehmen ebenfalls Wärter als 
Geiseln. Gleichzeitig streiken 2100 
Gefangene in Folsom in Kalifor- 
nien. 


Am 28. August 1971 treten dann 
die Insassen von Block D in At- 


tica, New York in einen Hunger- 
streik gegen die Ermordung von 
George Jackson in San Quentin. 
Zwei Wochen später kommt es in 
Attica zum Aufstand, der von der 
Polizei und Nationalgarde im Blut 
erstickt wird. 39 Menschen, dar- 
unter 9 Wärter sterben. i 
William Kunstler, ein Anwalt Foli- 
tischer Gefangener und Akti- 
vist/inn/en sagte am 18. Septem- 
ber 1971, kurze Zeit nach dem 
staatlichen Blutbad auf einer De- 
monstration mit Angehörigen der 
Getöteten: 

»Sie standen zusammen, Sie 
kämpften zusammen. Sie waren 
stark. Sie hielten diesen Scheiß- 
Staat vier Tage lang in Atem. Un- 
sere Gegner haben immer versucht, 
uns zu spalten; ob wir nun 
Schwarze, Weiße, Chicanos oder 
Puertoricaner sind. Aber die Män- 
ner in Attica konnten sie nicht 
spalten... Und Attica ist Harlem, 
Attica ist Watts und jedes andere 
Ghetto und jede andere Stadt. 
Wenn sie euch hier auf der 126. 
Straße spalten, werden sie euch 
auch in Aubum und San Quentin 
spalten und überall sonst. Wenn 
sie euch hier spalten, spalten sie 
euch überall. 

Steht zusammen!« 
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DE ER SSR ERBEN Dur a. 


» Wir 


brauchen Verblindete, die 
uns helien zu siegen, keine Ver- 
bündeten, die uns raten, gewaltlos 
zu sein. Wenn ein Weißer ein Ver- 
bündeter sein will, fragt ihn, was er 
über John Brown denkt. Wißt ihr, 
was John Erown tat? Er kämpfte 


als Weißer gegen Weiße, um Skla- 


ven zu befreien. Er war nicht ge- 
waltlos. «w 
(Malcolm X, am 5. Juli 1964) 


Am 11. Mai 1983 griff ein Kom- 
mando der »United Freedom 
Front« das 77. U.S. Army Reserve 
Command Center, (800th Military 
Police Group) in Hampstead, N.Y. 
und die U.S. Naval Militia Base 
(Naval Reserve Center) in White- 
stone, Queens, N.Y. mit Spreng- 
stoff an. 

In der Erklärung zu diesen Aktio- 
nen hieB es: 

»Das Volk von El Salvador kämptt 
gegen eine brutale Diktatur und 
lebt unter Bedingungen der Öko- 
nomischen Ausbeutung, der poli- 
tischen Unterdrückung, des Hun- 





gertods und menschlichen Leidens 
seit Generationen. Während sich in 
Nicaragua das Volk in einem har- 
ten und langen Kampf von der 
durch die US-Regierung unter- 
stützten Diktatur befreien konnte, 
rüstet Reagan finanziell und mili- 
tansch für einen Angnif auf die 
populäre Sandinisüsche Regierung. 
in El Salvador rauben, folterm, er- 
niedrigen und massakrieren die 
iaschistischen miltärischen Mario- 
netten zéhntausende von Canipesi- 
nos und andere Zivilisten. Wieder 
einmal bejligt ein Präsident - 
diesmal Reagan - das amerikani- 
sche Volk, um Unterstützung für 
einen welteren blutigen Krieg zu 
finden. Doch diese Lügen werden 
nicht die Wahrheit und die Tatsa- 
chen über das Wolk von El Salva- 
dor verschleieri, noch ihren Frei- 
heitskampf stoppen...« 


sechs Jahre später - 1959 - stan- 
den weiße Antiimperialisten wegen 
dieses und anderer Agriffe auf US- 
Militäreinrichtungen, Rekrutie- 
rungsstellen, Südafrikanische Re- 
gierungsbüros in den USA, Nie- 
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Die »Ohio 7« 


deriassungen von IBM, Union 
Carbide, Motorola, Honeywell und 
General Electric vor Gericht. Carol 
Saucier Manning, Tom Manning. 
Richard Charles Williams. Barbara 
Curzi-Laamann, Jaan Laamann. 
Patricia Gros-Levasseur und Ray- 
mond Luc Levasser sind angeklagt 
und verurteilt, insgesamt 19 be- 
waffnete Aktionen - für die die 
»United Freedom Front« jeweils 
die Verantwortung übernommen 
hatte - durchgeführt zu haben. 

Die als »Choi 7« bekanntgewoi- 
denen Antimpenalist/inn/en waren 
1954 und 1955 - nach der inten- 
sivsten Jagd innerhalb der letzten 
50 Jahre - gefangengenommen 
worden. Sieben Bundesbehörden 
und Dutzende lokaler und staatli- 
cher Polizeikraitte waren in der 
»Joint Terrorist Tasc Force«-Ak- 
ton untereinander koordiniert, die 
sich über sieben Bundesstaaten &- 
Streckte. Ein dreissigseitiges Dos- 
sier über die neun Kinder der 
Gesuchten wurde an Ärzte. 
Zahnärzte, Kindergärten und Le- 
bensmittelgeschatte verteilt. um 
über die Kinder an die Gesuchten 
heranzukommen. Zehntausendt 
von Personen wurden zur Zusam- 
menarbeit mit den Behörden ge- 
zwungen. Ein Regierungssprecher 
schätzte, daß jeder Dritte Bürger in 
dem ‚Gebiet, auf das sich die Suche 
erstreckte, mit den Behörden zu- 
sammenarbeitete. 

Im Februar 1952 verkundete dic 
Regierung die Einleitung dieser 
Fahndungs- und Untersuchungs- 
kampagne mit dem Namen BUS- 
LUC. (BOS steht für deren Eoste- 
ner Zentraistelle, LUC für Ray- 
mond Luc Levasseur). Als Ziel- 
personen wurden die später als 
»Ohio Fa bezeichneten Personen 
genannt, denen der Staat insgesamt 
27 bewafinete Aktionen seit 1975 
anlastete. Die Koordination von 
Polizeieinheiten aus Massachusetts, 
Maine, Vermont, New Hampshire, 
New Jersey mit dem Bureau of 
Alcoholics, Tobacco and Firearms, 
dem FBI und anderen Bundes- 
und Staatsbehörden stellt die 














srößte zusammenhängende Poli- 
zeiaktion seit der Lindbergh-Ent- 
führung dar - und wurde in ähn- 
licher Form auch gegenüber der 
puertoricanischen Unabhängig- 
keitsbewegung, das Sunrise Kol- 
lektiv und das American Indian 
Movement durchgeführt. 

In Pennsylvania landete eine para- 
militärische Polizeitruppe mit 
Hubschraubem, umstellte und 
stürmte ein Haus und hielt die 
Bewohner sechs Stunden lang mit 
vorgehaltenen Waffen in Schach. 
Die Menschen hatten unglückli- 
cherweise eine gewisse Ähnlichkeit 
mit den Gesuchten. 

Schulfreunde der Kinder der Ge- 
suchten wurden zu Verhören abge- 
holt, in einem Fall wurde ein Ver- 
hör mit einem Kind durchgeführt, 
daß sich : unmittelbar vor einer 
schweren und lebensgefährlichen 
Operation im Krankenhaus befand. 
BOS-LUC Agenten äußerten, er 
könne ruhig aussagen, da er ohne- 
hin nichts mehr zu verlieren habe. 
Die Akten über die in dieser Zeit 
durchgeführten Telefon-Überwa- 
chungen, Verhörprotokolle und 
Berichte füllen 500.000 Blatt. Das 
Ausmaß der Telefonüberwachung 
läßt sich daran erkennen, daß ein 
Telefongespräch eines flüchtigen 
Bekannten der Manning-Familie 
mit einem Freund namens 
»Tommy« innerhalb einer Stunde 
zur Umstellung des Bettes dieses 
Fremden durch die Polizei führte. 


Im Spätherbst 1984 entdeckten 
BOS-LUC Agenten die Wohnung 
von Pat und Luc Levasseur in 
Ohio. Innerhalb weniger Stunden 
waren Sondereinheiten aus 
Washington, Cleveland und Pitts- 
burgh zur Stelle. Nach der Ver- 
haftung wurden die Kinder sofort 
vom FBI in Verwahrung genom- 
men und Pat Levasseur damit un- 
ter Druck gesetzt, daß das 
Wohlergehen ihrer Kinder in erster 
Linie von ihrer Bereitschaft zur 
Kooperation abhinge. Es bedurfte 
eines Hungerstreiks von Tom und 
Carol Manning, tausender Unter- 
schriften in einer Petition und der 
Aktivität vieler Menschen, um die 
Entlassung der Manning-Kinder 
aus zweimonatiger »Obhut« des 
FBI mit Verören und Isolation zu 
erzwingen. 


Einer beispiellosen Hetzjagd vor 
der Verhaftung folgte eine bei- 
spiellose Behandlung danach. Im 
Gefängnis von Framinjham in 
Massachusets war Carol Manning 
sogar während des Duschens mit 
Handschellen gefesselt, in New 


Jersey wurde eigens für den Trans- 
port von Tom Manning und 
Richard Williams ein gepanzertes 
und bewaffnetes Spezialfahrzeug 
gebaut, alle Gefangenen wurden - 
und werden - immer wieder erneut 
mit Anklagen, für die sie längst 
verurteilt sind, vor Gericht gestellt. 
Allein das Verfahren in Springfield, 
Massachusets, in dem sie wegen 
Verschwörung und unter dem 
RICO-Act angeklagt wurden, ko- 
stete bereits im vorprozessualen 
Stadium 2,1 Millionen Dollar. 
Selbst die lokalen Medien griffen 
die Regierung heftig an und woll- 
ten wissen, warum Menschen, die 
u.a. wegen derselben Delikte be- 
reits zu Haftstrafen von 15 bis.53 


Jahren verurteilt sind, mit diesem ‘ 


immensen Kostenaufwand emeut 
prozessiert werden. Scheinbar unter, 
diesem Druck Öffentlicher Mei- 
nung ließ die Justiz draufhin 
tatsächlich Anklagen gegen Tom 
Manning und Jaan Laaman fallen. 
Eine Maßnahme, die in Wirklich- 
lichkeit jedoch darauf abzielte, 
die Angeklagten zu spalten und 
Tom und Jaan von ihren Ge- 
noss/inn/en zu trennen. Jaan 
wurde nach Otisville in Absonde- 
rungshaft, Tom Manning in die 
Maximum Control Unit des Tren- 
ton State Gefängnisses gebracht. 


Zur Verurteilung der »Ohio /« 
wurde - neben dem »Ver- 
schwörungsgeselz« auch der 
»RICO-Act« herangezogen, ein 
Gesetz das sich ursprünglich gegen 
die Ausbreitung des organisierten 
Verbrechens im Bereich der Ge- 
werkschaften richtete, und zuneh- 
mend mehr gegen politische Geg- 
ner Anwendung findet. Auch damit 
soll der »verbrecherische Charak- 
ter« der Taten zum Ausdruck ge- 
bracht werden, ebenso, wie die 
Millionen von Dollars, die für die 
Vorbereitung dieser »Muster- 
Prozesse« ausgegeben wurden, vor 
allem auch propagandistische 
Zwecke erfüllen sollten - und zum 
Teil auch erfüllt haben. Selbst 
gewisse Bereiche der »Linken« 
haben sich die Regierungs-Version 
von den »terroristischen 
Gewalttätern« zu eigen gemacht, 
ohne zu bemerken, daß diese 
Verfahren auch einen »Test« der 
Regierung darstellen, die Gewässer 
für eine weitere, verschärlte 
Anwendung von Gesinnungs- 
gesetzen und die Reaktionen 
kritischer Öffentlichkeit auszuloten. 
Absichten, die leicht gerade jene 
treffen können, die sich jetzt noch 
ängstlich distanzieren. Denn auch 
die Geschichte der »Ohio 7« ist 
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vor allem eine Geschichte langer 
Jahre des Kampfes um politische 
Veränderung. 


Ray und Pat Levasseur trafen Tom 
und Carol Manning 1971 in Port- 
land, Ohio. Beide Manner hatten 
in Vietnam gekämpft und kamen 
zurück, um nun den Kampf gegen 
den Krieg aufzunehmen. Die 
Frauen suchten nach Möglichkei- 
ten für ein menschenwürdiges Le- 
ben und ein Ende des allgegenwär- 
tigen Rassimus. Sie arbeiteten in 
der community, eröffneten einen | 
Buchladen. Schon bald erlebten sie 
Verfolgung und Repression durch 
die Polizei am eigenen Leib. Der 
Buchladen wurde durchsucht, eine 
dort arbeitende Frau verletzt. In- 
nerhalb kurzer Zeit fanden ihre 
Namen sich auf einer polizeilichen 
»Hitliste«. Um ihren Kampf fort- 
setzen zu können, wählten sie die 
Klandestinität. 


Jaan Laaman, bereits 1968 als 
College Student politisch aktiv, 
wurde später wegen eines Spreng- 
stoffanschlags auf Nixon's Haupt- 
quartier inhaftiert. Er verbrachte 
seine Haftzeit in Attica und nutzte 
sie als politische Lehrjahre. Kurz 
vor dem Aufstand wurde er ent- 
lassen. Er kehrte zurück nach Bo- 
ston und arbeitete dort mit Kazi 
Toure (der später ebenfalls wegen 
Sprengstoffanschlägen angeklagt 
wurde), Richard Williams und Bar- 
bara Curzi zusammen. Ihr Kampf 
galt dem Rassismus und sie veran- 
stalteten unter anderem das 
»Amandla Concert«, ein histori- 
sches Solidaritats- Konzert zur 
Unterstützung des Südafrikani- 
schen Befreiungskampfes. Später 
veranlassten die Umstände auch 
sie, in den Untergrund zu gehen. 


Bei der Eröffnung eines der zahl- 
losen Verfahren gegen die »Ohjio 
7a sagte Ray Levasseur. 


»Ich weiß, daß es ein Risiko ist, 
mich hier hinzustellen - vor ein 
öffentliches Forum - und zu sagen, 
daß ich die Aktionen der »United 
Freedom Front« unterstütze, wie 
ich die Aktionen der Black Libera- 
tion Army, der FALN und des Red 
Guerilla Resistance unter- 
stütze... Aber ich kann und will 
mich nicht distanzieren von denen, 
die ihr Leben dem Kampf ver- 
schrieben haben gegen ein System, 
das aus der Brutalität und dem 
Völkermord gegenüber der Dritten 
Welt, in Afrika und Zentralamerika, 
aber auch innerhalb der Grenzen 
dieses Landes seinen Profit zieht.« 


SEDITIOV S | Das 


ANN 2 ACY Gedankenverbrechen 


= Geschichte des F. ortschritts menschlicher Freiheit zeigt, daß alle upeständniese, die bisher 
gemacht wurden aus Kämpfen hervorgingen; wenn es keine Kämpfe gibt, gibt es keinen Fortschritt. 
Diejenigen, die gestehen daß sie Freiheit befürworten und dennoch Unruhestiftung mißbilligen, sind 
diejenigen, die ernten wollen ohne vorher zu ptlügen. Die Macht läßt sich ohne eine Forderung auf keine 
Zugeständnisse ein. Sie hal dies nie getan und wird dies auch nie tun.« (Frederick Douglass) 





Mit jedem ernsthaften Versuch, den Kampf um grundlegende Menschenrechte voranzutreiben, sind politi- 
sche Bewegungen heimtückischen Angriffen und der Strafverfolgung ausgesetzt gewesen, die schlecht 
verschleierte Versuche waren, Führungspersonen und Organisationen zu neutralisieren. Die Aufruhrgesetze 
sind Teil dieser Methoden der US-Regierung, dazu bestimmt, jegliche wirkungsvolle politische Opposition zu 
| zerstören, ihre ProtagonistInnen auszuschalten, und abweichende Meinungen unter ständiger Kontrolle zu 
halten. 
Das immer häufiger angewendete Gesetz über »Aufrührerische Verschwörung« umschreibt diese Absicht 
folgendermaßen: 


| 2Wennm zwei oder mehr Personen in einem Staat, auf 
einem Territorium oder jedem anderen Platz, der der Ge- 
setzgebung der Vereinigten Staaten unterliegt, sich 
verschworen, zu dem Zweck, die Regierung der Verei- 
nigten Staaten mit Gewalt zu stürzen, zu erpressen oder 
zu zerstören, eine kriegerische Erhebung gegen sie her- ae 
vorzubringen, ihren Autoritäten gewaltsamen Widerstand 
zu leisten oder mit Gewalt den Vollzug egal welchen Ge- 
setzes zu behindern, zu verhindern oder zu verzögern, 
wird zu einer Geldstrafe bis zu $ 20.000 oder mit Ge- 
fängnis bis zu 20 Jahren oder zu beiden verurteilt«. 


Die Regierung zieht es zunehmend vor, Menschen, die politischen Widerstand leisten, mithilfe der Aufruhr- 
gesetze zu verfolgen, weil diese Gesetze dehnbar sind (und damit praktisch auf jeden anwendbar, der gegen 
die Regierung ist) und weil bei ihnen die Standards der Beweisführung für eine Verurteilung niedriger ange- 
setzt sind. Diese Merkmale machen die Aufruhrgesetze für die Regierung wesentlich nützlicher als den Ver- 
such, Einzelpersonen aufgrund bestimmter, genau definierter Staats- und Bundesgesetze zu verfolgen. 





Einfach ausgedrückt ist eine Verschwörung so nicht mehr als eine Übereinstimmung zwischen Personen. Die 
Regierung muß nur beweisen daß eine solche Übereinstimmung besteht, um eine Anklage und eine Verur- 
teilung zu erreichen. Genau das macht die »aufrührerische Verschwörung« zu einem Gedankenverbrechen, 
da der Wille und die Absicht einer Person der Kern jeder Übereinstimmung sind. »Aufrührerische Ver- 
schwörung« ist somit eine politische Straftat.Durch Aufruhrgesetze bestimmt die Regierung, was 
»akzeptable« politische Aktivitäten sind und wann eine Übereinstimmung eine Verschwörung wird; wann 
Fürsprache »ermutigend und anstiftend« wird und wann die Ziele einer Organisation »aufrührerisch« 
werden. | 
Im Jahr 1798 verabschiedete der Kongress die »Ausländer- und Aufruhrgesetze«, die dazu bestimmt waren, 
diejenigen zu bestrafen, die gegenüber der damals amtierenden Bundesregierung kritisch eingestellt waren. 
Diese Gesetze sind die unmittelbaren Vorgänger des Verschwörungsgesetzes von 1861. Dieses Gesetz bein- 
haltete eine Sprache, die fast die gleiche ist, wie die des heutigen Gesetzes über aufrührerische Verschwö- 
rung, Das Gesetz von 1861 wurde zu einer besonders gewalttätigen Zeit in der Geschichte der Vereinigten 
| Staaten verabschiedet. Es geschah unmittelbar nach der berüchtigten »Dred Scott-Entscheidung«, die sowohl 
den Sklaven als auch den »/reien« Schwarzen all ihre Rechte nahm und feststellte, daß sie keine Menschen, 
sondern Besitztümer seien. Dies geschah unmittelbar nach John Browns Angriff auf Harpers Ferry und 
seiner darauffolgenden Exekution wegen »Verschwörung mit Sklaven zum Aufstaid«. Und es geschah, als 
| Harriet Tubman für ihre Rolle bei der Befreiung von Sklaven verfolgt wurde. All das waren aufrührerische 
Akte. 
Das Aufruhrgesetz von 1918 war dem heutigen in Machart und Absicht ebenfalls ähnlich. Eugene Debs, 
Emma Goldman und »Big« Bill Haywood waren alle unter dem Gesetz von 1918 angeklagt worden. Es zielte 
auf Einberufungs- und Antikriegs-Aktivisten und die »Jndustriearbeiter der Welt« (die Wobblies), die für 
Arbeiterrechte und Sozialismus eintraten. Alles in allem wurden die Aufruhrgesetze benutzt, um Sklaverei zu 
rechtfertigen und Apartheid durch die »Jim Crow-Gesetze« zu institutionalisieren, um die Nationen der 
amerikanischen Ureinwohner zu zerstören, um Arbeiterrechte auszuhöhlen und um diejenigen einzusperren, 
die gegen die Einberufung und ungerechte Kriege waren. Die Aufruhrgesetze sind eine politische Interessen- 
Verteidigung der Regierung und der Makler der Macht in diesem Land. Die Geschichte der Vereinigten 
Staaten ist vollvon Beispielen der Repression, verkleidet in die Roben des Gesetzes und des Patriotismus. 


16 








„Wenn ich 


zuschlage, 
werden die Bienen 
zu schwärmen 
beginnen... 


John Brown - 
weißer Kämpfer für 
Schwarze Freiheit 


Im späten Juni 1859 mieter ein ha- 
gerer, großer Mann mit grauem 
Prophetenbart eine Farm in Mary- 
land, nahe der Grenze zu Virginia. 
Doch Landwirtschaft ist das Letzte, 
was er im Sinn hat, 

In den folgenden Wochen und 
Monaten herrscht reger - aber 
heimlicher - Betrieb auf der Farm: 
Transporte mit Gewehren, Pistolen 
und Munition treffen ein. Eine 
handvoll junger Männer versam- 
melt sich. 

Sie warten. 

Am 16. Oktober ist es soweit. 

In den frühen Morgenstunden hält 
der hagere Mann mit seinen Ge- 
folgsleuten eine letzte Bibelstunde. 
Er liest über die Versklavung der 
Kinder Israels durch die Ägypter. 
Als es dunkel wird, bricht er mit 
18 Gefolgsleuten auf, unter denen 
sich drei seiner eigenen Söhne und 
fünf Schwarze befinden. Sie gehen 
zu Fuß und transportieren Waffen 
und Gepäck auf einem mitgeführ- 
ten Wagen. Ihr Ziel ist das kleine 
Dorf. Harper's Ferry in Virginia. 
Auf dem Weg durchschneiden sie 
die Telegrafen-Leitungen. 
Nachdem sie den Potomac River 
überquert haben, greifen sie das 
Dorf an. In kurzer Zeit sind die 
fünfzig Einwohner, das Zeughaus, 
die Rüstkammer und die Waffen- 
Schmiede in ihrer Hand. 

Doch die Einnahme von Harper's 
Ferry und seiner umfangreichen 


Waffenbestände sollen nur der ër- 
ste Schritt sein. Der alte Mann - 
John Brown - glaubt fest daran, 
daß die Schwarzen Sklaven der 
ganzen Gegend sich erheben und 
ihm anschließen, sobald sie von 
seiner Aktion hören. Mehr und 
mehr würden revoltieren, bis sie, 
als regelrechte Armee, das Skla- 
vensystem des Südens ein für alle- 
mal stürzen konnten. 


Der 59jährige John Brown ist auch 
vor diesen Stunden in Harper’s 
Ferry kein Unbekannter in Ame- 
rika; er wird gehaßt, gefürchtet 
oder geachtet. Zeit seines Lebens - 
das er als als Farmer, Holzfäller 


und sSchafscherer verbringt -' 


kämpft der Vater von 20 Kindern 
gegen die Sklaverei. Als sich Kan+ 
sas 1855 in ein blutiges Schlacht- 
feld für und gegen Sklaverei ver- 
wandelt, kämpft èr mit einigen sei- 
ner Söhne auf der Seite der Aboli- 
tionisten. 1859 tötet er in 
Pottawatomie, wieder zusammen 
mit einigen seiner Söhne, fünf 
weiße Sklavenhalter als Rache für 
den Mord an einem Abolitionisten. 
Mit einem Revolver in jeder Hand 
verteidigt er den Ort Osawatomie 
gegen eine Horde von Sklavenhal- 
tern aus Missouri, verliert dabei 
einen Sohn - und wird als 
»Osawatomie-Brown« bekannt. 


In Harper’s Ferry entwickelt sich 
nichts nach den Vorstellungen 
Brown’s. Nur wenige Schwarze 
schließen sich der Truppe an. Da- 
für greifen die weißen Bürger der 
Gegend zu ihren Gewehren, in 
Charleston bewaffnet sich die Miliz 
und zieht nach Harper's Ferry, 
dasselbe passiert einem halben 
Dutzend umliegender Orte und 
selbst aus dem entfernten Balti- 
more rücken die bewaffneten 
Sklaventreiber an. 

In Washington setzt Präsident 
Buchanan den Colonel Robert E. 
Lee mit 90 Soldaten und zwei 
Haubitzen in Marsch. Am 18. 
Oktober stürmen sie das Feuer- 
spritzen-Haus, in dem sich die 
Besetzer verschanzt haben. Die 
Hälfte der Gefolgsleute Brown’s 
(darunter zwei seiner Söhne) wer- 
den getötet, er selbst verletzt, der 
Rest gefangengenommen. Auch 
unter den Soldaten und der Bür- 
gerwehr gibt es Tote und Verletzte, 
sie werden in das Gefängnis von 
Charlestown gebracht. Der Gou- 
verneur ordnet an, daß sie unter 
den Gesetzen von Virginia wegen 
Verrats, Konspiration mit Sklaven 
und anderen Rebellen und wegen 
Mord l. Grades angeklagt werden. 
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»„Osawalomie-Brown’s« Verfahren 
beginnt sieben Tage später, am 25. 
Oktober. Er wird wegen seiner 
Verletzungen auf einer Bahre in 
den Gerichtssaal gebracht. Die 
Presse des ganzen Landes bezeich- 
net ihn als Bestie, seine Verteidiger 
raten ihm, sich mit geistiger 
Krankheit zu verteidigen. Er lehnt 
ab und führt seine Verteidigung als 
Angriff gegen die Sklavenhaltung. 
Die Jury braucht am 31. Oktober 
nur fünf Minuten, um ihn zum 
Tod am Strang zu verurteilen. 
Dasselbe geschieht seinen Ge- ! 
folgsleuten in späteren Verhand- 
lungen. 


Brown verbringt die verbleibende 
Zeit - wenig mehr als einen Monat 
- mit Briefeschreiben an seine 
Freunde und Familie. »Nichts von 
dem, was wir getan haben, ist 
umsonst oder verloren« schreibt er 
an seine Frau, 

Um jede Möglichkeit einer Flucht 
zu vereiteln, läßt Gouverneur Wise 
Charlestowm von Truppen beset- 
zen, das »dem absolut unitiblichen 
Eindruck eines Militärlagers mitten 
in Friedenszeiten macht«, wie eine 
lokale Zeitung schreibt, 

Brown's Ehefrau Mary wird nach 
vielen Gesuchen beim Gouverneur 
erlaubt, ihren Mann ein letztes Mal 
zu besuchen, Ihr Kutsche wird von 
einer Kavallerie-Einheit durch den 
Ort begleitet. Als sie das Gefängnis 
wieder verläßt, wird sie von 20 be- 
waffineten Männern eskortiert. 


Am 2. Dezember - dem Tag seiner 
Hinrichtung - besucht John Brown 
in der letzten verbleibenden halben 
stunde seine Mitverurteilten in 
deren Zellen, verschenkt seine 
letzten Münzen und seine Bibel 
und verabschiedet sich mit den 
Worten: » Wenn ihr sterben müßt, 
sterbt wie Männer«. Den Besuch 
von Geistlichen hatte er abgelehnt: 
»Wenn ihr die Sklaverei unter- 
stützt, seid ihr keine Männer des 
Greistes«. In seinen letzten Zeilen 
an eine Wache schreibt er: 

»Ich, John Brown, bin nun ganz 
sicher, daß die Verbrechen dieses 
schuldigen Landes niemals anders 
hinweggewaschen werden können, 
als nut Blut. Ich habe mir immer 
vorgemacht, daB es ohne sehr viel 
BlutvergieBen geschehen könnte. 
Doch es muß getan werden.« 


Um 11.15 Uhr stirbt John 
»Osawatowie«-Brown« am Galgen. 
Auf eine Frage nach einem letzten 
Wunsch antwortete er: 

»Ich brauche nichts, laßt mich 
nicht länger warten als nötig«, 


Vernichtung durch »Stufe 6« 


T 


Das 


Bundesgefängnis Marion: 
Maximum Security Control 


Unit 


Ende Oktober 1990 »feierte« das 
United States Prison in Marion 
sein siebenjähriges Bestehen als 
Control Unit (Kontroll-Einheit) 
Prison. Diese gesamte Periode ist 
gekennzeichnet durch verschie- 
denartigste intensive psychische 
und physische Brutalität gegenüber 
den Gefangenen als Teil eines 
umfassenden Programms repres- 
siver und destruktiver Experimente 
der sozialen Manipulation und 
Kontrolle. 


Das U.S.P. in Marion wurde 1963 
als Ersatz für das im selben Jahr 
geschlossene Alcatraz eröffnet. In 
amerikanischen Bundegsfängnissen 
gibt es sog. Sicherheitseinstufun- 
gen, die von eins als niedrigste ‘bis 
sechs als höchste Sicherheitstufe 
reichen. Marion ist das einzige 
»Stufe sechs« Gefängnis. Es war in 
den 60er Jahren - gerade als Ma- 
rion eröffnet wurde - als die Ge- 
fangnisbehérden damit begannen, 
Methoden der totalen Kontrolle zu 
erproben. Die Absicht zielte vor 


allem auch auf psychologische - 7 


nicht nur physische- Kontrolle. 
Einer der ersten Schritte in diesem, 
Entwicklungsprozees war ein Pro- 
gramm, das sich START nannte 
(Special Treatment and Rehabilita- 
tion Training), durchgeführt im 
Gefängnis in Springfield - ein Pro- 
gramm, das darin bestand, Gefan- 
gene für lange Zeit und ohne jede 
Beschäftigung zu isolieren. Als 
dieses Programm aufgrund öffent- 
licher Empörung gestoppt wurde, 
installierte man in Marion sog. 
»box car« Zellen. Diese Zellen 
waren schalldicht, plombiert und 
zu bestimmten Zeiten: überheizt wie 
ein Ofen. Marion wurde zum ex- 
perimentiellen Labor, in dem der 
Einsatz von Drogen wie anderer 
modifizierter Kontroll- und 
Steuerungstechniken erprobt wer- 
den sollte. 


Die erste Control Unit wurde im 
Juli 1972 installiert, nachdem ein 
gewaltioser Gefangenenprotest ge- 
gen das Zusammenschlagen eines 
mexikanischen Gefangenen durch 
einen Wachbeamten stattgefunden 
hatte. 1952 hatte das BOP (Bureau 
of Prisons - Gefängnisbehörde) 
bereits einen ausgearbeiteten Plan, 
wie das gesamte Marion-Gefängnis 
in Controll Units umzuwandeln sei. 
Im Oktober 1983 wurden zwei 
Wachbeamte - in zwei voneinander 
unabhängigen Vorfällen - in den 
Control Units getötet. Die Regie- 
rung benutzte diese Gelegenheit 
für eine gewalttätige Unterdrüc- 
kung der einsitzenden Gefangenen. 
Seither werden die etwa 400 In- 
sassen ganz besonders brutalen 
und inhumanen Bedingungen un- 
terworfen. 


- Gewöhnlich werden die Gefan- 
genen nur einmal am Tag für je- 
weils eineinhalb Stunden - vorbe- 
halten zum Duschen und zur 
»Erholung« - auf die Zellenkorri- 
dore gelassen. 

- Gefangene werden nackt für 
Stunden oder Tage in den Bunker 
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geworfen, Fingeruntersuchungen 
des Rektums bei der Rückkehr von 
der Krankenstation oder vom Ge- 
richt sind Standart. Offiziell wird 
behauptet, diese Untersuchungen 
seien notwendig, um nach einge- 
schmuggelten Gegenständen zu 
suchen. Die Gefangenen sagen, ihr 
Zweck sei, sie zu demütigen. 

- Bei Besuchen ist jeder körperli- 
che Kontakt verboten, kein Gefan- 
gener dart von seiner Frau oder 
seiner Freundin, seinen Verwand- 
ten oder Kindern berührt werden. 

- Arbeits- und Weiterbildungs- 
oder Erziehungprogramme sowie 
Kirchengemeindliche Dienste sind 
nicht vorhanden. 

- Das Trinkwasser der Gefange- 


nen stammt aus einer giftigen 
Pumpe. 
Die Behauptung des BOP, die 


Isolation sei notwendig für die Si- 
cherheit, wird durch die Fakten 
widerlegt. So ergab z.B. eine Un- 
tersuchung des Kongresses, daß 
mehr als 80 Prozent der in Marion 
Inhaftierten die Voraussetzung für _ 
die Verlegung in eine mindere Si- 
cherheitseinstufung mitbringen. 
Andere Untersuchungen ergaben, 
daß viele Männer nach Marion 
verlegt wurden, weil sie zu viele 
Rechtsmittel und juristische Be- 
schwerden geführt, gegen die Bru- 
talität im Gefängnissystem prote- 
stiert oder in einer anderen Weise 
den Gefängnisautoritäten unan- 
genehm aufgefallen waren. 


Männer wie Leonard Peltier, ein 
American-Indian-Movement Lea- 
der oder Sekou Odinga, ein 
Mitglied der Black Liberation 
Army, wurden direkt vom Gericht 
weg nach Marion verlegt. 


Al dies widerlegt die Lügen des 
BOP, Marion sei eine Einrichtung 
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für Gefangene, die 
sich dem Gefängnisordnung wi- 


dersetzten. Auch die vielen Män- 
ner, die sofort nach Marion ka-' 


men, bevor sie überhaupt jemals 
einen Aufenthalt in irgendeinem 
anderen Gefängnis hinter sich 
hatten, sprechen für sich. 

Marion ist zum Schreckgespenst 
unter den Gefangenen geworden. 
Jedes Jahr werden eine Reihe von 
Gefangenen von Marion in andere 
Gefängnisse verlegt, um dort den 
schrecken und die Brutalität der 
Control Units unter den Gefange- 
nen zu verbreiten. Und diese Bru- 
talität ist richtungsweisend. Staats- 
gefängnisse kopieren mittlerweise 
das Marion-Modell. Die Gefäng- 
nis-Verantwortlichen von zwanzig 
Staaten haben Marion besucht, um 
dieses Modell der high-tech Re- 
pression zu besichtigen und zu 
prüfen. 1988 eröffnete Michigan 
eine Control Unit in Ionia, in Le- 
xington, Kentucky wurde eine 
Control Unit der Bundesbehörden 
für Frauen gebaut. Als ein staa- 
tenweiter Protest und verschiedene 
Klagen vor den Gerichten die 
Schließung des Lexington Control 
Unit erzwangen, eröffnete das BOP 
kurze Zeit später das erste Maxi- 
mum Security Prison fiir Frauen in 
Marianna, Florida. 


Die 

gesund 
heitlichen 
Bedingungen in 
Marion 


Bereits 1975 stellte die Illinois En- 
vironmental Protection Agency 
(IEPA) hohe Werte von PCB im 
sediment und in Fischen des Crab 
Orchard Lake fest. Die Kontami- 
nierung stammt vorwiegend aus ei- 
ner großen Menge von Abfällen 
und Abwässer elektrischer 
Transformatoren etc., die vollge- 
packt sind mit Blei, PCB und an- 
deren Schwermetallen. Die Stadt 
Marion gab daraufhin den See als 
Wasserreservoir auf, als sie fest- 
stellte, daß auch in ihren eigenen 
Wasservorräten durch die Einlei- 
tung von Wasser aus dem Crab 
Orchard Lake hohe Mengen PCB 
vorhanden waren. In den frühen 
und mittleren 80er Jahren erschie- 
nen zahllose Artikel in den lokalen 
und regionalen Medien über ver- 
seuchte Fische und ungenießbares 
Wasser, verbunden mit Forderun- 
gen an die Autoritäten, diese ge- 
sundheitlichen Gefahren zu besei- 
tigen. Insbesondere der östliche 
Teil des Sees, aus dem das Ge- 


fängniswasser entnommen wird `- 
zeigte einen hohen Verseuchungs- 
grad. 1984 lehnte die IPEA es ab, 
den See wieder als Wasserreservoir 
für die Wohngebiete von Marion 
freizugeben. 

Im gleichen Jahr starteten die In- 
sassen des Gefängnisses von Ma- 
rion einen gerichtlichen Feldzug 
gegen den Zwang, dieses Wasser 
trinken, darin baden und für die 
Zubereitung ihres Essens verwen- 
den zu müssen. DAS BOP rea- 
gierte mit einer Kampagne von 
Lügen, Dementis und individuellen 
Deals, und die Regierung weigerte 
sich generell, unabhängige Gut- 
achter und Juristen, die Gefangene 
vertreten, ins Gefängnis zu lassen. 


Am 25. Oktober 1990 stellte Ge- 
fängnisdirektor Clark in einem 
Memorandum (emeut) fest, das 
Wasser sei frei von PCB und allen 
anderen Rückständen aus den 
Elektroabfällen. Er behauptete, daß 
in den vergangenen Jahren weder 
die IEPA noch andere - vom BOP 
beauftragte - Firmen bei Unter- 
suchungen des Wassers irgend- 
welche, gegen die Bundesrichtlinien 
für Trinkwasser verstoßende Werte 
gefunden hätten. PCB ist nicht 
biologisch abbaubar, was also soll 
passiert sein zwischen den ersten 
zweifelsfreien Tests und jetzt? Fest 
steht, daB das Wassereservoir zu 
keiner Zeit in irgendeiner Form sa- 
niert wurde. 

1988 ergab aber eine Studie der 
IEPA einen signifikant über den 
zulässigen Werten liegenden 
Schadstoffgehalt - so eben unter 
anderem PCB, Blei und Arsen - im 
Crab Orchard See. Die Gefangenen 
sind weiterhin gezwungen, mit 
diesem Wasser zu duschen und 
dieses Wasser zu trinken, ihr Essen 
wird mit diesem Wasser zubereitet. 
Und sie werden krank durch dieses 
Wasser. Der besonders hohe 
Prozentsatz von Hautausschlägen 
gehört dabei noch zu den 
»harmlosesten« Erscheinungen. 
Krebs und andere schwere Erkran- 
kungen treten bei den Gefangenen 
in groBer Häufigkeit auf. 

Die Wachen benutzen dieses 
Wasser nicht. Sie bringen ihre Ge- 
tränke ins Gefängnis mit. 

Dabei könnten Wasserprobleme zu 
einem wahrhaft billigen Tarif gelöst 
werden. Die Kosten dafür würden 
in etwa dem entsprechen, was es 
kostet, drei Gefangene ein Jahr 
lang in Marion zu verwahren. 


Auch die allgemeine Gesundheits- 
vorsorge und -behandlung von 
Krankheiten in Marion ist absolut 
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unzulängich und - wenn sie 
überhaupt stattfindet - unadäquat. 
Personen, die als HIV-Positiv ge- 
testet wurden, erhalten weder eine 
Behandlung, noch eine Vorsorge. 
Während des Sommers 1989 wurde 
der Befall der Gefangenen durch 
einen Parasiten von den Behörden 
verschwiegen; später, als es nicht 
mehr zu verheimlichen war, wurde 
alles getan, falsche Informationen 
zu verbreiten und eine durchgrei- 
fende medizinische Hilfe zu ver- 
hindern. 


Das geplante 
Gefängnis 

in Florence, — 
ein neues und 
verbessertes« 
Marion 


Im Frühjahr 1990 gab das BOP 
seine Absicht bekannt, in Florence. 
Colorado ein neues Maximum 
Security-Gefängnis zu eröffnen. 
Die Planung des neuen Gefäng- 
nisses sieht vor, daß eine einzige 
Wache in der Lage ist, mit Hilfe 
elektronisch verschließbarer Türen, 
Video- und Audio-Überwa- 
chungsanlagen zahlreiche Gefan- 
gene in verschiedenen Zellenblocks 
zu überwachen. »Wir werden in 
der Lage sein, elektronisch dem 
Gefangenen die Türe zu öffnen, sie 
hinter ihm zu schließen und ihn 
auf dieselbe Weise durch eine 
ganze Reihe von einzeln ver- 
schließbaren Korridoren zu leiten« 
gab Russ Martin, der Projektleiter 
in Florence stolz bekannt. Diese - 
Planung stellt selbst die Brutalität 
Marions in den Schatten. Dort ha- 
ben die Gefangenen trotz allem 
noch immer die Möglichkeit, sich 
durch Zurufe zu verständigen, 
einen weiteren - wenn auch mini- 
malen - sozialen Kontakt stellt die 
Essenausgabe durch das Wach- 


personal dar. All das soll in Flo- 


rence eliminiert werden. »Die 
Jungs werden mie außerhalb ihrer 
Zellen sein, ebensowenig im Hof 
oder irgendwoanderss hier. Die 
Beschaffenheit des Materials, die 
Sicherheitstechnologie und die 
Konstruktionsweise garantieren je- 
derzeit komplette Absonderung« 
verkündete der Manager. »Manon 
hat von Alcatraz gelemt und nun 
hatten wir fast 30 Jahre Zeit, von 
Marion zu lernen.« 


Der rund drei Quadratkilometer 
große und 150 Millionen Dollar 
teure Gefängniskomplex in Flo- 
rence - rund 50 Meilen westlich 
von Pueblo - soll aus vier ver- 


schiedenen »Security level units« 
bestehen: Ein 250 Betten großes 
Minimum-Security-, ein 750 Bet- 
ten Medium Security-, ein 500 
Betten High Security- (ver- 
gleichbar dem im Zuchthaus 
Leavenworth) und darüber hinaus 
ein 500 Betten »Administrative 
Maximum Level«, ausgefeilter und 
besser ausgestattet als in Marion. 
Zwei der Sektoren sollen 1992, die 
anderen 1993 eröffnet werden. Der 
Beginn der Rodung und die Bau- 
beiten begannen im September 
1990. 

Die Regierung und die Gefängnis- 
behörden gehen davon aus, daß die 
neue Anlage in der von Armut be- 
herrschten Region ca. 1000 zeit- 
weise und zwischen 700 und 900 
dauernde Arbeitsplätze schaften 
wird. Die Anforderungen an das 
Wachpersonal sind: 3 bis 3 1/2 
Jahre Erfahrung und zwischen 21 
und 35 Jahre alt, Managementpo- 
sitionen sollen ausschließlich durch 
Personaltransfers, Arbeiten mit we- 
nig Anforderungen ausschließlich 
durch lokal und regional einge- 
stelltes Personal besetzt werden. 
Ausnahmen gelten nur für medizi- 
nisches Personal. Die Besoldung 
liegt zwischen 14.500 und 24.700 
Dollar jährlich. Die jährlichen Ge- 
samtausgaben aus Löhnen, Gehäl- 
tem und anderen Personalkosten 
sind auf 44 Millionen Dollar ver- 
anschlagt. 

Das BOP plant, die meisten der 
jetzt in Marion inhaftierten Gefan-. 
genen nach Florence zu verlegen. 


Wie in Marion hat die Regierung 
auch mit der Standortwahl von 
Florence die besten Voraussetzun- 
gen für eine langsame Vernichtung 
der Gefangenen über die unmittel- 
baren Haftbedingungen hinaus 
geschaffen. Nur zehn Meilen ent-' 
fernt in Lincoln Park residiert die. 
als notorischer Umweltzerstörer 
bekannte Clotter Uranium Com- 
pany, die durch einen von 340 
Personen angestrengten Prozess 
vor dem US-District Court in 
Denver Colorado (wegen fort- 
'schreitender Bodenvergiftung) in 
ganz Amerika ein Begriff wurde. 

Doch Umweltzerstörung und Bo- 
denvergiftung sind nicht auf die 
Clotter Company beschränkt. Ra- 
dioaktive Stoffe wurden ebenfalls 
auf dem Gelände der Santa Fe Ei- 
senbahngesellschaft und nahe der 
Clotter Company im Industriepark 
gefunden. Diese Bahngelände wer- 
den zur Entladung und Beladung 
von Substanzen und Produkten der 
Clotter Company genutzt. Für 15 
Millionen Dollar wurden bis 1988 


auf dem Clotter-Gelinde Dekon- 
taminierungsmaBnahmen durchge- 
führt, die jedoch die ausserhalb des 
Firmengeländes liegenden Bereiche 
und das Eisenbahngelände nicht 
miteinbeziehen. Das Vorhandensein 
von Uran und Molybden in Was- 
ser, in der Luft und im Abfall ist in 
großer Konzentration zweifelsfrei 
nachgewiesen. Vorsorgemaßnah- 
men sind ebensowenig getroffen 
wie Fürsorge- oder Beratungsmaß- 
nahen. Eine Anwaltsfirma in Colo- 
rado Springs bereitet derzeit einen 
umfangreichen Prozess vor, in dem 
die Firma Clotter für gesundheit- 
liche Schäden und Risiken haftbar 
gemacht werden soll. 


Eine Untersuchung des Bodens, 
auf dem das Gefängnis errichtet 
wird (und wie sie nach einem Bun- 
desgesetz vorgeschrieben ist, wenn 
die Gefahr einer gesundheitlichen 
Beinträchtigung vorliegt), hat we- 
der stattgefunden, noch ist sie ge- 


plant. Das zuständige Office of © 


Federal Activities teilte auf Anfrage 
mit, daß derzeit lediglich vier Ge- 
fängnisse faktisch nach diesem 
Gesetz untersucht wurden. Darin 
beinhaltet sind nicht all jene, die 
vor der Einführung dieses Gesetzes 
errichtet wurden, und auch nicht 
all die, in denen die Bundesbehör- 
den letztendlich gegen die bela- 
stenden Untersuchungsergebnisse 
Rechtmittel einlegten und ihren 
Fall gewannen. Auf Florence bezo- 
gen, gibt es kein derartiges Un- 
tersuchungsergebnis (Environ- 
mental Impact Statement - EIS). 
Auf all ds - und die ge- 
sundheitszerstörenden Verhältnisse 
in Marion - angesprochen, ant- 
wortete der Public-Relation-Ver- 
antwortliche des BOP, Dan Dunne: 
»Ich habe nie irgendetwas von ir- 
gendwelchen gesundheitlichen Pro- 
blemen in Marion gehört«. 





Die Bevölkerung in der Gegend 
um Canon City und Florence 
scheint nichtdestotrotz überwältigt 
zu sein von der Aussicht auf die 
neue Folterkammer. Einwohner 
stellten über 160.00 Dollar für den 
Ankauf der 600 Acres Boden zur 


Verfügung, mehr als 400 lokale 
Persönlichkeiten erschienen zur ` 
Grundsteinlegung, T-Shirts mit 


dem Aufdruck eines Lageplans des 
Gefängnisses sind für $ 7.99 über- 
all im Handel. Allerdings kommt 
die Begeisterung und und der En- 
thusiasmus nicht von ungefähr. 
Canon City, nur acht Meilen ent- 
fernt von Florence, war über lange 
Zeit das Hauptquartier des Ku 
Klux Clan, bevor es in die Nähe 
von Evergreen in Colorado umzog. 
Und es ist Standort eines Staats- 
gefanenisses - Centennial - das 
sich ebenfalls im Planungsstadium 
für den Ausbau zum Control Unit 
Gefängnis nach dem Bundesmodell 
Marion befindet. 

Centennial wird nicht das letzte 
sein, das zu den bisher bestehen- 
den CUP in Pelican Bay, Califor- 
nien, Shawangunk, New York und 
lonia, Michigan hinzukommt. Ein 
weiteres in Massachusetts befindet 
sich ebenfalls bereits im Planungs- 
stadium. Es wird pro Gefangenem 
allein Baukosten von 800.000 Dol- 
lar verschlingen. Sam Calbone, der 
regionale Sub-Direktor des BOP 
verriet kürzlich, daß »bundesweit 
Gefängnisplaner bereits nach Flo- 
rence schauen, weil dies schon_ 


Jetzt ein Modell für andere Ge- 


fängniskomplexe ist«. 

Die Presse berichtete über Pläne. 
nach denen Florence sogar nur 
eines von sieben Bundesge- 
fängnissen dieser Art sei, die 
innerhalb der nächsten sechs Jahre 
- über die gesamten Vereinigten 
Staaten verteilt - errichtet werden 


sollen. 











Ralph Arons, früherer Vollzugs- 
beamter in Marion, sagte in einer 
Zeugenaussage vor Gericht: »Die 
Aufgabe des Marion Control Unit 
ist die Kontrolle revolutionärer 
Einstellung im Gefängnis im be- 
sonderen und in der Gesellschaft 
insgesamt.« 

Es erklärt, warum in Marion -- -als 
einem der kleinsten - Gefängnisse 


der USA - schon immer mehr po- ` 


litische Gefangene inhaftiert waren, 
als in jedem anderen Gefängnis. 
Raphael Cancel Miranda, Leonard 
Peltier, Imari Obadele, Sundiata 
Acoli, Oskar Lopez Rivera, Seku 
Odinga, Haniff Shabaaz Bey, Kojo 
Bomani Sababu, Yu Kikumura, Bill 
Dunne, Ray Levasseur, Tim Blunk, 
Alan Berkman, sie. alle und viele, 
viele andere sind oder waren in 
Marion. 

Zwei Hearings vor dem US-Kon- 
gress und zahllose Vefahren von 
Anwälten im Auftrag von Gefange- 
nen haben gezeigt, daß Marion - 
und alle anderen Control Units auf 
dem »Rechtsweg« nicht zu stop- 
pen sind, Öffentlicher Widerstand 
und breite Mobilisierung dagegen 
durchaus Wirkung zeigen. 1983 
führten die Demonstrationen von 
Hunderten von Menschen gegen 
die Isolationshaft von Haydee Bel- 
tran und Lucy Rodriguez - zwei 
Puertoricanischen Kriegsgefange- 
nen - im Alderson Gefängnis zur 
Aufhebung der Isolationshaft, 1984 
erzwang die öffentliche Aufmerk- 
samkeit die Verlegung von Leonard 
Peltier aus Marion in ein weniger 
restriktives Gefängnis, 1989 wurde 
das BOP durch eine breite Mobili- 
sierung gezwungen, die Lexington 
Control Unit für Frauen zu schlie- 
Ben, nachdem die Puertoricanische 
Unabhängigkeitsbewegung und fe- 
ministische Aktivistinnengruppen 
im ganzen Land eine breite Kam- 
pagne entfacht hatten. 


» Leben in einer Control Unit ist 
für einen Menschen, der sich in 
Freiheit befindet, unvorstellbar. 
Der einzige Weg, auf dem du ein 
wenig davon begreifen Kannst, ist: 
Geh in dein Badezimmer, ver- 
schließ die Tür, leg dich in die Ba- 
dewanne und bleib dort für drei 
Jahre. « 

(Earl Gaither, 

Gefangener in Marion) 
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Humane Haftbedingungen - 


Ein Mythos 


Die Untersuchung der 
»Prison Discipline Study« 
über Strafmaßnmahmen in 


Gefängnissen 


Die folgende Untersuchung wurde 
1990 von »Prison Discipline 
Study« (PDS) in Sacramento 
durchgeführt. Das Gesamtergebnis 
der Untersuchung umfaßt detail- 
liert ca. 50 Seiten. Bei dem im fol- 
genden dokumentierten Text han- 
delt es sich um eine kurze Zusam- 
menfassung der Untersuchungs- 
gruppe, die jedoch alle wesentli- 
chen Ergebnisse enthält. 


Um das Ausmaß und die Dimen- 
sion strenger Disziplinarmaßnah- 
men unter heutigen Haftbedingun- 
gen abschätzen zu können, verteilte 
die »Studie über Disziplinarmaß- 
nahmen in Gefängnissen« (PDS) 
an Gefängnisdirektoren, Wärter, 
Häftlinge, deren Besucher ünd 
Familien landesweit einen Frage- 
bogen. Es wurden 15 Fragen mit 
vorgegebenen Antwortmöglichkei- 
ten gestellt, die Haftstufen, Haus- 
arrest, schwere Bestrafung und 
demographische Angaben zum 
Thema hatten. Es wurde auch zu 
zusätzlichen Bemerkungen ermu- 
tigt. 

Für die Verteilung bediente sich 
die »FDS« solcher Kanäle, denen 


die Häftlinge vertrauten und die 


völlig unabhängig von Gefängnis- 
direktionen oder Regierungen sind. 
Die Studie erfüllt die gängigen 
wissenschaftlichen Kriterien für die 
Gültigkeit von Gesellschaftsstudien. 


Trotz verdeckter und offener Ein- 
schüchterung durch Gefängnisdi- 
rektionen gegen diejenigen, die den 
Fragebogen beantworten wollten, 
bekamen wir 650 Rückmeldungen 
aus 41 Bundesstaaten: 31% davon 
aus Kalifomien, 29% aus den 
Südstaaten, 19% aus dem Mittleren 
Westen, 12% aus dem Osten und 
9% aus den Nordweststaaten. Der 
typische Beantworter war ein Häft- 
ling mit 
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langer Freiheitsstrafe in einem 
Hochsicherheits-Gefängnis. 
(vgl. Tabelle 2). 


Ergebnisse 


Die zentralen Ergebnisse der 
»PDS« sind: 

l. Daß schwere körperliche und 
seelische Mißhandlungen die Norm 
in Hochsicherheits-Gefängnissen 
im ganzen Land sind. 

2. daB zu den am häufigsten ge- 
züchtigten Gruppen von Gefange- 


nen die Gefängnisanwälte, 
schwarze Gefangene und 
Gefangene mit geistigen 


Behinderungen gehören. Es gibt 
keine bedeutenden Unterschiede 
nach Bundesstaat oder Region. 
(vel. Tabelle 5,6,7,9). 


Gefängnisanwälte helfen anderen 
Gefangenen, von den viele Anal- 
phabeten sind, um in ihrem Namen 
bei formalen Beschwerden und 
Berufungsvorgängen teilzunehmen, 


‚sowohl im Gefängnis als auch vor 


Gericht. Hunderte von Beantwor- 


hrs; Tadesträkt om Owfünenis vom Moninnl. 
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tern merkten an, daß das interne 
Justizsystem in allen Gefangnissen 
willkürlich, voreingenommen und 
widersprüchlich ist und somit stän- 
dig Boden schafft für Herausfor- 
derungen an Direktion und Justiz. 
Aus diesem Grund, so bemerkten 
die Beantworter, übten die Wärter 
und Direktoren die geläufige Pra- 
xis, Gefängnisanwälte auszuson- 
dem, um sich an ihnen mit Diszi- 
plinarmaßnahmen dafür zu rächen, 
dab sie den »Status Quo« in Frage 
gestellt haben. Einzelne Aussagen 
untermauerten die allgemein be- 
kannten rassistischen Züge eines 
Systems der Verbrechensjustiz, das 
eine unverhältnismäßige Anzahl 
von Schwarzen zu unverhältnismä- 
Big längeren und schwereren (z.B. 
Todesstrafe) Strafen verurteilt, so- 
wie ihnen strengere Hattbedingun- 
gen auferlegt. Und weil sie unver- 
hältnismäßbig strenge Haftbedin- 
gungen erhalten und keine ange- 
messene _ Behandlung erfahren, 
stellen Gefangene mit geistigen 
Behinderungen die Wärter voi 
Führungsprobleme, die sie des- 
halb mißhandeln. Verletzungen 
kommen zu Mißhandlungen hinzu, 
außerdem ist es gängige Praxis, die 
schwachen und Verstörten mit an- 
deren Häftlingen zusammenzule- 
gen, um diejenigen zu bestrafen, 
die bei den Wärtern unbeliebt sind. 


Die Daten zeigten, daß Einzelhaft. 
der Verlust von Privilegien und 
physische Gewaltanwendungen 


einen erheblichen Teil von Diszi- 


plinarmaBnahmen in den verschie- 
denen Getdngnissen ausmachen. 
Tabelle 6 zeigt, daß diese Gewai- 
tanwendungen auf mehrere Arten 
gleichzeitig erfolgt. Das heißt, daß 
vielfache Arten körperlicher Gewalt 
angewendet werden. Vorwiegend 
gehört dazu der Gebrauch von 
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Fäusten, Stiefeln und Schlagstöc- 
ken (in dieser Reihenfolge). 


Ungefähr 100 Beantworter be-' 


zeugten Gewaltakte, bei denen 
Häftlingen zuvor Handschellen 
oder Stahlfesseln angelegt wurden. 
Weitere 40 sagten aus, dab Wärter 
einen »body slam« ausführten (z.B. 
das Werfen eines Häftlings auf den 
Boden oder an die Wand mit dem 
Gesicht voraus), nachdem sie dem 
Gefangenen vorher die Hände auf 
dem Rücken gebunden hatten. 
Weitere 30 Beantworter berichte- 
ten, sie hätten Gewalttaten in 
Form von »gooch squad« gesehen 
(z.B. eine Gruppe von Wärtern, die 
einen einzelnen Häftling angrif- 
fen, der oftmals in Handschellen 
war). 


Methoden schwerer physischer 
Gewalttaten wurden berichtet, die 
den Gebrauch von Stäben, Tränen- 
gas, (tasers), Feuerwehr- 
schläuchen, Taschenlampen, (riot 
batons, mop handles), Gummi- 
kniippeln und Holzkugelgewehren 
einschlossen. 

Insgesamt 25 der weiblichen Be- 
antworterinnen bezeugten auch, 
daß sie entweder von männlichen 
Wärtern geschlagen, vergewaltigt 
oder nackt an ein Bett gefesselt 
und sexuell gedemütigt worden 
seien. Eine Gefangene sagte aus, 
sie habe ihr Kind verloren, nach- 
dem sie Wärter mit einer Betäu- 
bungswaffe beschossen hätten. 

57 Beantworter/innen berichteten 
über »versteckte« physische MiB- 
handlung. Zu den angewandten 
Methoden gehörten das Ansta- 
cheln von Kämpfen zwischen 
Häftlingen, indem solche zusam- 
mengelegt wurden, von denen man 
wußte, daß sie verfeindet waren, 
oder das zeitgleiche Freilassen von 
Feinden auf öffentliche Plätze (von 
den Wärtern »Hundekämpfe« oder 
»Hahnenkämpfe« genannt). Auch 
werden Gefangene in ihren Zellen 
geschlagen oder in Sicher- 
heitstrakte eingewiesen, um Ge- 
walttaten den Blicken der anderen 
zu entziehen. Andere beschwerten 
sich, sie seien zu harter Arbeit 
gezwungen worden, während sie 
krank oder labil waren. 

Tabelle 7 zeigt, daß die Häufigkeit 
psychischer Disziplinarmaßnah- 
men fast ebenso hoch ist wie die 
körperlicher Gewaltanwendung. 
Nur 10% der Stichprobe haben 
niemals solche Disziplinar- 
maßnahmen beobachtet. Die ande- 
ren 90% bestätigten, daß sie 
vorkommen, meist in regelmäßigen 
Abständen. Unter den verschie- 


denen Methoden psychischer 
Disziplinarmaßnahmen, die in der 
Studie untersucht wurden, 
beobachteten fast 40% der 


- Stichprobe daß Gefangene unfrei- 


willige psychiatrische Behandlung 
oder Arznei bekamen. Und fast ein 
Drittel (32%) bezeugten Vorfälle 
verbaler Mißhandlungen und ras- 
sistischer Beschimpfungen, (tam- 
pering) Entzug von Mahlzeiten, 
ständige unnötige Erpressungen 
und Durchsuchungen, falsche 
Presseberichte und Todesdrohun- 
gen. 

schwere psychologische Mißhand- 
lung ist Alltag der Einkerkerung 
mit der Absicht, »Leute niederzu- 
machen, kleinzukriegen«. Die mei-: 
sten Beantworter berichteten, daß 
eine Umgebung, die von solchen 
»Seelenspielchen« _durchdrungen 
ist, der abstumpfendste Teil der 
Haftbedingungen sein kann. Der 
Besucher eines Häftlings mit langer 
Freiheitsstrafe faßte die gängigen 
Erfahrungen von Häftlingen fol- 
gendermaßen zusammen: 
»Physische Mißhandlung hat einen 
Anfang und ein Ende, während 
psychische Mißhandlung beständig 
ist. Sie hat Auswirkungen auf jede 
Handlung, jede Entscheidung. So- 
gar diejenigen, die sich Ärger fern- 
halten wollen, sind zutiefst betrof- 
fen, häufig bis zur Regungslosig- 
keit, da sie jedes kleine Detail ei- 
ner Interaktion einzuordnen 
(einzuschätzen) versuchen: Ein 
Blick, eine neue Regel(ung), ein 
Brief, der mit einem Tag Verspä- 
tung kommt, ein verwehrter (Be- 
suchs)termin, eine Änderung auf 
dem Essenstablett, eine Bemerkung 
über die Post. Jede kleine 
Begegnung könnte viele verschie- 
dene Bedeutungen und ernste 
Ruckwirkungen auf Disziplinar- 
maßnahmen haben.« 


Die Studie offenbart daß es viele 
Verhaltensweisen gibt, die strenge 
Disziplinarmaßnahmen nach sich 
ziehen. 

(vgl. Tabelle 8). 


Dies betrifft in erster Linie: 

1) Gefangene, die den Wärtern auf 
verbale Weise feindselig gegen- 
libertreten. 

2) Gefangene, die Befehle verwei- 
gem. 


Es ist wichtig zu erkennen, daB die 
führende »Ursache« strenger Dis- 
ziplinarmaßnahmen - verbale 
Feindseligkeit gegenüber Wärtern - 
nur als geringfügiger Sicherheits- 
verstoB in den meisten Haftanstal- 
ten in den Vereinigten Staaten an- 
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geschen wird (Amt für Justizstati- 
stik - »BJS« -, 1989). Dennoch 
sind Gefangene am ehesten stren- 
ger Bestrafung ausgesetzt - ein- 
schließlich illegaler Gewalttaten -, 
wenn sie persönliche, gewaltfreie 
(und sonst geringfügige) verbale 
Reaktionen gegenüber Getängnis- 
Wartern äußem. 

Eine Durchsicht dar Bemerkungen 
von Befragten offenbarte eine wei- 
tere Kategorie von Gefangenen, 
die sehr häufig ausgesondert wer- 
den, um strengen Disziplinarmaß- 
nahmen unterworfen zu werden. | 
Diese Gefangenen können am be- 
sten dadurch beschrieben werden, 
daß sie persönliche Integrität zei- 
gen: »Jene mit Grundsätzen oder 
Intelligenz, jene mit Würde und 
Selbstachtung, Verfasser von Arti- 
keln, motivierte Selbstverbesserer«, 
solche, die »ihre Meinung sagen. 
als menschliches Wesen behandelt 
werden wollen«, den Leuten draus- 
sen über die Bedingungen berich- 
ten«. Diejenigen, die auf ihre Be- 
handlung mit Beschwerden reagie- 
ren oder die "selbständig denken 
oder anders sind oder die falsche 
Hautfarbe haben, werden zum 
Zwecke der Schikanierung, der 
Mißhandlung und der Bestrafung 
ausgesondert. 


Zusammen 
fassung 


Über die letzten 50 Jahre ist das 
Bild eines humanen amerika- 
nischen Gefängnisses zur 
herkömmlichen Legende der 
Wissenschaftler, Regierungs- 
beamten und der Öffentlichkeit 
geworden. Die zentralen Ergebnisse 
der »Studie über Diszi- 
plinarmaßnahmen in Gefängnis- 
sen« zerstören diesen Mythos. 

Dieser Mythos behauptet, daß es 
eine deutliche zeitliche Abfolge 
strenger Disziplinarmaßnahmen in 
Gefängnissen gibt: Häftlinge grei- 
fen unbegründet die Wärter an, die 
mit einem klugen (gerecht- 
fertigtem) Maß an (»figh tech«) 
Disziplinarmaßnahmen regieren, 
die nur dazu ersonnen wurden, um 
die Befolgung von Regeln zu 
erzwingen und die Gefängnis- 
sicherheit aufrechtzuerhalten. Da- 
bei passiere nichts auf willkürliche 
oder brutale Art und Weise. Alles 
würde professionell von subjektiv 
distanzierten und auf Verältnismä- 
Bigkeit bedachten Gefängniswär- 
term ausgeführt. Dies ist einer der 
Eckpfeiler des Mythos von huma- 
nen Haftbedingungen. Es ist ein 
Mythos, der auf dem Mangel an 


ernsthaften Untersuchungen über 
tatsächliche Erfahrungen von Ge- 
fangenen basiert. Die »PDS« hat 
Berichte von Gefangenen unter- 
sucht und kam zu dem Ergebnis, 
daß strenge Disziplinar- 
maßnahmen auf der Tagesordnung 
stehen und daß sie für gering- 
fügige Vergehen in einer 
diskriminierenden Art und Weise 
ausgeführt werden, meist um 
diejenigen zu bestrafen, die lesen 
können, die schwarze Hautfarbe 
haben oder die sich zu wehren 
wissen. 

Die allgemeine Strafwissenschaft 
vertritt die Meinung, daß Gewalt- 
taten von Wärten an Häftlingen 
ein seltenes Vorkommnis in mo- 
demen Gefängnisgemeinschaften 
sind. Jedoch zeigt Tabelle 3, daß 
mehr als 7 von 10 Befragten 
(70,5%) tatsächlich solche Gewalt- 
tätigkeiten beobachtet haben. Be- 
merkenswerterweise zeigt Tabelle 3 
auch, daß fast der gleiche 
Prozentsatz von Häftlingen Einzel- 
haft und den Verlust von Privile- 
gien als normale Form. von Diszi- 
plinarmaßnahmen in Gefängnissen 
beobachtet haben. Die Einzelhaft 
ist in der wissenschaftlichen Lite- 
ratur als die selbstzerstörerischste, 
psychisch lähmendste und gesell- 
schaftlich entfremdendste Erfah- 
rung beschrieben, die innerhalb der 
Grenzen unseres Landes nach aller 
Vorstellungskraft existieren könnte. 
Wissenschaftler haben Zeichen 
schwerer psychischer Krankheiten 
unter Häftlingen festgestellt, die 
bis zu einem Jahr alleine eingeker- 
kert wurden. Der geheiliste My- 
thos humaner Haftbedingungen 
behauptet, daß 20 Tage ununter- 
brochener Strafabsonderung das 
Maximum in vielen Gefängnissen 
sei. Wie unsere Daten zeigen, ist 
die längste Zeitdauer, die übli- 


cherweise in Einzelhaft verbracht _ 


wird, nicht 20 Tage, sondern eher 
mehrere Monate und meist sogar 
Jahre. (vel. Tabelle 4). 


Gegenwärtig verwickeln wir uns in 
den Vereinigten Staaten von Ame- 
rika in eine dramatische Ausdeh- 
nung der Inhaftierung, um gesell- 
schaftliche Probleme anzugehen. 
Seit 1954 haben die USA 44% an 
Gefängnisraum und 65% an Ge- 
fängniswärtern hinzubekommen 
(BJS, 1990). Unsere Gefangenen- 
rate ist in der westlichen Welt 
ohne Beispiel. Unsere Gefängnis- 
belegung hat seit 1950 um 113% 
zugenommen (BJS, 1990). Hohe 
Ausgaben für Gefängnisse werden 
ermöglicht, während Bedürfnisse 


der Bildung und der Krankenver- 
sorgung vergessen werden. 

Heute sind 40% aller Gefängnisse 
für Erwachsene in den USA so ab- 
gesperrt, daß sie Hochsicherheits- 
anstalten sind (American Correc- 
tional Association, 1989). Hochsi- 
cherheits-Gefängnisse sind nicht 
für Wiedereingliederung gemacht; 
sie sind für Bestrafung angelegt 
und gelten als Gefängnisse der 
letzten Kategorie. Häftlinge be- 
kommen immer längere Haftstra- 
fen, werden in Hochsicherheits- 
Gefängnissen untergebracht und 
innerhalb dieser in Zellen mit noch 
höheren (und brutaleren) Sicher- 
heitsstandards, und sie werden 
»gelagert«, ohne jede Chance auf 
Wiedereingliederung. Diese 
ausufernde physische und seelische 
Bestrafung, die in der »PDS« do- 
kumentiert wurde, vervollständigt 
das gegenwärtige Bild der Haftbe- 
dingungen in den Vereinigten Staa- 
ten. 

Die Verletzungen, unter denen die 
Häftlinge leiden, mündet in die 
Zerstörung jeglicher gesellschattli- 
cher Verhaltensweisen und 
Persönlichkeitsmerkmale die für die 
erfolgreiche Reintegration in die 
Gesellschaft notwendig wäre. Die 
Folge davon ist, daß die 
Gesellschaft, aus der die Häftlinge 
kommen und in die fast alle 
zurückkehren werden, umgekehrt 
genauso betroffen ist. Diese 
communities, die meist arm sind 
und aus Minderheiten bestehen, 
müssen die Ex-Häftlinge 
wiederaufnehmen und mit ihnen 
zurechtkommen, die oft in einem 
noch schlechteren Zustand sind als 
vor ihrer Inhaftierung. Daher 
schaden unsere Gefängnisse genau 
den Gemeinschaften in unserer 


Gesellschaft, die mehr 
Unterstützung, Erneuerung und 
Wiedereingliederung benötigen. 


Die Brutalität, die wir in unseren 
Gefängnissen beobachten, reichen 
hinausin jedes Heim und in jeden 
Betrieb der Vereinigten Staaten 
und ändert somit unser Leben auf 
dramatische und bedeutende 
Weise. 
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Tabelle 2 
Zur Charakteristik der Untersuchung 
status | 
der Anwortenden Anteil an der 
Studie in 
Prozent 
Warter a 
Verwaltung 0.5 
Gefangene 93,7 
Besucher 1:2 
Fam lienangehdrige WD 
Fachkundige sonstige 0,8 
Anwälte 1,6 


Art der Anstalt, über die berichtet] 
wurde . 
Anstalt In Prozent 
Minimum security 3,3 
Medium security 14,2 
Maximum security 66,1 
Control unit 6,9 
Psychiatrische | 
Abteilungen 2 
Krankenabteilungen 1 
„tadtgefängnisse 4, 
Jugendgefängniss 0 


Dauer der jeweils beobachteten 


Gefanqisgegebenheiten 

Zeit in Prozent 
weniger als 1 Jahr 2,8 

l bis 3 Jahre 16,8 

4 bis 10 Jahre 50,3 

Mehr als 10 Jahre 30,1 


Tabelle 3 
Vorherrschende Disziplinarmaßnahmen 


Art der 

Disziplinarmaßnahme Prozent der 
Häftlinge! 

Einzelhaft Terl 

Verlust von 

Privilegien 11,3 

Physische 

Gewaltanwendung 70,8 

Psychische 

Disziplinarmaßnahme 49,7 

Tabelle 4 

In Einzelhaft verbrachte Zeit 

Höchstdauer Befragte in 
Prozent 

Stunden 0,8 

Tage oat 

kochen 6,7 

Monate 26,3 

Jahre 63,2 





























Tabelle 5 
Haufigkeit von Schlagen 
durch Wachpersonal 


RIBELLARSI 
| E` GUSTO! 


Häufigkeit Befragte in 
Prozent 

Nie 10,7 

Selten 

(einmal jährlich) 14,1 

Gelegentlich 

(einmal monatlich) 34,5 

Als gängige Praxis 40,7 





a »Es ist richtig, sich zu wehren«. 
Tabelle 8 33 fast verschollene Lieder aus 
Verhaltensweisen, die schwere den italienischen Kämpfen — 
Disziplinarmaßnahmen nach sich viele davon bei uns unbekannt, 
zogen die mei-sten davon zum ersten 
Mal in deutscher Übersetzung 
verhalten Befragte in der Texte im beiliegenden 
Prozent Begleitheft. Es handelt sich 
teilweise um Ori- 
| ginalaufnahmen, die niemals als 
| Cassette oder Schallplatte 
erschienen sind, in allen Fallen 
wurde auf die Originalfassung 
wert gelegt. 
Zwei Toncassetten zu je 60 , 
Minuten mit einem 7Oseitigen 
Begleitheft mit deutschen und 
Gegenstande 35,5 italienischen Liedertexten und 
Verweigerung von Erläuterungen zur Entstehung 
| Psychopharmaka 22,8 der Lieder. 
DM 21.00 plus Porto 3.50. 
200 | Nur gegen Vorkasse bei 
Tabelle 9 er ea | 
| | | gruppe 2, OttimairstraBe 8, 
cee 8000 München 83. | 
Buchhandungen erhalten die 
ublichen Rabatte und werden 
gegen Rechnung beliefert. 


Verbale Aufsassigkeit 68,9 
Befehlsverweigerung 61,7 
Verstoß gegen Regel 50,5 
Tatlichkeit mit 

anderen Gefangenen 45,8 


Verlegung 39,0 
Besitz verbötener 


Gruppe in Prozent 


| Gefangenenanwalte 60,8 
| Schwarze 48,5 
Gef. mit geistiger 


Behinde 37,9 lt ae A 
oe eee Archimatenalen... 
8 





Tabelle 6 

Bei Schlägen verwendete Methoden 

Methode Befragte in der politischen ond sorialen Kant? im Thales t96k - TWA | 
Prozent 

Fauste 86,7 . ie eG 

Stiefel 70,7 »Ribellarsı & glusto« 

Schlagstöcke 66,6 Oss | 

Betäubungswaffen 25,1 oes en -_ 

Sonstige 35,3 tilien 





i Seta 
ie Kristalle 
Himmels zerbrechen... 





| DEE rhrechen..« 


Gedichte des 
Revolutionärs Sante Notarnicola 
aus 21 Gefängnisjahren 





Sante Notarnicola wurde Anfang 
der /Oer Jahre bekannt, als er - 
lange bevor die ersten bewaff- 
neten Gruppen entstanden - mit 
Einteignungsaktionen einen 
Fond für eine Metropolenguerilla 
schaffen wollte, Während der 
/Oer Jahre wurde er zum 
Protagonisten der italienischen 
| Gefangenenkämpfe, in den 
80er Jahren zum Beispiel 
revolutionärer Unbeugsamkeit 
trotz lebenslanger Haftstrafe. 
Seine Autobiografie wurde in 
Italien zum Bestseller. »Die 
Kristalle des Himmels zer- 
brechen...» ist die deutsche 
| Erstausgabe seiner 1986 in 
Italien erschienenen Sammlung 
revolutionärer Poesie aus dem 
Gefängnis. 
| 149 Seiten 
DM 13.50 plus Porto 0.80. Nur 
gegen Vorkasse bei 
gruppe 2, Öttlmairstraße 8, 
8000 München 83 
Buchhandlungen erhalten den 
üblichen Rabatt und werden 
gegen Rechnung beliefert. 





























zu den in den -texten- veröffentlichten Themen stehen 
‚OÖ | Archivmitglieder/inne/n zu den Kopierkosten (derzeit 0.10 DM pro A4- 

16 ,6 | Seite) zur Verfugung. Nichtmitgieder/innen bezahlen DM 0.20 pro A4- 
9 Seite zuzüglich eine Kopierpauschale von DM 5.00 pro Bestellung. 

| Portokosten werden zusätzlich berechnet. Auskünfte über Materialen 
und Bestellungen an: 


Gef. m. körperlicher 
Behinderung 18,7 
IGef. asiatischer 
Abstammung 5,1 





gruppe 2, OttimairstraBe 8, 8000 MOnchen 83, Telefon 68051 22. 
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Native Americans 


Der Volkermord 
geht weiter 


Die 1990er Bilder erinnern auf. 


schaurige Weise an die, die man so 
- viele Male zuvor gesehen hat. Ein- 
geborene, die ihr Land mit Waffen 
verteidigen, während zahlenmäßig 
überlegene, militärisch ausgerüstete 
Truppen sie belagern, die Liefe- 
rung von Essen und Medikamenten 
blockieren. Dieses Mal besteht das 
Gemeindevolk in typischer Kolo- 
nialmachtmanier darauf, ihren 
Golfplatz - jawohl, Golfplatz - auf 
dem Gebiet der Mohawk-Begräb- 
nisstatten in Oka, Quebec zu ver- 
größern. Aber das Bild könnte von 
Wounded Knee, Alcatraz oder 
Akwasasne sein. Es könnte überall 
in Amerika sein, wo Völker von 
Ureinwohnern immer noch um ihr 
Land, ihre Kultur, um ihr Überle- 
ben kämpfen. Denn jeden Tag wird 





der Völkermord gegen Ureinwoh- 
nerirgendwo auf diesem Kontinent 
fortgesetzt. 


seit 1973, als der Kongress tradi- 
tionell indianisches Land um Big 
Mountain, Arizona für die Aus- 
beutung von Bodenschätzen frei- 
gab, hat ein Kampf stattgefunden, 
um die Umsiedelung von Hopi und 
Navajogemeinden zu beenden. Das 
Gebiet ist die Heimat der selbstan- 
digen Dine Nation (Navajo), die 
größte Zusammenballung eingebo- 
rener Amerikaner in Nordamerika 
mit einem sehr traditionellen Le- 
bensstil. Als in den 30er Jahren 
eine geologische Untersuchung im 
Auftrag der Regierung der Verei- 
nigten Staaten ergab, daß die Re- 
gion die größten Kohle- und 
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Uranvorkommen und riesige un- 
terirdische Ölfelder birgt, haben 
Regierung und Bergbaufirmen 
konsequent den Weg beschritten, 
zuerst auszubeuten und dann die 
indianischen Völker zu beseitigen, 
die ihnen im Weg stehen. Dabei 
dient oft eine Methode beiden 
Zielen: So wurden Navajos be- 
schaftigt, um die Uranminen zu 
bearbeiten, ohne sie vor den Ge- 
fahren zu wamen. Eine große An- 
zahl schwerer Geburtsschäden un- 
ter Navajo-Kindern war das Er- 
gebnis. 

Die US-Regierung und Peabody 
Coal, ein multinationales Bergbau- 
konglomerat, schürten einen Krieg 
zwischen den Hopi und den Na- 
vajo — die 600 Jahre lang in Frie- 
den gelebt hatten. Die Regierung 
benutzte dann diese Spaltung, um 
1973 die Vertreibung aus dem an 
Bodenschätzen reichen Gebiet zu 
erzwingen. Trotz starken und an- 
dauernden Widerstands sind bis 
heute weniger als 300 Familien im 
Big Mountain Camp geblieben. 


Unerträglicher wirtschaftlicher und - 


politischer Druck haben die mei- 
sten der jüngeren Indianer aus der 
Gegend vertrieben und in die Le- 
bensumstände städtischer Armut 
gezwungen. Nachdem sie bereits 
viele Meilen Land abgebaut haben, 
bedroht Peabody nun die Gemein- 
den von Cactus Valley und Mos- 
quito Springs mit Zwangsräumung. 


Chippewa-Indianer in Nord-Wis- 


consin, die ihre Rechte des Speer- 


fischens außerhalb ihrer Reservate 
ausüben, werden von Horden wei- 
Ber Demonstranten angegriffen, 
schikaniert und bedroht. Die Wei- 
Ben, die zynischerweise behaupten, 
sie wollen eine »natürliche Lebens- 
grundlage« schützen, geben in of- 
feneren Momenten zu, daß sie 
»die Sonderrechte der Indianer 
beenden« wollen. Während dar 
letzten paar Jahre haben indiani- 
sche Speertischer den Sperrfeuern 
von Steinen, vollen Bierbüchsen 
und Geschossen getrotzt. Ihre Fi- 
scherboote werden voll Wasser ge- 
lassen, sie selbst mit Kugellagern 
beschossen und mit rassistischen 
Gesängen drangsaliert. Weiße tra- 
gen Kappen mit Sprüchen wie »Zu 
schade, daß Custer keine Kugeln 
mehr hatte« und wich revoltiere 
gegen die besondere Behandlung 
von Indianderme«. 


Die Rangordnung, die indianische 
Völker in der weißen Gesellschaft 
einnehmen, wird nicht nur in Oka, 
Quebec deutlich, wo Baufirmen die 
Begräbnisstätten von Eingeborenen 











planierten, um einen 9-Loch-Golf- 
platz zu erweitern. (Ironischerweise 
sind es gerade Quebecer, die sehr 


stolz auf ihre eigene »kulturelle 


Einzigartigkeit« sind und Quebecs 
Selbständigkeit verlangen, für die 
ursprünglichen Bewohner des Lan- 
des aber nichts als Verachtung üb- 
rig haben.) Während die Entwei- 
hung jüdischer Gräber in intema- 
tionaler Ein- und Scheinheiligkeit 
verdammt wird, ergibt es gerade 
eine 15 Sekunden- oder 20-Zei- 
lenmeldung wenn man cinen Golf- 
platz über ein paar indianische 
Gräber walzt. 

Als Anfang Juli 1990 die Kanesa- 
take Mohawk Nation von parami- 
litärischen Kräften der Quebecer 
Polizei und der Königlich Kanadi- 
schen Berittenen Polizei (RCMP) 
belagert wurde, war dies vielen 
Zeitungen nicht einmal diese 
Kurznachricht wert. . Ihr 
»Verbrechen« war starker - und 
bewaffneter - Widerstand, um ihr 
Land vor Raub und Entweihung zu 
retten. Die Polizei hatte die Nah- 
rungsmittel- und Medizinversor- 
gung unterbrochen und bereitete 
einen bewaffneten Angriff auf die 
Kanesatake vor. 


Gewalt, falsche Versprechungen, 
Erpressung, Einschüchterung, stän- 
dig demonstrierte Rechtlosigkeit, 
Alkohol und korrupte Indianer- 
agenten waren schon zu den Zeiten 
der »Besiedelung des Westens« die 
Mittel der Regierungs-Politik ge- 
gen die Ureinwohner des Landes - 
und sie sind es bis heute geblieben. 
»Die ökonomischste und men- 
schlichste Behandlung ist, sie in 
den Frieden hineinzubestechen und 
im Frieden zu erhalten durch per- 
manente Bestechung«, schrieb 
1791 derin den Geschichtsbüchern 
wegen seiner »Achtung gegenüber 
den Indianern« gerühmte Präsident 
Jefferson. Der »freiheitliche Präsi- 
dent« Abraham Lincoln war als 
Captain der Army an Massakem 
gegen fliehende Frauen und Kin- 
der beteiligt und Präsident Andrew 
Jackson, »Symbol einer neuen 
Demokratie« (USA History, Ame- 
rican Book Company) und »erster 
großer Volksmann und Anwalt des 
kleinen Mannes«, erwarb sich sei- 
nen Ruhm als Indianer-General 
zwischen 1812 und 1818. Im Krieg 
gegen die Creeks (1812/1814) 
brachte er mehr Indianer um, als 
irgendein anderer General; seine 
Truppen schnitten sich aus India- 
nerhaut Pferdezügel. Als bei der 
Indianer-Vertreibung unter Jef- 
fersons Nachfolgern die östlich des 
Missisippi lebenden Stämme in die 


westlichen Gebiete abgedrängt 
werden sollten, geschäh das mit 
List (»Euer sroßer weißer Vater 
kann seine roten Kinder gegen ihre 
weißen Brüder nur westlich des 
Vaters aller Flüsse schülzen«) und 
Tücke gleichzeitig: Man gab ihnen 
für den Weg verdorbenes Armee- 
Essen, viele starben noch unter- 
wegs. Den Rest sollte das Land 
besorgen - für lange Zeit hielt man 
die neuen Indianer-Territorien für 
unbewohnbar. (Als sich erwies, daß 
die »Umpgesiedelten« dennoch in 
der Lage waren, zu überleben, 
foleten ihnen die ersten Weißen 
mit Ansprüchen auch auf dieses 
Land.) | 


Heute erhält die (Welt)Offent- 
lichkeit allenfalls davon Kenntnis, 
daB »die Regierung der USA den 
Sioux ein sensationelles Angebot 
machen: Eine Entschädigung in 
Millionenhöhe für die Black Hills«, 
oder daß »Öl im Reservat« unter 
den Indianern » Wohistand« 
ausbrechen läßt, sie »Millionen in 
neue Straßen, Verwaltungsgebäude 
und Schulen investieren« und über 
ihre Ölvorräte »verhandeln wie die 
OPEC-Länder« (Spiegel, 49/1976). 


Mit der Realität des Lebens - und 
Sterbens - der indianischen Urein- 
wohner Amerikas hat diese Jour- 
naillen- » Berichterstattung« nur 
wenig zu tun. Die Realität ist: Der 
Völkermord geht weiter! 


»Die einzige Lösung 


des Indianerproblems 
ist eine Kugel durch den 
Kopf von Dennis Banks« 


Das Beispiel der Lakota 


In der südwestlichsten Ecke Süd- 
dakotas liegt die Pine Ridge Re- 
servation, eine der größten India- 
ner-Reservationen der USA. Sie ist 
die »Heimat« der Oglala Sioux 
(oder Oglala Lakota, wie sie sich 
selbst nennen; der Name »Siouxe 
ist bereits die französische Verball- 
homung eines indianischen Wortes, 
das so viel wie »kleine Nattern« 
bedeutet). 

Das Volk besteht aus drei Stäm- 
men, (Dakota, Nakota, Lakota), 
dessen größter die Lakota sind, 
und der wiederum in kleinere 
Stämme unterteilt ist; einer davon 
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sind die Oglala. (Insgesamt um- 
fassen die sieben Lakota-Stämme 
heute etwa 60 000 Menschen.) 

Die verzerrtte und kolportierte 
Ausbeutung ihrer Stammesge- 
schichte durch die Medien (vor 
allem die zeitweise äußerst erfolg- 
reichen Kämpfe gegen die TJS- 
Army im 19. Jahrhundert, ihi zieg 
gegen General Custer am Little Big 
Hom etc.) besteht bis heute in 
»Westere-Filmen und -Literatur 
fort. Auch nach John Waynes Tod 
reiten unermüdliche weiße Helden 
in sich ewig wiederholende Siege ' 
gegen die blutdürstigen, mit 
Frauen- und Kinderskalps be- 
hängten und um den Marterpfahl 
tanzenden Wilden. 


Im US-Census-Bericht von 1980 
wird das Gebiet innerhalb der Pine 
Ridge Reservation als das ärmste 
der Vereinigten Staaten ausgewie- 
sen. das Durchschnittseinkommen 
pro Kopf lag 40% unter der amt- 
lich festgelegten Armutsgrenze und 
beio ca. 30% des amenkanischen 
Durchschnittseinkommens. Armut 
ist für die Oglala längst zur neuen 
Tradition geworden, seit sie dem 
Druck der weißen Eroberer wei- 
chen mußten und in die Reservate 
gezwängt wurden (die heute nur 
einen winzigen Bruchteil des ein- 
mal »garantierten« Landes umtas- 
sen). 

Eine Entwicklung, die mit der Ab- 
schlachtung ihrer Büffelherden - 
als ursprünglicher existenzieller 
Grundlage - durch weiße Jäger 
und Fellhändler begann, und längst 
nicht zu Ende ist. 

Das Jahr 1890 markiert dabei 
einen besonders denkwürdigen 
Meilenstein: Am Wounded Knee 
Creek metzelte die 7. Kavallerie 
der US-Armee (dieselbe, die unter 
General Custer 14 Jahre vorher am 
Little Big Horm gegen denselben 
Gegner am ihre größte Niederlage 
erlitten hatte) bereits entwaffnete 
Lakota - zum größten Teil Frauen 
und Kinder - nieder; mehr als 150 
kamen dabei ums Leben. 





Armut, der 

»> American Way 
of Life« für die 
Lakota i 


Die Ergebnisse des letzten US- 
Census (1980) wurden noch vor 
der Präsidentschaftszeit Ronald 
Reagens erarbeitet. Die von der 
Reagan--Administration zugunsten 
von Rüstungsprogrammen vorge- 
nommenen Ausgabenkürzungen 
sind in diese - bereits katastro- 
phalen - Zahlen noch nicht einge- 
flossen, trafen aber gerade die in- 
dianische Bevölkerung ein weiteres 
Mal besonders hart, Obwohl sie 
nur mit 0,4 Prozent an den Haus- 
haltsausgaben beteiligt sind, tragen 
sie drei Prozent der Kürzungen. 
Das Wohnungsprogramm wurde 
um 96 Prozent, das Gesund- 
heitsprogramm um 45 Prozent und 
das Programm für ökonomische 
Selbstversorgung um 856 Prozent 
gekürzt. Wie diese Kürzungen auf 
die Lebenssituation der Ureinwoh- 
ner zurückschlagen, läßt sich allein 
aus den Census-Zahlen erahnen: 
Die Arbeitslosigkeit lag im Be- 
richtszeitraum (1979) bei 41,4 
Prozent (Bundesdurchschnitt 5,5 
Prozent) und erhöhte sich bis bis 
1982 auf 63,3 Prozent 
(Bundesdurchschnitt 9,7 Prozent). 
In der Pine Ridge Reservation ver- 
lief die Entwicklung noch um eini- 
ges dramatischer; hier stieg die Ar- 
beitslosigkeit von 45 auf 85 Pro- 
zent an. 

Das US-Durchschnittseinkommen 
lag 1979 bei 8.773 Dollar pro 
Kopf, in Reservationen betrug es 
3.246 Dollar, doch selbst diese 
Zahlen beschönigen die Realität: 


Drei der fünf ärmsten US-Gebiete ` 


liegen auf Lakota-Land und die 
gut verdienenden, ebenfalls auf 
diesem Land wohnenden weißen 
Händler und Rancher werden mit- 
gerechnet und verfälschen die 
tatsächlichen Ergebnisse. 

Hinzu kommt, daß der Großteil 
der Einkommen in der Pine Ridge 
Reservation ohnehin aus Wohl- 
fahrtsprogrammen stammt. Eine 
künstliche Infrastruktur aus Ver- 
waltung und sozialen Dienstlei- 
stungen - die ebenfalls aus Bun- 
desmitteln finanziert wurde - brach 
mit den Etatkürzungen zusammen 
und führte zu einem sofortigen 
Hochschnellen der Zahl von Ar- 
beitslosen (die auch vorher im 
wesentlichen nur in Beschäfti- 
gungsprogrammen tätig waren). 
Nur ganze zwei Prozent der Re- 
servationen in den USA können 


sich (fast ausschließlich infolge 
vorhandener Bodenschätze) aus ëi- 
genen Kräften erhalten, alle ande- 
ren - auch die Lakota-Reservation 
- sind bis zu 100 Prozent von 
Bundesmitteln abhängig. 


Geldzirkulation 
und Landnutzung 


selbst an den spärlichen Geldmit- 
teln, die in die Reservationen flie- 
Ben, verdienen letzten Endes die 
WeiBen und nicht die indianische 
Bevölkerung. Denn nur etwa 3 
Prozent werden innerhalb der Re- 
servationen ausgegeben, da es dort 


kaum eigene Geschäfte oder gar - 


produzierende Betriebe gibt. Denn 
Betriebsgründungen kosten Geld 
und dieses wäre für Lakota nur 
durch einen Kredit beschaffbar. 
Diese Kredite werden von den 
Banken (ausserhalb der Reserva- 
tion) jedoch nicht ohne Sicherhei- 
ten gegeben. Und die einzige 
»Sicherheit«, die ein Lakota in der 
Regel bieten kann, wäre sein Land. 
Doch dieses Land wiederum wird 
in den meisten Fällen von der Re- 
sierung »verwaltet«, der/die Be- 
sitzerIn hat innerhalb der beste- 
henden Rechtsverhältnisse prak- 
tisch nur den Status eines 
»Mündels«. Das Land kann des- 
halb nicht als Sicherheitsleistung 
übereignet werden. 

In den 30er Jahren hatten viele 
Lakota begonnen, Rinderzuchten 
aufzubauen und damit auch einen 
gewissen bescheidenen 
»Wohlstand« und Fortschritt in- 
nerhalb der Reservationen ge- 
schaffen. Die US-Regierung ver- 
pachtete daraufhin groBe Flachen 


indianischen Landes über die 
Köpfe ihrer rechtlosen Besitzer 
hinweg an weiße Farmer und 


Züchter zu Preisen, die weit unter 
denen außerhalb der Reservation 
lagen. Die wirtschaftliche Abhän- 
gigkeit war in kurzer Zeit wieder 
hergestellt. Der »Allotment 
(Landaufteilungs)-Act« schuf die 
weiteren Voraussetzungen, die 
rechtmäßigen Eigentümer auf le- 
gale Weise um ihr Land zu betrü- 
gen. Land, das vorher im gemein- 
samen Besitz (und unter gemein- 
samer Nutzung) stand, wurde 
durch dieses Gesetz auf Einzel- 
personen verteilt. Offiziell sollte 
dies die individuelle Entwicklung 
und den wirtschaftlichen Wettbe- 
werb fördern. Die wahren Absich- 
ten waren: Vereinzelung und Kon- 
kurrenz zu schaffen und sich er- 
neut große Landflächen anzueig- 
nen. Denn nur etwa ein Drittel des 
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Landes wurde tatsächlich Einzel- 
personen überschrieben, da die 
Besitzzuteilung limitiert war. Mehr 
als zwei Drittel der Flächen blieben 
als sog. »Überschußland« übrig 
und wurde sofort weißen Siedlem 
und Händlern überlassen. Darüber 
hinaus mußten viele der neuen in- 
dianischen Landbesitzer über kurz 
oder lang aus wirtschaftlicher Not 
ihr Land (natürlich an weiße In- 
teressenten) verkaufen. Die gesetz- 
lichen Regelungen zur Erbteilung 
tun ein übriges: WVererbtes Land 
wird grundsätzlich nur an alle Er- 
ben, nie an einen einzelnen weiter- 
gegeben. Damit wird Landeigentum 
- durch die Unmöglichkeit derart 
gemeinsamer Nutzung und meist 
folgenden Verkauf oder Verpach- 
tung - immer weiter zersplittert, 
Die etwa 11.000 qkm große Pine 
Ridge Reservation ist heute bereits 
zu mehr als 40 Prozent in rein 
weißem Eigentum, weitere be- 
trächtliche Teile sind verpachtet. 


Indianer sein, 
heißt krank sein 


Indianische Menschen stellen in 
den USA die Bevölkerungsgruppe 
mit dem schlechtesten Gesund- 
heitszustand. Die durchschnittliche 


Norddakota 
| Hontana 


Wyoming 


Vertragsyebiet yenab dem 
Vertrag von 1868, (aul dein 
die Regierung der USA 
unelngeschranktes Nut- 
zungsrecht gemeBt. 


Hebraska 


Gebiet, das nach denselben [7 
Vertrag den Lakota zur 

| »ausschließlichen und 
ungestörten Nutzung‘: 
überlassen bleiben sollte. 


Gebiet, innerhalb dessen 
auch die Black Hills 
liegen und wa das die ye- 
richtlichen Käupfe geführt 
werden. 


| Gebiet der heutigen 
Reservation. 
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Uberleben. Besonders fiir Junge 
führt das oft zu einem unerträgli- 
chen Identitätsverlust, der sich in 
immensen Alkoholismus-Raten ka- 
nalisiert. In der Lakota-Reserva- 
tion schätzt man, daß bis zu 50 
Prozent aller »Teenager« mehr 
oder weniger alkoholabhängig sind. 


Landkampf, 
Widerstand 

und neues 
selbstbewußtsein 


Seit Anfang der 70er Jahre beginnt 
in den Reservationen eine Organi- 
sation an Einfluß zu gewinnen, die 
von »Stadtindianern« in den Me- 
tropolen der USA gegründet 
wurde: Das American Indian Mo- 
vement -AIM. Vor allem vom 
schwarzen Widerstand lernend, 
entwickelten diese, oft in Rahmen 
des sog. »Relocation-Programms« 
(das angeblich arbeitslosen Reser- 
yatsindianerm Jobs in den Städten 
verschaffen, hauptsächlich aber die 
Reservationen entvölkern sollte) in 
die Städte gekommenen jungen in- 
dianischen Menschen eine breite 
Front des Widerstands gegen alle 
Erscheinungen der Zerstörung ihrer 
Kultur und fanden zunächst vor 
allem bei den Traditionalisten 
Rückendeckung. (An der Beset- 
zung von Wounded Knee 1973 
waren sowohl AIM-Aktivisten als 
auch Traditionalisten beteiligt, 
heute bestehen zwischen beiden 
wieder tiefere Spaltungen.) 

Besonders viele Aktivitäten - die 
auch international bekanntgewor- 
den sind, hat das AIM in den 
Landrechtskämpfen entwickelt - 
und unter diesen Kämpfen ist der 
um den Erhalt der Black Hills wohl 
seinerseits der bekannteste. 


Dieses Gebiet, das für die Indianer | 


eine traditionell zentrale, religiöse 
Bedeutung hat, wurde 1874 zum 
Fundort großer Goldvorkommen. 
Obwohl vertraglich verpflichtet, das 
Eindringen Weißer zu verhindern, 
überließ die Regierung das India- 
nerland den Goldgräbern und 
Glücksrittern, nachdem sie - ver- 
geblich - versucht hatte, die La- 
kota zur kostenlosen Landabtre- 
tung zu bewegen. 

Als Folge dieser Vertragsbrüche 
kam es zu den Kämpfen gegen 
General Custer und dessen Nie- 
derlage am Little Big Horn, später 
dann zur unvermeidlichen Nieder- 
lage des indianischen Widerstan- 
des. Durch Erpressung und Dro- 
hungen, mit Alkohol und Vorent- 
haltung der garantierten Nahrungs- 
lieferungen veranlaßte die Regie- 


rung dann, daß etwa 10 Prozent 
der Lakota der Abtretung des 
Landes zustimmten. Keiner dieser 
Unterzeichner war in irgendeiner 
Weise dazu berechtigt oder be- 
vollmachtigt, nach den gültigen 
Verträgen hätten zwei Drittel der 
Lakota dieser Abtretung zusuim- 
men müssen. 1889 versuchte dann 
auch die amtliche »Siour Kom- 
mission«, diesen Schönheitsfehler - 
der de facto eine Nichtigkeit der 
Abtretung bedeutete - auszubä- 
geln. Wie ein 1979 geführies Ge- 
richtsverfahren (in einem anderen 
Zusammenhang) erwies, ssam- 
melte« die Kommission de 
erforderlichen Unterschriften wor 
allem von Weißen, Schwarzen, 
Minderjährigen, Mitgliedem ande- 
rer Stämme (die allesamt zack 
dazu berechtigt waren), nichtesi- 
stenten Personen wnd von Toten 
deren Signum schlicht gefälscht 
wurde, 

In den 40er Jahren unseres Jair- 
hundert machte die damalige US- 
Regierung dann der wrmeiniäch 
letzten Schachzug, das gestohlene 
Land in »rechtimäßieen« Besitz zu 
bringen. Sie schuf die sog. Clams 
Commission«, mit der verfassungs- 
widrig angeeignetes Land mit Geld 
abgegolten werden sollte. Der Pres 
wurde nach dem Wert berechnet, 
den das Land angeblich zur Zeit 
der Inbesitznahme hatte, wer sich 
- wie die Lakota - weigerte, dem 
Schacher zuzustimmen. sollte 
überhaupt kein Geld erhalten. Für 
die Black Hills wurden 2 Cent pro 
Hektar veranschlagt. Da man aber 
wohl wußte, daß die Indianer eci- 
nem solchen Kuhhandel nicht zu- 
stimmen würden, versuchte man sie 
von vomeherein über die wirkli- 
chen Umstände zu täuschen. Mit 
dem Vorwand, die angebotenen 
Summen seien »Entschädigungen« 
für angerichtete Schäden, (von ei- 
nem endgültigen Verlust jeden 
Anspruchs auf das Land war nicht 
die Rede), brachte man sechs der 
sieben Lakoöota-Stämme dazu, zu 
unterschreiben; als sie bemerkten, 
was sie unterschrieben hatten, wei- 
gerten sie sich, künftig über Ent- 
schädigungen noch zu verhandeln, 
bezeichneten ihre Unterschriften 
als nichtig und verlangten ihr Land 
zurück. 


Die gerichtlichen Auseinanderset- 
zungen um did Black Hills sind 
nach wie vor nicht beendet. Selbst 
die nach Cent-per-Hektar berech- 
nete »Entschädigungssumme« 
(nicht ausgezahlt auf einer Art 
»Sperrkonto«) beläuft sich heute 
mit Zinsen bereits auf 170 Millio- 
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men US-Dollar. Als hierüber in den 
Medien (allerdings als 
»Milkardensumme«) berichtet 
wurde, tat man das so, als wire 
deser Betrag den Lakota in einem 
für sie günstigen Gerichtsurteil zu- 
gesprochen worden. Tatsache ist, 
daB de Lakota dieses Geld nicht 
woln. »Ibe Black Hill's are not 
for sales - die Black Hills sind 
nicht zu verkaufen. Immerhin ge- 
stand der Oberste Gerichtshof den 
Lakota inzwischen zu, daB die USA 
Ge Black Hills nicht auf legale 
læse in ihren Besitz gebracht ha- 
ben. 
Dees - und der konsequente Wi- 
Gerstand der Oglala Lakota - hat 
auch bei den anderen sechs Stäm- 
men dazu geführt, daß sie sich ak- 
ww am Widerstand gegen den 
Landraub beteiligen. 
Der US-Regierung geht es natür- 
Ech längst nicht mehr um Gold in 
den Black Hills. In neuerer Zeit 
wurden dort unter anderem Uran 
und wertvolle Mineralvorkommen 
entdeckt: 27 multinationale Kon- 
zeme sind in der Ausbeutung en- 
gagiert, in der Pine Ridge Reser- 
vation wurde bereits radioaktiv 
verseuchtes Trinkwasser festge- 
stellt. Radioaktive Abfälle lagem 
am Ufer des Cheyenne Flußes, der 
durch die Pine Ridge Reservation 
fließt. 


Nicht nur die Kämpfe um ihr Land 
haben bei den Ureinwohnern 
Amerkas zu einem gestiegenen 


und steigenden Selbstbewußtsein’ 


geführt. In allen Bereichen des 
täglichen Lebens, der Verwaltung, 
der politishen Interessenvertretung, 
im Erziehungswesen wächst der 
Widerstand gegen die Vemichtung 
ihrer Lebensgrundlagen und ihrer 
Kultur. Indianische Selbstverwal- 
tungs-Gremien und Selbsthilfe- 
Gruppen, politische und organisa- 
torische Zusammenschlüsse entste- 
hen in den Reservationen und un- 
ter den, wie die Schwarzen und 
Hispanics meist in Armut lebenden 
städtischen Indianern. Auch die 
Bereitschaft zum bewaffneten Wi- 
derstand wächst. 

(* Zitat: William Janklow, Gouver- 
neur von Süddakota. Dennis Banks 
ist ein AIM-Aktivist) 
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Der 

geheime Krieg 
des FBI gegen 
die politische 
Opposition 


Die meisten der heute bekannten 
geheimen Berichte und Papiere des 
COINTELPRO (Counter Intelle- 
gence Program) des FBI wurden in 
den Jahren 1974 und 1975 durch 
Gerichtsverfahren bekannt, die die 
Socialist Worker Party SWP gegen 
die Regierung der USA tührte. Die 
SWI war eines der Ziele dieses - 
auch nach den US-Gesetzen ille- 
galen - FBI Frogramms. In den 
40er und 50er Jahren war die 
Überwachung und Infiltration op- 
positioneller Gruppen (bis weit 
hinein in die Reihen der Demokra- 
tischen Partei) durch den »Smith 
Act« - ein Bundesgesetz, das nach 
dem Muster des Aufstandsgesetzes 
des Staats New York entstanden 
war und dem FBI weitreichende 
Vollmachten gab - gedeckt. 1956 
erklärte cin Bundesgericht dieses 
Gesetz in weiten Teilen fiir ver- 
fassungswidrig und schrankte damit 
die Arbeit des FBI, des CLA, der 
National Security Agency, des In- 
ternal Revenue Service, des Bureau 
of Alcoholic, Tobacco and Fire- 
arms und anderer lokaler und na- 
tionaler Behörden auf einer enge- 
ren gesetzlichen Grundlage ein. 

Das FBI entwickelte und instal- 
lierte daraufhin das als COINTEL- 
PRO bekanntgewordene Pro- 
gramm, mit dem es sich faktisch 
ausserhalb der US-Gesetze be- 
wegte, Unzählige Dokumente be- 
weisen, daß dies in enger und 
ständiger Abstimmung mit den 
höchsten Regierungsstellen ge- 
schah. COINTELPRO verfolgte 
folgende Ziele: Aufdeckung, Dis- 
kreditierung, Neutralisierung und 
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Zerschlagung des politischen Wi- 
derstands und seiner Exponentln- 
nen. Die Methoden hierzu er- 
streckten sich von der illegalen 


Division. 
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To recomend %-day progress letters sulmitted by 
43 offices participating in this-program be discontinued, 


COINTELPRO is code word for counterintelligence 
program. By memorandum 2/29/68 the Director authorized 
sulmission of 90-day progress letters concerning captioned 
program for purpose of stimulating thinking in offices where 
black extremist activities are concentrated. Forty-three 
offices are currently participating in this project. 


This program has as its objectives the EE 
of black extremist groups, the prevention of violence by these 
groups and the prevention of coalition of black extremist 
organizations. Since these offices have-participated signifi- 
cantly in this program, it is felt we can row relax our 
administrative procedures by eliminating the SO-day letter,. 

We will not suffer from this discontinuance as continued ı 
participation in this program by field is followed ty individual 
Supervisors in Racial Intelligence Section, Drsiestie Intelligence 
In oddition, the Inspection Division analyzes each 
office's participation in this progrem during field office 
inspections. In view of, the above and to streamline our 
operations, it is recerwended these progress letters be 
discontinued. No change is required in any Bureau manu 1s. . sf. 


ACTION: En Mr ie 
If approved, the ottached airtel advising of 

discontinuance of: these 90-day letters will be forwarded to 

£fices participating in this program. » 
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politische Spaltungen in Organisa- 
tionen initiert, »ZZelpersonen« 
verleumdet. Allein das geheime 
Berichtsmaterial über eine einzige 


Überwachung, der Erpressung, des »Zielperson« des COINTELPRO 
Betrugs, der Urkundenfälschung, (Frank Wilkinson, SWF) füllte 
Zeugenbeeinflußung, Beweismit- 132.000 Blatt Papier. Der Verlust 


telfalschung bis zum Mord. Un- 
zahlige Menschen — besonders aus 
dem Bereich der Black Panthei 
Party, die das FBI als »die größte 
nationale Bedrohung« betrachtete 
- wurden in den folgenden Jahren 
Opfer des COINTELPRO, nicht 
selten aufgrund von konstruierten 
Anklagen, eingeschleusten und 
bezahlten Provokateuren und 
Agenten. Durch gefälschte Briefe 
und in FBI Büros entstandenen 
»Bewegungszeitungen« wurden 
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von Arbeitsplatz, Wohnung una 
Freiheit war oft noch das 
»geringste Übel«. Eindeutige Fak- 
ten sprechen dafür, daB das FBI 
auch beim Tod zahlreicher politi- 
scher AktivistInnen direkt seine 
Hände im Spiel hatte. Noch der 
Aufdeckung des Programm verüb- 
ten Agenten Bombenanschläge auf 
Fahrzeuge politischer Opponenten. 
Und alles spricht dafür, daß dieses 
Programm auch heute - unter an- 
derem Namen - weitergeführt wird. 


Ceplis of the anonvaous Tecter were 
nara, in ecivereilally 
k Gderiend cemplet ar Liu 


> aniled on 
purehascd envelores addressed by 
Wow Yor’: Offiec. Tne Jetter 


wos sent to tie dnaividuels listed below: 


1a) 


KAHTEL WITS | 
Falter, "Tiberatar" 
aut Cast ith Street 
Rew York, Kou York 
(2) IANROLD cRUoE i 
203, kest Iiih Street 
Bew York, How York 


Editer, “The Worker" 
23 Veet Sth Street 
New York, Kew Yori 


Editor, "Pational Guardian" 
197 Fast Fourth Street 
New York, New Yori 


JANES BALM 
470 Host End Avene 
Hew Yori, Heuy Yor: 


FETER “iiss 

c/o New Yors Times 

929 Vest G3rd Street 

Nev Yorit, Neu York 
ï 

JAMES AOBIMTSON 

c/o "Spartacist" 

Box 1377, G.P.0. 

New York, New York 


“Pn HORLECRTY | 
160 Vest 95th Street 
New York, hew York 
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{SWP) is currently running card ‘ates n the Tortheceing | 







election in the State of Fan York, JUDY hail TS heads the 
EWP ticket as candidate for . Governoy. ‘al 


a es It is known that WHITE ves chosen for this role since 
the Party dewired a youthful San who had participated im 
the antl-var oovement, ani would canpaigo on this issce 
and appeal ‘to intividuals of this ilk. 


IL is further known that the Party, in choosing | a = 
WHITE, wos avare that she did not meet the residency Zu 
for holding such office, however, felt that if this was 







ehollence® the Party would compare WHITE's Kew York elf 
stata with, En KETY, ati tha Taolist a 
‚ would outseigh any turn of avents- cluding WHITE's 







from the ballot. Ine Farty hed of old tise oesber staniing 










believed this could be accomplished in a moorowe rein aot 
released at the tins of election when Tarty rebuttal woul = 
be useless. z a i 

+ ` A Xerox copy of a public release" concerning TUI, 
effected under this pra raa, is on: = 


ze ry 


h in the wings to replace TE if such oocurred. # t 
= — m 
LT Be Therefore, fo date, utilization of this information 
| i bas not bein recommended under this program. | 
It t this time, hovaver, that ap 
He possibility Tor disruption exista. ir this informat wr 
IF. ee released at election tice making «2 cozparizcs with 
© fa JONN CLARENCE FRAUKLIN,.a previous Party candidate. it is 
a. 
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Process. They apparently thought 
"ga “sbore tha lan This group 
methode to achieve thelr and. ‘The 
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Eric Separd to act ee Chaireno of 
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we the Young Socialist Alliance, 
= singe Dar Ebetpard to jump, Theis peo." es are the 
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Dering the past, severe | months, Socialist Workers 


reat Ehin Allamco sad Atilonta Revolutionary 
Emeeen for a Deeceratie Cocicty hore baon 


Ft Serie as the tum largest fections in a "coalition" 
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in an Atlanta anti-war conference held on ‚at 
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EIH lenders, was appointed as Co-coordinator of a for 
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: Geheime FBI-Dokumente 


1 - Auszug aus einer Adressenlaatte an die aufgeführten Personen versandte das FBI anonyme Briefe, die 
| einzelne Zielpersonen denunzierten und Spaltung und MiBtrauen verursachen sollten. 


2 — Erste Seite der zweiten Ausgabe einer ae etonge. an der Indiana University; verfaßt, 


herausgegeben und vertrieben vom FBl. . 


3 - Dokument aus der FBI-Kampagne gegen die E ANE E T E von Judy White (SWP). a ER 
4 - Dokument aus der FBI-Kampagne gegen SWP, Neue Linke und SDS. 
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» Das Gesicht 
eines Polizeistaates« 


Gesetzbuch und 
Maschinengewehr, 
Gefängnis, Mord und 
Massaker — 

Beispiele aus hundert 
Jahren rassistischer 
und politischer 
Repression 


11. November 1887 

Vier anarchistische Arbeiter werden fiir ein Bom- 
benattentat auf dem Chikagoer Haymarket Square 
wahrend des Generalstreiks fiir den 8-Stundentag am 
Galgen hingerichtet. Drei zu lebenslanger Haft begna- 
digte Mitverurteilte entlässt der spätere Gouverneur 
Altgeld 1894: »Die meisten Beweise in diesem Ver- 
fahren waren gefälscht.« 


1914 

Joe Hill, ein bekannter und geachteter Aktivist und 
Organisator der WOBBLIES (IWW - Industrial 
Workers of the World, Organisation von Industriear- 
beitern) wird unter einer dubiosen Mordanklage vor 
Gericht gestellt und durch ein Erschiessungskom- 
mando hingerichtet. 


20. April 1914 

Streikende Minenarbeiter, die aus ihren Werkswoh- 
nungen vertrieben wurden und mit ihren Frauen und 
Kindern in Zelten leben, werden von der National- 
garde und privaten Sicherheitskräften der Minenbe- 
sitzer während des Schlafs umstellt. Die Zelte werden 
mit Öl getränkt und angezündet, mit Maschinenge- 
wehren die Flüchtenden und ihre Frauen und Kinder 
niedergeschossen. 13 Kinder, eine Frau und fünf 
Männer werden getötet. (»Ludlow Massaker«.) 


5. November 1916 

Das Fährboot »Verona« legt am Ufer des Puget 
Sound in Everett, Washington an. An Bord befinden 
sich mehr als 200 WOBBLIES (IWW - Industrial 
Workers of the World, Organisation der Industriear- 
beiter). Als ste einem Verbot, Land zu betreten nicht 
nachkommen, werden sie von Sheriff McRae und sei- 
nen Deputies unter Beschuß genommen. Fünf WOB- 
BLIES sterben, viele werden verletzt, einige versinken 
im Wasser und werden nie gefunden. 


1916 

Tom Mooney, ein radikaler Arbeiter wird im Zusam- 
menhang mit einem Bombenanschlag auf eine Kriegs- 
parade zum Tode verurteilt. Das Urteil wird nicht 
vollstreckt. 1939 wird er voll rehabiliert. 


September bis Dezember 1919 

In der Folge des großen Stahlarbeiterstreiks setzt eine 
Hetzjagd auf »unerwüschte Ausländer« ein. In zwölf 
Städten werden nichtamerikanische Bürger - die mei- 
sten ohne gesetzliche Handhabe - verhaftet und de- 
portiert, im Dezember nocheinmal 242 Personen. 73 
Ortsgruppen der kommunistischen Partei werden 
dursucht, 25 Tonnen Papier beschlagnahmt, 1000 
Personen festgenommen. 


1931 

In Alabama verurteilt ein Gericht aus weißen Ge- 
schworenen neun junge Schwarze zwischen 13 und 20 
Jahren wegen Vergewaltigung von zwei weißen Frauen. 
Als sich in der Verhandlung keine Beweise für die 
Schuld der Angeklagten ergeben, schreit der Richter: 
»Schuldig oder nicht, laßt uns diese Nigger loswer- 
den«. Acht werden zum Tode verurteilt, einer erhält 
lebenslänglich. Erst nach jahrelangen Berufungsver- 
fahren kommen die meisten frei, einer stirbt im Ge- 
fängnis. 


7. März 1932 

Arbeitslose Automobilarbeiter führen einen 
»Hungermarsch« zu den Ford-Werken nach Dear- 
born, Michigan durch, um eine Petition für eine Wie- 
dereinstellung abzugeben. Von einer Brücke aus wer- 
den sie von der Polizei und privaten Sicherheitskräften 
von Ford unter Gewehrfeuer genommen und mit Trä- 
nengas beschossen. Drei Männer sind auf der Stelle 
tot. Die Flüchtenden werden mit Maschinenpistolen 
beschossen. Ein weiterer Arbeiter stirbt, viele werden 
verletzt. (»Dearborn Massaker«.) 
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30. Mai 1937 

Uniformierte Polizei greift eine friedliche Kundgebung 
von etwa 1000 Frauen, Männern und Kindern zur 
Unterstützung der streikenden Stahlarbeiter in Chi- 
kago mit Gewehren und Tränengas an (»Memorial 
Day Massaker«), Zehn Menschen finden den Tod, 
Dutzende werden verletzt. 


1947 

Der Generalstaatsanwalt veröffentlicht eine Liste mit 
»subversiven Organisationen«. Es ist der Beginn einer 
Hetzjagd ohne Beispiel, die ihm Rahmen von Präsi- 
dent Truman’s »Loyalty Programm« (bis in die 50er 
Jahre der McCarthy-Ära) Zehntausende von Men- 
schen auf »Schwarze Listen« (und damit meist um 
ihre Arbeitsplätze) und vor Untersuchungskomissionen 
bringt. 


1968 

Dr. Benjamin Spock und vier andere werden wegen 
»Verschwörung« gegen den »Selective Service Act« 
(ein Gesetz, das die Unterstützung jedr Art von Wi- 
derstand gegen Einberufung und Wehrdienst krimina- 
lisiert) vor Gericht gestellt. 


8. Februar 1968 ‘ 

State Troopers schießen auf eine unbewaffnete 
Gruppe von Studenten auf dem Campus des South 
Carolina State College. Drei schwarze Studenten wer- 
den getötet, 27 verletzt. 


August 1968 

Polizei, Nationalgarde und Truppen zerschlagen in 
Chikago eine Massendemonstration gegen den Viet- 
namkrieg während des Parteitags der Demokraten. 
Acht angebliche »Rädelsführer« - die »Chikago 8« - 
werden wegen »Verschwörung« vor Gericht gestellt. 


2. April 1969 

In New York verhaftet die Spezialeinheit BOSS - Bu- 
reau of Special Services - Mitglieder der Black Pan- 
ther Party. Die »New York 2lI« werden wegen 
»Verschwörung« zu angeblichen Kaufhausanschlägen, 
zum Mord, zur Anstiftung zum Mord und weiteren 
Anklagen (insgesamt mehr als 30) vor Gericht gestellt. 
Alle Anklagepunkte erweisen sich als falsch, bzw. von 
Polizei und FBI konstruiert. 


4, Dezember 1969 

In Chikago stürmt die Polizei das BPP Hauptauartier, 
während die sich darin befindenden Parteimitglieder 
schlafen. Fred Hampton und Mark Clark werden er- 
schossen. 


8. Dezember 1969 

Eine 300 Mann starke paramilitärische Polizeitruppe 
greift in Los Angeles das Black Panther Büro an. 14 
BPP-Mitglieder verteidigen sich fünf Stunden lang 
gegen den Überfall. 


Mai 1970 

An der Kent State University erschießt die Polizei vier 
Studenten nach einer militanten Demonstration gegen 
ein Rekrutieringsbüro der Navy auf dem Universitäts- 
gelände, 


14. Mai 1970 

Nach einer Studentendemonstration stürmt die 
Highway Police den Campus der Jackson State Uni- 
versity in Mississippi und schießt mit Pistolen und 


Maschinenpistolen in einen Schlafsaal, Zwei schwarze 
studenten werden getötet, zwölf verletzt. 


3. Mai 1971 

In Washington werden nach der Auflösung eines 
Rockkonzertes im Rahmen einer Antikriegsdemon- 
stration durch die Polizei innerhalb von zwei Tagen 
13.000 Menschen festgenommen 


21. August 1971 

George Jackson (Soledad Brothers) wird kurz vor sei- 
nem Prozess im Gefängnis von San Quentin erschos- 
sen. 


September 1971 

Im Gefängnis von Attica in New York schlagen Bun- 
destruppen einen Gefangenenaufstand nieder, indem 
sie 42 Menschen erschiessen, darunter neun Gefäng- 
nis-Wärter. 


März 1972 

Der schwarze Reverend Ben Chavis und neun andere 
Führer der Bürgerrechtsbewegung in Wilmington (die 
»Wilmington 10«) werden wegen »Brandstiftung« vor 
Gericht gestellt. Charvis verbringt viereinhalb Jahre im 
Gefängnis, bevor er von einem Bundesgericht freige- 
sprochen wird. 


1976 

In einem Gerichtsverfahren wird bekannt, daß die Si- 
cherheitsabteilung des Chikago Police Departement 
»Red Squad« heimlich Akten über mehr als 800 Or- 
ganisationen angelegt und eine illegale paramilitärische 
Terrorgruppe (Legion of Justice) unterstützt, die Op- 
positionelle zusammengeschlagen hat. 


3. November 1979 

In Greensboro, North Carolina ermorden Nazis und 
Ku Klux Clan Mitglieder mit Hilfe eines Undercover- 
Polizisten fünf Anti-Klan-Demonstranten. In einem 
Zivilprozess stellt ein Gericht sechs Jahre später fest, 
daß die Komplizenschaft zwischen Regierung, Nazis 
und dem Clan als erwiesen gilt. ( »Greensboro Massa- 
ker«) 


12. Mai 1985 

Die Polizei bombardiert aus einen Hubschrauber ein 
Haus der schwarzem »MOVE« Bewegung in Philadel- 
phia. Fünf Kinder und sechs Erwachsene verbrennen, 
das Feuer greift auf 60 weitere Häuser des Viertels 
über. 

t 
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* hohe Luft- und Wasserver- 
schmutzung 

* ein Anstieg bei Gewaltverbrechen 
und bewaffneten Raubüberfällen 
von 270% in den letzten fünf 
Jahren 

* 83.000 Heroin- und 800.000 Al- 
koholabhängige in Puerto Rico 

* 60% Schulabgänge ohne Ab 
schluß bei öffentlichen Schulen 

* 41% der Frauen und 25% der 
Männer sind sterilisiert 

* die höchste Selbstmordrate der 
Welt 

* ein Anwachsen der Kriminali- 
tätsrate insgesamt um 75% in den 
letzten zehn Jahren 

* eine höhere Zuwachsrate bei neu 






Puerto Rico 


een 92 Jahre US-Kolonialismus - 


Dee La R gien Si Cigane Und alle Produkte 


# Pacrts Ricoy n eingeführt werd 
an und Sind Ame er cht leichten 5 








Fueren Ricos ma 
. mogen der Grond Eze cs. ii 
mie Uberseugen hiercubleisen, 


Seit der Invasion und Besetzung 
Puerto Rico's in der Folge des 
Spanisch-Amerikanischen Krieges 
1898 zerstört die Expansion der 
ökonomischen und militärischen 
Interessen der USA - die in ver- 
schiedenen Etappen verlief - sy- 
stematisch die Lebensgrundlagen 
des Puertoricanischen Volkes: Auf 
Zuckerrohranbau basierende 
Monokultur, Leicht-, später ab 
den 60er Jahren elektronische, 
pharmazeutische und chemische 
Schwerindustrie kennzeichnen diese 
Entwicklung, die Millionen von 
Puertoricanern in die Arbeitslosig- 
keit und zur Abwanderung in die 
USA zwangen. Dort fanden und 
finden sie - wenn überhaupt - 
ausschließlich niedrigst bezahlte 
Arbeit, sind Rassismus und Armut 
ausgesetzt. 1917 erkannte der US- 
Kongress dem Puertoricanischen 
Volk die US-Staatsbürgerschaft zu, 
gerade rechtzeitig um die Männer 
als US-Soldaten in den 1. Welt- 
krieg zu schicken, Dieses Gesetz 
brachte den USA unter dem Vor- 
wand der »Demokratisierung« und 
des »Schutzes« fiir Puerto Rico 
auch formell die militärische, poli- 
tische und soziale Herrschaft über 
das Land. Strategisch ist die Insel 
wegen ihrer Lage zur Kontrolle der 
Seefahrtswege nach Afrika und in 
den Mittleren Osten, sowie als 
Ausgangsbasis für militärische 
Agressionen gegen andere Karibi- 
sche Inseln und Zentralamerika 
(1983 z.b. bei der Invasion von 
Grenada) von Bedeutung. 13 Pro- 


92 Jahre Vernichtung eines Volkes 
undZerstörungdesLanes 


zent des bebaubaren Landes ste- 
hen unter militärischer Nutzungder 
US-Streitkräfte, u.a. für eine der 


größten Marine-Basen der 
westlichen Hemisphäre. 1952 
»gestattete« der Kongress dem 


Puertoricanischen Volk die Kon- 
tituierung einer eigenen Verfas- 
sung, allerdings mit »bestimmten 
Richtlinien« und Voraussetzungen. 
Diese Voraussetzungen beinhalten 
tatsächlich nichts anderes als die 
Aufrechterhaltung des Kolonial- 
status Puerto Ricos. Der damalige 
Repräsentant der Regierung: »Die 
Verfassung der Vereinigten Staaten 
gibt dem US-Kongress die abso- 
lute Kontrolle und nichts in der 
Puertoricanischen Verfassung Kann 
daran irgendetwas ändern«. 

Seit 1973 ist Puerto Rico in der 
UN-Liste der kolonialisierten Län- 
der enthalten und die UN prokla- 
mieren alljährlich das Recht des 
Puertoricanischen Volkes auf 
»Selbstbestimmung und Unabhän- 
gigkeit«. 


Heute wollen die USA - unter in- 
ternationalem Druck und um sich 
aus der Verantwortung für die so- 
ziale und ökonomische Ruinierung 
zu stehlen - den Status Puerto 
Ricos unter Aufrechterhaltung ih- 
rer militärischen Präsenz ändem. 
Ein für Dezember 1991 geplantes 
Referendum über den zukünftigen 
Status der Insel wurde allerdings 
auf 1993 verschoben. 

Die Auswirkungen der Kolonisa- 
tion für das Puertoricanische Volk 
in ihrer Heimat und in den USA 
sind: 


* ca. 20% offizielle Arbeitlosigkeit 
(tatsächlich mehr) 

* bei ca. 60% liegt das Einkommen 
unter der offiziellen Armutsgrenze 
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ALDS-Erkrankten als irgendwoan- 
ders in den USA 


Der Widerstand des Puertoricani- 
schen Volkes gegen den spanischen 
und später US-Kolonialismus hat 
jahrhundertelange Tradition und 
vielfältige Formen, wie z.B. die 
»Aquilas Blancas«, eine bewaffnete 
Organisation, die sowohl gegen die 
spanischen wie auch amerikani- 
schen Besetzer kämpfte und gegen 
die das US-Militär einen jahrelan- 
gen, martialischen Anti-Guerilla- 
kampf führte. In den 30er Jahren 
leitete die Nationalistische Partei 


eine Massenbewegung für die 
Unabhängigkeit und gegen die 
ökonomische Ausbeutung des 


Landes. 1950 schlugen die Puerto- 
ricanische Nationalgarde und die 
US-Luftwaffe einen Aufstand in 
Jayuya nieder, viele Menschen 
wurden getötet, Tausende wander- 
ten ins Gefängnis. Auch heute hat 
die Befreiungsbewegung viele Ge- 
sichter, von Gruppen, die gegen 
die katastrophalen gesundheitlichen 
Bedingungen kämpfen bis zu be- 
waffneten Organisationen. 

Der puertoricanische Untergrund - 
vor allem die FALN und die 
»Macheteros« - ist nach wie vor 
sehr aktiv, sowohl auf der Insel als 
auch in den USA selbst. In der 
Erziehungsarbeit und der politi- 
schen Opposition im Puertoricani- 
schen Volk spielt das MLN/PR 
eine führende Rolle. 


Auch in den USA wächst der Wi- 
derstand gegen den Genozid in 
Puerto Rico. Während der 60er 
Jahre wurden Hunderte von Op- 
positionellert verhaftet und unter 
dubiose Anklagen gestellt. Heute 
befinden sich 19 Politische Gefan- 
gene/Kriegsgefangene aus dem 
Puertoricanischen Widerstand in 
Bundesgefängnissen der USA, 
manche von ihnen unter »Hoch- 
verrats-Anklagen«. 


»Den Kampf 


an zwei Fronten führen...« 


Interview 


mit Ricardo Jimenez, 
Puertoricanischer 
Kriegsgefangener 





Das folgende Interview mit Ricardo 
Jimenez wurde im Lewisburger 
Bundesgefängnis von den pu- 
ertoricarischen Kriegsgefangenen 
Alberto Rodriguez und Edwin 


Cortes sowie dem neuafri- 
kanischen politischen Gefangenen 
Kazi Toure geführt, 


Toure: Könntest Du uns Deine 
Ansichten über die Zusammen- 
hänge zwischen der puertoricani- 
schen Unabhängigkeitsbewegung 
und den gesellschaftlichen und so- 
zialen Problemen mitteilen? 


Jimenez: Wenn wir uns die Krank- 
heiten der puertoricanischen Ge- 
sellschaft ansehen, wie Drogen- 
mißbrauch, Frauen- und Kindes- 
mißbrauch, Alkoholismus, Arbeits- 
losigkeit und die Schwangerschaft 
unter Jugendlichen, kommen wir 
zu dem Schluß, daß es eine direkte 
Verbindung gibt zwischen diesen 


gesellschaftlichen Zuständen und 
dem kolonialistischen Status unse- 
rer Nation. Während der 91 Jahre 
des Kolonialismus haben traditio- 
nelle Organisationsmethoden ein 
Volk geschaffen, das sich selbst als 
macht- und nutzlos sieht. Mit der 
Zeit wurden die Menschen ihres 
Lebens überdrüssig und unfähig, 
mit den Problemen ihres Daseins 
als kolonialisiertes Volk zurechtzu- 
kommen. Diese Tatsache, die zu 
ihrer Abhängigkeitsmentalität hin- 
zukommt, schafft eine Umgebung, 
in der man vor diesen Problemen 
fliehen will, eine Art Ventil 
braucht. Dieses Ventil manifestiert 
sich gewöhnlich im Mißbrauch von 
Drogen und/oder der Gewalt ir- 
gendeiner Art. Dadurch beobach- 
ten wir den allgemeinen Zusam- 
menbruch der puertoricanischen 
Gesellschaft. 

Die Unabhangizkeitsbewegung 
muß diese Probleme erkennen und 
ein iniliator sein, um Lösungen zu 
finden. Wir können nicht warten 
bis wir unsere nationale Befreiung 
erreicht haben, um mit einigen 
dieser gesellschaftlichen Bedingun- 
gen zurechtzukommen. Es gibt 
Antworten auf einige dieser Fro- 
bleme, wenn wir sie und ihre 
Quellen nur zugeben. Die Wurzel 
dieses Zusammenbruchs in unserer 
Gesellschaft ist die Tatsache, daß 
wir als eine Nation von Menschen 
nicht das Schicksal unseres Landes 
bestimmen. Alles in unserem 
Leben liegt in den Händen eines 
fremden Landes. So lange wir diese 
Verbindung nicht begreifen, wer- 
den wir als Volk. weder fähig sein, 
die gesellschaftlichen Krankheiten, 
die unser Land beeinträchtigen, in 
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den Griff zu bekommen, noch 
Lösungen zu finden. 


Cortes: Was denkst Du als ein 
ehemaliger Schüler eines Groß- 
stadtbezirks, vorwiegend der puer- 
toricanischen High School in Chi- 
cago, über die Qualität der Bil- 
dung, die unseren Kindem zuteil 
wird? Was sollte die Rolle der Be- 
freiungsbewegung im Kampf für 
eine bessere Bildung sein? 


Jimenez: Einer der größten Auf- 
schreie geht durch Puerto Rico, 
weil das Bildungssystem im Zerfall 
begriffen ist. Es ist so schlimm ge- 
worden, daß der koloniale Regie- 
rungschef Rafael Hemandez Colon 
gezwungen wurde, seine neue 
Amtszeit der Verbesserung des Bil- 
dungssystems zu widmen. 

Einer der Hauptgriinde fiir dieses 
Problem ist die Tatsache, daB Fu- 
erto Rico ein fremdes Bildungssy- 
stem übernommen hat. Ein System, 
das mit der Wirklichkeit des puer- 
toricanischen Kindes überhaupt 
nichts zu tun hat. Es übernimmt 
das Bildungssystem der Vereinigten 
Staaten, daher kann es niemals die 
Bedürfnisse und Bedingungen un- 
serer Kinder erfüllen. Daher ist es 
eine völlige Katastrophe. Darüber 
hinaus können wir mit einer Kolo- 
nialregierung an der Macht, dis 
völlig in den Händen der Verei- 
nigten Staaten liegt, keine Hoff- 
nung sehen, daß wir die Bildungs- 
krise in unserem Heimatland über- 
winden können, 

In ähnlicher Weise stellen wir fest, 
daß das gleiche im Zerfall befind- 
liche Bildungssystem in den’ puer- 
tonicanischen communities hier in 
den USA betrieben wird. Dies äu- 
Bert sich in der hohen Schulab- 
brecherquote unter unseren Kin- 
dern, diè auf 70% geschätzt wird. 
Hinzu kommt, daß es sehr wenige 
gibt, die ihr Lernen an weiterfüh- 
renden Schulen fortsetzen und daß 
diejenigen, die das tun, viele 
schwierigkeiten haben, weil sie eine 
nicht angemessene Vorbereitung an 
der High School erfahren haben. 
Wir müssen uns tragen, Warum wir 
in dieser Situation sind. 

Zum Einen, weil die Bedürfnisse 
unserer jungen Leute von diesem 
Bildungssystem nicht erfüllt, ja 
nicht einmal berücksichtigt werden. 
Auf der anderen Seite, wenn je- 
mand zu einer nur von Weißen 
besuchten Schule in einer wohlha- 
benderen Gegend geht, kann man 
einfach den Unterschizd in der 
Verwaltung dieser Schulen feststel- 
len. Dort werden die Schüler ge- 
hört, und ihre Bedürfnisse und 





Wünsche erfüllt. Die für den or- 
dentlichen Schulbetrieb notwendige 
finanzielle Basis ist vorhanden. Der 
Lehrer nimmt seine Arbeit und das 
Wohlergehen seiner Schüler ermst. 
Hinzu kommt, daß man nicht das 
hohe Niveau des Drogenmiß- 
brauchs, der Gewalt und des Ras- 
sismus finden wird, dem man in 
Schulen in puertoricanischen 
commmunities begegnet. 

Als Antwort auf Deine zweite 
Frage, danach was wir tun können, 
glaube ich, daß es ein paar Lösun- 
gen gibt. Was unsere Kinder in 
den Vereinigten Staaten betrifft, ist 
eine der besten Methoden zur Be- 
reinigung dieses Problems die Or- 
ganisierung und Schaffung alterna- 
tiver Schulen. Dies war äußerst 
erfolgreich in Chicago, wo ich im 
Jahr 1972 mit einigen Kollegen an 
der Entwicklung einer alternativen 
High School teilnahm. Diese 
Schule erfüllt die Bedürfnisse und 


Bedingungen eines Kindes aus der. 


Großstadt und ist ein vorzügliches 
Beispiel für Bildung in einer puer- 
toricanischen Gemeinschaft. Die 
puertoricanische High School 
wurde nach unserem berühmten 
Fihrer Dr. Pedro Albizu Campos 
benannt. 

Um die gegenwärtige Lage in Pu- 
erto Rico zu ändem, müssen wir 
das gesamte Bildungssystem neu 
aufbauen, das heißt auch, die 
ganze Gesellschaft. Renee Soto- 
Soto vom Bündnis der Lehrer in 
Puerto Rico hielt neulich eine elo- 
quente Rede über dieses Thema, 
und ich stimme mit vielen seiner 
Beobachtungen überein. Ich 
glaube, was er sagte kann als ein 
Beginn angesehen werden, dieses 
Dilemma zu beseitigen. Wir 
»independentistas« müssen eine 
aktive Rolle übernehmen, um ein 
alternatives Bildungssystem zu ent- 
wickeln, weil die Kinder unsere 
Zukunft sind, und wer die Schule 
regelt, beherrscht den Geist dieser 
Kinder. Es ist von äußerster Wich- 
tigkeit für die Unabhängigkeitsbe- 
wegung, sich in dieser Angelegen- 
heit zu engagieren, damit ein neues 
Bildungssystem erreicht werden 
kann, das die geschichtlichen Be- 
dingungen und Bedürfnisse des 
puertoricanischen Kindes erfüllt, 


Rodriguez: Unter den vielen Pro- 
blemen, die unser Volk betreffen, 
ist ines der töalichsten, das auf 
die ganze Gemeinschaft einwirkt 
AIDS. Wie betrifft AIDS unser 
Volk? 


Jimenez: Das AIDS-Problem im 
puertoricanischen Volk ist in der 


Tat sehr groß, sowohl in den Ver- 
einigten Staaten als auch in Puerto 
Rico. Gegenwärtig hat Puerto Rico 
eine der höchsten AIDS-Raten in 
Relation zur Bevölkerung und das 
ist schon eine ganze Zeit lang der 
Fall gewesen. AIDS betrifft nicht 
nur die puertoricanische Gemein- 
schaft der Schwulen, sondem auch 
die heterosexuelle Bevölkerung we- 
gen der ausufernden Praxis, Spritz- 
besteck für intravenösen Drogen- 
gebrauch gemeinsam zu benutzen. 
Durch das gemeinsame Benutzen 
des verschmutzten Spritzbestecks 
infiziert der/die Drogenabhängige 
seine/n Mitabhängige/n. Eine infi- 
zierte Person kann dann AIDS auf 
sexuellem Wege auf ihre/n Ge- 
schlechtspartner/in übertragen 
oder auf das Kind, das daraus 
entstehen mag. Es ist ein fortwäh- 
rendes Muster, das in eine alar- 
mierende Zahl von Infizierten ge- 
mündet hat. 

Was wir allerdings fragen müssen 
ist, warım AIDS weiter unter Pu- 
ertoricaner/inne/n zunimmt, wäh- 
rend AIDS unter den Weißen ein 
Plateau erreicht hat und zurückzu- 
gehen beginnt. So ist es zum Bei- 
spiel eine Tatsache, daß weiße 
Schwule als Weiße in dieser Ge- 
sellschaft trotz aller Unterdrüc- 
kung, der sie gegenüberstehen, 
noch priviligiert sind im Vergleich 
mit Nichtweißen. Sie haben besse- 
ren Zugang zu Informationen, zu 
medizinischer Versorgung und Be- 
handlung (AZT, das einige der mit 
Aids zusammenhängenden Sym- 
ptome unter Kontrolle bringt). 
Puertoricaner/innen auf der an- 
deren Seite haben unzureichende 
medizinische Versorgung und we- 
niger Gelder für Behandlung (AZT 
ist nicht einfach verfügbar und 
wenn es das ist, übersteigen die 
Kosten die Mittel der meisten Pu- 
ertoricaner/innen bei weitem). 
Zählen wir hinzu, daß es ein Tabu 
unter Puertoricaner/inne/n ist, sich 
mit AIDS zu befassen, weil es eine 
Verbindung zu Homosexualität 
herstellt. Wir können also zusam- 
menfassen, daß die Behandlung 
von AIDS bei Puertorica- 
ner/inne/n minderwertig war und 
ist. Zum Beispiel ist die AIDS-Si- 
tuation in Puerto Rico kritisch. Mit 
Ausnahme der »Fundacion SIDA«, 
ein durch private Mittel finanzier- 
tes Programm, gibt es keine AIDS- 
Programme, die durch die 
Kolonialregierung eingeführt wor- 
den sind. Informationen für die 
Öffentlichkeit sind nicht einmal 
zugänglich, es gibt kein Bewußt- 
seinsbildungsprogramm für unsere 
Jugendlichen, um sie über die Ge- 
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fahren und Folgen, die AIDS in 
unserer Gesellschaft hat, zu infor- 
mieren. Durch den Mangel an 
Verantwortung der Kolonialregie- 
rung und ihre Weigerung, Mlittel 
bereitzustellen, hat die Epidemie 
ein Ausmaß erreicht, das sie fast 
unkontrollierbar macht. 

Dies wird offensichtlich bei der 
Gesundheitsfürsorge für AIDS-Pa- 
tienten. Die Krankenhäuser sind 
voll von AIDS-Fatienten, und es 
ist an dem Punkt angelangt, wo sie 
- da es keine Betten mehr für sie 
gibt - in den Fluren aufgereiht 
werden. Es gibt keine Fürsorge- 
zentren für auswärtige Patienten, 
das weitverbreitette Medikament 
AZT ist nicht verfügbar, und das 
auf einer Insel, die die größten 
Pharmauntemehmen hat, die einen 
großen Teil unseres Landes aus- 
machen. Die Wurzel der AIDS- 
Übertragung in Puerto Rico ist der 
Drogenmißbrauch, und dieses Pro- 
blem wird nicht in Angriff genom- 
men. AIDS hat drastische Aus- 
mae angenommen, weil das Frc- 
blem weiterbesteht, ohne Lösungen 
oder Anerkennung durch die Ko- 
lonialregierung. 

Die Unabhängigkeitsbewegung 
muß sich dem AIDS-Problem zu- 
wenden, wie es in der Chicagoer 
puertoricanischen community der 
Fall gewesen ist, wo ein Programm 
namens »VIDA/SIDA« entwickelt 
wurde, das mit keinem Regie- 
rungsamt verbunden war, und un- 
sere Bedürfnisse nach Angeboten 
alternativer Behandlung und Für- 
sorge von AIDS-Opferm erfüllte. 
Es muß auch mit der Frage der 
Sexualität umgehen, zumal ver- 
schiedene sexuelle Präferenzen in 
unserer Gesellschaft bestehen. Es 
muß erkannt werden, daß die se- 
xuellen Präferenzen einer Person 
nicht ihr Engagement oder ihre 
Verpflichtung innerhalb unserer 
Befreiungsbewegung begrenzen 
sollte. Wir müssen dieser Angele- 
genheit Priorität einräumen wegen 
der verheerenden Auswirkungen, 
die sie auf unser Volk nun hat und 
auf unsere zukünftigen Generatio- 
nen haben wird, Von Seiten der 
Weißen wird es, nun da AIDS zu 
einem gewissen Grade innerhalb 
der weißen Schwulengemeinschaft 
unter Konrolle gebracht worden 
ist, wenig Interesse geben, die 
AIDS-Katastrophe für Puertorica- 
ner/innen zu bekämpfen. 


Touré: Glaubst Du, daB Puertori- 
caner/innen, die in den USA leben, 
für puertoricanische Unabhängig- 
keit kämpfen, oder sich im Kampf 
für demokratische Rechte als eine 


Minderheit engagieren sollten? 
Kannst Du die Bedeutung erklä- 
ren, wenn es eine gibt, die in den 
USA lebende Puertoricaner/innen 
spielen im Kampf um eure Unab- 
hängigkeit? 


Jimenez: Zunächst glaube ich ganz 
entschieden, daß Puertorica- 
ner/innen in den USA für Unab- 
hängigkeit kämpfen sollten. Wir 
sind keine Minderheit, wir sind 
eine Nation mit unserer eigenen 
Kultur und Geschichte, Darüber 
hinaus haben wir ein Land als Ba- 
sis - die Insel von Puerto Rico. 
Ich glaube nicht wie manche an- 
dere, daß wir eine geteilte Nation 
sind. Sie behaupten, daß das so ist, 
weil die Hälfte unserer Nation auf 
der Insel und die andere Hälfte in 
den USA lebt. Ich behaupte, daß 
wir eine Nation sind. Der Grund 
dafür, daß viele von uns in den 
USA sind, ist ein wirtschaftlicher, 
der in der Koloniallage von Puerto 
Rico begründet liegt. Daher müs- 
sen wir eine Schlacht um unsere 
nationale Unabhängigkeit führen 
und die Kontrolle unseres eigenen 
Landes wiedii... vinn, um als 
Nation zu überleben, 

Während wir in den USA sind, 
sollten wir natürlich gegen Rassis- 
mus kämpfen, gegen schlechte 
Unterkunft, armselige Bildung und 
so weiter, aber nicht als eine Min- 
derheit. Wir sollten dies tun im 
Zusammenhang mit dem Streben 
nach unseren Menschenrechten - 
als eine Nation 
unabhängiges Land zu sein. 

Die Bedeutung von Puertorica- 
ner/inne/n, die in den USA leben, 
ist für die Unabhängigkeitsbewe- 
gung, daß wir mit denjenigen auf 
der Insel teilen, was es heißt, in ei- 
nem Staat dieses Landes zu leben. 
Wir haben die sogenannten groß- 


artigen Möglichkeiten des Staats 


erlebt und können aufdecken, was 
der Staat für Puerto Rico bedeuten 
würde. Außerdem ist es als Teil 
der Strategie, unsere nationale 
Selbständigkeit wiederzugewinnen, 
äußerst vorteilhaft, diese Bewegung 
im Land unseres Kolonialherrn ak- 
tiv zu halten und befähigt uns, an 
zwei Fronten denselben Kampf zu 
führen: Eine im Land des Feindes, 
den USA und natürlich eine in 
unserem Heimatland Puerto Rico. 


Cortes; Warum sollte der Kampf 
um die Befreiung inhaftierter Pu- 
ertoricanischer Patriot/inn/en eine 
wichtige und wesentliche Aufgabe 
der gesamten Freiheitsbewegung 
sein? Wie können Einzelpersonen 
am Kampf um die Befreiung ge- 


im Kampf, ein 


fangener Patriot/inn/en teilneh- 
men? 


Jimenez: Wir müssen uns daran 
erinnem, daß diese Menschen, die 
für ihre Taten und ihre Verpflich- 
tung im Namen der Unabhängig- 
keitsbewegung im Gefängnis sind, 
das Gewissen des puertoricani- 
schen Volkes sind. Wir haben tra- 
ditionell eine lange Geschichte von 
politischen Gefangenen, und es ist 
wichtig, daß die Bewegung die 
Opfer erkennt, die politische Ge- 
fangene und Kriegsgefangene für 
unsere nationale Befreiung ge- 
bracht haben. Es sollte eine der 
Prioritäten der Unabhängigkeitsbe- 
wegung Sein, sie aus Yankee-Ver- 
ließen zu befreien. 

Wir im Gefängnis folgen dem Weg, 
der uns von Pedro Albizu Campos, 
Juan Antonio Corretjer und den 
Nationalisten gezeigt wurde, indem 
sie alles aufgaben, ihr Leben ein- 
geschlossen, um ein unabhängiges 
und freies Puerto Rico zu sehen. 
Deshalb sollte es eine wesentliche 
Aufgabe der Bewegung sein, die 


- Freiheit aller politischen Gefange- 


nen und Kriegsgefangenen auf ih- 
rer Tagesordnung zu haben. 

Eine weitere wichtige Aufgabe der 
Bewegung sollte es sein, sich aus- 
zudelinen und die Tausende von 
»independentistas« miteinzubezie— 
hen, die jetzt noch nicht aktiv im 
Kampf engagiert sind. Viele von 
ihnen glauben ernsthaft an den 
Kampf für unsere nationale Sou- 
veränität, sie wollen mur nicht mit 
hineingezogen werden. Wir müssen 
diese Menschen aufklären, so daß 
sie damit beginnen können, teilzu- 
nehmen. Sie sollten ermutigt wer- 
den, sich im Nationalen Kommittee 
zur Befreiung puertoricanischer 


| Kriegsgefangener und politischer 


Gefangener zu engagieren, der 
»CUCRE« oder in anderen politi- 
schen Organisationen, die die Frei- 
heit unseres Heimatlandes verteidi- 
gen. Man kann motiviert werden, 
indem man Gemeinschaftsarbeit 
auf der Graswurzelebene leistet. 
Noch wichtiger ist es, daß sie an- 
fangen, sich zu engagieren und daß 
sie sich dem Prozess der Befreiung 
Puerto Ricos von der Yankee- 
Herrschatt verpflichten. 

(aus: LIBERTAD) 


* Ricardo Jiménez verbüßt eine Ge- 
fängnisstrafe von 90 Jahren wegen 
»aufrührerischer Verschwörung« und 
anderer Anklagen. Während seiner 
vierjahrigen Haft in Staatsgefäng- 
nissen wurde er sechsmal verlegt, 
jedesmal in aller Heimlichkeit, 
ohne jede Erklärung oder vorherige 
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Ankündigung. Weder Freunde noch Fa- 
milie erfuhren den Bestinmungsort. 
In jedem Gefangnis, indem sich Ri- 
cardo bisher befand, wurde ihm die 
Teilnahme an Ausbildungs- und Kul- 
turprogramen verweigert. In einen 
Fall wurde seine juristische und 
private Korrespondenz tür mehrere 
Monate beschlaqnahmt. Während sei- 
nes Aufenthalts im Getängnis State- 
ville wurde seinen Rechtsbeiständen 
kontinuierlich und ohne Begründung 
ihre Besuchsrechte verweigert. 
Seine Besucher und deren Fahrzeuge 
werden regelmäßig - auch unter Zu- 
hilfenahme von Hunden - auf Spreng- 
stoff durchsucht, Obwohl seine Fa- 
milie und Freunde in Chikago leben, 
ist Ricardo einige Hundert Meilen 
entfernt in Lewisburg, Pennsylvania 
inhaftiert. Seine Besucherliste 
darf nicht mehr als fünf Personen 
enthalten. 
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» Puerto Rico - 


die Achillesferse 


der USA« 


Interview mit | 
Rafael Cancel Miranda 


Im Dezember 1990 fand in New 
York ein internationales Tribunal 
gegen Menschenrechtsverletzungen 
an politischen Gefangenen/Kriegs- 
gefangenen in den USA statt. 
Unter ihnen befinden sich 19 
Gefangene aus dem antikoloniali- 
stischen puertoricanischen Wider- 
stand. Das folgende (gekürzte) In- 
terview wurde von AGIPA-Press 
Bremen während dieses Tribunals 
geführt. Rafael Cancel Miranda ist 
ein Vertreter der puertoricanischen 
Befreiungsbewegung und verbrach- 
te 15 Jahre im Gefänpnis. 


F: Rafael, Du hast gestern hier auf 
dem Tribunal als Zeuge ausgesapt. 
Wir wissen auch, daß Du Aufrufe 
für das Tribunal und von 
»Freedom Now!« unterschrieben 
hast. Kannst Du uns erste Ein- 
drücke vom Verlauf des Tribunals 
schildern? 


A: Nun, von dem Moment an, als 
ich das erste Mal etwas vom Tri- 
bunal gehört habe, hatte ich den 
Eindruck, daß es ein wichtiges Er- 
eignis werden würde. Es war eine 
sehr ernsthafte Veranstaltung 
durch die Leute, die daran teilge- 
nommen haben, die Jurymitglieder, 
die AnwältInnen und durch die 
Zeugenaussagen. Es war sehr 
wichtig, weil es ein anderer Weg 
war, Leuten bewußt zu machen, 
was sich in anderen Ländern und 
Situationen abspielt, sei es nun in 
den Vereinigten Staaten oder in 
Puerto Rico. Besonders deshalb, 
weil das, was Leute wissen, das 
wird früher oder später irgend- 


welche Kräfte in Aktion versetzen. 
Wir wissen, daß all die Leute, die 
wirklich betroffen sind, Kräfte in 
Bewegung setzen werden, eine Dy- 
namik, die andere Kräfte erzeugt. 
Das ist das, was wir wichtig finden 
an diesem Tribunal, daß diese 
Leute mit anderen Leuten in ihren 
eigenen Ländern in Berührung 
kommen werden, so daß etwas da- 
bei entsteht, was auf lange Sicht 
sehr hilfreich sein wird für unsere 
Kämpfe. Ich war tief beeindruckt, 
weil ich wirklich nicht mit so vielen 
Leuten gerechnet hatte, solchen 
die daran beteiligt waren oder, ein- 
fach nur zuhörten, was ja auch 
eine Form der Teilnahme ist, 
Deshalb denke ich, daß es ein Er- 
folg war, fue una victoria!. 


F: Wenn wir uns jetzt mal auf Dich 
beziehen als einen langjährigen 
Gefangenen, einen langjährigen 
Independista, hat es jemals eine 
ähnliche Veranstaltung gegeben wie 
dieses Tribunal, die sich mit den 
politischen Gefangenen befaßte, 
egal ob sie nun Puertorrique'nos 
sind, schwarze Gefangene oder 
Native Americans? 


A: Nein, nicht in dieser Sache. Es 
hat andere Tribunale gegeben. Ich 
gehöre zum Beispiel zu TANA, das 
ein Tribunal Antiimperialista de 
Nuestro America ist, vergleichbar 
mit der Art Tribunal wie dieses 
hier. Ich habe an so einem Tribu- 


‚nalin Nicaragua teilgenommen, wo 


sie die Söldner angeklagt haben, 
die Bomben aus Flugzeugen abge- 
worfen haben gegen das Volk von 
Nicaragua. Sie waren vor ein paar 
Jahren gefangengenommen und vor 
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Gericht gestellt worden. Daran 
habe ich teilgenommen als interna- 
tionales Mitglied. Ein spezielles 
Tribunal, das sich mit den Gefan- 
genen befaßt, mit den Kriepsge- 
fangenen, politischen Gefangenen 
und sozialen Gefangenen - nein, 
ich denke nicht, jedenfalls kann ich 
mich nicht an etwas vergleichbares 
erinnem. Es gab ein anderes in 
Spanien über Puerto Rico, aber 
keins über die Gefangenen. 


F: Wenn Du mal zurückdenkst in 
die 50er Jahre - hat es da eine 
breitere Unterstützung gegeben, als 
Du verhaftet worden bist? 


A: Nein, nein, das waren ganz, 
ganz andere Zeiten. Fünfzehn 


Jahre lang sind wir noch nicht 


einmal erwähnt worden. Wir waren 
fünfzehn Jahre im Gefängnis und 
vieleicht gab es hier und da ein 
paar, die noch kleine Kinder wa- 
ren, als wir verhaftet wurden, die 
sich später noch daran erinnerten, 
was mit diesen vier Nacionalistas 
war. Aber dann, nach diesen ersten 
fünfzehn Jahren, begann eine 
Kampagne, die ständig wuchs und 
wuchs und wuchs, bis sie zu einer 
Bedrohung für die Regierung der 
Vereinigten Staaten wurde. So sind 
sie dazu gezwungen worden, uns 
loszuwerden, uns rauszulassen, und 
zwar bedingungslos. Wir sind die 
einzigen - Gefangenen im ganzen 
US-Strafsystem, die je bedin- 
gungslos freigelassen worden sind, 
dank der Leute, die für uns ge- 
kämpft haben. 


Heute gibt. es mehr Solidarität, 
mehr Kampf, mehr Hilfe und Un- 
terstützung für die politischen Ge- 
fangenen als damals in den 50er 
Jahren, also von 1954 bis 1969, bis 
dann die Kampagne zu einem Pro- 
blem für die USA wurde, weil sie 
selber den Mund zu voll nahmen 
über die Menschenrechte. Das ist 
ja alles, was sie tun, sie reden nur 
über Menschenrechte, sie meinen 
es ja nicht ernst. 


Wir kamen dann 1979 frei, nach- 
dem in den 7oer Jahren die Soli- 
darität in den USA angewachsen 
war, nicht nur die unseres Volkes, 
sondern auch von weißen Nord- 
amerikanerInnen überall, und den 
Punkt erreichte, daß die UNO eine 
Resolution verabschieden mußte, in 
der unsere Freilassung aus dem 
Gefängnis gefordert wurde. Und 
die Blockfreien Staaten, die in 
Kuba tagten, schickten auch eine 
Resolution, die unsere bedin- 
gungslose Freilassung forderte. Das 


passierte in den letzten drei Jahren, 
bevor wir rauskamen. 


F: Ich erinnere mich an die 60er 
Jahre, ala, die Linke in der BRD 
anfing, sich fir den Kampf des 
puertoricanischen Volkes zu inter- 
essieren, als es zum Beispiel solche 
Organisationen wie die Young 
Lords in New York und anderen 
Stidten der USA gab. Dadurch 
hörten wir zum ersten Mal vom 
Unabhängigkeitskampf des puerto- 
ricanischen Volkes. Aber es dau- 
erte noch bis zum Ende der 70er 
Jahre, daß wir gar nichts wußten 
über dich und die anderen Inde- 
pendistas im Knast, also Lolita Le- 
bron... 


A: „und Andrés Figueroa Cordero, 
Irvin Flores Rodriguez, ja und 
Oscar Collazo, der schon vier Jahre 
vor uns zusammen mit Griselio 
Torresola verhaftet worden war 
(der seinen schweren Verletzungen 
erlag, Anm. d. Übers.), weil sie am 
Angriff auf das Blair House teige- 
nommen hatten. Und wir gingen 
dann vier Jahre später zum Capitol 
Hill. 


F: Das erste Mal, daß wir etwas 
über euch hörten, war am 3. und 
4. Juli 1978, als Pablo Mercano 
und Nydia Cuevas das chilenische 
Konsulat in San Juan, Puerto Rico, 
bewaffnet besetzten, um eure 
Freilassung zu fordern. Für uns 
war das ein Punkt, uns intensiver 
mit der Sache zu befassen: 


A: Ja, die Kampagne für die 
Naciondlistas war eng mit dem 
ganzen Kampf verknüpft. Klar, 
wenn der Kampf schwach war, war 
auch die Kampagne für die Gefan- 
genen schwach - und umgekehrt: 
Denn als der Kampf auf Puerto 
Rico sich wieder stärker entwie- 
kelte, entwickelte sich auch der 
Kampf für die Freilassung der 
Gefangenen wieder stärker, 


F: Würdest du also sagen, daB es 
notwendig ist, daß es auf der einen 
Seite einen Kampf geben muß, der 


. gich an den allgemeinen und je- 


weils verschiedenen Widerspriichen 
entwickelt, und auf der: anderen 
Seite die internationale Ebene be- 
schritten werden muß, um die Ge- 
fangenen freizubekommen? 


A: Ja, sicher, wie ich schon sagte, 
der Kampf für die Freilassung un- 
serer Kriegsgefangenen heute geht 
eng zusammen mit dem Kampf des 
Volkes im allgemeinen, Das heißt 
nicht, wenn der Kampf hier nur 


‘gesprochen, Aber 


schwach entwickelt ist, daß dann 
nichts für die Gefangenen auf der 
internationalen Ebene getan wer- 
den kann. Denn der Kampf woan- 
ders oder das Wissen oder die 
Möglichkeiten der Völker, die 
freier leben, sich mehr einzusetzen 
für eine bestimmte Kampagne, für 
eine bestimmte Sache, als es die 
Leute hier tun können zu. einem 
bestimmten Zeitpunkt wo sie nicht 
so frei oder bewußt sind, ist sehr 
wichtig. Seht ihr, also mal auf die 
nationale Ebene bezogen, als sich 
die Unabhängigkeitsbewegung auf 
Puerto Rico nach 1969 wieder 
stärker entwickelt hatte, hatte das 
direkten Einfluß auf die Kampagne 
für die Freilassung der fünf Inde- 
pendistas. In Chicago entwicklte 
sich damals auch eine starke Be- 
wegung und ich lernte den Anwalt 
Michael Deutsch kennen und er 
informierte die Leute in Chicago, 
wo es schon eine gutorganisierte 
Bewegung innerhalb der sozio-po- 
litischen Kämpfe der in den USA 
lebenden PuertoricanerInnen gab, 
Es gab dort aber noch keine starke 
Kampagne für die Gefangenen, nur 
ein paar Gruppen, die Öffentlich- 
keitsarbeit machten und sich auch 
mit anderen Problemen der puer- 
toricanischen Misere in unserer 
Heimat und hier befaßten. Es pas- 
sierten halt dieselben Dinge in 
New York und in Puerto Rico, das 
ist ja, was ich sagen will, über die 
Beziehungen von einer Sache zur 
anderen, sie sind alle Teil von ei- 
nem Ganzen, aber egal wie auch 
die Dinge im Innem stehen, Kann 
man eine Sache auch international 
aufgreifen. Kuba hat das z.B. ge- 
tan, das zu dieser Zeit eine inter- 
nationale Kampagne initiiert und 
uns unterstützt hat, weil das kuba- 
nische Volk einfach schon bewuß- 
ter war und mehr Freiheit als wir 
hatte, das zu tun, also national 
international 
gesprochen, könntet ihr in diesem 
Sinn eine freiere Kampagne ma- 
chen. 


F: Wie sieht das Volk auf Puerto 
Rico heute den Kampf für die 
Freilassung der Politischen Gefan- 
genen/Kriegsgefangenen? 


A: Mit Sympathie. Also ich denke, 
mit eurer Frage bezieht ihr euch 
nicht nur auf die politisch bewuß- 
ten Teile des Volkes, sondern auf 
das puertoricanische Volk als 
Ganzes. Sie begegnen uns mit 
Sympathie und sie reagieren auf 
unsere Kampagne für die Gefan- 
genen, kooperieren auf die eine 
oder andere Art mit uns. Zum 
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Beispiel vor ein paar Monaten 
während einer landesweiten Lotte- 
rie, die wir für die Gefangenen und 
für ein Museum für Juan Antonio 
Corretjer durchführten, da betei- 
listen sich die Leute überall bis ins 
kleinste Dorf, sie reagierten mit 
Sympathie, .egal welcher ideologi- 
schen Denkrichtung sie angehören. 
Für uns ist das einfach eine Frage 
des Überlebens, daß sie größten- 
teils mit uns sympathisieren. Mög- 
lichweise setzen sie sich nicht alle 
persönlich ein, aber sie verstehen, 
worum's geht. 


F: Wie reagieren die staatlichen 
Autoritäten, z.B. das FBI, auf den 
Kampf zur Freilassung der Gefan- 
genen? 


A: Sie reagieren auf alles, was ir- 
gendwie mit dem Unabhängigkeits- 
kampf zu tun hat. Nun, wie rea- 
gieren sie im besonderen auf die 
Kampagne für die Gefangenen... - 
man kann natürlich erst mal sagen, 
daß ihre Haltung dazu eine nega- 
tive ist. Nicht so sehr nur auf die 
Gefangenen bezogen, sondern auf 
den Kampf als Ganzes. Sie werden 
natürlich auch versuchen, diese 
Kampagne zu stoppen, so gut sie 
können. Möglicherweise werden sie 
neue Verfahren gegen Leute 
durchführen. Ich könnte im Mo- 
ment nicht. sagen, daß sie dieses 
oder jenes tun, aber so wie der 
Kampf auf Puerto Rico jetzt ist - 
und die politischen Gefangenen 
und Kriegsgefangenen sind Teil 
dieses Kampfes - und wie das FB] 
darauf immer schon reagiert: hat 
werden sie versuchen, das ihnen 
Mögliche zu tun, diesen Kampf zu 
behindern. Seit ich hier bin habe 
ich schon davon gehört, daß sie 
versucht haben, sich einzumischen. 
Man sieht nicht immer, was sie 
gerade machen. Sie sind nicht ge- 
rade die schlauesten Leute auf der 
Welt, aber sie sind auch nicht die 
dümmsten. Sie werden bestimmt 
auschecken, was während des Tri- 
bunals passiert ist, wer da war, 
führende Leute von der Basis, wir 
von Puerto Rico waren da, da sind 
mehr als 135.000 Leute auf ihren 
Überwachungslisten, sie kennen 
deine Aktivitäten, schreiben alle 
Autonummern auf, machen heim- 
lich Fotos von dir. Wir wissen das 
natürlich. Ich bin mir sicher, daß 
sie ein, zwei oder drei Undercover 


` Agenten hier haben. Wenn sie das 


nicht täten, wären sie blöde! Sie 
haben sicher alles auf Band aufge- 
nommen, es ist nicht schwierig für 
sie, das aus einiger Entfernung zu 
machen, ohne gesehen zu werden. 





Das macht es uns schwerer. Die 
haben die elektronischen Mittel, 
sie können auch uns jetzt gerade 
hier abhören. Aber ich bin froh, 
daß euch das nicht kümmert und 
mich kümmert es auch nicht. 


F: Wahrscheinlich wirst du davon 
gehört haben, daß zwei Ex-Gefan- 
genen aus der BRD die Einreise in 
die USA verwehrt worden ist, weil 
sie vor dem Tribunal über ihre Er- 
fahrungen in westdeutschen Ge- 
fängnissen aussagen wollten. Ha- 
ben die Behörden hier ähnliches 
mit ehemaligen Gefangenen ge- 
macht, die aus Puerto Rico zum 
Tribunal reisen wollten? 


A: Nein, ihr seht, ich bin hier. 
Manchmal folgen sie mir, als ei- 
nem Ex-Gefangenen, der nach hier 
kommt. Sie folgen mir, aber sowas 
ist mir noch nicht passiert. Aber 
sie setzen andere Mittel ein. In 
Puerto Rico z.B., wenn du im Auto 
fährst, hast du sie hinter dir. Wenn 
ihr mich jetzt zu Hause. anrufen 
würdet, dann würde das vom Poli- 
zeihauptquartier aufgenommen. Ich 
hab ja schon gesagt, sie sind nicht 
weise, es ist schon vorgekommen, 
daß wir am Telefon Bänder gehört 
haben, die sie vorher aufgenommen 
hatten. Einmal haben sie auch von 
meinem Haus und von meinem 
Arbeitsplatz Fotos aus der Luft 
von einem Hubschrauber aus auf- 
genommen. Als Webster da war, 
ihr wiBt, der vom FBI, der gesagt 
hat, daß Puerto Rico die Achilles- 
verse der Vereinigten Staaten ist, 
da gab es den ganzen Morgen im 
Radio ein Kommunique mit Dro- 
hungen gegen mich, daB ich der 
erste ware auf einer Mordliste. 
Den ganzen Morgen kamen dann 
Fernsehleute zu mir, um mich des- 
wegen auszufragen. Das ist eine 
andere Geschichte, aber solche 
Sachen passieren eben, auch Dro- 
hanrufe bei meiner Frau. Aber das 
hat nichts mit dem Tribunal zu 
tun, das ist Folge des Kampfes, 
meiner Teilnahme am Kampf und 
nicht, weil ich nur ein Ex-Gefan- 
gener bin, sondern heute am 
Kampf teilnehme. Ich möchte das 
gerne differenzieren. Sie machen 
das nicht, weil ich ein Ex-Gefan- 
gener bin, sondern weil ich immer 
noch ein Nationalist bin, heute wie 
damals ist die Verfolgung Teil des 
Kampfes. 


F: Du hast gesagt, daß der Kampf 
für die Freilassung der Gefangenen 
verknüpft ist mit dem allgemeinen 
Kampf. Kannst Du kurz berichten, 
was aktuell die Brennpunkte des 


puertoricanischen 
keitskampfes sind? 


Unabhängig- 


A: Nun, in erster Linie geht es um 
die Unabhängigkeit, dann geht es 
um Sachen, die mit der Unabhän- 
gigkeit verknüpft sind, wie z. B. der 
Kampf, die US-Marine aus 
Vieques zu vertreiben. Dann geht 
es um den Kampf gegen das soge- 
nannte »Plebiszit«, das die selbst- 
emannten puertoricanischen Füh- 
rer auf Puerto Rico durchziehen 
wollen. Dann die Vergiftung der 
Umwelt, la contanimaciön del am- 
biente, die Kontaminationen, die 
von der Industrie kommen und 
Seen und Flüsse verschmutzen, la 
basura, que hechan los 
compa'neros Norteamericanos, die 
pharmazeutische und petrochemi- 
sche Industrie, die Teile unserer 
Insel vergiften. Darum wird ein 
Kampf geführt. Ein anderer Kampf 
wird dagegen geführt, daB sie jetzt 
versuchen, Öffentlichen Besitz zu 
privatisieren. Deshalb kämpfen 
jetzt vor allem die ArbeiterInnen, 
die in der Telephone Company ar- 
beiten. Zum Beispiel sind vor we- 
nigen Monaten 100.000 Arbeite- 
rinnen durch San Juan, Puerto 
Rico, marschiert, um gegen die 
Privatisierung der Telephone Com- 
pany zu demonstrieren, die im öf- 
fentlichen Besitz ist, Sie reden jetzt 
auch von unseren Stränden, las 
playas, sie wollen unsere Strände 
verkaufen, die für unser Volk zu 
seinem Zuhause gehören. Sie wol- 
len sie an die paar wenigen ver- 
kaufen, die das Geld und die 
Macht haben. Eine andere Sache 
passiert jetzt in Costa Isabela, an 
der Küste Puerto Ricos, wo sie ein 
großes Gebiet an ein Unternehmen 
verkaufen wollen, das dort For- 
schungen betreiben will. Kein Ein- 
wohner Puerto Ricos dürfte dann 
jemals wieder dorthin gehen. Sie 
lassen jeden Tag weniger von Pu- 
erto Rico übrig. Sie wollen Puerto 
Rico entvölkern. Jedes Jahr gibt es 
weniger EinwohnerInnen in Puerto 
Rico, dafür gibt es immer mehr 
Ausländer, besonders aus den 
USA, die hier im Exil leben und 
natürlich mit der CIA zusam- 
menarbeiten und die Wirtschaft 
kontrollieren. 

Es gibt weitere Kampagnen, z.B. 
für ein an den Bedürfnissen des 
Volkes orientiertes Gesundheits- 
wesen und Kampagnen gegen die 
Kriminalität. Auf Puerto Rico gibt 
es sehr viel Kriminalität wegen der 
sozialpolitischen und ökonomi- 
schen Bedingungen. Es gibt viel 
Frustration, mehr als 60% unseres 
Volkes sind gezwungen, von Es- 
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senmarken zu leben, um Uberhaupt 
zu überleben. Dieses stolze Volk, 
mein stolzes Volk, wo ist mein 
Volk!? Sie haben viele von uns in 
abhängige Parasiten verwandelt 
und das hat das Drogenproblem 
geschaffen für viele von unseren 
jungen Leuten unter den 3 Millio- 
nen hier und 3,5 Millionen auf der 
Insel. Mehr als 200.000 junge 
Leute sind dem Drogentod ausge- 
setzt. 

Viele dieser Sachen haben deshalb 
heute mit der Unabhängigkeit zu 
tun, mit Selbstbestimmung, aber 
zur gleichen Zeit gibt es Probleme 
in der sozialen Struktur an der Ba- 
S15, 


F. Führt die Bush-Regierung auch 
einen »Krieg gegen die Drogen« 
auf Puerto Rico? Benutzt sie das 
gegen... 


A: „ja, gegen die Verdammten 
dieser Erde, gegen die aus den 
Mietskasernen, die armen Leute, 
die Opfer der Drogen sind. Sie ge- 
hen nicht dahin, wo die Reichen 
sind mit ihren großen Villen. Nein, 
sie gehen in die Mietskasernen, so 
wie gerade vor kurzem wieder, wo 
sie ein paar Typoen festgenommen 
haben, Opfer, kleine Drogenkon- 
sumenten und nicht die, die vom 
Handel leben. Die werden immer 
größer, weil es dasselbe System ist, 
das dies alles schafft, das kapitali- 
stische System, das Kolonialsystem, 
das falsche Werte geschaffen hat, 
weil du in diesem Typ System da- 
nach bewertet wirst, wieviel du in 
deinem Portemonnaie hast, ob du 
ein großes Auto hast, wißt ihr?! 
Die erzählen dir, was du wert bist, 
von dem was du hast und nicht, 
wer du bist. Die haben nicht ver- 
sucht, irgendwas zu machen, eine 
Ausbildung oder so, und so kom- 
men sie an die Drogen, um von 
dieseu Maßstäben wegzukommen. 
Das meine ich, daß das System 
selber antagonistische Haltungen 
bei den Leuten schafft. Bush selber 
ist ein Drogendealer, ihm müßte 
der ProzeB gemacht werden, er 
versucht alles zu verdecken, aber 
es würde nur ein wenig Zeit brau- 
chen...denkt mal an Richard Nixon. 
Der war auch einer, der unaufhör- 
lich über die Kriminlaität redete 
und genauso sein Justizminister 
Mitchel. Die waren die ersten, die 
die Gesetze verletzt haben, sie 
brachen sie im Krieg gegen uns. 
Und es ist bekannt, daß Bush, als 
er Chef der CIA war, dealte und er 
deaite mit seinem Boy Noriega. 
Und die kannten sich schon sehr 
lange. Nicht erst seit der Irangate 


Sache. Die haben Waffen an den 
iran verkauft, um das Geld für die 
Contra und gegen das Volk von 
Nicaragua einsetzen zu können. 
Bush war tief in diese ganzen Sa- 
che verstrickt, Bush gehört zur 
Mafia, ich würde das auch in der 
Washington Post und in der New 
York Times sagen. George Bush 
ist ein Mafiosi. Und ich habe 
recht. Er hat mit dieser Art Handel 
zu tun gehabt. Aber er heuchelt. 
Denn wenn sie wirklich Schluß 
machen wollten mit den Drogen, 
dann würde auch Schluß sein da- 
mit. Auf Kuba gibt es kein Dro- 
genproblem. Der größte Käufer 
und Verkäufer von Drogen sind die 
Vereinigten Staaten. Ich meine, die 
Leute, die diese Drogen in La- 
teinamerika oder wo auch immer 
produzieren, die gibt es nur, weil 
mit US-Dollars die Drogen gekauft 
werden, um sie dann an die eige- 
nen jungen Leute zu verkaufen. 
Denn wenn die Jugendlichen erst 
Drogen nehmen, dann denken sie 
an nichts anderes mehr, sie verlie- 
ren ihr soziales Denken, sie werden 
zu unbewußten Lebewesen, die 
leicht zu kontrollieren sind. Glaubt 
mir, wenn die wirklich Schluß ma- 
chen wollten mit den Drogen, dann 
müßten sie nach Miami gehen, die 
größten Drogendealer sind dort, 
sie müssen nicht nach Kolumbien 
gehen, Peru oder andere Länder. 
Wenn sie die Drogen stoppen 
wollten, dann müßten sie nur nach 
Washington gehen. 


F: Die schwarze Community hier 
sagt, daB der War on Drugs nur 
ein Vorwand ist, die Ghettos mit 
eonderpolizei und Undercover 
Agenten zu überschwemmen und 
ein Netzwerk dichter Überwachung 
über die Communities zu legen, 
um zu erwartende künftige Auf- 
stände zu verhindern. 


A: Da habt ihr vollkommen recht. 
Wir werfen denen vor, daß sie das 
auch in Puerto Rico machen, daß 
sie die Polizei in großer Zahl in die 
verschiedenen Stadtviertel der Ar- 
men schicken und ihre Hauptquar- 
tiere genau dort anlegen, um 
Kontrolle auszuüben. Mit den 
Drogen hat das nicht wirklich was 
zu tun. Aber sie dringen in die 
Häuser ein, unter dem Vorwand, es 
ginge um Drogendelikte. Genau 
das ist in Puerto Rico passiert, sie 
hatten Kamerateams des Fermse- 
hens dabei und drangen mit gan- 
zen Hundertschaften in Häuser- 
blocks ein. Wir sagen dazu, daß sie 
das nicht wegen der Drogen ma- 
chen, sondern um die Leute ein- 


zuschüchtern und unter Kontrolle 
zu bringen. Wenn also die USA in 
eine Krise geraten, und man muß 
sagen, daß sie in einer Krise sind, 
und wenn es dann zum Beispiel in 
Puerto Rico für die Armen keine 
Essenmarken mehr geben wird, 
dann wird es eine Explosion ge- 
ben! 


Deshalb wollen sie das Volk schon 
vorher pazifizieren, denn bei 60% 
Essenmarkenempfängern würden 
sie dort großen Ärger bekommen. 
Und das wissen sie. Deshalb 
benutzen sie auch z.B. das Ge- 
fängnis als Versuchslabor, um zu 
testen, wie viel Leute ertragen 
können, um das dann auf der 
Straße einzusetzen, So ist das auch 
mit der Verhaltenskontrolle 
(behavior modification) - mich ha- 
ben sie im Marion Knast 13 Mo- 
nate diesem Programm unterwor- 
fen, wo sie auch Thoraxin und an- 
dere Drogen einsetzen. Prisoner of 
War Oscar Lopez-Rivera und an- 
dere sind noch heute da und die- 
sem Programm unterworfen. Sie 
studieren es an den Gefangenen 
und setzen es dann in der Com- 
munity ein. Viele Leute realisieren 
das nicht, 


F: Zurück zur Kampagne für die 
Freilassung der politischen Gefan- 
genen. Es heißt, daß die Gefange- 
nen bis 1992 freigelassen werden 
sollen. Kannst du uns etwas dar- 
über erzählen, warum dieses Jahr 
für diese Kampagne so wichtig ist? 
Wir haben den Eindruck, daB es 
zum einen um das geplante 
»Plebiszit« geht, zum anderen um 
die geplanten Feiern der 
»Entdeckung« Amerikas durch 


. Kolumbus und die 500 Jahre Ko- 
' lonialismus. 


„ A: Ich meine, daß das Jahr nicht 


so wichtig ist. Es sieht so aus, ich 
weiß ja, woher ihr kommt, weshalb 
also 1992 so eine Bedeutung hat. 


Von meiner Interpretation her geht 
es natürlich auch darum, so ein 
Datum zu setzen, um die Intensität 
darauf zu konzentrieren, hart dar- 
aufhin zu arbeiten und ein nahelie- 
gendes, erreichbares Ziel zu haben. 


Was die 500 Jahre betrifft, so 
kenne ich die Auseinandersetzun- 
gen darum und es kann gut sein, 
daß sie 1992 mit diesem Theater 
daherkommen und eine Invasion 
feiern wollen. 


F: Gibt es in Puerto Rico oder der 
puertoricanischen Community in 
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den USA Aufmerksamkeit für die 
S00-Jahrfeiern? 


A: Ja, sogar in der Regierung. Für 
die ist das wie Thanksgiving Day, 
den wir in Puerto Rico auch feiern 
müssen, aber von uns kam keiner 
mit der Mayflower und von den 
Pilgrims hieß keiner Perez, Marti- 
mez oder Gonzales. Aber trotzdem 
müssen wir an dem Tag Truthahn 
essen und feiern, daß das Land der 
Indianer erobert wurde. Die Re- 
gerung Puerto Ricos, diese soge- 
nannte Regierung, feiert das, sie 
veranstalten ein 

Theater, machen ein dickes Ding 
daraus, so daß niemand mehr die 
Probleme sieht, die es gibt. Es wird 
also 1992 Programme geben, auch 
von anderen lateinamerikanischen 
Ländern, darüber daß Christopher 
Kolumbus den Indianern begegnet 
ist, und die Indianer ihm. Aber wir 
nennen das nicht eine 
»Entdeckung«, sondern Eroberung. 
Die Spanier haben auch Puerto 
Rico erobert, ich rede von meinen 
Vorfahren, man sagt, die kamen 
aus Andalusien, mein Name 
stammt von da. Aber ich bin kein 
Spanier, ich bin Puertoricaner. 


F: In Westdeutschland und ande- 
ren europäischen Ländern bildet 
sich cine Bewegung, die sich gepen 
diese Feiern richten will. Für uns 
kommt noch dazu, daß wir 
1991/92 mit der Einrichtung dee 
EG-Binnenmarktes einen weiteren 
bedeutenden Schritt hin zu den 
Vereinigten Staaten von Europa 
machen werden. 1992 feiern also 
die europäischen Invasoren Ameri- 
kas diese Geschichte und werden 
gleichzeitig stark wie nie zuvor aus 
dieser Geschichte hervorgehen. Wir 
sehen die 500 Jahre Kolonialismus 
als das solide Fundament, auf dem 
die USA und die nun stärker auf- 
tretenden europäischen Staaten 
ihre heutige Macht aufbauen, be- 
gründet also auf den geschundenen 
Körpern der unterdrückten Völker 
und auf der Basis der geraubten 
Länder und Inseln. Gibt es solch 
ein Verständnis auch innerhalb der 
Unabhängigkeitsbewegung? 


A: Ja, das ist ein System der Aus- 
beutung anderer Völker. Und wenn 
sie die »Entdeckung« jetzt feiern, 
also das, was ein Alptraum war für 
die puertoricanischen Indianer... 
Also, als die Spanier nach Puerto 
Rico kamen, vernichteten sie die 
einheimischen Indianer, denn die 
Indianer hatten herausgefunden, 
daß die Spanier sterblich sind. 
Denn vorher hatten die Spanier 
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ihre Toten immer versteckt, um 
den Eindruck zu erwecken, sie 
seien unsterblich. Die Indios sagen 
also, wir können die Eindringlinge 
nicht bekämpfen, weil sie unsterb- 
lich sind. Zwei Indianer griffen sich 
aber einen Spanier, um einen Test 
zu machen, ob sie nun sterben 
oder nicht. Diese beiden Tainos 
nahmen also diesen spanischen 
Soldaten und hielten seinen Kopf 
unter Wasser. Hätte er es überlebt, 
hätten sie ihn laufen lassen. Aber 
als sie ihn rauszogen, war er tot. 
Also wußten sie, die Spanier ster- 
ben genauso wie wir! Und dann 
fingen sie an den Kampf zu orga- 
nisieren. Ihr mögt lachen, aber wir 
haben auch heute noch all diese 
Mythen in unseren Köpfen, die 
USA kontrollieren die ideologi- 
schen Mittel der Kommunikation 
und sie lassen uns an Phantaste- 
reien glauben! Und heute sollen 
wir den Völkermord an unseren 
Völkern feiern! Und all das, was in 
Puerto Rico passiert ist, ist überall 
in Lateinamerika passiert, in Me- 
xico z.B., wo die Spanier das 
machten, was die USA heute mit 
dem irakischen Volk machen wol- 
len. Sie wollen sie verhungern las- 
sen. Und die Spanier machten eine 
Blockade gegen die Indios im heu- 
tigen Mexico, versuchten sie durch 
Hunger in die Knie zu zwingen. 
Die ganze Bevölkerung starb, weil 
sie sich weigerten, aufzugeben. Das 
ist die Geschichte und das sollen 
wir feiern! 500 Jahre dieser Ge- 
schichte. Seht euch an, was mit 
den Native Americans passiert ist, 
sie leben in Reservaten und waren 
einmal freie Völker, lebten in den 
Bergen — und heute in Reservaten. 
Das ist es, was wir feiern sollen! 


F: Um den Kreis zu schließen, 
meinst du auch, daB wir im Hin- 
blick auf die Durchsetzung der 
Freilassung der politischen Gefan- 
genen hingehen und George Bush 
in unseren Köpfen mal fünf Mi- 
nuten unter Wasser halten müßten, 
um festzustellen, wie es um die 
Supermacht bestellt ist, die er re- 
präsentiert? 


A: Ja, ja. Es muß eine Beziehung 
hergestellt werden, daß es nach 
diesen 500 Jahren der Ausbeutung 
politische Gefangene gibt, die ge- 
gen das Unrecht kämpfen, und daß 
es nichts zu feiern gibt, daß die 
Völker nichts zu feieren haben. 
Europa lebt von der Ausbeutung, 
hat sich satt gemacht daran, und 
nichts anderes ist der Inhalt der 
500-Jahrfeiern. Es könnte eine in- 
ternationale Kampagne werden, die 


sich der Freiheit der Gefangenen 
widmet, die Opfer sind dieser 500- 
jährigen Geschichte. Das wäre eine 
gute Verbindung und eine gute 
Sache! Beim Kampf für die Frei- 
lassung der Gefangenen müssen 
wir dran denken, daß wir ein Po- 
tential für die Gefangenen sind, 
weil wir draußen sind. Wir denken 
positiv, wir haben fortschrittliche 
Gedanken, müssen dafür nicht un- 
bedingt revolutionäres Denken 
entwickelt haben. Wir sind ein 
Potential, mit dem sich das eine 
oder andere Gefängnis öffnen läßt. 
Die Vereinigten Staaten gehen 
dauernd zur UNO und sagen, nun, 
wir würden Puerto Rico freigeben, 
aber nur 6 oder 10% der Puerto- 
ricanerInnen wollen diese Freiheit. 
Was diese Kolonialmacht uns also 
vorwirft ist, daß wir selber sein 
wollen, was wir sind, nämlich eine 
Kolonie der USA. Und die spre- 
chen über »Demokratie«!. Was ich 
sagen will, ist: Es ist wahr, daß die 
meisten PuertoriecanerInnen - und 
das ist das schlimmste Verbrechen, 
das sie an uns begangen haben - 
Angst davor haben, frei zu sein. Sie 
haben viele PuertoricanerInnen ei- 
ner Gehimwäsche unterzogen, so 
daß sie heute Angst davor haben, 
frei zu sein. Wir sind indoktriniert 
worden, kein Selbstvertrauen in uns 
selbst zu haben, Angst davor zu 
haben, selber Kontrolle über unser 
Leben auszuüben. Sie haben unter 
vielen, vielen tausend Puertorica- 
nerlnnen einen Geist der Abhän- 
gigkeit geschaffen, um die soziale 
Kontrolle über unser Land zu be- 
halten. Wir sind eine militärische 
Basis der USA, mehr als 10% un- 
seres Landes dienen als Stütz- 
punkte der US-Armee. Sie haben 
alle Repressionsinstitutionen in 
Puerto Rico und sie nutzen sie 
auch, einschließlich der 135.000 
Akten, die sie angelegt haben. Sie 
kontrollieren unser Erziehungswe- 
sen, in dessen Schulen sie in un- 
seren Kindern eine Mentalität er- 
zeugen, daß alles Gute aus den 
USA kommt und alles Schlechte 
von uns selbst. Sie haben einen 
Selbsthaß in unsere Köpfe pe- 
pflanzt, daß es nichts Schlimmeres 
gibt, als puertoricanisch zu sein. 
Darauf haben sie uns im Laufe der 
Jahre konditioniert. Sie üben eine 
Kontrolle aus über die Psyche 
tausender PuertoricanerInnen. 
Wenn sie sagen, es sind nur 6% - 
und ich bin stolz darauf, zu diesen 
6% zu gehören! - wenn sie uns 
deshalb beschimpfen, dann ist das 
Völkermord, weil es bedeutet, daß 
es ihnen gelungen ist, das puerto- 
ricanische Denken zu deformieren 
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und eine Angst davor zu erzeugen, 
frei zu sein. Das ist das schlimmste 
Verbrechen, daß man an einem 
Volk begehen kann! 


Anmerkung: 


Rafael Cancel Miranda gehörte zu 
einer bewaffneten Gruppe der pu- 
ertoricanischen Unabhängigkeits- 
bewegung, die am 4. März 1954 - 
kurz nachdem die US-Regierung er- 
klärt hatte, es gebe »keine Pro- 
bleme mehr mit Puerto Rico den US- 
kongress angriff. 


Redaktioneller Hinweis 


im Rahmen der Kampagne «500 
Jahre Kolonialisierung — 500 

| Jahre Widerstand» gibt das Ar- 
chiv "92 eine Broschüre »Puerto 
Rico Librei« heraus. Sie ist allen 
Leser/inne/n, die sich mit die- 
sem Thema fundiert befassen 

| wollen, bestens zu empfehlen. 


Die Broschüre setzt sich mit dem 
Kolonialverhältnis zwischen der 
Supermacht USA und der 
Karibikinsel auseinander, stellt 
es in seiner historischen und 
aktuellen — d.h. ökonomischen, 
militärischen, politischen und 
sozialen - Dimension dar und 
berichtet über den Puertorica- 
nischen Unabhängigkeitskampf. 


Aus dem Inhalt: 


| Geschichte der Kolonialisierung 


Puerto Ricos und des 


| antikolonialistischen Befrei- 


ungskampfes; der aktuelle Ko- 
lonialstatus; Massenbewegung 
und Befreiungskampf seit den 
60er Jahren; FREEDOM NOW! 
und die puertoricanischen Po- 

| litischen Gefangenen/Kriegs- 
gefangenen; Ghetto in den USA: 
Widerstand und Bewußtsein; 
Referendum: Volksabstimmung 
oder Farce; Puerto Rico, eine 
Insel für US-Militärs?; Plan 
2020; Interview mit einem 
Machetero; Vorschläge zur 
Dekolonisierung; Rassismus in 
der puertoricanischen 

| Gesellschaft; Macht, 
Geostrategie und Rassismus — 
der Kampf in den 90ern. 


Die Broschüre erscheint Mitte 
April 1991. 


Bezug: Archiv ’92, 
Eichenberger Str. 53, 
2800 Bremen. 





» Dies ist ein Krieg 
gegen die Arabische Nation« 


Zwei Redebeitrage zum 
Golfkrieg aus einer 


Dr. Saleh Abd al 
Jawad, Poltolozge 
und Dozent an 
der Bir Zeit — 
Universität, 
Palästina 


Ich möchte in dieser Debatte die 
Frage zu beantworten versuchen, 
warum die Palästinenser sowohl im 
besetzten Palästina als auch aus- 
serhalb Saddam Hussein unter- 
stützen. 

Seit 1967 leben die Palästinenser 
unter totaler militärischer Kon- 


Veranstaltung in Hamburg 
im Februar 1991 


trolle. Und seit dieser Zeit haben 
die israelischen Besatzer über 
1300 Verordnungen gegen die 
palästinensische Gesellschaft er- 
lassen. Die Macht der Militärgou- 
verneure im besetzten Palästina ist 
absolut: Sie können ihre Verord- 
nungen erlassen und anwenden 
ohne eine Konsultation mit ir- 
gendwelchen Institutionen des 
Staates Israel. In 23 Jahren is- 
raelischer Okkupation haben die 
Besatzer 62% des besetzten palä- 
stinensischen Gebietes geraubt. 
Dort ist ein Prozess im Gang, die 
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gesamte soziale Struktur der palä- 
stinensischen Gesellschaft zu zer- 
schlagen. Die palästinensischen 
Bauern wurden Arbeiter in den is- 
raelischen Fabriken. Sie sind ge- 
zwungen, am Morgen zum Beispiel 
100 km nach Tel Aviv zu fahren 
und am Abend wieder zurück - sie 
dürfen nicht dort schlafen. Sie be- 
kommen zwischen 40% und 60% 
des Lohns eines israelischen Ar- 
beiters. Es ist ein entsetzliches Le- 
ben, die Menschen dürfen abends 
Wohnungen nicht verlassen, so 
sind z.B. die drei Kinos in Ramal- 


‚ Iah seit 1967 geschlossen. Die De- 
| portation der führenden palästi- 
| nensischen Repräsentanten im be- 


setzten Falästina ist eine gewöhn- 
liche Praxis. Sie haben bis jetzt 
über 2000 führende Palästinenser 
deportiert. Seit dem Beginn der 
Intifada wurden über 1000 Men- 
schen ermordet - darunter 57 
Menschen durch die Einwirkung 
von Gas! Es gibt über 3000 ver- 
krüppelte Menschen und keine 
Einrichtungen um sie zu versorgen. 
Es gibt über 75.000 Verwundete, 


| und seit Beginn der Intifada sind 


mehr als 100.000 Menschen einge- 


| kerkert worden. 


Ich selber konnte erst nach einein- 
halb Jahren Bemühungen nach 
Hamburg reisen. Ich habe eine 
Genehmigung der israelischen Be- 
satzungsbehörde, die für ein Jahr 
gilt, bekommen, Sollte ich nicht 
innerhalb von 365 Tagen zurück- 
kehren, verliere ich das Recht, je- 
mals in meine Heimat zurück zu 


dürfen, selbst dann, wenn meine 


Frau und Kinder dort leben. 
Zwar gibt es in den Massenmedien 


hier Bilder von der Intifada, trotz- 


dem wird nicht wahrheitsgemäß 
berichtet. Für die meisten Men- 
schen im Westen bedeutet Intifada 
»Steine werfen« - das ist aber nur 
ein kleiner Ausschnitt der Wirk- 
lichkeit. Das tägliche Leben ist 
unerträglich. 


Trotz all dieser Tatsachen haben 
die Palästinenser seit 1974 und 
besonders seit 1988 in Algerien 
eine politische Linie verfolgt, die 
im Interesse aller - auch der Is- 
raelis - liegt. Trotz der Bemühun- 
gen der Palästinenser um eine 
friedliche Lösung haben die Israelis 
alle palästinensischen Vorschläge 
strikt zurückgewiesen. Der Westen 
hat nicht nur keinerlei Einfluß auf 
Israel ausgeübt, sich diesen Frie- 
densinitiativen aufgeschlössener zu 
zeigen, dem Westen ist es nicht 
einmal gelungen, auch nur eine 
einzige der geschlossenen Univer- 
sitäten in der Westbank öffnen zu 








lassen. Ich komme aus einer Uni- 
versität, die seit seit dem 8. Januar 
1988, also seit drei Jahren und 
zwei Monaten geschlossen ist. Die 
Israelis sagen, daß sie aus 
»Sicherheitsgründen« veranlaßt 
haben, alle Un.‘ ersitäten, die mei- 
sten Schulen, und vor vier Mona- 
ten auch noch die Kindergärten zu 
schließen. Es würde Stunden dau- 
ern, wenn ich hier ausführlich die 
Repressalien der israelischen Be- 
satzungsmacht gegenüber der pa- 
lästinensischen Bevölkerung schil- 
dern würde. 


Das Leiden der Palästinenser und 
der ausbleibende internationale 
Druck auf Israel führten dazu, daß 
die Palästinenser ihre einzige 
Hoffnung in der irakischen Politik 
sehen. 

Ich habe die ganze Zeit die Akti- 
vitäten der Intifada dokumentiert 
und mir ist nicht ein einziges Flug- 
blatt und keine einzige Parole be- 
kannt, die als Unterstützung für 
Saddam Hussein gelten könnte. 
Nach dem irakischen Einmarsch in 
Kuwait waren alle Parolen in den 
Strassen gegen die Politik Saddam 
Husseins gerichtet. Die Situation 
hat sich völlig geändert, seitdem 
die Amerikaner mit ihren Streit- 
kräften auf den Plan getreten sind; 
die USA finanzieren Israel mit ei- 
nem Jahreszuschuß von 4 Milliar- 
den Dollar - für die Westbank ha- 
ben sie 1,5 Millionen Dollar übrig. 
Die Palästinenser sind traditionell 
gegen Saddam Hussein eingestellt, 
sie waren z. B. gegen seinen Krieg 
gegen den Iran. Doch jetzt ist die 
Frage nicht, ob Saddam ein Dik- 
tator ist oder nicht - wenn wir uns 
in der Welt umsehen, haben die 
meisten Diktatoren das Etikett 
»made in USA«. Es ist nicht die 
Frage, daß der starke Staat Irak 
einen kleinen Staat Kuwait über- 
fallen hat; vor einigen Jahren hat 
Indonesien mit französischer und 
US-amerikanischer Unterstützung 
den Staat Timor, Mitglied der 
Vereinten Nationen, okkupiert und 
ich denke, daß die wenigsten von 
Ihnen bis jetzt überhaupt nur da- 
von gehört haben. 

Der Angriff gegen den Irak war 
geplant, gleich ob Saddam Kuwait 
eingenommen hat oder nicht. Sad- 
dam hat gegen den Iran Krieg ge- 
führt. Dies lag im Interesse des 
Westens und im Interesse der 
Golfstaaten. Nach diesem Krieg 
betrugen die Schulden Iraks über 
80 Milliarden Dollar. Mehr als 
300.000 junge irakische Soldaten 
starben. Es ist nur ein Akt der 
Gerechtigkeit, daß die Golfstaaten 


einen Teil der Kosten des Irak tra- 
gen. Sadam versuchte mit den Ku- 
waitis zu sprechen - sie lehnten ab, 
er versuchte mit den Saudis zu 
sprechen - sie lehnten ab, 
Unmittelbar nach dem Kriegsende 
begann man über die Macht und 
die Stärke Iraks zu sprechen, über 
seine chemischen und nuklearen 
Waffen. Wer hat aber diese Waffen 
im Nahen Osten eingeführt? 


1953 hat Israel ein Programm zur 
Entwicklung von Atomwaffen be- 
gonnen, und seit Beginn der sieb- 
ziger Jahre hat Israel Atomwaffen. 
Im Yom-Kippur-Krieg 1973, als 
die Israelis in die Defensive gerie- 
ten, drohten sie Syrien und Ägyp- 
ten mit der Anwendung dieser 
Waffen. Die Frage ist eine politi- 
sche Frage: Es ist egal, ob Saddam 
diese Waffen hat oder nicht, denn 
Israel hat bereits diese Waffen. 

Ich bin gegen die Raketenangriffe 
auf Israel, aber wenn die Israelis 
deutsche Firmen angreifen, dann 
müßen sie sich z.B. daran erinnern, 
daß Hunderte, daß Tausende von 
Menschen in Eritrea durch israeli- 
sche Bomben umgekommen sind. 
Es gibt keine Diktatur in Latein- 
amerika, die nicht von den Israelis 
unterstützt wird, nicht nur auf po- 
litischer Ebene: Selbst die kolum- 
bianische Rauschgiftmafia wurde 
von Israel ausgebildet und bewaff- 
net. 

Die Tatsachen werden verdreht 
und verformt. Dieser Krieg ist ein 
Krieg der Massenmedien. Dieser 
Krieg wird dargestellt als Angriff 
gegen Saddam und nicht gegen das 
irakische Volk. Ich kann zwar kein 
Deutsch, dennoch sehe ich täglich 
in den Zeitungen die Lettem 
„Saddam, Saddam...«. Sie haben 
aus Saddam den Inbegriff des Bö- 
sen gemacht und alles wird einge- 
setzt um dieses Böse zu vernichten. 
Die Zerstörung des Irak wird als 
irakische Propaganda dargestellt. 
Gestern hat der Pressesprecher der 
US-Militärs von 49.000 Bomben- 
anrriffen gesprochen. Das heißt 
490,000 Tonnen TNT, 25 mal so- 
viel wie gegen Hiroshima und 200 
mal soviel wie gegen Dresden. 
Trotzdem wird noch von irakischer 
Propaganda gesprochen. 


Zum Schluß: Dieser Krieg ist nicht 
gegen einen Diktator, Dieser Krieg 
ist gegen einen starken Irak, er ist 
gegen die arabische Nation, und 
ich glaube, er ist genauso gegen 
fortschrittliche Kräfte in Europa, 
gegen jede Friedensbewegung in 
Europa, alle verlieren, ausge- 
nommen Israel, das der 
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Hauptkriegstreiber für diesen Krieg 
War. 


said Dudin, 
Journalist der 
palästinensischen 
N achrichten— 
agentur iri 
Bagdad 


Ich werde versuchen, anfangs die 
situation in Bagdad und in anderen 
Gebieten des Irak darzustellen, wie 
wir sie dort während unseres Auf- 
enthaltes im Irak vom 13. bis zum 
22. Januar erlebt haben. Ich bin 
von der Redaktion der palästinen- 
sischen Presseagentur mit der 
Einschätzung nach Bagdad gegan- 
gen, daß der gesamte Aufmarsch 
der USA von Anfang an auf einen 
Angriffskrieg gegen den Irak ge- 
richtet war; Wir hatten beobachtet, 
daß die verschiedenen Friedensbe- 
mühungen seit dem 2. August vo- 
rigen Jahres aus Gründen, die ich 
später erwähnen werde, einfach in 
die Sackgasse geraten sind: Der 
Inhalt der unterschiedlichen Frie- 
densinitiativen einschließlich der 
Gespräche in Genf zwischen dem 
irakischen und dem amerikanischen 
Außenminister ist sicherlich hier in 
den deutschen Medien so gut wie 
überhaupt nicht bekannt geworden. 


Wir sind am 13. Januar in Bagdad 
angekommen, am 17. um 2.30 Uhr 
begannen die Angriffe gegen die 
Stadt. In dieser Nacht wurde Bag- 
dad insgesamt 400 mal angegriffen, 
nach Angaben der amerikanischen 
Oberbefehlshaber fielen an diesem 
ersten Tag auf Bagdad 18.000 bis 
20.000 Tonnen Bomben. Die 
Kommuniques in der deutschen 
Presse sind bekannt; die haben be- 
richtet, nach sechs Stunden wäre 
die gesamte irakische Luftverteidi- 
gung zerstört worden, Fitzwater hat 
saddam zum Selbstmord bzw. zur 
Kapitulation aufgefordert. 

Wir waren zu dieser Zeit in einem 
Hotel, in dem die gesamte interna- 
tionale Presse untergebracht war, 
und wir haben die Situation beob- 
achtet. Offensichtlich haben selbst 
die amerikanischen Generäle ihre 
eigene Propaganda geglaubt, denn 
in der zweiten Angriffswelle haben 
z.B. 14 Maschinen den Stadtteil 
Raschid angegriffen, und alle wur- 
den abgeschossen. Fünf Piloten 
verbrannten, neun Piloten wurden 
gefangengenommen. An dem 
Abend gab es Versuche von uns, 


die deutschen Massenmedien zu 
erreichen; ich habe selbst zweimal 
versucht zu berichten: In der 
Nacht sieht man die Intensität der 
Luftverteidgung und ich habe 
versucht, den Leuten zu sagen, das 
ist kein Spaziergang, dieser Krieg 
wird nicht nur einige Tage dauern. 
Ich bin auf Mauern gestoßen, eine 
Joumalistin sah sich gemüßigt zu 
sagen »was erzählen Sie uns da, 
soeben wird gemeldet, daß die Ar- 
mee geputscht hat und Saddam 
Hussein aus Bagdad geflüchtet 
ist«. Es waren keine Fragen, die 
darauf gerichtet sind, irgendetwas 
zu erfahren, was dort los ist. Als 
die USA diesen Fakt der abge- 
schossenen Maschinen geleugnet 
haben, hat der irakische Informati- 
onsminister beschlossen, die neun 
Piloten im Fernsehen zu zeigen; 
man hat sie anı den Tatort geführt, 
man hat sie dort interviewt und sie 
haben genaue Angaben gemacht, 
zu welchen Einheiten sie gehörten. 
Der Informationsminister hat die 
amerikanischen Generäle im Fern- 
sehen gefragt, gehören die Leute 
euch oder gehören sie nicht euch; 
wenn sie nicht euch gehören, kön- 
nen sie nicht als Kriegsgefangene 
behandelt werden. Darauf begann 
eine ungeheure Empörung in den 
Medien, die Leute würden wie 
Tiere vorgeführt. 


Die Frage, die ich mir gestellt 
habe, ist: Was wollen die Vertreter 


der Medien vor Ort? Ich habe die 


Frage so beantwortet: Sie wollten 
für Europa und Amerika als Hof- 
berichterstatter das bestätigen und 
nachplappern, was General 
Schwarzkopf ihnen vorgegeben hat. 
Diese Berichterstattung war an die 
Adresse der Friedensbewegung ge- 


richtet: Es hat keinen Sinn etwas | 


gegen den Krieg zu machen, er ist 
sowieso bald zu Ende. 
Ich möchte nicht sehr viele Bei- 
spiele dafür bringen, nur einige, die 
ich am ersten Tag nach dem An- 


griff erlebt habe. Wir hatten dort‘ 


als Informationsquellen °° Transi- 
storradios, wir hörten die Radio- 
sender von Saudi-Arabien, der 
Emirate, von Oman, Syrien, Jorda- 
nien, es gibt keinen Rundfunksen- 
der in der Gegend, den wir nicht 
haben hören können. Es. wurde 
gemeldet, das Verteidigungsmini- 
sterium wäre angegriffen worden. 
Ich habe noch nie so viele Journa- 
listen auf einem Haufen regelrecht 
losstürmen sehen, zum Verteidi- 
gungsministerium. Wir sind dort 
angekommen; es lag dort ein 
50jähriger Mann, der war tot, und 
sein Bruder weinte und war total 


verzweifelt. Er fragte, warum haben 
die das Gebäude zerstö.t, das war 
am 3. August vorigen Jahres eva- 
kuiert, da ist nicht ein Stuhl drin; 
es war nur der Wächter hier. Aber 
in den Medien, ich habe die Auf- 
zeichnung von der Meldung des 
Angriffs in der ARD nach meiner 
Rückkehr gesehen: Die haben ge- 
meldet, das irakische Verteidi- 
gungsministerium wurde zerstört. 


Es war für mich beschämend, als 


ich eine Fabrik für Babynahrung : 


am Rand von Bagdad besucht 
habe, wo noch 31 Arbeiterinnen 
und Arbeiter tot lagen - die mei- 
sten waren Arbeiterinnen - und die 
Journalisten nichts besseres zu tun 
hatten, als wie Kriminalbeamte 
jede Tur zu öffnen, leere Kartons 
zu sammeln und leere Gläser, um 
dann zu sagen »es wird hier doch 
was anderes produzierte. Die Si- 


tuation war makaber: Wir sind zu : 


dem Museum, dem großartigen 
alten Museum der Stadt Bagdad, 
das völlig zerstört ist, gefahren. 
Dort waren drei Museumsassisten- 
tinnen, die tot waren. Wir sind in 
eine Schule gegangen, das muB so 
die dritte Klasse gewesen sein, wo 
die dreiundzwanzig Schüler und 
ihre Lehrerin tot waren. Die haben 
offensichtlich Malunterricht gehabt 
- und vom Hotel aus berichteten 
CNN und CBS vom sauberen 
Krieg mit chirurgischen Angriffen 
gegen militärischen Ziele. 


Die übelste Wende in diesem 
Krieg trat am dritten Tag ein: Als 
die Amerikaner sahen, daß sie ihr 
Ziel nicht erreicht haben, nämlich 
die irakische Luftabwehr und die 
Raketen auszuschalten, gingen sie 
buchstäblich zum Massenmord mit 
Hilfe von. B-52-Bombern über. 
Das sind Berichte, die unterdrückt 
werden. Allein in der Stadt Basra 
existieren drei Stadtteile nicht 
mehr, am dritten Tag sind über 
300.000 Menschen in der Stadt 
Basra vernichtet worden. Ich bin 
kein Militärexperte, aber wenn je- 
mand ihnen sagt, mit B-52-Bom- 
bern würden militärische Ziele an- 
gegriffen, dann stimmt das nicht: 


Mit B 52 werden Flachenbombar-- 


dements gelegt. 


Man begann: die NATO durch die 
Benutzung der NATO-Stützpunkte 
in der Südtürkei hineinzuziehen. 
Man hat den Aggressionsradius 
erweitert, bis zu 170 km-in jorda- 
nisches Gebiet hinein wurden Le- 
bensmittel- oder Medikament- 
transporte in den Irak hinein oder 
Öllieferungen aus dem Irak heraus 
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bombardiert. Bis heute sind neun 
LKW-Fahrer tot, sechzehn sind 
verletzt worden. 

Ich will nicht bei Einzelheiten, was 
die Zerstörung von Leben in der 
Zivilbevölkerung im Irak angeht, 
bleiben, das fällt mir auch persön- 
lich sehr schwer. Es sind 2000 
Flugzeuge rund um die Uhr im 
Einsatz; es gab einen deutschen 
Offizier, der gesagt hat: » Wenn sie 
49.000 mal angegriffen haben und 
jedesmal nur zehn Menschen um- 
gebracht haben, dann sind das eine 
halbe Million.« 


Ich weiß, daß wir die Möglichkeit 
hatten, Informationen zu bekom- 
men; Ein Journalist ist kein Hof- 
berichterstatter. Kein Journalist 
wurde im Hotel festgehalten. Jeder 
konnte auf die Straße gehen, ir- 
gendein Auto nehmen, oder ein 
Taxi: Sehr viele Irakis waren unge- 
heuer kooperativ, x-beliebige Leute 
haben angehalten und gesagt: Der 
und der Stadtteil ist angegriffen 
und wir sind hingegangen. Natür- 


- lich ist es vorgekommen, daß mal 


ein Soldat uns die Durchfahrt ver- 
wehrt hat, aber die angegriffenen 
Gebiete konnten wir besuchen. Die 
irakische Regierung hat auch 
Hubschrauber für Journalisten 
ohne Auswahl zur Verfügung ge- 
stellt. Es gab eine Zensur im Irak. 
Aber dies war in erster Linie eine 
Selbstzensur. Ich habe das wirklich 
noch nie so erlebt, daB Journali- 
sten mit ungeheurem Enthusiasmus 
jeden Angriff verfolgt haben und 
ich werde, das Gefühl nicht los, 
daB einige von denen das gefeiert 
haben. Wenige Journalisten haben 
sich Mühe gegeben, mit den 
Menschen zu sprechen und die 
Argumente, die dort vorgetragen 
werden, einfach darzulegen. Da 
setzt sich die Tradition dieser 
Kriegsvorbereitung fort. 

Wenn ich mit älteren Leuten ge- 
sprochen habe, dann kam ein Satz: 
Die kommen wieder. Und die 
Menschen dort sagen drei Sachen, 
die ihnen sehr am Herzen liegen. 
Die sagen: Immer wenn die Ölge- 
sellschaften irgendwo Olvorkom- 
men entdeckt haben, dann haben 
sie ein Zelt gesucht, einen Scheich, 
und dann haben sie ein- Emirat 
geschaffen, um die Rohstoffgebiete 


_von den Bevölkerungszentren ab- 
 zutrennen. 


50 entstanden diese 
Emirate, zum Beispiel Bahrein. Da 
sind 13% Finheimische, 87% wer- 
den als Fremdarbeiter geholt. Auf 
diese Art und Weise entstanden 
acht Stadtstaaten, acht Emirate. 

Und die Menschen sprechen über 
Kuwait. Kein Mensch will es 








wahrhaben, Kuwait war bis 1958 
Teil eines Staates, der Irak hieß, 
Irak war eine britische Kolonie, es 
war das Zentrum des Bagdad- 
Pakts (das war ein militärisches 
Bündnis von Pakistan, Türkei, Iran, 
Irak, England und den USA). 1958 
gab es einen Putsch hoher Offi- 
ziere und die haben zwei Be- 
schlüsse gefaßt: Auflösung des 
Bagdad-Pakts und sie haben die 
Engländer aufgefordert, ihre mili- 
tärischen Basen aufzulösen. Am 19. 
Juni 1961 hat das britische Kabi- 
nett beschlossen, ein Filetstück 
nehmen wir weg, wir schneiden den 
Irakis den Zugang zum Meer ab 
und das Erdölgebiet werden wir als 
unabhängiges Emirat ausrufen. Die 
irakische Regierung protestierte 
und schon am 25. Juli des gleichen 
Jahres landeten britische Fall- 
schirmjäger und schufen vollendete 
Tatsachen. Und genau dieses Ku- 
wait - das ist im Spiegel 5/91 
nachzulesen - hat mit den USA ein 
Abkommen zur wirtschaftlichen 
Destabilisierung des Irak ge- 
schlossen. Die Methode war die 
Verdreifachung der Ölproduktion. 
Das führte zum Zerfall der Öl- 
preise von 21 auf 3 Dollar, der 
Irak konnte seine eigene Bevölke- 
rung nicht mehr ernähren. Darauf- 
hin hat das irakische Parlament 
beschlosen - und dieser Beschluß 
findet sich. in keiner deutschen 
Zeitung: Ein Teil unseres Landes, 
getrennt durch einen kolonialen 
Willkürakt, wird zu einem Stütz- 
punkt wirtschaftlicher Aggression 
gegen den Irak. Wir werden unsere 
Souveränität wiederherstellen. Man 


‚kann. zu der Methode sagen, was 


man will. 

Das sind die Standpunkte der 
Menschen und die sagen: den Eu- 
ropäern geht es nicht um Demo- 
kratie. Nicht um Menschenrechte, 
nicht um Völkerrecht. Sondern die 
Europäer‘ verlangen von uns, 
Grenzen zu heiligen, die sie mitten 
durch unser Land gezogen haben. 
Die Europäer und die Amerikaner 
sprechen von den legitimen Herr- 
schen Kuwaits und das wirft ein 
grelles Licht auf ihr Bewußtsein 
und ihre Auffassung von legitimen 
Herrschern. Und die Menschen 
fragen: Kann jeder Ölmulti in ir- 
gendeiner Ecke der Welt einen 
Scheich einsetzen und der wird 
dort ein legitimer Herrscher über 
einen Teil der Erde? Die Laute sa- 
gen, sie kommen wieder mit dem 
gleichen Ziel: Sie wollen unsere 
Reichtümer plündern. Bislang 
funktionierte das mit Hilfe von ih- 
ren Scheichs - die Leute dort 
sprechen von den amerikanischen 


Scheichs und europäischen 
Scheichs und Emiren und nicht 
von souveränen arabischen Herr- 
schen. Und da die Plünderung 
unserer Reichtümer nicht weiter so 
funktioniert, kommen die wie am 
25. Juli 61 wieder mit ihren Mili- 
tärs. Da ist ein Argument, das hier 
überhaupt nicht erwähnt wird. 
England sitzt in Hongkong seit 158 
Jahren, sie müssen Hongkong zu- 
rückgeben, obwohl die Mehrheit 
der Bevökerung wahrscheinlich das 
nicht will. Aber die Menschen 
müssen sich damit abfinden, das 
koloniale Willkürakte zu Ende ge- 
hen müssen und zu Ende gehen 
werden. 


Und die zweite Sache: Ich habe 
eine Pressekonferenz von fünf kur- 
dischen Partisanenorganisationen 


gesehen, die sagen: Mit Wirkung 


vom 17. Januar stellen wir den 
Kampf gegen die Zentralregierung 
ein und richten unsere gesamte 
Partisanentätigkeit gegen die Ag- 
gressoren, gegen die NATO. Und 
die haben gesagt: Wir werden un- 
sere Widerstandsstrukturen auch in 
der Türkei aktivieren gegen diese 
Aggresion, und, wenn diese Ag- 
gression zurückgeschlagen ist, wer- 
den wir uns auseinandersetzen. Es 
gibt eine einzige Zeitung, das ist 
eine saudiarabische Zeitung, die 
hat eine Meldung gebracht über 
diese Leute und vermittelt, das 
diese Leute immerhin über ein 
Potential von 237.000 Partisanen 
verfügen. Aber in den deutschen 
Medien - plötzlich entdeckt man 
irakische Oppositionelle. Und wer 
wird als irakische Oppositionelle 
serviert - das sind diejenigen, die 
mit König Fahd, dem Emir von 
Kuwait, den USA, in den Krieg 
ziehen. Die werden hier als iraki- 
sche Opposition gesucht, gefunden 
und hier serviert. 

Die Menschen sagen, wir haben 21 
Diktaturen in der arabischen Welt. 
Aber sie sagen: Die übelsten Dik- 
taturen sind eben diese mittelalter- 


lichen Emirate, sind eben diese 


Saudis, die von den Europäern und 
Amerikanern als »gemäßigte und 
aufgeklarte Araber« bezeichnet 


werden - für die Europäer ist ein ~ 


gemäßigter und aufgeklärter Ara- 
ber einer, der dafür sorgt, daß die 
Reichtümer unserer Völker geplün- 
dert werden, Man verweist auf die 
Tatsache, daß der Analphabetismus 
in diesen Emiraten zwischen 44% 
und 75% besteht. Das sind die auf- 
geklärten, gemäßigten Araber, wie 
die Europäer sie lieben, 

Zur Frage des Völkerrechts: Man 
redet von der UNO und der völ- 
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kerrechtlichen Legitimation. Nach- 
dem die NATO Osteuropa friedlich 
erobert hatte, marschierten sie ge- 
gen Süden. Die Machtverhältnisse 
haben sich so geändert: Die So- 
wjetunion hat 1962 zweimal sein 
Vetorecht gegen die Mitgliedschaft 
von Kuwait in der UNO eingelegt 
mit der Begründung: Dieses künst- 
liche Gebilde entstand durch einen 
kolonialen Willkürakt der Englän- 
der. Heute fliegen sowjetische 
Maschinen deutsche Waffen in die 
Türkei. Die Machtverhältnisse ha- 
ben sich weltweit so verschoben, 
daß Bush ohne Widerspruch von 
der moralischen Legitimation der 
USA für eine Weltherrschaft 
sprechen kann. Und die Menschen 
fragen sich: Ist das nicht Spanien, 
erinnert das nicht an das Eingrei- 
fen der Deutschen in Spanien und 
an das Geschwafel der alten Her- 
ren über die Weltherrschaft unter 
deutscher Führung? 


Und man sagt, Saddam Hussein sei 
ein Diktator - als er ein Diktator 
war, der meine politischen Freunde 
unterdrückt hat, die kurdische Op- 
position unterdrückt hat, haben wir 
während des irakisch-iranischen 
Kriegs Monat für Monat veröf- 
fentlicht, wer an beide Seiten 
Waffen liefert - kein Mensch 
wollte das von uns hören. Nun 
entdeckt der Spiegel - ach wie 
furchtbar - daß vor zehn Jahren 
Waffen geliefert wurden. Und 
während man sich über die Waf- 
fenlieferungen beschwert, schicken 
die Deutschen aus Protest gegen 
den irakischen Einmarsch in Ku- 
wait für eine Milliarde Mark Waf- 
fen an die israelischen Besatzar. 
Mit scheinbarer moralischer Legi- 
timation, die arabischen Völker 
kennen ihre eigene Geschichte. 
Das deutsche Kaiserreich hat die 
zionistische Kolonisation Palästinas 
unterstützt, nicht aus schlechtem 
Gewissen. Die Weimarer Republik 
hat das getan, Nazi- 
Deutschland hat das getan. Und 
die Leute, die sechs Millionen 
Bürger jüdischen Glaubens ver- 
nichtet haben, waren stolz darauf, 
Verbündete gerade der Zionisten 
zu sein - lesen Sie, was Heydrich 
darüber schreibt. Haben sie nicht 
182 Millionen Reichsmark bezahlt? 
Warum hat es nach dem Krieg 
tausende von Persilscheinen für 
Nazi-Kriegsverbrecher gegeben? 

Die arabischen Völker werden zu- 
tiefst verletzt, wenn ausgerechnet 
die Achtung vor Opfern des Fa- 
schismus, von Aggresionskriegen 
und Terror herhalten müssen, um 
Schamir und Scharon und ihre ver- 


brecherische Besatzungspolitik zu 
unterstützen. Das werden wir nie- 
mals niemandem verzeihen. 


Wir sagen, die Europäer sind ge- 
kommen, um ihre Ordnung, die sie 
nach dem 1. Weltkrieg etabliert 
haben, zu verteidigen, um ihre 
Herrschaft zu verteidigen. Um un- 
sere Reichtümer zu plündern. Das 
ist der Grund, warum sie da sind, 
Wenn sie den politischen: Basar 
hier ansehen: König Hussein war 
40 Jahre lang ein Lieblingskind der 
Europäer, und kaum leistet er sich 
die Frechheit, in seinem Land freie 
Wahlen auszuschreiben, schon wird 
er von den Saudis und den Ameri- 
kanern auf den Index gesetzt. Er 
bekommt keine 
mehr. Assad - vor einem Jahr der 
Inbegriff des Terrorismus - heute: 
Ein Verbiindeter der USA. Wir 
kennen die Geschichte: Anwar al- 
Sadat war bis Oktober 73 ein ganz 
übler arabischer Nationalist, im Ja- 
nuar/Februar 74 war er der gemä- 
Bigte, aufgeklärte arabische 
Staatsmann. Wir können uns auf 
die Begriffe Menschenrechte und 
Demokratie der Europäer deswe- 
gen nicht einlassen. Der Banner- 
träger der Demokratie in Europa 
war während der französischen 
Revolution auch ein General na- 
mens Napoleon, aber kaum landete 
er an der palästinensischen und 
ägyptischen Küste, schon war er 
ein Kolonialrduber. Und wir wis- 


sen, was die französische Demo-. 


kratie an Kolonialverbrechen in 
Algerien auf dem Gewissen hat: 
Allein eineinhalb Millionen Men- 
schen haben sie umgebracht. Ma- 
rokko, Tunesien, Syrien, Libanon, 
wir wissen, was die britische De- 
mokratie im Sudan, in Ägypten, in 


Palästina, im Irak, in den Golfsta- 


ten gemacht hat. Diese Verbrechen 
sind integrale Bestandteile dieses 
Demokratieverständnisses. 

Es gibt Rassisten, die hier als 
Linke oder Schriftsteller rassisti- 
sche Ausfälle gegen die arabischen 
Völker gemacht haben, es gab 
auch französische Kommunisten, 
die für den kolonialen Krieg in Al- 
gerien waren. Aber wir sagen: Man 
mag Krieg vorbereiten, man mag 
Millionen von Menschen hier in 
die Irre führen - es haben sich 
über 7,5 Millionen als Freiwillige 
gemeldet nicht für irgendwelche 
Diktatoren, sondern weil sie be- 
griffen haben, was dieser Krieg für 
einen Charakter hat. Ich zweifle 
nicht an der Fähigkeit der Ameri- 
kaner, Kuwait zu besetzen und ih- 
ren Scheich dort wieder unterzu- 
bringen, wenn sie einen hohen 


Unterstützung 


Preis bezahlen. Ich zweifle nicht 
daran, daß sie Bagdad besetzen 
können. Aber ich zweifle auch 
nicht daran, daß sie über fünf Mil- 
lionen Partisanen am Hals haben 
werden. Die Amerikaner haben 
eine Aggression begonnen, und am 
Ende dieses Kriegs - und wir wis- 
sen, was dieser Krieg bedeutet, wir 
wollten ihn von Anfang an nicht, 
wir wollten dieses ganze Elend 
nicht - und am Ende dieses Kriegs 
wird es in der arabischen Welt we- 


der einen Emir noch einen Schamir : 


geben. 


1970 gab es in Damaskus einen 
Putsch und diese. Regierung von 


Hafik El-Assad kam an die Macht. - 


Zu dieser Zeit kam es zu Ausein- 
andersetzungen zwischen der palä- 
stinensischen und der jordanischen 


Befreiungsbewegung und der jor- . 


danischen Monarchie. Der erste 
Befehl, den Assad gab, war, den 
palästinensischen Einheiten in der 
Ebene zwischen Syrien und Jorda- 
nien die Luftunterstützung zu ent- 
ziehen und 
nichtet mit jordanischen Napalm- 
bomben. Die Politik Syriens ist 
konstant geblieben: Mit einem 
Massaker, wo über 36.000 Palästi- 
nenser getötet wurden. Es gibt für 
uns eine Methode, bestimmte Re- 
gierungen einzuschätzen: In Syrien 
gibt es zur Zeit 153.000 politische 
Gefangene, es gibt 7.400 aus Liba- 
non verschleppte Palästinenser, die 
bei uns registriert sind. Es ist eine 
terroristische Regierung, die von 
Saudi-Arabien erheblich finanziert 
wird, Was. Ägypten anbelangt: Ich 
habe einmal die Souveränität 
Ägyptens bezeichnet als die Sou- 
veränität -eines Erhenkten vorm 
Strick, was die Abhängigkeit von 
den USA betrifft. Es gibt einen 
Maßstab für die Beurteilung der 
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es wurden alle ver- ` 


Marokkaner - das waren nicht 
150.000, wie die Medien hier 
berichteten -— hat König Hassan 
eindeutig erklärt, er werde an 
keiner Angriffshandlung _teill- 
nehmen. Ich halte die Situation in 
Syrien und Ägypten für so explo- 
siv, daß eine akute Gefahr besteht. 
In Syrien wird auf Bauem ge- 
schossen -— es sind insgesamt in 
Syrien 285 Menschen umgebracht 
worden bis jetzt - Bauern, die ihr 
eigenes Gemüse einfach in den 
Fluß werfen. Auf diese Menschen 
wird geschossen. Das ist ihre Art, 
den Boykott gegen Irak zu durch- 
brechen. Es gibt tausende von sy- 
rischen Bauern, die wirklich jeden 
Pfennig nötig haben, die ihre Ernte 
in den Fluß schmeißen. Man liest 
manchmal ein oder zwei Zeilen 
darüber, aber die Stimmung in 
diesen Ländern ist äußerst explo- 
siv. 


Zur Frage. der irakischen Opposi- 
tion: Ich weiß, wer hier in. diesem 
Land als irakische Opposition ge- 
zeigt wird. Zur Opposition gehört 
zum Beispiel Talabani, der einen 


: Teil, einen winzigen Teil der kur- 


Stimmung dort: 3000 Journalisten ' 


haben gestreikt - das sind 92% al- 
ler Leute in Ägypten, die Pres- 
seausweise tragen. Die Ärzte, die 
Apothekerkammer, die Rechtsan- 
waltskammer, alle Standesorganisa- 
tionen haben sich gegen diese Po- 
litik ausgesprochen und die Unzu- 
friedenheit in den Reihen der Ar- 
mee ist so groß, daß die drei'Be- 
fehlshaber der ägyptischen Teil- 
streitkräfte eine Note an Mubarak 
geschickt haben, wo sie eindeutig 
erklärt haben, Ägypten darf an ei- 
ner Angriffshandlung gegen Irak 
nicht teilnehmen. 


Ähnliche Pressionen gab es auch 
in Marokko auf die Regierung: 
Nach dem Generalstreik und der 
Demonstration von 1.000.000 
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dischen Bewegung vertritt, der er- 
schien in New York, hat sich der 
Kriegskoalition angeschlossen und 
er hat den Amerikanem 30.000 
Leute angeboten im Kampf gegen 
die irakische Regierung. Ich sehe, 
daß hier diese sogenannte irakische 
Opposition salonfähig ist, daß sie 
instrumentalisiert werden und daß. 
auch die berechtigtsten Kritiken an 
der Unterdrückung der demokra- 
tische Freiheiten und Menschen- 
rechten instrumentalisiert werden, 
um einen Aggressionskrieg zu legi- 
timieren. Ich weiß, wenn die Her- — 
ren Özal und Bush und Fahd sich 
durchsetzen, was mit den kurdi- 
schen Menschen sowohl im Irak 
als auch in der Türkei geschehen 


' wird. Ich kenne die Herrschaften 


in SAT I und RTL und ich weiß, 
was die für kurdische Freiheits- 
kämpfer übrig hatten in den letzten 
Jahren und wann die bereit waren, 
daß ein Kurde das Wort ergreift, 
um seinen Standpunkt darzulegen. 
Ich weiß, warum das jetzt ge- 
schieht. 

Zur Haltung der Palästinenser: Es 
gibt einen Beschluß, der freie 
Wahlen unter UNO-Aufsicht nach 
dem Rückzug der irakischen Trup- 
pen aus Kuwait fordert. Dieser 
Beschluß wurde am 3. August vom 
Exekutivkomitee der PLO und am 
8. August vom Palastinensischen 
Zentralrat gefaßt und am 15. Au- 
gust in Genf durch den Präsiden- 
ten des Staates Palästina verkün- 


det. Man war mit uns zufrieden, 
als wir gesagt haben: Rückzug der 
irakischen Truppen. Aber als sie 
das Wort »freie Wahlen in Ku- 
wait« gehört haben, da haben sie 
einen Herzinfarkt bekommen. Ich 
weiß, wieviel hunderte von Doku- 
menten ich an Mitglieder des Bun- 
destags, an Minister, an Frau 
Süßmuth und wie sie alle heißen, 
über die Haltung der Palästinenser 
geschickt habe - aber ich weiß, 
noch in 25 Jahren wird man mir 
sagen: Ihr seid hinter einem Dik- 
tator hergerannt. Das ist das Pro- 
pagandageschwafel der israelischen 
Besatzer, aber nicht die palästi- 
nensische Politik. 

Wir können es uns aber nicht 
leisten als eine palästinensische 
Befreiungsbewegung, daß wir für 
eine demokratische Lösung ohne 
freie Wahlen sind. Für uns ist der 
Emir nicht der legitime Herrscher 
von Kuwait, Ich habe von den 
Europäern gehört, daß sie 
manchmal einen Herrscher, der 
duch freie Wahlen an die Macht 
gekommen ist, als legitimen 
Herrscher bezeichnen: In ihren 
Ländern, bei den anderen Völkern 
muß das anders gehen. Wir haben 
den Amerikanern gesagt: In Ku- 
wait werden Milliardäre gewählt 
und keine Sozialrevolutionäre, aber 
wir wissen, es werden Leute ge- 
wählt, die nicht auf dem abenteu- 
erlichen Kurs der USA sind, die 
nicht ohne jeden Grund an der 
Wirtschaftssabotage gegen Irak 
und Iran teilnehmen. Es werden 
Angehörige des Großbürgertums 
gewählt. Was haben die Leute zu 
befürchten? Wir versuchten uns 
auf die Logik der Amerikaner 
einzulassen, so schwer uns das fiel, 
wir haben gesagt: Ihr sagt, die 
PLO hat nicht die Unterstützung 
der Palästinenser, gut: Wir machen 
freie Wahlen unter UNO-Aufsicht 
im besetzten Palästina. Wir sagen: 
Dieser Emir von Kuwait ist von 
den Ölmultis eingesetzt, und er ist 
nicht der legitime Herrscher. Und 
wir machen freie Wahlen unter 
UNO-Aufsicht. Was habt ihr zu 
befürchten? In Kuwait leben 1,9 
Millionen Menschen. Von denen 
sind 682,000 Kuwaitis, davon sind 
322.000 wahlberechtigt. Wählen 
durften 58.800 - die Zahlen kön- 
nen Sie im Fischer Almanach 
nachschlagen - die Frauen durften 
natürlich nicht wählen, und die 
durften nicht alle 50 Mitglieder des 
Parlaments wählen, 19 wurden von 
den Emiren emannt. 

Als bei der ersten Sitzung einer der 
frei gewählten, übrigens ein 
Multimillionär, den Verteidigungs- 


minister gefragt hat, ob die 
22.000.000 Dollar, die er in einer 
ganz bestimmten Lokalität in Genf 
verloren hat, ob die aus dem 
Staatshaushalt oder aus seiner 
Privattasche stammten, wurde das 
Farlament innerhalb von sechs 
Stunden aufgelöst. Das ist die 
Demokratie, die die USA dort 
haben wollen, und wir haben an- 
dere Vorstellungen von Demokra- 
tie, 


Die irakische Einschätzung dieses 
Kriegs ist folgende: Der Krieg hat 
mit Kuwait nichts zu tun. Es gibt 
ein strategisches Abkommen zwi- 
schen Israel und den USA. Und 
Kembestimmung dieses strategi- 
schen Abkommens ist: Es wird 
verhindert, daß sich in der arabi- 
schen Welt irgendeine Macht for- 
miert, die eine Bedrohung der 
»vitalen Interessen der USA und 
Israels« bilden könnte. Und wenn 
man die amerikanische Kriegsfüh- 
rung ansieht, die ist in erster Linie 
auf die Zerstörung der gesamten 
irakischen Wirtschaftsstruktur ge- 
richtet. Wenn ich sehe, WER jetzt 
Saddam als Hitler bezeichnet, sei 
es die BILD-Zeitung oder andere 
Leute, dann frage ich mich: Haben 
diese Leute wirklich etwas gegen 
Hitler? Am 23. Juli 56 hat Präsi- 
dent Nasser den Suez-Kanal ver- 
staatlich. Am 25. Juli ist die 
Hauptschlagzeile der BILD-Zei- 
tung: Adolf am Nil. Zu der Sub- 
stanz dieser Argumente: Alle sa- 
gen, daB der Hauptkern der Aus- 
eindersetzung um eine demokrati- 
sche Weltwirtschaftsordnung die 
Frage der Kontrolle der Völker 
über ihre Naturreichtümer ist: Die 
arabischen Völker über ihr Öl. Das 
ist eine der Grundvoraussetzungen. 
Saddam Hussein tritt als Vertreter 
des arabischen Bürgertums für die 
Souveränität der arabischen Völker 
über ihre Reichtümer ein. Und die 
christlich-abendländischen Raub- 
ritter werden von Bush angeführt. 
Wer ist der Demokrat? Der We- 
sten und die USA haben nichts ge- 
gen den Diktator Saddam Hussein 
einzuwenden gehabt, als er in den 
Krieg gegen den Iran zog und 
seine innenpolitische Opposition 
unterdruckte. Aber als er sich wie 
ein Demokrat benahm, diesem 
Emir einen Tritt versetzte und 
Schamir angriff, da war er war 
Hitler. Wir bezeichnen die Vertrei- 
bung des Emirs von Kuwait als 
einen Siegeszug der Demokratie. 

Ich lese auch in den Medien, daß 


die Amerikaner sowohl die Herr- 


schaft zu Wasser als auch in der 
Luft haben. Dazu ist zu sagen, daß 
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der Irak ja gar keine Flotte hat 
und daß es vom ersten Tag der 
Auseinandersetzung an den politi- 
schen Beschluß der irakischen Re- 
gierung gab, die Luftwaffe nicht 
einzusetzen, einmal, weil das quan- 
titative Verhältnis 1 zu 5, 400 zu 
2.000 ist und weil das qualitative 
Verhältnis noch viel schlimmer 
ausieht, 

Am 17, Januar hat die USA einen 
Angriffskrieg mit der größten mi- 
litärisschen Koalition dieses Jahr- 
hunderts begonnen gegen das ira- 
kische Volk, und uns geht es 
darum, diese Strategie der USA, 
König Fahds, der Emire zu durch- 
kreuzen durch die Unterstützung 
des Widerstands der irakischen 
Bevölkerung gegen diese Aggres- 
sion. Das ist unsere Aufgabe jetzt. 


Ich gehe davon aus, daß wir in den 
arabischen Ländern 21 Diktaturen 
haben. Ich habe nicht gesagt, daß 
wir nach unseren eigenen Maßstä- 
ben einen arabischen Staat als de- 
mokratisch bezeichnen. Ich habe 
gesagt, als meine politischen 
Freunde im Irak unterdrückt wur- 
den, hat kein Mensch hier davon 
etwas hören wollen. Ich habe ge- 
sagt, als die Kurden für ihre de- 
mokratischen Bestrebungen unter- 
drückt wurden, wollte kein Mensch 
hier etwas hören. Es ist inzwischen 
besiegelt: Die Palästinenser sind 
für Saddam Hussein. 

Was die Palästinenser anbelangt: 
König Hussein von Jordanien hat 
im September 26.000 Palästinenser 
ermorden lassen. Es gibt jetzt zwei 
Möglichkeiten: Entweder jaule ich 
und beginne, ein Erlebnis nach 
dem anderen zu berichten, wie be- 
stialisch das damals geschehen ist 
oder ich sage - ich bin 79 ausge- 
bürgert worden aus Jordanien - 
aber ich sage, die Politik König 
Husseins gegen diesen Angriffs- 
krieg ist eine kluge, ist eine beson- 
nene Politik. Das macht aus mir 
noch lange keinen Monarchisten. 





= 


1 
r a 
1 ~ =. 
= 
> 
ae 
= 
a 





TAW: 
HAAA 


LIE 


AT = 
a 


EEF | | 


ART 


und Kriegsgefangene 
in US-Gefängnissen 


Ausgewahlte 
Kurzbiografien 





Leonard 
nabe/Lakota (Sioux), 1944 in der 


Peltier ist Anishi- 
Turtle Mountain Reservation in 
Nord Dakota geboren. Die brutale 
Armut und der Rassismus, die er 
dort während seiner Kindheit 
miterlebt, machen in früh zu einem 
politisch denkenden und aktiven 
Menschen. 1958, während einer 
Periode, in der die USA (entgegen 
aller nationalen und internationalen 
Abkommen, nach denen dieses 
Land den Indianern überlassen 
war) mit der Auflösung von Re- 
servationen und der Vertreibung 
der Menschen in die städtischen 
Ghettos begann, unterstützt 
Leonard seine Verwandten im 
nördlichen Westen. 1970 ergibt 
sich für ihn dann die Gelegenheit, 


seine Vorstellungen von aktiverer. 


und offensiverer Hilfe für sein Volk 
in die Tat umzusetzen. 
Gruppe von Indianern besetzt Fort 
Lawton, eine aufgegebene Militar- 
basis in Seattle, Washington 
Rechtmäßig ist diese Basis India- 
nerland, und Leonard schließt sich 
der Forderung der Besetzer nach 
Rückgabe dieses Landes an. Es ist 
bei dieser Aktion, daß Leonard das 
erste Mal mit Organisatoren des 
American Indian Movement (AIM) 
in Kontakt kommt. 

Nach dem Ende der Besetzung 
wird sehr schnell zu einem AIM- 
Aktivisten. 

1972 ist er an der Organisation des 


‚»Trail of Broken Treatese (Zug 


der gebrochenen Verträge) in Mil- 
waukee, Wisconsin beteiligt. Der 
Zug - ein Stemmarsch von ver- 
schiedenen Reservationen quer 


‚durch die USA nach Washington 


D.C. - soll die öffentliche Auf- 


. merksamkeit auf die Unterdrüc- 
kung der indianischen Menschen, 


den Betrug und die Inkompetenz 
der zuständigen Bundesbehörden 
lenken. Er endet mit der Besetzung 
und Zerstörung des Hauptquartiers 
des »Bundesbüros für indianische 
Angelegenheiten« (Bureau of In- 
dian Affairs). Leonard nimmt als 
Sicherheits-Koordinator aktiv an 
dieser Besetzung teil. 


Es ist auch eine Folge dieser Ak- 
tion, daß das FBI die Führer des 
AIM zur Zielscheibe ihrer 
»Neufralisierungs«- Programme 

macht. Sie werden - mit konstru- 
ierten Anklagen - in endlose Pro- 
zesse verwickelt oder kommen bei 
»Auseinandersetzungen« mit der 
Polizei um. Auch Leonard Peltier 
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Eine ' 


ist einem solchen brutalen Angriff 
von zwei - außer Dienst befindli- 
chen - Polizisten ausgesetzt und 
wird für seine Selbstverteidigung 
des versuchten Mordes angeklägt. 
Er geht in den Untergrund. Später 
wird er von diesen Anklagen frei- 
gesprochen werden, es erweist sich 
auch, daß das FBI bei dem Angriff 
der Polizisten seine Hände im Spiel 
hatte. 

in den Jahren 1973 und 1974 ist 
die AIM-Gruppe Nordwest, deren 
Mitglied Leonard ist, voll damit 
beschäftigt, sich um die Sicherheit 
ihrer Aktivitäten und Aktivisten zu 
kümmem. Im Frühling 1975 er- 
mchtet die Gruppe in der Pine 
Ridge Reservation auf dem Land 
der Jumping Bull Familie in der 
Nähe von Oglala, Süd Dakota ein 
Lager. 1972 war Pine Ridge der 
Schauplatz einer massiven parami- 
Kärischen »Friedenserhaltungs«- 
Operation des FBI Direktors 
William Webster nach dem Muster 
der Aufstandsbekämpfungs-Maß- 
nahmen in Nord Irland. Vom FBI 
geleitet und vom Bureau of Indian 
Affairs (BIA) durchgeführt, war 
diese Aktion - an der sich Polizei 
und eine als »GOON«s beriichtigte 
Privatarmee der von der Regierung 
eingesetzten indianischen Reser- 
vais-Verwaltung (»Guardians Of 
the Ogiala Nation«) beteiligten - 
direkt verantwortlich für den Td’ 
von mehr als 60 AIM Mitgliedern 
und -Unterstützern und für Hun- 
derte von Verletzten. Das Jumping 
Bull Lager sollte dem Schutz vor 
weiteren GOON-Übergriffen die- 
nen. 

Das FBI befand die Existenz des 
Lagers als nicht tolerierbar und 
empfahl dringend die Räumung 
durch militärische Kräfte. Was je- 
doch fehlte, waren die rechtlichen 
Voraussetzungen für einen solchen 
Angriff. Am 26. Juni 1976 wurden 
sie geschaffen: Die FBI Spezial- 
agenten Jack Coler und Ronald 
Williamsen betraten den Jumping 
Bull Besitz und präsentierten einen 
Haftbefehl (den sie nicht vorweisen 
konnten) gegen jemanden, der sich 
nicht im Lager befand und für ein 
Verbrechen, für das sie nicht zu- 
ständig waren. Dieser Akt provo- 
zierie ein Feuergefecht, in das 
schließlich mehr als 200 bewaffnete 
Angehörige von Bundestruppen 
verwickelt waren und bei dem die 
FBI Agenten Coler und Williamsen 
sowie ein AIM Aktivist den Tod 
fanden. Trotz einer beispiellosen 
Menschenjagd (dje von der US- 
Kommission für Bürgerrèchte als 
»Überreaktion mit dem Charakter 
einer vendetta (Blutrache)« be- 


zeichnet wurde) gelang es dem FBI 
nicht, die Beteiligten an dem Feu- 
ergefecht zu finden. Schließlich 
wurden drei AIM Mitglieder - 
Leonard Peltier, Bob Robideau 
und Dino Butler - wegen des To- 
des der Agenten angekla pt. 


Das Verfahren gegen Butler und 
Robideau fand im Juli 1976 in Ce- 
dar Falls, Iowa statt. Sehr zum 
MiBfallen des FBI und der Bun- 
desankläger befand die Jury 
(zutiefst erschreckt von der terro- 
ristischen Kampagne des FBI) die 
Angeklagten für nicht schuldig, da 
sie nur von ihrem Recht auf 
Selbstverteidigung Gebrauch ge- 
macht hätten. 

Die Regierung sorgte nun dafür, 
daB dies nicht auch im Falle von 
Leonard Peltier geschehen konnte. 
Unter betrügerischen Vorausetzun- 
gen erreichte sie noch im gleichen 
Jahr die Auslieferung aus Canada. 
Im Juni 1977 wurde das Verfahren 
gegen ihn in Fargo, Nord Dakota 
eröffnet. Der Richter Paul Benson 
arbeitete bestens mit dem FBI zu- 
sammen, erlaubte der Jury nicht, 
Beweise über die Machenschaften 
des FBI zur Kenntnis zu nehmen 
und unterband Kreuzverhöre von 
Zeugen der Anklage, die ganz of- 
fensichtlich logen. Auf dieser Basis 
fabrizierter Beweise und beinflußter 
Zeugen wurde Leonard Peltier in 
zwei Fällen des Mordes I. Grades 
für schuldig befunden und zu zwei 
nacheinander zu verbiiBenden le- 
benslangen Haftstrafen verurteilt. 
Zwei Berufungsinstanzen bestätig- 
ten dieses Urteil, obwohl Doku- 
mente die Lügen des FBI und die 
Beeinflußung von Hauptbela- 
stungszeugen beweisen, obwohl 
selbst der Districts Staatsanwalt in 
einer Erklärung zugeben mußte, 
daB er »nicht beweisen kann, wer 
diese beiden Agenten erschossen 
hate. 

Peltier wurde direkt nach dem Ur- 
teil in das Maximum Security Ge- 
fängnis Marion gebracht, Trotzdem 
seizte er auch von dort aus seine 
Arbeit als AIM Aktivist fort, Er, 
seine Familie und seine Unter- 
stützer waren vor allem im Kampf 
um die Rechte der Gefangenen, im 
Hungerstreik, bei Arbeitsniederle- 
gungen in den frühen Soer Jahren 
mit an vorderster Front. Im April 
1984 begannen Leonard, standing 
Deer und Albert Garza ein spiri- 
tuelles Fasten, um auf die syste- 
matische Verweigerung der Rechte 
zur Religionsausübung in Marion 
aufmerksam zu machen. Leonard 
wurde daraufhin ins Gefängnis- 
krankenhaus Springfield und später 


ins Zuchthaus Leavenworth verlegt 
- wo er sich auch heute befindet. 
Leonard Peltiers köompromißlose; 
Widerstand hat nicht wenig zum 
Wachstum einer internationalen 
Bewegung gegen den Landraub an 
indianischen Völkern und die Be- 
handlung von Politischen Gefange- 
nen/Kriegsgefangenen beigetragen. 
Millionen von Menschen haben 
Petitionen mit der Forderung nach 
einem neuen Verfahren für 
Leonard Peltier unterzeichnet, ein- 
geschlossen der Erzbischof von 
Canterbury, der Friedens-Nobel- 
preisträger Desmond Tutu, 50 
Mitglieder des US-Kongresses und 
51 Mitglieder des Canadischen 
Parlaments. Michail Gorbatschow 
erntete eine Woge des Protests 
durch die US-Presse, als er die 
US-Regierung aufforderte die 
Menschenrechtsverletzungen ge- 
genüber Indianern im allgemeinen 
und Leonard Peltier im besonderen 
einzustellen. 


Derzeit arbeiten die Unterstützer 
von Leonard Peltier an der 
Durchsetzung einer Forderung 
nach Untersuchung der kriminellen 
Machenschaften des FBI durch 
eine Kommission des Kongresses, 
Die öffentliche Unterstützung dıe- 
ser Forderung wächst, Leonard 
sagte dazu aus dem Gefängnis: 
»Wir haben noch einen langen 
Weg zu gehen, aber mein Herz ist 
stark weil ich weiB, daB ich eines 
Tages frei sein werde, ebenso wie 
alle politischen Gefangenen, 
ebenso wie alle Menschen über- 
haupt. « 


seine Adresse: 


Leonard Peltier, #89637-—132 
P.O. Box 1000 
Leavenworth, Kansas 66048 


Unterstützergruppe: 


Leonard Peltier Defense Commit- 
tee 

P.O. Box 10044 

Kansas City, Missouri 64111 








Eddie Hatcher ist 


ein Tuscarora 
Indianer aus Robeson County, 
North Carolina. Am 14. Oktober 
1958 wurde er vor einem US-Bun- 
desgericht von einer Reihe schwa- 
rer Anklagen, die gegen ihn erho- 
ben wurden, freigesprochen. 

Doch der Staat Nord Carolina gab 
sich mit diesem Urteil nicht zufrie- 
den, 


Was war die Vorgeschichte” 


Eddie Hatcher fiel staatlichen 
Stellen zunächst dadurch auf, daß 
er über Monate hinweg systemati- 
sche Untersuchungsarbeit über 
Korruption. Ungerechtigkeit ge- 
genüber Schwarzen und Native- 
Americans und den wuchemden 
Kokainhandel in seinem Wohn- 
und Heimatgebiet leistete, Er 
wurde zur Zielscheibe lokaler und 
staatlicher Repräsentanten dieser 
Politik - und für Eingeborene be- 
deutet dies eine unmittelbare und 
allgegenwärlige Lebensbedrohung, 
Eddie wußte dies, insbesondere 
deshalb, weil er durch seine Arbeit 
über 30 der Hauptverantwortlichen 
für den Drogenhandel - darunter 
prominente Weiße und Angehörige 
der Sicherheitskrafte - entlarvt und 
namentlich bloßgestellt hatte. Als 
sich konkrete Anzeichen einer Be- 
drohung seines Lebens - nur we- 
nige Tage nach der Veröffentli 
chung seiner Untersuchungen 
einstellten, versuchte Eddie Hat- 
cher, bei den Drogen-Bekämp- 
fungs-Dienststellen, dem FBI und 
den Bundes-Zollbehörden Schutz 
zu finden. Von keiner dieser Stellen 
erhielt er auch nur die geringste 
Hilfe. 


Am 1. Februar !vS5 besetzte Eddie 
zusammen mit dem Tuscarora Tim 
Jakobs das Büro einer Zeitung in 
Lumberton in Robson County, um 
damit auf seine Bedrohung und 
trühere Fälle aufmerksam zu ma- 
chen, in denen unbewaffnete 
schwarze und Indianer von Hilfs- 
heriffs erschossen worden waren. 
Die beiden Besetzer hielten meh- 
rere Angestellte der Zeitung fiir 
einen Zeitraum von etwa 11 Stun- 
den fest. Während dieser Zeit 
übermittelte Eddie dem Vertreter 
des Gouverneurs, James Martin 
telefonisch ihre Forderungen: Eine 
umfassende Untersuchung der 
Praktiken im Robeson County 
Sheriff-Departement und gegen die 
darin verwickelten Justizstellen so- 
wie über die suspekten Todesfälle 
von Indianern und Schwarzen und 
2ine Bestrafung ihrer Mörder. 

keine dieser Forderungen wurde 
erfüllt. Eddie wurde für diese Ak- 
tion aber der erste, der unter den 


1984 in den USA erlassenen Anti- | 


Terroristen-Gesetzen angeklagt 
wurde. Die Beschuldigungen lau- 
teten aui Verschwörung zu Ver- 
brechen gegen Gesetze der USA, 
Geiselnahme und Verstoß gegen 
Bundes~Waffengesetze. 


Am 26. September 1988 begann 
unter dem Vorsitz von Bundes- 
tichter Terrence Boyle das Ver- 


fahren gegen Eddie Hatcher. Ed- | 
dies Verteidiger William Kunstler J 


befand sich mitten in einem ande- 
ren Verfahren in New York. Rich- 
ter Boyle lehnte jedoch jede Verta- 
gung oder Verschiebung des Ver- 
fahrens ab und befand, Eddie 
Hatcher müsse sich in diesem Fall 
eben selbst verteidigen. Nach drei- 
wöchiger Verhandlung, in der Ed- 
die das Einbringen einer ganzen 
Reihe von Beweisen 
wurde, fällte die Jury aus neun 
Schwarzen und drei Weißen 
(Indianer waren ausgesondert wor- 
den) am 14. Oktober 1988 ihr Ur- 
teil: Nicht schuldig in allen Ankla- 
gepunkten. l 

Am 6. Dezember 1988 - nachdem 
Eddie seine politische Arbeit im 
Robeson County wieder aufge- 
nommen hatte - wurde er wegen 
derselben Sache erneut verhaftet 
und - diesmal nicht durch die 
Bundesbehörden sondern durch 
den Staat Nord Carolina - wegen 
Kidnapping in 14 Fällen angeklagt. 
Des weiteren wurden ein Bundes- 
haftbefehl gegen ihn wegen Flucht 
von einem Staat in einen anderen 
erlassen. 

Diese Praktiken sind nicht neu. Sie 
wurden ebenso in den Fällen 





untersagt 


Leonard Peltier, Geronimo Pratt, 
gegen puertoricanische Nationali- 


sten und zahllose andere ange- 
wandt. 
Eddie Hatcher sitzt derzeit im 


Zentral-Gefängnis in 
North Carolina. 


Raleigh, 


Seine Adresse: 


Eddie Hatcher, #DL-213 
Central Prison 

1300 Western Blvd 

Raleigh, North Carolina 27606 
USA 


Kontaktgruppe: 


Robeson Defense Committee 
PO Box 1389 

Pembroke, North Carolina 28372 
USA 


1 
GERONIMO PRE 


Geronimo Pratt sitzt seit 20 Jahren 
im Gefängnis (acht Jahre davon 


verbrachte er in Isolationshaft), 
‘obwohl sich selbst Amnesty Inter- 
national und Abgeordnete des 
Kongresses für seine Entlassung 
einsetzen, Er wurde zum Symbol 
für den Widerstand gegen Repres- 
sion und für den Schwarzen Be- 
freiungskampfin den USA. 
Regierungsamtliche Dokumente 
beweisen, daß Geronimo das Ver- 
brechen, für das man ihn verurteilt 
hat, nicht begangen haben kann. 
Während der 60er Jahre, als die 
Regierung und die Presse ihre 
Kampagnen gegen die Black Pan- 
ther und, andere schwarze Orga- 
nisationen als »vom Haß auf die 
Weißen getriebene Extremisten« 
ausweiteten, war Geronimo einer 
der Fuhrer der BRP. Seine Ver- 
haftung und Anklage wegen eines 
sinnlosen und brutalen Mordes an 
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| ZUVOI War 


einer weißen Lehrerin auf einem 
Tennisplatz in Santa Monica 1968 
war Teil einer vielfältigen Strategic 
zur Diskreditierung und Ausschal 
tung populärer und - auch unter 
Weißen - an Einfluß gewinnender 
BBP-Organisatoren. 
Als Geronimo's Mordanklage 
konstruiert wurde, war er einer von 
mehr als 300 schwarzen BBP-Ak- 
tvisten, die vom FBI umgebracht 
oder in's Gefängnis geworfen wur- 
den: darunter Führer wie Fred 
Hampton und Mark Clark, die von 
der Polizei in Chikago ermordet 
wurden. 

im gleichen Jahr wurde Dr. Martin 
Luther King ermordet, In den fol- 
genden Tagen und Wochen explo- 
dierten in mehr als 110 Städten der 
USA die schwarzen communities. 
Der Mord an Martin Luther King 
war die Folge zehnjähriger Sit-ins, 
Boykotte, Demonstrationen und 
Kampagnen zur schwarzen Wäh- 
lerregistrierung, die der amerika- 
nischen Gesellschaft einen tiefen 
Schock versetzt hatten. Drei Jahre 
Malcolm X ermordet 
worden. Beide Männer hatten dazu 
beigetragen, hunderten und tau- 
senden schwarzer Frauen und 
Männer Stimme und ein Gefühl 
nationaler Identität zu verleihen, 
für einen Befreiungskampf zu dem 
auch die Wahlrechtskampagnen 
1965 zählten. 


Geronimo Pratt kehrte in diesem 
Jahr - 1968 - in die USA zurück, 


| nachdem er drei Jahre in Vietnam 
gewesen war. Die Städte standen in 


Flammen. Erst 21 Jahre alt, ging er 
nach Los Angeles und schloß sich 


' der Black Panther Party an. Drei 


Jahre später befand er sich bereits 
im Gefängnis. 

FBI-Dokumente enthüllen, daß er 
und andere Parteimitglieder sich 
zum Zeitpunkt des Mordes, dessen 
man ihn beschuldigt, 400 Meilen 
von Santa Monica entfernt waren 
und dort von der Polizei beobach- 
tet wurden. Heute, 20 Jahre später, 
befindet er sich dennoch deswegen 
weiter im Gefängnis. Das FBI be- 
hauptet, die Überwachungsberichte 
dieses Treffen seien »verloren ge- 
gangenk., 

Viele Tausende von Menschen ha- 
ben verstanden, daß Geronimos 
Verurteilung nichts anderes ist als 
eine politische Repression der Po- 
lizei und der Justiz. Ihre Ansicht 
wurde bestätigt, als 1973 Angehö- 
rige der Antikriegs-Bewegung ein 
FBI-Büro in Media, Pennsylvania 
durchsuchten. Sie fanden - und 
veröffentlichten - geheime Papiere 
über ein Programm zur Zerstörung 





und Diskreditierung der Schwarzen 
Befreiungsbewegung, das unter 
dem Namen COINTELPRO be- 
kannt wurde, Senats-Hearings und 
eine breite Empörung quer durch 
die amerikanische Bevölkerung 
führten nicht zuletzt, Mitte der 
70er Jahre, zum Erlaß des sog. 
»Freedom of Information Act«, 
ein Gesetz, das (in eingeschränkter 
Weise) u.a. jedem das Recht zuge- 
steht, über ihn geführte Unterlagen 
und Akten einzusehen. Dieses 
Gesetz nutzend, erlangte Geronimo 
i978 Kenntnis über das Ausmaß 
der FBI-Konspiration gegen seine 
Person. 

Er erfuhr, daß Julio Butler, der 
Hauptbelastungszeuge gegen ihn, 
ein bezahlter FBI-Informant war, 
der sich allein für die Vorbereitung 
des Prozesses 33mal mit den 
Agenten dieser Behörde getroffen 
hatte. Mitglieder der Jury aus sei- 
nem Prozess sagten 1987 in einem 
Interview, daß sie für »nicht schul- 
dig« gestimmt hätten, wäre ihnen 
dies bekannt gewesen. Er erfuhr, 
daß Ken Olson, der Ehemann des 
Mordopfers ursprünglich einen an- 
deren Mann als den Täter identifi- 
ziert hatte und daß diese Informa- 
tionen seinen Verteidigern vorent- 
halten wurde. Er erfuhr, daB FBI- 
Informanten in sein Verteidiger- 
Team eingeschleust worden waren. 


Die Entscheidung, Geronimo im 
Gefängnis kaltzustellen, brach je- 
doch nicht mit der Entlarvung der 
COINTELPRO-Strategien zusam- 
men. Obwohl er seit 1978 einen 
Kampf für die Wiederaufnahme 
des Verfahrens und einen neuen 
Prozess führt, obwohl eindeutige 
Beweise für Machenschaften von 
FBI und Justiz vorliegen, wurden 
all seine Anträge abgelehnt. Im 
Februar 1988 weigerte sich das 
Berufungsgericht - Pratt's letzte 
Instanz im Kampf um sein Recht - 
seinen Fall zu entscheiden und 
verwies die Sache mit der Rüge ei- 
nes Verfahrensfehlers an ein un- 
teres Gericht zurück. 


Geronimo hat inzwischen mehr 
Zeit im Gefängnis verbracht als 
Mörder, deren Schuld niemals in 
Zweifel stand, deren Ideologie aber 
der Regierung weniger gefährlich 
scheint. Dan White, der San Fran- 
cisco's Bürgermeister George 
Moscone und den homosexuellen 
Stadtrat Harvey Milk erschoB, ver- 
brachte ledglich fiinf Jahre im 
Gefängnis. Richard Butler und 
Robert Miles, beides Führer der 
»Arischen Nation«, angeklagt im 
Zusammenhang mit Bankraub und 


rassistischem Mord, wurden im 
April 1988 von einer nur aus 
Weissen bestehenden Jury freige- 
sprochen. Lt. William Calley, ange- 
klagt wegen Massenmordes an 
vietnamesischen Kindern, Frauen 
und Männern in My Lai, ver- 
brachte drei Monate im Hausar- 
rest. Angehörige des Greensboro 
Ku Klux Clan ermordeten fünf 
Anti-Klan-Aktivisten - das Urteil: 
Freispruch. »Wenn ich den Mord 
tatsächlich begangen hätte, wäre 
ich längst draußen«, sagt Gero- 
nimo. 


Das Gericht weigert sich, . ihm 
einen neuen Prozess zu machen 
und der Begnadigungs-Ausschuß 
von Kalifornien verweigert ihm die 
Entlassung. Gnaden-Ausschüsse 
entscheiden auf der Basis der 


»Resozialisierbarkeit« eines Gefan- 


genen, Schuld oder Unschuld steht 
nicht zur Debatte, da sie davon 
ausgehen, ein Verurteilter sei auch 
schuldig. Geronimo aber weigert 
sich, einen Mord zu bekennen, den 
er nicht begangen hat und den 
Verrat seiner Prinzipien zur Vor- 
ausselzung seiner Entlassung zu 
machen. Für den Ausschuß ist 
dieses Bekennen zur Tat jedoch 
eine Voraussetzung der Entlassung. 
Es ist ein Teufelskreis ohne Ende. 


Seine Adresse: 


Geronimo ji Jaga Pratt, #B-40319 
San Quentin Prison 
Tamal, California 94976 


Unterstützergruppe: 


International Campaign to Free 
Geronimo Pratt 

Box 3585 

Oakland, California 94609 
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Bashir Hameed ist im Dezember 
1940 in Elizabeth, New Yersey als 
Zweitältester einer Familie mit 
sechs Kindern geboren. Er wuchs 
auf in einer kleinen Stadt nördlich 
von Rahway, New Yersey, wo sich 
auch das berüchtigte Rahway 
Staatsgefängnis befindet. 

Bashir's Vater, ein Metzger, der 
bereits während seiner Grund- 
schulzeit die Schule verlassen 
mußte und selbst keinerlei Erzie- 
hung erhalten hatte, legte großen 
Wert darauf, seine Kinder so früh 
wie möglich mit der Realität 
schwarzer in den USA vertraut zu 
machen. So nutzte er jede Gele- 
genheit, auch Bashir - z.B. anhand 
von Zeitungsartikeln - über Ras- 
sismus und Unterdrückung der 
Schwarzen aufzuklären und zu ei- 
ner unnachgiebigen Haltung ge- 
genüber Weißen zu erziehen. 
Bashir erlebte die Unterprivilegie- 
rung seines Volkes auch in den 
subtilen Formen von Rassismus 
seiner gemischtrassigen High 
School, von der er nach dem Ab- 
schluß 1958 mit einem Sportsti- 
pendium zum Delaware State Col- 
lege in Dover wechselte. 

Obwohl nur drei Autostunden von 
New York City entfernt, fühlte er 
sich in Delaware wie in eine andere 
Zeit zurückversetzt. Restaurantbe- 
suche, Hotels und vieles andere 
waren für Schwarze verboten, bei 
Fahrten zu Sportveranstaltungen 
anderer Colleges mußten Aufent- 
halte und Übernachtungen aus- 
schlieBlich in »Schwarzen« Hotels 
und Gaststätten organisiert werden, 
während man die Studenten lehrte, 
Amerika sei das Land der gleichen 
Rechte und des »Fair Play«. 


Bashir kehrt entsetzt nach New 
York zurück, verbringt ein Jahr an 
der Seton Hall University - und 
verläßt auch diese, mit dem Ent- 
schluß, die Welt sehen zu wollen. 
Im Frühjahr 196r versucht er, in 
die Army einzutreten, erlebt den 
Rassismus dort und geht für ein 
weiteres Jahr zurück an's Delaware 
State College. 

Es ist die Zeit der beginnenden 
schwarzen Sit-In-Bewegung an den 
Universitäten. Bashir nimmt nicht 
an ihnen teil, zum einen, weil er 
noch immer kein konkretes politi- 
sches Bewußtsein entwickelt hat, 
zum anderen aber auch, weil er 
durch die eigenen Erfahrungen der 
Philosophie der Gewaltlosigkeit, 
die diese Bewegung bestimmt, kri- 
tisch und ablehnend gegenüber- 
steht. Auf Demonstrationen und 
Kundgebungen sieht und hört er 
Malcolm X, besucht die Sonntags- 
versammlungen der »Nation of Is- 
Jam«, ohne sich auch deren Phi- 
lasophie zu eigen zu machen. 

im Januar 1963 heiratet er und 
zieht nach Jersey City in New Jer- 
sey, Er wird Vater cizes Sohnes 
und emährt seine Familie mit 
wechselnden Jobs. 1963 scheitert 
die Ehe. Bashir geht nach Berkeley 
in Kalifomien. Dort nimmt er 
Kontakte zur Black Panther Party 
auf, beteiligt sich an Treffen und 
Veranstaltungen. Huey Newton’s 
Prozess findet zu dieser Zeit statt 
und Bashir verfolgt ihn in den 
Zeitungen. 

Anfang 1969 schickt man ihn nach 
New Jersey zurück, um dabei zu 
helfen, die dortigen Reste der BBP 
zu rekonstruieren, die schwer unter 
den Angriffen von Polizei und Re- 
gierung gelitten hat, Die Führer 
der Jersey City-Ortsgruppe sitzen 
wegen eines angeblichen Maschi- 


nengewehr-Angriffs auf ein Poli- ` 


zeirevier im Gefängnis, das Büro 
der Newark-Ortsgruppe ist ausge- 
bombt. 

Auch gegen Bashir richten sich 
sofort die Angriffe der Polizei. 
Unzählige Male wird er wegen 
Verkaufs der Parteiliteratur oder 
Teilnahme an Treffen der commu- 
nity festgenommen. Trotzdem ge- 
lingt es, die Jersey City-Ortsgruppe 
wieder aufzubauen. »Free break- 
fast« Programme (freies Früh- 
stück), Kleidersammlungen, politi- 
sche Erziehungs-Kurse finden wie- 
der statt. Aber auch die Angriffe 
und die Konstruktionen von An- 
klagen gegen Bashir und andere 
Parteimitglieder gehen weiter. 

Im Herbst 1970 haben sich die 
Anklagen gegen Bashir - alle im 
Zusammenhang mit seiner tägli- 


chen Parteiarbeit - so angehäuft, 
daß ihm über 20 Jahre Haft dro- 
hen. Er taucht unter. 

Ein Jahr später wird er verhaftet 
und in das Trenton Staatsgefängnis 
gebracht, wo er vier Jahre ver- 
bringt. Er gründet mit Sundiata 
Acoli, Kwesi Balagoon und ande- 
ren eine Studiengruppe im Ge 
fängnis. Im September 1975 wird 
er entlassen. Im Januar 1976 findet 
in derselben Haftanstalt ein Aus- 
bruchsversuch statt, bei dem ein 
Mitglied der früheren Studien- 
gruppe Bashir Hameeds und ein 
Gefängnis-Offizier getötet werden. 
Eben erst entlassen, gerät Bashir 
sofort in den Verdacht, den Aus- 
bruch von außerhalb unterstützt zu 
haben. Er taucht erneut unter. 


Im April 1981 wird in St. Albans, 
Queens ein Lieferwagen von zwei 
Polizisten der New York City Po- 
lice gestoppt. Zwei Schwarze Män- 
ner springen aus dem Fabrzeug 
und feuern 27 Schiisse in das Po- 
lizeiauto. Einer der Polizisten 
stirbt, der andere wird schwer ver- 
letzt. Bashir Hameed und ein an- 
deres Parteimitglied, Abdul Majid 
werden - als Mitglieder der Black 
Liberation Army - der Tat ver- 
dächtigt. Vier Monate später wird 
Bashir in Sumter, Süd Kalifornien 
verhaftet; ein Jahr später Abdul 
Majid, 


Zwei Prozesse enden ohne Verur- 
teilung in den Mordanklagen, im 
letzten sprechen sich acht der 
zwölf Jury-Mitgiieder für ein 
»nicht schuldie« aus. In einem 
weiteren Verfahren präsentiert der 
Staat dann drei - bis dahin niemals 
erwähnte - »Zeugen« für die An- 
wesenheit der Angeklagten im 
Staat New York während der Tat. 

Bashir Hameed wird zu einer 


y Strafe von 30 Jahren bis lebens- 


länglich verurteilt, verbunden mit 
der Empfehlung des Richters, daß 
er niemals begnadigt werden solle, 


Im Oktober 1988 kommt es im 
Gefängnis von Shawangunk zu ei- 
nem Gefangenstreik, an dem sich 
auch Bashir Hameed beteiligt. Die 
Gefängnisverwaltung sonder 12 der 
Organisatoren dieser Aktion aus 
und steckt sie in Absonderung - 
das heißt 23 Stunden am Tag in 
einer Zelle von 6 mal 8 Fuß. Im 
Juni 1989 werden alle bis auf 
Bashir aus der Absonderung ent- 
lassen, er selbst bleibt weiterhin in 
der Totalisolation, weil - wie Ge- 
fängisdirektor Mann Bashir's An- 
walt sagt, »dieser unter einem 
wachsenden Einfluß und Respekt 
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unter den 
verlügt«. 


übrigen Gefangenen 


Seine Adresse: 


Bashir Hameed 

s/n James York, #2A6313 
Shawangunk Prison 

Box 750 

Wallkill, New York 12589 


Unterstützergruppe: 
Queens Two Community 
Support Coalition 

P.O. Box 1354 

Brooklyn, New York 11247 
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en, 


Unter »normäalen Umständen« 
würde dem fünfundvierzigjährigen, 
schwer krebskranken Dr. Alan 


Berkman jede mögliche medizini- 
sche Hilfe zuteil, sein Leben zu 
retten oder doch zumindest zu 
verlängern - jedenfalls aber, seine 
Leiden zu lindern. Doch Alan 
Berkman ist ein menschliches We- 
sen minderer Klasse, Er ist Straf- 
gefangener. Und nicht nur das; er 
ist, was es nach offizieller Lesart in 
den Vereinigten Staaten gar nicht 
gibt: Ein politischer Gefangener. 
Und somit real einer unter mehr 
als Hundert einer Kategorie in 
US-Gefängnissen, die damit auch 
jedes Recht auf menschenwiirdige 
Behandlung verwirkt haben, für die 
weder »normale« Vollzugsbedin- 
gungen noch Begnadigungs- oder 
Bewährungsrichtlinien gelten. Ein 
Unterschied, der für Alan Berkman 
der Unterschied zwischen Leben 
und Tod ist. 


Anfang der 60er Jahre ist Alan 
Berkman in der studentischen An- 
tikriegs- und Bürgerrechtsbewe- 


gung aktiv, in den früheren 70er 
Jahren - nach seiner Ausbildung 
an der Columbia Medical School 
und seiner Approbation zum Arzt 
- beteiligt Alan Berkman sich nicht 
nur an Solidaritätskampagnen für 
das Black-Liberation- und Black- 
Power-Movement, die Puertorica- 
nische Unabhängigkeitsbewegung 
und für internationale Befreiungs- 
kämpfe wie in Südafrika, sondern 
setzt seine politische Erfahrung 
und seine medizinischen Kennt- 
nisse auch in unterdrückten 
schwarzen Communities in New 
York, Alabama und Boston ein. Er 
besucht zahlreiche politische Ge- 
fangene, deckt - gerade unter me- 
dizinischen Gesichtspunkten - 
zahllose Menschenrechtsverletzun- 
gen auf und leistet während der 
Besetzung in Wounded Knee, 
South Dakota durch Native Ame- 
ricans 1973 Unterstützung und 
medizinische Hilfe. 1982 verbringt 
er neun Monate im Gefängnis für 
die Weigerung, in der Untersu- 
chung einer Grand Jury gegen das 
Black-Liberation-Movement aus- 
zusagen. Im Anschluß daran wird 
er angeklagt, einem während der 
Wounded Knee-Besetzung durch 
Polizeischüsse Verletzten 
»heimlich« medizinische _ Hilfe 
geleistet zu haben. Vor Beginn des 
Prozesses taucht er unter. 


1985 wird Alan Berkman vom FBI 
in Philadelphia verhaftet. Er wird 
beschuldigt, an Aktionen des Ar- 
med Resistance Movement und des 
Red Guerilla Resistance teilge- 
nommen zu haben, Noch während 
seiner zweijährigen Untersuchungs- 
haft wird ein Hodgkin's Desease 
diagnostiziert. 

(Lymphogranulomatose, von den 
Lymphknoten ausgehende, unbe- 
handelt tödlich verlaufende 
Krebserkrankung, bei rechtzeitiger 
Behandlung können Heilungen und 
Remissionen erzielt werden, Red.) 
Entgegen der dringenden Interven- 
tion von Experten besteht die Ge- 
fängnisadministration auf der wei- 
teren Inhaftierung in der absolut 
unzulänglichen Krankenabteilung 
des Gefängnisses in Springfield, 
Missouri. Erst öffentlicher Druck 
und die Entscheidung eines 
»menschlichen« Richters erzwin- 
gen die Verlegung in ein für diese 
Erkrankung adäquat ausgestattetes 
Hospital, Zwei große Operationen 
und eine zehnwöchige Radiothera- 
pie führen zur vorübergehenden 
Remission des Krebses. Weitere, 
dringend erforderliche Regelun- 
tersuchungen und Röntgenkon- 
trollen aber unterbleiben und ob- 


wohl die Ärzte darauf aufmerksam 
machen, daß intensiver Streß zum 
erneuten Ausbruch der Krankheit 
führen können, wird Alan Berkman 
in das berüchtigte Hochsicher- 
heitsgefängnis Marion verlegt, in- 
dem er in einer kleinen, fensterlo- 
sen Zelle zweiundzwanzigeinhalb 
Stunden am Tag eingesperrt, zwei- 
mal in der Woche an die frische 
Luft kommt und von jedem Besuch 


mit direktem Kontakt ausge- 
schlossen ist. 

Der einzige »Arzt« in Marion 
besitzt keine öffentlich gültige 


Approbation und hat niemals im 
Leben eine Hodgkin's Deasese- 
Erkrankung behandelt. 


1987 wird Berkman wegen Waffen- 
besitzes, Raub 1. Grades und 
Kautionsbruchs zu 12 Jahren ver- 
urteilt. Im Mai 1988 wird er nach 
Washington überstellt, um im 
Rahmen des Resistance Conspiracy 
Falles ebenfalls vor Gericht gestellt 
zu werden. Über ein Jahr lang be- 
findet er sich dort in Totalisola- 
tion, ohne ein einziges Mal an die 
frische Luft zu kommen. 


Im Mai 1989 ordnet ein 
Bundesrichter an, daß ihm dies 
wöchentlich zwei Stunden »zur 


Erholung« zustehe, aber auch das 
wird ihm oft verweigert. Eine für 
den August 1989 verordnete 
Röntgen-Kontrolluntersuchung 
wird ihm ebenfalls verweigert. Als 
sie im März 1990 endlich 
stattfindet, zeigt sich, daß der 
Krebs zurückgekehrt ist. 


Sechs Wochen lang unternehmen 
die Gefängnisbehörde und die Ge- 
fängnisärzte nichts. Im Mai bestä- 
tigt eine Biopsie die Röntgendia- 
gnose. Emeut bestehen die Behör- 
den darauf, Alan Berkman im 
Krankenhaus des Bundesgefäng- 
nisses in Springfield - von Gefan- 
genen als die »Todesfalle« be- 
zeichnet - zu behandeln, Es wird 
behauptet, daß dort ein ausgebil- 
deter und lizensierter Onkologe zur 
Verfügung stehe. Nachforschungen 
von Anwälten ergeben, daß dies 
eine Lüge ist. Öffentlicher Druck 
und die Intervention eines Bun- 
desrichters zwingen die Behörden 
schließlich, zumindest eine Be- 
handlung in Washington zu er- 
möglichen. Anfang Juni 1990 wird 
Alan Berkman einer radikalen 
Chemotherapie unterzogen, die 
mehr als sechs Monate dauert. 


Während dieser Behandlung treten 
lebengefährliche Infektionen auf, 
die sich aufgrund mangelnder me- 
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Darüber hinaus 


dizinischer Behandlung für Dr. 
Berkman als fatal erweisen. Es 
kommt zu teilweisen Lähmungen 
seiner Arme, Beine, Schultern und 
zu einer Blasenlahmung. Mit einem 
permanenten Blasenkatheder ist er 
nunmehr an den Rollstuhl gefes- 
selt, den er aufgrund einer Mus- 
kelparalyse selbst nicht bewegen 
kann. Niemand weiß, ob diese 
Lähmungen im Laufe der Zeit 
überhaupt zu bessern sind, wenn 
Ja, sicher nicht ohne entsprechende 
und eingehende ärztliche Versor- 
gung. Die Regierung aber plant, 
ihn unbeeindruckt von all dem so- 
fort nach Abschluß der Chemo- 
therapie nach Springfield zu verle- 
gen, wo - bundesrichterlich fest- 
gestellt - keine adäquate medizi- 
nische Versorgung möglich ist. 


droht ihm auf- 
grund seiner Einstufung als Hoch- 


'sicherheits-Gefangener die jeder- 


zeitige Zurückverlegung in die stei- 
nemen Folterkammern des be- 
rüchtigten »Control Unit« Bundes- 
gefängnisses Marion. 


Im Februar 1990, und emeut am 
26. November 1990 lehnte die Be- 
gnadigungskommission eine Ent- 
lassung Dr. Berkmans auf dem 
Gnadenweg ab. Dies, obwohl er 
selbst nach deren eigenen Richtli- 
nien alle Voraussetzungen dafür 
erfüllt. Er hat mehr Zeit seiner 
Strafe verbüßt, als dies bei der 
Höhe seines Urteils üblich ist, die 
Anklage gegen ihn im Resistance 
Conpiracy Verfahren wurde bereits 
1989 niedegeschlagen, er hat kei- 
nerlei Eintragungen wegen Auffäl- 
ligkeiten oder schlechter Führung 
in seiner Gefängnisakte, er verfügt 
über Freunde und eine Familie, 
selbst ein Job-Angebot als medizi- 
nischer Berater in einem Drogen- 
zentrum in New York liegt vor. 
Gemäß der Entscheidung der 
Kommission kann Alan Berkman 
frühestens im Juli 1992 einen 
neuerlichen Gnadenantrag stellen. 
Nach Lage der Dinge wird er dies 
nicht mehr tun können. 


Die Weigerung der Kommsission, 
Dr. Berkman entsprechend den 
üblichen Kriterien der Begnadi- 
gungspraxis zu entlassen, ist der 
Vollzug der Absicht, die von der 
Staatsanwaltschaft bereits 1987 
während des Verfahrens verkündet 
wurde: Dr. Berkman müsse für den 
Rest seines Lebens »verwahrt« 
werden und dürfe nie mehr einen 
Fuß auf die Straße setzen, da er 
bekenne, ein Revolutionär zu sein. 
Hätte er diese Einstellung aufgege- 


ben - auch so die Staatsanwälte - 
wäre er längst begnadigt worden. 


Seine Adresse: 


Alan Berkman, #233-315 
D.C. Jail 1901 D.St. SE 
Washington, D.C. 20003 


Unterstützergruppe: 


Comittee to Fight Repression 
P.O. Box 1435 

Cathedral Station 

New York, New York 10025 


KATHY © uon TA 





un. 


Kathy ist am 19. Mai 1943 gebo- 
ren - einem Datum, das für sie 
besonders wichtig ist: Auf einen 
19. Mai fallen auch die Geburts- 
tage von Ho Chi Minh, Malcolm 
x, Augusto Sandino und Lorraine 
Hansbury und es ist der Todestag 
von José Marti. 


Kathy's Vater ist Bürgerrechts-' 
Anwalt, ihre Mutter Dichterin. È 


Frühes Einbezogensein in die so- 
ziale und politische Auseinander- 
setzung war ein wesentlicher Be- 
standteil ihrer Entwicklung. Ihre 
frühen Erinnerungen daran reichen 
bis in die 50er Jahre - die anti- 
kommunistischen Hetzjagden und 
Hearings der McCarthy-Ara, die 
Hinrichtung der Rosenberg’s, die 
Untersuchungen des Kommittes 
für Unamerikanische Aktivitäten. 
Bereits in diesen High School- 
Jahren ist sie in Gruppen gegen 
Atombomben-Tests aktiv. 

Als Kind - und auch noch als 
junge Erwachsene - will sie Ärztin 
werden. Ein Besuch in Kuba 1960 
eröffnet ihr eine Vorstellung davon, 
wie grundlegend veränderte ge- 
sellschaftliche Verhältnisse für 


Menschen nicht nur eine bessere 
medizinische Vorsorge und Versor- 
gung, sondern auch besseres Woh- 
nen, eine bessere Erziehung und 
eine allumfassende Beteiligung an 
der Weiterentwicklung der Gesell- 
schaft ermöglichen. Sie beschließt, 
sich dieser Aufgabe - dem Aufbau 
einer Bewegung für grundlegende 
soziale Veränderungen - zu wid- 
men. 

Sie schließt ihre College-Ausbil- 
dung 1965 ab, nach einem Jahr 
Aufenthalt an der Moskauer Uni- 
versität, an der sie Literatur und 
russische Sprache studiert. Zurück 
in den USA, nimmt sie erneut an 
einem community-Projekt des SDS 
(Students for a Democratic So- 
ciety) teil, in dem sie bereits vor 
ihrer Abreise aktiv war. 

Für die kommenden drei Jahre lebt 
siein Cleveland, Ohio. Dort erlebt 
sie alle Formen von Rassismus, ar- 
beitet mit schwarzen und armen 
weißen Frauen in Appalachia, 
kämpft gegen die Wohlfahrtsbe- 
hörden und lebt in einem Kollektiv 
mit anderen Aktivisten. Dann, als 
der Krieg in Vietnam sich auswei- 
tet, macht sie Beratungsarbeit für 
Wehrdienstverweigerer und Anti- 
kriegs-Arbeit. Sie ist an der Vor- 
bereitung und Durchführung der 
Demonstrationen der Chikago 
Democratic Convention 1968 be- 
teiligt, die Bürgerechts-Bewegung 
und die Schwarze Befreiungsbewe- 
gung zeigen ihr die Tiefe der Pro- 
bleme in ihrem Land, aber auch 
welche Macht und Kraft Men- 
schen besitzen, wenn sie sich zu- 
sammenschlieBen. Es ist dieselbe 
Zeit,in der der Vietnamkrieg eska- 
liert und die Angriffe der Regie- 
rung gegen den Schwarzen Wider- 
stand auf allen Ebenen geführt 


' werden. 1969 schreibt Kathy mit 


anderen zusammen »Ihe Bust 
Book«, eine Selbst- und Rechts- 
hilfeanleitung für Menschen, die 
verhaftet oder vor einer Grand 
Jury zur Aussage gezwungen wer- 
den sollen. Während dieser ganzen 
Jahre wächst in Kathy’s Denken 
die Überzeugung von der Wichtig- 
keit des Internationalismus in und 
gegenüber den Kämpfen der gan- 
zen Welt - Puerto Rico, Palästina, 
Mozambique, Chile... 


Es ist auch in diesen Jahren, daß 
die Frauenbewegung in Kathy's 
Leben wichtig wird, auf einer per- 
sönlichen Ebene, weil sie ihr hilft, 
ihr eigenes Leben besser zu verste- 
hen, auf der politischen Ebene, um 
die allgemeine Unterdrückung der 
Frauen klarer zu erkennen. Frau- 
enliteratur - und auch das eigene 
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Schreiben - wird zu einem wichti- 
gen Teil ihres Lebens. 

Von 1970 bis zu ihrer Verhaftung 
in Rockland, Colorado am 20. 
Oktober 1981 kämpft Kathy Bou- 
din im Untergrund. 

Nach anfänglich zweijähriger Isola- 
tionshaft und folgenden ständigen 
Verlegungen befindet sie sich jetzt 
in Bedford Hills im Maximum 
Security Gefängnis für Frauen des 
Staates New York. 

sie hält dort Grundkurse in Lite- 
ratur, entwickelte ein AIDS-Bera- 
tungs-Programm und ist Grün- 
dungsmitglied der »AIDS Counse- 
ling and Education Organization«. 
sie hat einen Sohn und ist verhei- 
ratet mit David Gilbert, der 
gleichzeitig mit ihr verhaftet wurde, 
In der Zeit ihrer Isloationshaft be- 
gann sie damit, Kinderbücher und 
-geschichten zu schreiben. 

Kathy Boudin ist zu einer Halt- 
strafe von 20 Jahren bis Lebens- 
langlich verurteilt. Die früheste 
Möglichkeit für eine Begnadigung 
ist das Jahr 2001. 


Ihre Adresse: 


Kathy Boudin, #84G171 
P.O. Box 1000 
Bedford Hills, New York 10507 


Unterstützergruppe: 
Friends of Kathy Boudin 


P.O. Box 020003 
Brooklyn, New York 11202-0001 





Dylcia Pagan ist am 15. Oktober 
1945 im East Harlemer »Barrio« 
(Spanisches Viertel) in New York 
City geboren. Als einziges Kind ei- 
ner Familie aus der Arbeiterklasse 
- ihr Vater war Klempner - die 


stolz auf ihre puertoricanische Ab- 
stammung ist, war sie den meisten 
Kindern ihrer Nationalität gegen- 
über »privilegiert«. Sie besuchte 
eine katholische High School und 
erfuhr eine künstlerische Ausbil- 
dung in Musik, Drama und Tanz. 
Bereits mit 15 Jahren arbeitet sie 
in ihrer community und unterrich- 
tet jüngere Kinder in Ballett- 
Klassen. Mit dem Entstehen der 
Bürgerrechts-Bewegung engagiert 
sie sich auch bei den Kampagnen 
zur Wähler-Registrierung und an- 
deren Bürgerrechts-Aktionen. 

In den frühen 60er Jahren ist sie in 
einer Reihe von community-Pro- 
jekten tätig, die sich aus den 
»Anti-Armuts-Gesetzen« ergaben, 
mit 19 organisiert sie selbst Ge- 
sundheits- und Erziehungspro- 
gramme in ihrem Wohngebiet, in 
dem es nahezu keine soziale Infra- 
struktur gibt. 

Mieter-Streiks und Demonstratio- 
nen werden zum täglichen Be- 
standteil ihrer Arbeit. Sie glaubt 
daran, daß durch den größtmögli- 
chen Zusammenhalt in der com- 
munity Selbständigkeit und die 
Chance für effektive Veränderun- 
gen erreicht werden können. 1969 
arbeitet sie in der Gemeindever- 
waltung als Etat-Assistentin. Sie ist 
verantwortich für die Gelder der 
Armuts-Programme in allen fünf 
New Yorker Stadtgebieten und 
sieht direkt, wofür die Gelder aus- 
gegeben werden und was sie für 
die Menschen bedeuten. Zum er- 
sten Mal erkennt sie, daß diese 
Programme nicht dazu geeignet 
sind, Selbständigkeit und Unab- 
hängigkeit zu verwirklichen, nicht 
mehr als Lippenbekenntnisse der 
Stadt New York sind und mit den 
wirklichen Problemen in den com- 
munities nicht das geringste zu tun 
haben. 


In der Folgezeit arbeitet sie an der 
Bildung unabhängiger Gruppen, 
welche die Vorausetzungen dafür 
schaffen sollen, daß die communi- 
ties eigene, unabhängige und legi- 
time Repräsentanten stellt. Da de- 
ren finanzieller Hintergrund fehlt 
und sie keinerlei Unterstützung er- 
halten, gelingt es keinem der Kan- 
didaten, sich durchzusetzen. Wie- 
der macht Dylcia eine wichtige 
Erfahrung: Wahl-Politik ist so 
korrupt und vom System kontrol- 
liert, daß es unabhängigen Kandi- 
daten, die sich nicht vor den Wa- 
gen der Regierung spannen lassen, 
unmöglich gelingen kann, sich zu 
etablieren. 

Sie beschließt, ihre Ausbildung und 
ihr Wissen über all das zu vertie- 


fen, schreibt sich am Brooklyn 
College für politische Wissen- 
schaften und Psychologie ein und 
wird sehr schnell in der Studenten- 
bewegung aktiv. Sie baut die 
»Puerto Rican Student Unione — 
ein Konglomerat aller Puertorica- 
nischen Studenten-Organisationen 
- und eine selbständige Studen- 
tenvertretung unter Kontrolle der 
puertoricanischen Studenten mit 
auf. Das College bedeutet für 
Dyleia zu dieser Zeit eine Form 
des Uberlebens; sie hat zwischen- 
zeitlich beide Eltern verloren und 
übernimmt eine Reihe von künst- 
lerischen und verwaltungsmäßigen 
Beratungsaufgaben in der commu- 
nity. 

Während der 60er Jahre leben 
auch in New York die Versuche 
einer Reorganisationen der Puer- 
loricanischen Unabhängigkeitsbe- 
wegung wieder auf. Dylcia Pagan 
nimmt an Demonstrationen und 
Studiengruppen teil, und verbindet 
immer mehr die Befreiung ihres 
Landes mit der Perspektive des 
Sozialismus als Befreiung für alle, 
In den frühen 70er Jahren beginnt 
sic eine Laufbahn als TV-Produ- 
zenlin und Schriftstellerin. In Do- 
kumentarfilmen und Kinderpro- 
grammen für NBC, ABC, CBC und 
PBS versucht sie, ein positives und 
wirklichkeitsgetreues Bild ihres 
Volkes zu zeichnen und ist an ei- 
nem juristischen Feldzug des Pu- 
erto Rican Media and Education 
Council beteiligt, der dazu beiträgt, 
lokale Programmstrukturen wie sie 
heute in den USA bestehen, .zu er- 
kämpfen. Außerdem arbeitet sie als 
Redakteurin für die englische Aus- 
gabe der zweisprachigen Zeitschrift 
»EI Tiempo. 


In ihrer politischen Laufbahn und 
Praxis hat Dyleia Pagan zuneh- 
mend mehr die Überzeugung ge- 
wonnen, daß eine Veränderung der 
gesellschaftlichen Realität nur auf- 
grund revolutionärer Prinzipien 
und einer vollständigen Umwälzung 
aller Bedingungen durch den So- 
zialismus erreicht werden kann und 
unterstützt die bewaffneten Kräfte 
für die Befreiung ihres Heimatlan- 
des Puerto Rico. 

Am 4, April 1980 wird sie, zusam- 
men mit anderen Kämpferinnen für 
Unabhängigkeit und Freiheit ver- 
haftet. ihr Sohn Guillermo befindet 
sich seit diesem Tag im Unter- 
grund. 

Im Gefängnis Pleasanton in Kali- 
fornien verbüßt Dylcia Pagan als 
Kriegsgefangene eine Freiheits- 
strafe von 55 Jahren wegen 
»aufrührerischer Verschwörung«. 
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Ihre Adresse: 


Dylcia Pagan, #33971-024 
5701 8th St. 

Camps Park 

Dublin, California 94558 


Unterstützergruppe: 
National Committe to Free Puerto 
Rican Prisoners of War 


P.O. Box 476698 
Chikago, Illinois 60647 


CA RLOs TO 


RRES 








Carlos Alberto Torres ist 1952 in 
Ponce, Puerto Rico geboren. Er 


besuchte die Elementarschule in 
Carolina, Puerto Rico, dann in 
Manhattan, New York und 
schließlich in Oak Park, Illinois. 
Später, an der Oak Park High 
School, nimmt er an einem von 
puertoncanischen Vereinigungen 
veranstalteten Kurs über die Ge- 
schichte Puerto Ricos teil. Von 
diesem Moment an beschäftigt er 
sich intensiv mit der Geschichte 
seines Landes. Nach der High 
School beginnt er ein Studium in 
Soziologie, das er an der Universi- 
tät von Illinios in Chikago ab- 
schließt. 

Obwohl Carlos die meiste Zeit sei- 
nes Lebens in den USA verbrachte, 
fühlt er sich nicht abgetrennt von 
der Kultur seines Volkes und ver- 
steht sich nicht als Amerikaner. 
Zuhause spricht er nur spanisch. 
hört puertoricanische Musik und 
verbringt seine Ferien in seinem 
Heimatland. 


Freunden gegenüber zitierte er den 
puertoricanischen Dichter Juan 
Antonio Corretjer; »Selbst wenn 
ich auf dem Mond geboren wäre, 
wäre ich dennoch Puertoricaner«. 


Zwei Dinge sind es, die Carlos Le- 
ben in erster Linie geprägt haben. 


Zum einen seine Erziehung durch’ 


den Vater, der Pastor der First 
Congregational Church of Chikago 
war und ihn früh in's kirchenge- 
meindliche Leben kultureller und 
sozialer Aktivitäten mit einbezog - 
konkrete Eindrücke des Daseins 
und Kampfes vieler puertoricani- 
scher Familien hinterlassend. Zum 
Anderen der Kontakt zu politi- 
schen Organisationen und Aktivi- 
täten der community, mit denen er 
ebenfalls sehr früh zu tun hat. Sie 
wirken als Katalysator seines er- 
wachenden politischen Bewußtsein 
und verschaffen ihm das Feld 
praktischer Tätigkeit: Bei Besuchen 
puertoricanischer Familien, öffent- 
lichen Versammlungen, Demon- 
strationen, Herausgabe und Ver- 
teilung politischer Literatur, bei der 
Konfrontation mit Politikern und 
der Polizei. All das läßt ihn die 
bestialische Natur der Ausbeutung 
seines Volkes in den USA und die 
kolonialistischen Wurzeln dieser 
Bedingungen in seiner Heimat er- 
kennen, erschließt ihm den Zu- 
sammenhang zwischen den: schwe- 
ren sozialen Problemen und mi- 
serablen Lebensbedingungen pu- 
ertoricanischer Menschen in den 
USA und der Besetzung der Hei- 
mat. 

Er erkennt, daß es notwendig ist, 
auch selbst für Unabhängigkeit 
und Sozialismus zu kämpfen, weil 
mit diesem Kampf die direkten 
Ursachen aller Probleme - der 
amerikanische Imperialismus - an- 
gegriffen wird. l 
Carlos Alberto Torres schließt sich. 
der FALN (Frente Armado de Li- 
beracion Nacional - Bewaffnete 
Kräfte für die Nationale Befrei- 
ung), einer puertoricanischen Un- 


tergrundorganisation in den USA ` 
an - und befindet sich bereits 1976 ` 


auf der FBI-Liste der zehn Meist- 
gesuchten. 

Mit anderen zusammen wird er 
verhaftet und wegen verschiedener 
Anklagen, darunter »aufrührerische 
Verschwörung«, zu 88 Jahren Ge- 
fängnis verurteilt. 

1980 bestehen seine Haftbedin- 
gungen im Cook County Prison 
aus 23 Stunden täglichem Einge- 
sperrtsein in eine sechs mal vier 
Fuß große Zelle, einer Besuchser- 
laubnis für seine Familie von wö- 
chentlich einer Stunde, kaltem Es- 
sen und Ratten in der Zelle. 
Innerhalb von vier Jahren wird er 
sechsmal in andere Gefängnisse 
verlegt, in den meisten davon in 
Absonderungshaft. Die medizini- 


. der 


sche Versorgung wird ihm konti- 
nuierlich verweigert. 

Wahrend seines Verfahrens unter 
der Zuständigkeit der Bundesbe- 
hörden mußte er sich in einer Iso- 
lationszelle innerhalb des Ge- 
richtssaals aufhalten, außerhalb der 
Verhandlungstermine ebenfalls 23 
Stunden am Tag in einer Zelle, 
ohne Besuchserlaubnis, ohne die 
Möglichkeit zum Schreiben oder 
Empfangen von Briefen. Lesestoff 
war ihm nicht erlaubt, ebensowenig 
wie die Teilnahme an irgendwel- 
chen Erholungsaktivitäten. 

Bei seiner Ankunft im Bundesge- 
fangnis Talladega wurde er sofort 
für drei Wochen in Absonderungs- 
haft gebracht. Seine Korrespon- 
denz durfte nur in englischer 
Sprache abgefaßt sein, dasselbe 
galt für Telefonate. Später wurde 
seine Korrespondenz-Erlaubnis auf 
seine Mutter, den Vater, die Frau 
und die Geschwister beschrankt. 
Jeder andere Briefwechsel wurde 
verboten. 

Bis heute setzt Carlos seinen poli- 
tischen Kampf fort. Aus dem Ge- 
fangnis schreibt er: 

»Die Kriegsgefangenen in den US- 
Gefangnissen sind ein lebendiges 
Beispiel dafür, wie notwendig es 
ist, den Kampf für die Besiegung 
unserer Feinde fortzusetzen. Unser 
Status ist der Ausdruck der Ableh- 
nung jedes persönlichen Vorteils 
auf Kosten unserer revolutionären 
Prinzipien und des Fortbestehens 
Befreiungsbewesung, deren 
Aufgabe bedeuten wiirde, unser 
Volk schutzlos und ohne Verteidi- 
gungsmöglichkeit zurückzulas- 
SEN... 


Seine Adresse:- 


_ Carlos Alberto Torres, #88976-024 


902 Renfroe Road 
Talladega, Alabama 35160 


Unterstützergruppe: 


National Committee to Free Puerto 
Rican Prisoners of War 

P.O. Box 476698 

Chikago, Illinois 60647 








| Kugel 


Hinrichtung 
droht! 


Durch die Entscheidung des 
Obersten Gerichtshofes der USA 
ist die Möglichkeit der Hinrich- 


| tung des ehemaligen Pressespre- 
| chers der Black Panther Party er- 


neut näher gerückt. 

Am 2. Oktober 1990 lehnte der 
US Supreme Court das Wieder- 
aufnahmeverfahren Mumia Abu- 
Jamals ab. Damit kann das 
rechtskräftige Todesurteil voll- 
streckt werden. 

Mumia wurde in einem dubiosen 


| Verfahren wegen eines angebli- 


chen Polizistenmordes verurteilt, 
obwohl alle Fakten dafür spre- 
chen, daß der Beamte durch die 
eines Kollegen getötet 
wurde. Der schwarze Journalist 
wurde vor allem durch seine 
kompromißlose Berichterstattung 
zur Zielscheibe von Regierung 
und Polizei. Philadelphias ehema- 
liger Bürgermeister Rizzo - der 
auch für die brutale Bombardie- 
rung der MOVE-Bewegung 1985 
mitverantwortlich war, verkündete 


jeden Preis beseitigt werden«. 

In einer internationalen 
Solidaritäskampagne sind inzwi- 
schen über 30.000 Unterschriften 
für die sofortige Aufhebung der 
Todesstrafe gesammelt worden. 
Protesttelegramme und Briefe 


| sind gerade jetzt besonders wich- 


tig. Die Adresse: 

Gouverneur Robert Casey, Main 
Capitol Building, 225 Harrisburg, 
PA 17120 USA. 








schon damals: »Diese neue AUS- . 
| geburt des Journalismus mu8 um 
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Dr. Luis Nieves Falcon * 
Politische Gefangene in den USA 





Es gibt politische Gefangene in den USA, Obwohl die Regierung es leugnet, ist dies die schockie- 
rende Realität. Mehr als 100 Personen sind eingekerkert in amerikanıschen Gefängnissen für ihre | 
politischen Taten oder Ansichten. 


Die offizielle Haltung ist, daß es sich bei ihnen um »gewöhnliche Kriminelle« handelt, doch diese 
schlußfolgerung hält keiner seriösen Analyse stand. Ganz im Gegenteil zeigen eine Haufung von | 
Beweisen in jedem einzeinen Fall systematische Qualereien und Verfolgungen ausgesuchte: 
Personen aufgrund ihrer Opposition gegen die US-Regierung und ihre Politik inv Hinghcr aui 
Kolonialismus, Militarismus und sozialer Gerechtigkeit. 

Diese Personen sind bekannt und geachtet wegen ihres langandauernden Engagements im Kamp! 
um Souveränität der Native Americans, die Schwarze Befreiung. diè Unabhängigkeit Puerto Ricos 
und für den Kampf gegen Rassismus, Imperialismus. Unterdruckung der Frau und Nuklearwaffen, 
Sie haben die amerikanische Regierung herausgefordert durch eine Vielzahl und Vielfalt vor 
Widerstandsformen einschlieBiich des ziviler, Ungehorsams, bewaffneter politischer Aktionen und 
der Weigerung zur Zusammenarbeit mit Gerichten (Grand Jury Resistance). 

Die Verhaftungen, Prozesse, Verurteilungen und Haftbedingungen offenbaren eine kontinuierliche 
Verletzung ihrer Menschnrechte. die von Isolation, sensorischer Deprivation und psychologischer 
Folter bis zu physischen Angriffen und sexuellem Mißbrauch reichen. Die Situation von politischer 
Gefangenen - und denen, die für sich den Kriegsgefangenen-Status beanspruchen - ıst ir, 
eklatanter Weise unvereinbar mit den Grundsätzen des internationalen Rechts, wie es ın aller 
Staaten, einschließlich der USA. anerkannt ist. 


Das Problem der Gefangenen wird zusätzlich erschwert dadurch, daß die USA die Existenz 
politischer Gefangener leugnet und damit ihre Existenzbedingungen jeder Form internaticnaier 
Überprüfung entzieht, 

Sie hat vielmehr eine ganze Reihe von Maßnahmen und Schritten erarbeitet. um die Öffentlichkeit 
über den wahren Status dieser Gefangenen zu verwirren, da ihre Existenz dıe ttefgreifenden 
Ungerechtigkeiten der amerikanischen Gesellschaft offenlegen würde. Darüber hinaus hoffen die 
Kerkermeister, hinter dem Schleier der Verborgenheit Körper und Geist der Gefangenen zu 
brechen, bevor das internationale Gewissen ein Ende dıeses Mißbrauchs und ihre sofor'ige 
Freilassung fordert. 


Eine Gruppe von engagierten Organisationen und Personen in den Vereinigten Staaten und in 
Puerto Rico haben es sich zur Aufgabe gemacht, die Aufmerksamkeit der amerikanischen und 
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| internationalen Gesellschaft auf die Verletzung der Menschenrechte zu lenken, wie sie von der 


amerikanischen Regierung an diesen Gefangenen kontinuierlich begangenen werden, Sie haben 
ihre Kräfte vereint, um das öffentliche Gewissen auf diese Tatsachen zu lenken. Der Höhepunkt 
dieses Prozesses wird ein Tribunal sein, das ein internationales Gremium anerkannter und mit 
moralischer Integrität und Reputation ausgestatteter Personen beauftragt, über die Berechtigung 
und Gültigkeit der Anklagen gegen die USA wegen der anhaltenden Menschnrechtsverletzungen - 


die in der Anklageschrift enthalten sind - zu beurteilen und im Falle ihrer Berechtigung zu 
bestätigen. 


Drei Phasen der Aktivität gehen diesem Tribunal voraus: 
Ein Symposium mit dem Thema Menschenrechtsverletzungen an Politischen Gefangenen und 
Kriegsgefangenen in den Gefängnissen der USA, ein religiöses Gipfeltreffen, um das Problem 


vom theologischen Standpunkt aus zu überprüfen und eine literarische Lesung in Solidarität mit 
den Gefangenen. 


Das Symposium fand im vergangenen April im Manhatten Community College statt. Mehr als 200 
Personen beteiligten sich an den ganztägigen Aktivitäten, manche der Teilnehmer sind auch aktiv 
in die Vorarbeit für das Tribunal einbezogen. 


Am 28. Juli 1990 fand das religiöse Treffen statt. Sein Ziel war, profilierte religiöse Führer 
zusammenzubringen, um die bestehenden Bedingungen der Gefangenen aus einer theologischen 
Perspektive und hinsichtlich der Veraini,vortung religiöser Institutionen zu beleuchten. 


| Die literarische Lesung wird am 24. Oktober 1990 stattfinden. Sie wird eine Gruppe von 


bekannten nordamerikanischen Schriftstellern und Literaten zusammenführen. die durch ihre 
kreative Teilnahme ihre Solidarität, mit den Gefangenen zum Ausdruck bringen. 


Der Höhepunkt dieser Aktivitäten wird das Tibunal sein, das vom 7. bis 10. Dezember 1990 im 
Hunter College in New York abgehalten wird. 


Eine Gruppe von 11 international anerkannten Personen wird die Vorwürfe der Gefangenen und 
der Menschnrechtsorganisationen gegen die Regierung der Vereinigten Staaten in einer 


| Verhandlung prüfen und ihr Urteil - objektiv, und auf der Basis gesetzesgültiger Beweise - fällen. 


Das Tribunal wird von nationalen und internationalen Mitgliedern von 
Menschenrechtsorganisationen verfolgt, das in Washington akkreditierte Diplomatische Korps 
wird, ebenso wie ausgewählte Mitglieder der Vereinten Nationen und Basisorganisationen, die 
sich mit Menschenrechtsfragen befassen, eingeladen sein. 


* (Dr. Luis Nieves Falcón ist Rechtsanwalt und Koordinator des Tribunals} 











Michael E, Deutsch und Jan Susler ° 


Politische Gefangene in den Vereinigten 
Staaten 
Die verborgene Wahrheit 


| Geronimo ji Jaga Pratt, ein ehemaliger Fuhrer der Black Panther Party, einer afrikanisch- 
amerikanischen Organisation, die in den 60er Jahren für Selbstbestimmung der Schwarzen in der. 
USA kämpfte, hat 22 Jahre im Gefängnis verbracht für einen Mord, von dem die US-Regierung 
weiß, daß er ihn nicht begangen hat. FBl-Dokumente beweisen, daß man ihn als eines der 
Hauptziele der COINTELPRO betrachtete, jenes geheimen US-Regierungsprogramms zur 
Zerschlagung der Schwarzen Befreiungsbewegung. Die Ehefrau des Opfers, die einen anderen 
als den Mörder identifizierte, wurde von der Polizei dazu manipuliert, Pratt zu beschuldigen. Das 
FBI verhinderte die Aussage eines Zeugen, die bewies, daß sich Pratt zum Zeitpunkt der Tat 350 
Meilen entfernt aufgehalten hat. Der Staat verweigerte ihm mehrmals eine Strafentlassung und 
erklärt, daß er nicht deshalb weiter im Gefängnis bleibt, weil er ein Mörder, sondern weil er nach 
wie vor ein Revolutionar ist. 


Dhoruba al-Mujahid Bin Wahad, ein anderer Black Panther Führer und ebenfalls Zielscheibe von 
COINTELPRO, erhielt eine Haftstrafe von ?5 Jahren, fälschlich beschuldigt, einen New Yorker 
Polizisten ermordet zu haben. Das FBI verweigert die Herausgabe von Dokumenten, aus denen 
zweifelsfrei hervorgeht, daß der Generalstaatsanwalt (jetzt US-Bundesrichter) Beweise 
unterdrückte, aus denen hervorgeht, daß die Hauptbelastungszeugin Dhoruba zunächst 
entlastete, und erst auf schwersten Druck der Regierungsagenten ihre Aussage änderte. Zwanzig 
Jahre später, nach der Entdeckung der unterdrückten Beweise, kämpft Dhoruba nun um eine 
Wiederaufnahme seines Falles. (Er wurde im April 1990 nach 19 Haftjahren wegen 
Verfahrensfehlern auf freien Fuß gesetzt und erwartet einen neuen Prozess. Die Red.) 


Alejandrina Torres, eine SOjahrige puertoricanische Frau, sitzt eine 35jahrige Haftstrafe ab 
wegen aufrührerischer Verschwörung und »gewaltsamem Widerstand gegen die Autorität der US- 
Regierung über Puerto Rico«. Das FBi sammelte Beweise gegen sie und anders 
| Unabhängigkeitskämpferinnen, indem geheime Videokameras und Tonbandgeräte in privaten 
Wohnungen angebracht, und jede Handlung und jedes Wort aufgezeichnet wurden. Seit ihrer 
Verhaftung verfolgen die US-Autoritäten einen nunmehr Sjährigen Versuch, ihre Überzeugungen 
zu brechen, einschließlich zahlloser Angriffe, der Verweigerung medizinischer Hilfe, sensorischer 
Deprivation und Kleingrüppenisolation in einem experimentiellen Hochsicherheitsgefängnis für 
Frauen. 


Leonard Peltier, ein Mitglied des American Indian Movement, ebenso eine COINTELPRO-ZIel- 
scheibe, hat bisher 13 Jahre in Haft verbracht, verurteilt wegen Mordes an zwei FBl-Agenten. 


Trotz des Eingestandnisses der Staatanwaltschaft, daB sie nicht beweisen könne, wer | 


geschossen habe und trotz des Freispruchs für die mit ihm Angeklagten werden Leonard Peltier 
bis heute alle gesetzlichen Möglichkeiten für seine Freiheit verweigert. Unter betrügerischen 
Vorausetzungen wurde Peltier’s Auslieferung aus Canada betrieben, um ihn vor ein Gericht von 
manipulierten Beweisen urd FBl-Zeugen zu stellen. Zu zweimal lebenslänglicher Haft verurteilt. 
verbrachte er Jahre seines Lebens im Bundesgefängnis Marion, dem strengsten 
Hochsicherheitsgefängnis der USA. 


Jean Gump, Mutter von 12 Kindern und Großmutter, betrat mit vier anderen Rüstungsgegnern ein 
»minuteman«-Nuklearwaffen-Silo, Unter Verwe ndung von Vorschlaghämmern versuchten sie. die 
Öffnungsmechanismen der 120 Tonnen schweren Tore der AbschuBrampen zu zerstören, zer- 
schnitten die Stromkabel, goßen Blut auf die Silodecke! und sprühten: »Entwaffnet euch und lebt 
für eure Kinder«. Sie wurde wegen dieses Protestaktes zu sechs Jahren Haft verurteilt und befand 
sich vor kurzem in Isolation, weil sie sich geweigert hatte, sich einer demütigenden. von 
mannlichem Wachpersonal beaufsichtigten Drogen-Urin-Analyse zu unterziehen. 


Entgegen allen noch so häufigen und lauten Dementis zeigen die Tatsachen, daß die US- 


Regierung eine ganze Anzahl von politischen Gefangenen in ihren Haftanstalten halt. Diese 
Manner und Frauen, African-Americans, Puertoricaner, Native Americans, Chikano-Mexikaner, 


weiße Bürger und auch Ausländer wurden zur Zielscheibe wegen ihrer politischen Aktivitäten | 


innerhalb der USA oder im Ausland und werden durch zielgerichtete, rassistische und 
diskriminierende Behandlu ng durch das US-Straf- und Gerichtssystem weiter verfolgt. 


Im Zuge der Anwendung der US-Gesetze - einschließlich von Staatsanwaiten, Polizei, Gerichten, 


Richtern und Gefängnissen - für politische Zwecke hat das Gesetzessystem Aufstandsbekämp- | 


fungsmethoden praktiziert und wurde repressiver und undemokratischer. 
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INTERNATIONAL TRIBUNAL 


Politische Gefangene in den USA können grob in drei Kategorien eingeteilt werden: 
1) Ausländer, deren politischer Status oder deren Politische Aktivitäten gegen die Alliierten des 
US-Imperialismus (Israel, Großbritannien, El Salvador etc.) zur Inhaftierung führten. | 


2) Angehorige der von den USA unterdrückten Nationalitäten (African-Americans, Puertoricaner, 
Chikano-Mexikaner, Native Americans), die verfolgt und inhaftiert sind im Zusammenhang 
politischer Aktivitäten ihrer Bewegungen für Befreiung und Gerechtigkeit. (2) Eingeschlossen 
darin sind Angehörige des antikolonialistischen Kampfes oder kriegsgefangene Mitglieder 
nationaler Befreiungsbewegungen, die als Teil geheimer Organisationen am bewaffneten Kampf 
für Selbstbestimmung und Unabhängigkeit ihrer Nation teilnahmen und die das Recht haben, 
aufgrund der Zusatzprotokolle der Genfer Konvention 

und der UNO-Resolutionen als Kriegsgefangene behandelt zu werden. 


3) Weiße Personen, die in Solidarität mit den Befreiungsbewegungen unterdrückter Nationalitäten 
und/oder in Opposition zur amerikanischen Innen- oder Außenpolitik handelten. 


In Bezug auf jede dieser Gruppen hat das US-Gerichtssystem die politischen Interessen der US- 
Regierung vertreten, indem sie Dutzende von Frauen und Männern in die Gefängnisse beförderte. 


Wer sind die Politischen 


| GSefangenen/Kriegsgefangenen? 


Unterdrückte Nationalitäten 


| Inden 60er Jahren entwickelte sich in vielen communities innerhalb der USA eine zunehmend 


militante Opposition gegen die rassistische und ökonomische Unterdrückung, diein organisierten 
Anstrengungen für die nationale Befreiung gipfelten. Massenorganisationen demonstrierten auf 
den Straßen, geheime Organisationen und bewaffnete Selbstverteidigungs-Gruppen nahmen ihre 


| Tätigkeit auf in schwarzen communities, (3) puertoricanischen Barrios, (4) unter den Menschen | 
| mexikanischer Abstammung im Stidwesten der USA (5) und in den Reservationen der Native 
| Americans. (6) 


Es ist die Kampfbereitschaft und der fundamental antikolonialistische Charakter dieser 


| Bewegungen, die den Anstoß gaben für die Schaffung von repressiven 


Aufstandsbekämpfungsprogrammen einschließlich der restriktiven Verfahrensmaßnahmen vor 
den Gerichten und der Schaffung von Hochsicherheits/Isolations-Gefängnissen, Diese 
Befreiungsbewegungen, die aus dem Kampf um fundamentale Rechte des Überlebens 


| unterdrückter gesellschäftlicher Schichten entstehen, beinhalten die größtmögliche Bedrohung 


der herrschenden Klasse in den USA und rufen qualitativ hochrepressive Veränderungen des US- 
Rechtssystems hervor. | 


| Weiße US-Bürger - Solidarität und Widerstand 


: Die Aktivisten dieser Kategorie haben gemeinsam, daß es sich um weiße Bürger der USA handelt, | 
| die dem unterdrückenden Charakter der US-Außen- oder Innenpolitik nicht tatenlos zusehen. 


Hinter dieser Gemeinsamkeit ist diese Bewegung reich an Unterschieden, von der 
gewaltfrei/religiasen bis Zur bewaffneten Widerstandsaktion. Unter diesen Personen und 
Gruppen, die für ihre politischen Handlungen verfolgt und eingesperrt wurden, befinden sich auch 
die Angehörigen der »Pflugschar-Bewegung«: (7) Gewaitfreie, religiöse Aktivisten, die 
symbolische Aktionen gegen Kriegsgerät, Bomber, Computer oder Raketen durchführten. Oder 
das »Sanctuary-Movement«: Priester, kirchliche Laienarbeiter und politische Aktivisten, die mit 
illegalen Zentralamerikanischen Einwanderern zusammenarbeiteten, sie vor Verhaftung und 
Abschiebung schützten und ihnen als Sprachrohr für die Zustände und den Krieg in ihren 
Heimatländern dienten. (8) Und schließlich jene, die den gesetzlich verlangten Militärdienst 
verweigern (9), wie auch die, die in klandestinen, antiimperialistischen, bewaffneten Zellen in | 
Solidarität mit den Befreiungskämpfen hier und anderswo handeln. (10) 


- Fremde Nationalitäten innerhalb der USA 


Das US-Rechtssystem dient nicht nur dazu, im eigenen Land den Widerstand zu brechen und 
nationale Befreiungsdbewegungen zu zerschlagen. Es dient auch den Alliierten der US-Regierung 
| zur Durchsetzung ihrer eigenen Counter-Insurgency-Programme. Auf diese Weise ist es ein 
| Werkzeug der US-Außenpolitik. 

| Seit sechs Jahren ist Joseph Doherty in US-Haft, obwohl er weder ein Gerichtsverf«hren 
| erwartet, noch jemals in den Vereinigten Staaten wegen eines Verbrechens verurteilt wurde. 
Dieser irische Bürger, ein Mitglied der Irisch Republikanischen Armee, saß dreimal in Irland im | 


Gefängnis wegen seiner Unterstützung des Kampfes für Selbstbestimmung. Während des 
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| Prozesses, bei dem es um den Tod eines Soldaten einer speziellen Aufstandsbekampfungseinheit | 


ging, entkam er aus britischer Haft. Drei Jahre später wurde er in den Vereinigten Staaten 
verhaftet. Die Britische Regierung verlangt ständig seine Auslieferung. Obwohl es eine ganze 
Anzahl von Entscheidungen von Bundesgerichten und Einwanderungs-Gerichten gibt, daß 
Doherty nicht ausgeliefert werden darf, ist er davor nach wie vor nicht sicher. Nach jeder 
entsprechenden Entscheidung in Doherty’s Fall interveniert der US-Generalstaatsanwalt und 
ordnet auf's Neue seine Auslieferung an. 


Die Einwanderungsgesetze als Instrument ihrer hegemonialen Außenpolitik benutzend (1 1), halten 
die USA eine große Anzahl von Menschen in Haft, die - aus El Salvador und Guatemala - vor Re- 


pression und mit US-Dollars finanzierten Kriegen fliehen, Diejenigen, denen die Flucht über die | 
| militarisierten US-Grenzen gelang, werden wie Kriminelle behandelt. Männer, Frauen und Kinder, | 


die politisches Asyl suchen, sind hinter Gittern und Stacheldrahtzäunen verschlossen; sie 
erhalten keine Rechtsberatung, jeder Kontakt mit Angehörigen ist ihnen untersagt (12). Seit 
Februar 1989 sind auf diese Weise in Texas fast 4000 Flüchtlinge in Gefangenschaft. Die 
Einwanderungs- und Einbürgerungs-Behörde gibt zu: »Der Grund ihrer Gefangenschaft ist 


Abschreckung«. Ein US-Gericht stellte fest, das Gefangenhalten von Menschen sei »seiner Natur | 


nach agressiv und oft gewollt abschreckend«. : 

Im März 1986 eröffneten die Bundesbehörden in Oakdale, Louisiana ein Gefangenenlager für 
Ausländer (13) mit einer Kapazität von bis zu 5000 Personen. Es ist das größte seiner Art inden 
USA. } 


Anfang des Jahres 1987 nahm die INS (Immigration and Naturalization Service) sieben Jordanier 
und einen Kenyaner fest, alle wohnhaft in den USA. Das FBI hatte sie sechs Monate lang 
beobachtet und obwohl man keinerlei Hinweis auf einen noch so geringen Verstoß gegen Gesetze 


gefunden hatte, wurden sie unter Einwanderungsrecht verhaftet. Auf der Grundlage einer | 


behaupteten Mitgliedschaft in der PLO oder PFLP (14) sollen sie abgeschoben werden. Die 
Essenz all dieser Beschuldigungen: Die Acht hatten pro-palästinensische Literatur gelesen und 
vertrieben. Obwohl sie keine Vorstrafen hatten, wurden sie sofort als Hochsicherheitsfälle 


eingestuft und in Absonderung und Isolation gehalten, bevor man sie später auf Bewährung 
entließ. 


Kurz darauf wurde festgestellt, daß es sich um eine Art »Probelauf« gehandelt hatte, der auf einem 
geheimen Plan einer Innennabteilung fußte und den Namen »Ausländische Terroristen und uner- 


wünschte Personen« trägt. Er regelt und organisiert Massenverhaftungen und -abschiebungen | 


und richtet sich gegen Angehörige von sieben arabischen Staaten und des Iran. Ein 
»Eventualitätsplan«. 


Die Kriminalisierung politischer Aktivisten: 
Die neue Repression 


Wahrend der vergangenen zehn Jahre hat die US-Regierung eine zunehmend repressivere Auf- 
standsbekämpfungs-Strategie (15) gegen Bewegungen unterdrückter Nationalitäten innerhalb 
der USA und andere politische Bewegungen und Aktivisten entwickelt. 

Der gesetzliche Vollzug dieser Strategie erfolgt in erster Linie durch die Polizeigewalt des FBI, die 
Sstrafrechtliche Gewalt des US-Justizministeriums und innerhalb der US-Gerichte und -Gefäng- 
nisse. 


Die Folge davon ist eine zunehmende Festschreibung der juristischen Aufstandsbekämpfung in 
den US-Bundesgesetzen und den juristischen Verfahrensweisen. Viele dieser neuen juristischen 
Entwicklungen spiegeln repressiven Verfahren wider, die auch in anderen, mit starken politischen 
Bewegungen konfrontierten westlichen »Demokratien« praktiziert werden. (16) 

Diese »neue Repression« hat folgende definitive Komponenten: 


A) Überwachung und Informationssammlung 


Eine Schlüsselvoraussetzung des Erfolgs eines jeden Aufstandsbekämpfungsprogramms ist die 
Fähigkeit des Rechtsapparates, potentielle Teilnehmer und Unterstützer eines Aufstandes zu 
identifizieren und deren Aktivitäten möglichst durchgängig zu überwachen. (17) > 

FBl-Richtlinien, die 1983 vom damaligen Generalstaatsanwalt William French Smith erlassen 


wurden, erweiterten die Befugnisse des FBl zur Nachrichtengewinnung und Infiltration politischer | 


Gruppen. Speziell bezogen für den Gebrauch im Bereich »/nnere Sicherheit/Terrorismus- 
Untersuchungen«: | 


»Wir müssen sicherstellen, daß die Ermittlungskrafte, die im Bereich der organisierten Kriminalitat 
so erfolgreich waren, auch im Bereich der Inneren Sicherheit/Terroristischer Fälle effektiv sein 
können«. 
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Die Smith-Richtlinien erlauben dem FB! die Beobachtung und Infiltration von Gruppen, die 
»geselzwidrige Aktivitäten befürworten«, auch wenn von ihnen selbst keine kriminellen Aktivitäten 
begangen werden oder Anhaltspunkte dafür vorliegen. Diese Richtlinien wappnet das FBI damit 
mit einer legalen Rechtfertigung für allumfassende Bespitzelung und Beobachtung auf allen 
Sektoren politischer Bewegungen gegen die US-Regierung und ihre Politik. 

Als Bestandteil dieser ausgeweiteten Überwachungspraxis werden komplizierte technologische | 
Miitel, von der am Arbeitsplatz, in der Wohnung oder im Auto versteckten Miniaturkamera bis zum 
Computerprogramm für Katalogisierung und Datenvergleich eingesetzt. | 


| B) Zwangsvernehmungen durch die Polizei und politische Internierung 


In direkter Beziehung zu den geschilderten gesetzlich abgesicherten Nachrichtensammlungen 
und der politischen Uberwachung steht die erzwungene Vernehmung von Bürgern. (18) 


Während die US-Sicherheitsbehörden im Generellen keine Möglichkeiten besitzen, die 
| Vernehmung von Bürgern zu erzwingen, beinhalten die Untersuchungsmethoden des FBI und die 


Praxis der Bundesgerichte inzwischen de facto ein Zwangsvernehmungs-Recht. Im Zuge der 
Überwachungs und Identifizierungsprogramme für oppositionelle Aktivisten entwickelte das FBi 
eine extensive Praxis der Befragung an Wohnorten und Arbeitsplätzen, eingeschlossen die 
Befrgaung von Mitbewohnern und Arbeitskollegen. Diese Taktik der wiederholten Besuche in den 
Wonhungen und an den Arbeitsstellen stellt praktisch einen äußerst starken Zwang dar, sich den 


| Befragungen des FBI zu unterwerfen. 


Darüber hinaus haben Justizministerium und FBI sich das den Bundesgerichten vorbehaltene 
Recht zur Zustellung formeller Vorladungen (19) praktisch angeeignet, um auf diesem Weg 


| Informationen zu Untersuchungszwecken zu erlangen. Unter der Garantie des »begrenzten 


Gebrauchs«, die alle Rechte, zu schweigen außer Kraft setzt, muß der Vorgeladene auf alle 


| Fragen, seien sie politischer oder persönlicher Natur, antworten oder er geht ins Gefängnis. Dies 


gibt der Regierung die Möglichkeit der politischen Internierung jener, die nicht bereit sind, 


| Informationen über ihre politischen Zusammenhänge und Bewegungen preiszugeben. 


Eine weitere neue Qualität zur politischen Internierung stelit der »Bail Reform Acts von 1984 dar. 
Unter diesem neuen Gesetz kann die Regierung Menschen im Gefängnis ohne die Möglichkeit 
einer Kautionsstellung uneingeschränkt festhalten, wenn sie auf ihren Prozess warten und als 
fluchtverdächtig oder als Gefahr für die Gesellschaft eingestuft werden. (20) 


| C) Spezialgesetze — Aufriihrerische Verschworung — und die Kriminalisierung von Organisationen 


| Die US-Regierung hat neu entdeckt, wie sich das selten genutzte Gesetz über »aufrührerische 


Verschwörung« - die Beschuldigung der Übereinkunft zum gemeinsamen, gewaltsamen Sturz 
oder Widerstand gegen die Regierung - gegen politische Aktivisten einsetzen läßt. Im Falle der 


| Puertoricanischen Unabhängigkeitsbewegung lautet die Beschuldigung auf gewaltsamen 


Widerstand gegen die US-Autorität - und kriminalisiert damit die Mitgliedschaft in einer Gruppe, 
die für das legitime Recht des puertoricanischen Volkes auf Selbstbestimmung und 
Unabhängigkeit eintritt. 


| Auch das RICO-Gesetz (Racketeer Influenced Corrupt Organization Act), das sich ursprünglich 
| gegen den Einfluß des organisierten Verbrechens in der Arbeitswelt richtete, wurde gegen 


politische Aktivisten und ihre Organisationen gerichtet. Es wird nun dazu benutzt, unter breitester 
Anwendung der Verschwörungsgesetze, die Gefängnisstrafen bis zu 40 Jahren erlauben, 
Mitglieder politischer Organisationen zu kriminalisieren. Unter dem Schlagwort der 
Terrorismusbekämpfung planen die Aufstandsbekämpfungsstrategen weitere substanzielle 
Gesetzesanderungen zur Kriminalisierung politischer Vereinigungen und Aktivitäten. (21) 


D) Die Rechte politischer Angeklagter im Verfahren 


Eine ganze Reihe ernster repressiver MaBnahmen wurden im Bereich der Verfahren gegen 


| politische Aktivisten eingefuhrt und/oder verfeinert: 


1) Die anonyme kleine Jury 

Auch sie wurde geschaffen in Verfahren gegen das organisierte Verbrechen und gegen die 
Beeinflussung oder Unterdrucksetzung von Mitgliedern der Jury. Mehr und mehr wird sie jetzt in 
Verfahren gegen politische Aktivisten eingeführt, insbesondere, wenn es sich um Fälle handelt, 
bei denen die Angeklagten der Verbindung zu legalen Gruppen beschuldigt werden. Dem Jury- 


Mitglied wird eine Nummer gegeben und es wird ihm versichert, daß er weder nach Namen, 


Adresse, noch Arbeitstelle gefragt wird, da der Fall im Zusammenhang mit Gewaltanwendung 
stehe. Es ist offensichtlich, daß eine derartige Prozedur bei einem Jury-Mitglied nur zu schweren 
Voreingenommenheiten gegen die im Verfahren Angeklagten führen kann. 
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Dieser Vorgang der BeeinfluBung oder Beschrankung der Unabhängigkeit einer Jury - und eine 
unanbhängige Jury ist die einzige reale Hoffnung für die Besrr.'digten - ist typisch und wichtig 
für die Effektivität von Aufstandsbekämpfungs-Programmen. Die vollständige Ausschaltung 
solcher Geschworenen-Gerichte ist deshalb gerade in den Ländern, die solche Programme 
praktizieren, eine übliche Verfahrensweise. 


2) Sicherheitmaßnahmen in den Gerichten 

Die Verfahren vieler politischer Aktivisten vor US-Gerichten wurden begleitet vor 
außergewöhnlichen Sicherheits-Prozeduren, die in keinerlei Relation zu einer tatsächlichen 
Bedrohung stehen und ausschließlich dem Zweck dienen, in der öffentlichen Meinung von den 
Angeklagten den Eindruck gefährlicher Terroristen zu erzeugen, vor denen sich die Jury und die 
Allgemeinheit besonders in Acht zu nehmen hätte. Metalldetektoren, Betonbunker, 
schwerbewaffnete Polizisten, Scharfschützen auf den Dächern rund um das Gerichtsgebäude, 


vielfache Durchsuchungen und Ausweiskontrollen vor dem Betreten des Gerichtssaals sind die 
übliche Praxis. (22) 


3) Die Ablehnung von Beweisanträgen 

Während die Ablehnung von Beweisanträgen und’ Beweismitten im traditionellen 
| Gerichtsverfahren dazu dient, die Einführung irrelevanter Fakten in den Prozess zu verhindern, 
wird sie im politischen Verfahren dazu genutzt, zu verhindern, daß die Jury etwas über die 
politischen Ansichten und Beweggründe der Angeklagten zu hören bekommt. Puertoricanischen 
»independentistas«, wegen Widerstandes gegen die US-Autorität angeklagt, wurde auf diese 


Weise die Beweisführung über die illegale kolonialistische Herrschaft der USA Uber Puerto Rico | 


verboten. (23) 


4) Urteile 

Inden USA verurteilte politische Aktivisten haben routinemäßig drakonische Strafen erhalten, de- 
monstrativ höher als nicht-politische Angeklagte, und oft solche, die sie für Lebenszeit hinter 
Gittern halten sollen. (24) Alle Anklagepunkte werden für gewöhnlich mit der Höchststrafe belegt. 
| Inden Fällen, in denen die Angeklagten den Krieggefangenenstatus beanspruchen und die 
Zuständigkeiten der Gerichte ablehnen, sind illegale Urteile ergangen. 


9) Die Angriffe gegen Verteidiger 

Als Teil der Aufstandsbekämpfungs- und Pressemanipulations-Kampagnen zur weiteren 
Isolierung der politischen Gefangenen sind auch die Anwälte und Rechtsbeistände zur Zielscheibe 
geworden. Anwaltsbesuche in US-Gefängnissen wurden heimlich auf Band aufgenommen, 
Anwaltsautos und Hotelzimmer abgehört und sogar die Brieftasche einer Anwaltsassistentin nach 
einem Besuch per Durchsuchungsbefehl beschlagnahmt. 

Darüber hinaus werden Anwälte - ohne jeden Beweis und ohne jede formelle Anklage - 
beschuldigt, Mandanten bei Fluchtplänen geholfen oder für sie Kurierdienste geleistet zu haben. 
Mit dieser Taktik sollen Anwälte entmutigt werden, gegen die Aufstandsbekämpfungsprogramme 
der Regierung zu kämpfen undihre Mandanten mit aller Kraft zu verteidigen. Diejenigen, die sich 
nicht einschüchtern lassen, werden dann selbst Gegenstand von Angriffen und Kriminalisierung. 


6) Spezialgefängnisse und Spezialbehandlung von Gefangenen 

Die spezielle und vergeltende Behandlung inhaftierter politischer Aktivisten in US-Gefängnissen 
unterstreicht klar und deutlich ihren Status als politische Gefangene. Unter speziellen und 
brutalen Bedingungen quält die Regierung diese Menschen und versucht, an ihnen ein Exempel zu 
statuieren, um andere davon abzuhalten, in ihre Fußstapfen zu treten - im Widerspruch zu allen 
Grundsätzen und Prinzipien der Vereinten Nationen über die Behandlung von Gefangenen, die 
jede Art der Diskriminierung aufgrund politischer Ansichten verbieten. Der politische Wille und der 
revolutionäre Geist sollen zerstört werden, der Widerstand der Gefangenen, und über sie auch 
ihre Bewegungen. 


Ermutigt von der regierungsamtlich inspirierten Anti-Terroristen-Hysterie und der 
offensichtlichen Interesselosigkeit von US-Kongress und Gerichten handeln die Gefängnis- 
Autoritäten straflos, besonders, wenn es sich um politische Gefangene und Kriegsgefangene 
handelt. Das Arsenal ihrer Taktiken reicht von der Isolation und dem Spezialgefängnis (25) über 
die Zerrüttung des Gefangenen durch zahllose Verlegungen, Demütigungen und die Verweigerung 


medizinischer Behandlung bis zum physischen und sexuellen Mißbrauch und der | 


ununterbrochenen Schikane und Überwachung. 

Eine weniger subtile Form der Isolation ist die Control Unit, die das Bundesgefängnis in Marion 
auszeichnet, das Gefängnis der maximalen Sicherheit in den USA. In solchen Control Units oder 
Gefängnissen besteht das Verfahren nicht nur in der totalen Kontrolle des Körpers, sondern auch 
des Geistes. Die Gefangenen sind üblicherweise in einer kleinen Einzeizelle oder in kleinen 
Gruppen für 22 bis 24 Stunden am Tag eingeschlossen, in einer Umgebung ohne menschlichen 
Kontakt und ohne Sinnesanregungen. 

Das Bundesberufungsgericht, das die Verfassungsmäßigkeit des Marion-Gefängnisses 
bestätigte, beschrieb die Haftbedingungen folgendermaßen: 
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„Aufgrund des permanenten Einschlusses ist jeder Insasse in Marion in einer Ein-Mann-Zelle 
untergebracht (es gibt keine weiblichen Gefangenen dort), und das rund um die Uhr, mit 


Ausnahme kurzer Perioden der Erholung (zwischen 7 und eff Stunden pro Woche), für eine 


Dusche, für einen Besuch in der Arankenabte:lung oder m der Rechtsbücherei...Die Erholung 
findet in eine kleinen, abgeschlossenen Bereich, manchmal in dem Korridor zwischen den 
čellenreihen statt. Der Insasse mimmi seine Mahizeiten in seiner Zelle. auf einem Tablett ein. das 
ihm durch die Gitterstabe gereicht wird. Die Zeilen sind modern und geraumig (8 mal 10 Fuß) und 
beinhalten sowohl ein Fernsehgerät als auch ein Bett, eme Toilette und ein Spulbecken, jedoch 
kein anderes Mobiliar, Befindet sıch ein Insasse außerhalb seiner Zelle, sind seine Hände mit 


| Handschellen gefesselt, an denen sieh eine zusätzliche Sicherung des Schloßes befindet; auch | 


seine beine können mit Fuußfesseln versehen sein Den Insassen ist der Umgang untereinander als 
auch der gemeinsame Gottesdienst un iersagt. Insassen, die ı: ıhren Zellen mit Ess en werfen oder 
sich ın anderer Weise verboten verhalten, werden zu Zeiten mit gestreckten Armen und Beinen an | 
ihr Bett gefesselt, manachmal für viele Stunden. Gefangene, die zu ihren Zellen zurückgebrach!t 
werden, werden manchmal (Insassen des Contro! Unit ımmer) einer rektalen Untersuchung 
unterzogen. Dabei führt ein medizinischer Helfer einen behandschuhten Finger in das Rektum des 
Gefangenen ein, um versteckte Waffen oder Schmuggelware zu entdecken.« (Brusceino vs. 
Carlson, 854 F. 2d 162, 164 (7thCir. 1988), 

Die Hochsicherheitsabteilung (High Security Unit - HSU) im Bundesgefängnis von Lexington. 
Kentucky. ein spezielles Kleingruppen-Isolationsgefängnis für weibliche politische Gefangene, 
diente ınsbesondere der Zerstörung von drei Frauen. die hier gefangenen gehalten wurden: 


| Alejandrina Torres, Susan Rosenberg und Silvia Baraldini: 


„Dieses Programm verfolgt eine ganze Reihe von Zielen. Das erste ist. die Gefangenen in einen 
Zustand der Unterworfenheit zu degradieren, eine wichtige Voraussetzung für ihre ideologische 
Umwandlung. Wenn das nicht glückt, ist das nächste Ziel, sie in einen Zustand der. 


psychologischen Abhängigkeit zu verseizen, um sie als unabhängige und selbstbestimmte 


Individuen zu neutralisieren. Und wenn das mißlingt, ist der einzige Weg, sie zu zerstören, und der 
bevorzugte Weg dabei ist, sie so zu zermurben, daB sie sich selbst zerstérenc. 





| Folgende Methoden wurden in diesem unterirdischen Gefängnis vor allem zur Erreichung dieser 


Ziele angewandt: 


Eine aufs Äußerste eingeschränkte sinnliche Wahrnehmung, Kleingruppen-Isolation. krankheits- 
begünstigende Bekleidung, begrenzter und zensierter Lesestoff, Fesselung, strenge Begrenzung 


| von Telefonaten und Besuchen. viele tagliche körperliche Untersuchungen, Abtast- 
| Durchsuchungen durch männliches Wachpersonal. Voyeurismus und allgemeine Schikanen 


durch die Wachen. 

Ein Beobachter von Amnesty International äußerte sich betroffen über die Ähnlichkeit des HSU zu 
den Toten Trakten und weißen Zellen in der Bundesrepublik Deutschland, in denen Gefangene der 
Roten Armee Fraktion ähnlichen Bedingungen unterworfen sind: 

»Die Bedingungen und Anordnungen sind willkürlich und unbegründet repressiv. Der konstante 
und ungerechtfertigte Gebrauch von Schließketten, die wiederkehrenden körperlichen 
Durchsuchungen, das fast totale Fehlen einer Privatsphäre, der klaustrophobische Mangel an 
sinnlichen Anregungen, Bewegungsfreiheit, Besitz, der Wahl von Aktivitäten und die inzestiös 
eingeschränkte Möglichkeit von Kontakten kann nur zur Entkräftung führen...Es besteht keine 
Notwendigkeit, diese Gefangenen in der HSU unterzubringen...Es gibt überwältigende Beweise 
für die drastishe Verschlechterung des psychischen und physischen Zustandes der Gefangenen | 
während diaser Haft. Es ist davon auszugehen, daß einer oder mehrere sich bei einer 
Verlängerung ihrer Inhaftierung in der HSU letztendlich für den Selbstmord entscheiden werden. 
ich komme deshalb zu dem Schluß, daß High Security Units sofort geschlossen werden sollten.« 


Und Amnesty befand, daß: 


| »...die Bedingungen und die Inhaftierung der Frauen aufgrund ihrer Politik,..grausame, un- 
| menschliche und entwürdigende Behandlung unter Verletzung der Allgmeinen Deklaration der 


Menschenrechte beinhalten.» 


Ein wichtiger Aspekt der gesamten Aufstandsbekampfungsstrategie ist die Benutzung der 
Massenmedien zur Diskreditierung und Entmenschlichung der politischen Aktivisten. Die 
hetzerischen Parolen über »Terroristen« und »Terrorismus« ersetzen jede rationale Diskussion 
über die den Handlungen dieser zu Zielscheiben gemachten Menschen zugrundeliegenden 
Ursachen. Die Absicht der Regierungist, die Medien unter ihrer Kontrolle zu halten, wo immer es 
um Handlungen geht, die mit politischer Opposition zutun haben. 


Zusammenfassung 
Obwohl die USA versuchen, die Wahrheit über ihre politischen Gefangenen und ihr repressives 


politisches Rechtssystem zu verheimlichen, kann die Realität nicht verborgen bleiben. Heute 
kämpfen überall in den Vereinigten Staaten Menschen, die Teile der Bewegungen sind, die von 
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diesen Gefangenen repräsentiert werden fur die Anwendung der Menschenrechte gegenüber 
diesen Gefangenen und für ihre bedingungslose Freilassung. Die Vereinigten Staaten halten 
politische Gefangene in ihren Gefängnissen fest, unter Verletzung des internationalen, als auch 


des eigenen Rechts. Fortschrittlichen Anwälten obliegt aufgrund ihres Rechts, mit den | 


Gefangenen Kontakt zu halten, eine besondere Verantwortung, diese 
Menschenrechtsverletzungen aufzudecken und zu untersuchen. Diese Gefangenen sollten sofort 


freigelassen werden und es sollte ihnen erlaubt sein, zu ihrer politischen Arbeit für Freiheit, | 


Gerechtigkeit und Gleichheit zurückzukehren. 


| Anmerkungen 


| *1) Die Autoren sind als Anwalt/Anwältin im »People’s Law Office« in Chikago und in der 
| Vertretung politischer Gefangener/Kriegsgefangener aktiv. 

2) Die USA haben mit die größte Gefangenenrate der Welt, zusammengesetzt in erster Linie aus 
Angehörigen unterdrückter Nationen und Armen. Auch die zum Tode Verurteilten kommen 


überwiegend aus diesen gesellschaftlichen Schichten. Die Verwahrung dieser Menschen in | 


überfüllten Gefängnissen und unter unmenschlichen Bedingungen ist ein Teil der 
Regierungsstrategie, potentiell aufständische Bevölkerung unter Kontrolle zu halten. 


3) Die Schwarze Befreiungsbewegung der 60er und frühen 70er Jahre - von Martin Luther King 
bis zu Malcolm X, der Black Panther Partei, der Republic of New Africa (RNA) und der Islamischen 
Nation - war Zielscheibe des FBI-COINTELPRO-Programms, das dazu diente, die »Aktivitäten 
Schwarzer Nationalisten, Hass-Organisationen und -Gruppen, ihrer Fuhrerschaft, Sprecher, 


Mitglieder und Unterstützer aufzudecken, zu zerschlagen, zu dikreditieren oder auf andere Weise | 


zu neuftralisieren«. Der damalige FBI-Direktor John Edgar Hoover bezeichnete die Black Panther 
Party als die »absolut größte Bedrohung«, die es gelte, »mit phantasievollen und hart 
zuschlagenden Aufstandsbekampfungs-Maßnahmen zu treffen. Ein FBl-Memorandum 
beschreibt die Ziele der Zerstörung des Selnstbestimmungs-Kampfes der Schwarzen Menschen 


damit, »zu verhindern, daß ein Messias entsteht, zu verhindern, daß Führer Einfluß und Respekt | 


gewinnen, indem sie diskreditiert werden, zu verhindern, daß - besonders unter der Jugend - 
solche Organisationen an Einfluß gewinnen.« 

Diesem Programm entsprechend wurden Black Panther Führer ‘ermordet, in Fallen gelockt und 
| krimineller Handlungen angeklagt — die Resultate sind 2 Jahrzehnte Gefangenschaft. In den 70er 
Jahren entstanden geheime Organisationen Afrikanisch-Amerikanischer Freiheitskämpfer, wie 


die Black Liberation Army (BLA). Viele ihrer Kader wurden ebenfalls ermordet, | 


| gefangengenommen und zu langen Haftstrafen verurteilt, wie etwa Hermann Bell, Sundiata Acoli, 
Albert Nuh Washington, Sekou Odinga, Anthony Jalil Bottom. 


4) Die Versuche der Vereinigten Staaten, die puertoricanische Unabhängigkeitsbewegung zu zer- 
stören, haben eine lange Geschichte. Seit die USA 1898 die Insel besetzten, ist sie ein Ziel der 
Repression der Regierung. Seit einigen Jahren betrachtet die Regierung Puerto Rico als die 
»Achillesferse« der USA. Während der letzten 30 Jahre entstand - parallel zuden Massenbewe- 
gungen für Unabhängigkeit - eine bewaffnete Untergrundbewegung. Viele dieser antikolonialisti- 
schen Kämpfer wurden dgefangengenommen. Viele von ihnen beanspruchen den 
Kriegsgefangenenstatus, andere bezeichnen sich als politische Gefangene, 


5) Chicano-Mexicanische Menschen und ihre Organisationen, die für Freiheit und Gerechtigkeit 
im besetzten Nord-Mexico kämpfen, blicken auf eine lange Geschichte von Diskriminierung und 
Unterdrückung zurück. In den frühen 70er Jahren wurden sieben Führer der Chicano- 


Mexikanischen Bewegung im Südwesten ermordet und zahlreiche andere unter politisch 


motivierte Anklagen gestellt und eingesperrt. 


6) Native-American Aktivisten haben dieselben Erfahrungen gemacht, seitdem die Europäer nach 
Nordamerika gekommen sind. Die Repression gegen ihren Widerstand hat die Ausmaße des 
Völkermordes angenommen. In den 60er und 70er Jahren eskalierten die Angriffe der US- 
Regierung gegen Organisationen der Native Americans (hauptsächlich das American Indian 
Movement - AIM), führten zur Ermordung oder Inhaftierung ihrer Führer und zur Infiltrierung ihrer 
| Reihen - ganz im Sinne des COINTELPRO-Programms zur Zerschlagung des anwachsenden 
Aufstandes. 


7) Der Name ist abgeleitet aus der biblischen Passage »schmiedet Schwerter zu Pflugscharen«. 


8) In der Hoffnung, das kirchliche Netzwerk zu zerstören, klagte die Regierung Priester und 
Laienarbeiter der »Unterschlupfgewährung«, des Schmuggels und des illegalen Transports von 
Fremden sowie der Verschwörung hierzu an. In einem Fall verhaftete man 12 Prominente 
Kirchenmitglieder, darunter zwei Priester, eine Nonne und einen Geistlichen aufgrund eines 
Hinweises durch einen Informanten, der sich in Bibelstunden eingeschlichen hatte. Das Gericht 
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gestattete den Angeklagten nicht, Beweise dafür vorzulegen, daß ihre Arbeit mit den Flüchtlingen 
der Rettung von Leben und der Verhinderung von Gefangenschaft, Folter und Tod dient. 

In den Urteilen stellten manche Gerichte die Kirchenarbeiter vor die Wahl einer Bewährungsstrafe 
unter der Voraussetzung der sofortigen Beendigung ihrer Flüchtlingsarbeit und der 


Öffentlichkeitsarbeit oder - im Falle ihrer Weigerung - die Verurteilung zu einer unbedingten 
Gefängnisstrafe. 


| 9) Gilliam Kerley wurde zu drei Jahren Gefängnis und 10 000 Dollar Geldstrafe verurteilt: nicht in 
erster Linie, weil er sich der Einberufung widersetzte, sondern weil er Kampagnen gegen 


Einberufung und Wehrpflicht organisierte. 


10) Zwei dieser Gruppen wurden ganz besonders zur Zielscheibe und zu Opfern der 


| Aufstandsbekämpfungs-Strategien. Die »Ohio 7« sind eine Gruppe von Frauen und Männern aus 
| der Arbeiterklasse, die angeklagt wurden, als Mitglieder einer Untergrundorganisation eine Reihe 
| von Bombenanschlägen in Solidarität mit dem Widerstand gegen die US-Politik in Zentralamerika 
| und der weltweiten Anti-Apartheid-Bewegung verübt zu haben. Ihre Verhaftung war das Ergebnis 


einer massiven, zwischen lokalen, staatlichen und Bundesbehörden koordinierten Jagd. Selbst 
ihre Kinder wurden gefangengenommen, isoliert und über die Aktivitäten ihrer Eltern verhört. In 
einer Serie von Gerichtsverfahren wurden die sieben des Mordes, sowie Sprengstoftverbrechen 
und versuchten Mordes an Polizeibeamten angeklagt. Anschließend wurden sie wegen 
»aufrüuhrerischer Verschwörung« angeklagt, obwohl die meisten von ihnen bereits zu Haftstrafen 
von mehr als 45 Jahren verurteilt worden sind. Die andere Gruppe wurde wegen eines 
Bombenanschlags auf das Capitol im Zusammenhang mit der Außenpolitik der USA - speziell der 


| Invasion von Grenada - angeklagt, Diese sechs Männer und Frauen sind langjährige politische 
| Aktivisten, die hohe BErangnlssireren fur ihre aus Solidaritat und Widerstand geborenen 


Handlungen verbuBen. 


11) Die US-Politik spiegelt sich deutlich wider im prozentualen Verhältnis der Asylgewährung. 


| Während von Juni 1983 bis September 1988 gerade 2,7 % der Asylanträge von Menschen aus El 
| Salvador und 2,1 % in Bezug auf Guatemala positiv entschieden wurden, lag die Zahl bei Anträgen 


von lranern und Rumänen im gleichen Zeitraum bei 61,7, bzw. 61,4 %. Auch das Programm der 
Regierung in Bezug auf die südlichen Grenzen der USA spricht eine klare Sprache: » Das INS 
Intellegence Programm wird weiterhin in engem Kontakt mit anderen Regierungstelien, 
insbesondere der CiA, den Drogenbehörden und dem State Department stehen«, 


12) Die Regierung nahm eine Einrichtung in Arizona wieder in Betrieb, die während des 2. Welt- 
Krieges als Konzentrationslager zur Internierung von Amerikanern japanischer Abstammung 


gedient hatte. An der texanischen Grenze ist das Haupt-Lager auf Port Isabel auch als »der große 
Korralk bekannt. 


13) Vor seiner Zerstörung durch einen Gefangenenaufstand 1987 waren in Okadale 1000 
Cubaner als sog. »nichtbeurkundete Fremde« und 60 US-Gefangene untergebracht. Die 
Cubaner, die dort interniert waren, hatten ihre Strafen für kriminelle Delikte entweder längst 


| verbüßt oder wurden überhaupt nie angeklagt, bzw. vor Gericht gestellt. 


14) Spätere Zusätze zu antikommunistischen Gesetzen schützen alle fremden Nationalitäten vor | 


| Deportation aufgrund ihres Glaubens oder ihrer Grzbdsätze, ausgenommen die PLO. 


15) Das Pentagon definiert Bursäriihakämipfühe folgendermaßen (und wird dabei von den sog. 


| Experten in diesem Bereich unterstützt): 


»Jene militärischen, para-militärischen, politischen, wirtschaftlichen, aiokaan und ge- 
meinsamen Handlungen, die von einer Regierung zur Bekämpfung subversiver Aufstände 
durchgeführt werden.« Aufstand wird definiert als: »Ein Zustand der aus einer Revolte oder 
Erhebung gegen eine konstitutionelle Regierung resultiert, aber nicht zum Bürgerkrieg führt. Zum | 
gegenwärtigen Zeitpunkt sind subversive Aufstände meist kommunistisch inspiriert, unterstützt 
oder ausgenutzt.« 

(US-Wörterbuch der militärischen Begriffe für den allgemeinen Gebrauch.) 


16) Eine zentrale Charakteristik der Austandsbekämpfungs-Strategien ist die Annahme, daß der 
Widerstand unterdrückter Sektoren der Bevölkerung unvermeidlich und ununterbrochen ist. Die 
Strategie der Sicherheitskräfte muß also, anstatt auf Akte des individuellen oder Perioden des er- 
höhten allgemeinen Widerstands zu reagieren, in einer permanenten Repression gegen breite 
Kreise der Bevölkerung im Zusammenhang mit politischen Bewegungen bestehen. Auch in 
Perioden relativer Ruhe oder Inaktivität verlangen Aufstandsbekämpfungs-Prinzipien, daß die 
repressiven Kräfte die Identifizierung potentieller Führer und Unterstützer von Widerstand, die 
Informationssammlung und Anlegung von Dossiers Uber sie fortsetzen, ebenso wie die Infiltration 
politischer und gesellschaftlicher Organisationen. In folgenden Perioden, wenn aufstandische 
Aktionen beginnen, sieht die Aufstandsbekämpfungs-Taktik die Benutzung der Gesetze und des 
Rechtssystems als Schlüssel-Werkzeug für den Angriff und die Zerstörung der aufständischen 


| Bewegung an, das jedoch gleichzeitig als objektiv und nicht-politisch dargestellt werden müsse. 
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17) In seiner Abhandlung »Friedenserhaltung in einer demokratischen Gesellschafte vertritt der 
frühere Kommandeur britischer Besatzungstruppen in Nord-Irland, Lt. Col. Robin Eveleigh, daß 
„die Überwachung der Bevölkerung, inclusive des Rechts zur Durchführung von Verhören, des 


Fotografierens, der Abnahme von Fingerabdrücken aller aufstandsverdächtigen | 
Bevölkerungsangehörigen die fundamentalen rechtlichen, und für Polizei und Militär, die in der | 
Aufstandsbekämpfung aktiv sind, notwendigen Maßnahmen darstellen.« Eveleigh befürwortet | 


auch das Tragen von Identifizierungs-Ausweisen und die Errichtung computergestützter 
Datensysteme zum Äbgleich der Identitäts-Karten. 


18) Eveleigh betont in derselben Abhandlung, daß das Recht zur Durchführung von 
Zwangsvernehmungen ein essenzieller Bestandteil der Aufstandsbekämpfung ist. 

Wer also würden die Objekte solcher Befragungen sein? Zunächst einmal die einfachen Ziele, 
also jene, die in einem »terroristisch-beeinflussten« Gebiet leben. Diese Befragungen würden die 
Sicherheitskräfte - wenn auch mit einer gewissen Fehlerquote - in die Lage versetzen, zwischen 
»Regierungsfreundlichen«, »Neutralen« und »Regierungsfeindlichen« zu unterscheiden. Bei Si- 
| cherheits—Operationen - wie auch in den meisten menschlichen Handlungen - ist es von großer 
Bedeutung, zu wissen, wer Freund und wer Feind ist. Diese Informationen wären also nicht nur 
aus der Sicht von Sicherheits-Operationen wertvoll, sondern auch als Indikator für die Akzeptanz 
| der Politik der Regierung insgesamt, 


19) Die Grand Jury der USA, zusammengesetzt aus 23 Bürgern und Bürgerinnen, entsprechend 


einer ähnlichen Einrichtung in England, entscheidet theoretisch darüber, ob die Regierung 
genügend Beweise hat, einen Angeklagten vor Gericht zu stellen. Während sie also eigentlich 
einen Schutz für den Angeklagten darstellen sollte, ist sie in der Praxis zu einem 
Untersuchungsinstrument in den Händen der Anklage geworden - versehen mit der Macht, 
Kopperation und Zusammenarbeit zu erzwingen. 


| 20) Filiberto Ojeda Rios, ein Führer der puertoricanischen Unabhängigkeits-Bewegung, war vier 
Jahre ohne Gerichtsverfahren in Haft, die Anti-Imperialistin Laura Whitehorn für mehr als drei 
Jahre. 


21) Im US-Bundesrecht hat sich eine recht breite Definition des Terrorismus durchgesetzt. In | 


einem Statut über die Belohnung von Informanten aus dem Terrorismus-Bereich wird Terroismus 
definiert als ein »Akl der Gewalt« (sowohl gegen Sachen als auch gegen Personen}, der gegen 
Strafgesetze verstößt »und beabsichligt..., die Politik einer Regierung durch Gewalt oder 
Einschüchterung zu beinflußen«. Mit dieser breiten Definition ist es leicht, politisches Handeln zu 


als terroristisch zu kriminalisieren. Ein anderes, einige Jahre früher erlassenes Statut, das jedoch | 


aufgrund starken Widerstands fallengelassen wurde, sah vor, jeden zu bestrafen, der einer | 


| terroristischen Organisation, Bewegung oder Nation Hilfe leistete oder Hilfeleistung verschaffte. 


| Die Definition dessen, was eine terroristische Organisation, Bewegung oder Nation darstellt, ist | 


Sache der Regierung und dem Verteidiger eines der Hilfeleistung oder -beschaffung Angeklagten 
würde keinerlei Infragestellung dieser Definition erlaubt sein. 


22) In einem Gerichtsverfahren in Columbia, wo sechs weiße Antiimperialisten wegen 
Verschwörung zur Gewalt gegen die US-Außenpolitik angeklagt werden, ließ die Regierung 
zwischen die Angeklagten und den Zuschauerraum eine dicke Plexiglas-Wand einziehen. 
Kameras werden alle Bewegungen im Gerichtssal aufzeichnen. 


23) In einem Verfahren gegen Priester und religiöse Laien-Arbeiter der kirchlichen Bewegung, die 
wegen Schmuggels und »illegaler Einfuhr«von Fremden angeklagt waren, wurde den Angeklagten 


| die Benutzung von Begriffen verboten, die den US-Krieg gegen die Völker Zentralamerikas 


bloßlegen und ihn als Grund für den ununterbrochenen Flüchtlingsstrom entlarven sollten. 


24) Susan Rosenberg und Tim Blunk, weiße Antiimperialisten und Untergrundkämpfer, wurden 
beiden wegen Verschwörung und Besitz {nicht Gebrauch) von Waffen und Sprengstoff sowie 
falscher Ausweispapiere zu 58 Jahren verurteilt. Ihre Strafen sind 16mal länger als die von 
Bundesgerichten in vergleichbaren Delikten ausgesprochenen, und zweimal länger als die 
durchschnittliche Strafe für Mord 1. Grades. Oscar Lopez Rivera, puertoricanischer 
Unabhängigkeits-Kämpfer, erhielt seine Strafe von 55 Jahren von demselben Richter, der seine 
| Mitangeklagten zu 55 und 90 Jahren verurteilt und dabei erklärt hatte, er würde die Todesstrafe 
verhängen, wenn das Gesetz dies erlauben würde. 


25) Die Regierung verlegt üblicherweise Gefangene dorhin, wo sie weitab von ihren Familien oder 
| communities sind. Puertoricanische Unabhängigkeitskämpfer wurden von ihrem Land weg und in 
die USA gebracht, um dort ihre Strafen zu verbüssen. Weiterhin werden sie von ihren Anwälten 
isoliert, das reicht vom Besuchsverbot bis zur - nach US-Recht verbotenen - Öffnung der 
Anwaltspost, dem Belauschen von Gesprächen. In Marion überwachen Kameras jeden 
Anwaltsbesuch, eine der Kameras ist von der Decke aus direkt auf die Papiere auf dem Tisch 
gerichtet. Diese Maßnahmen dienen nicht nur zur Demoralisierung sondern auch zur Verhinderurig 
effektiver Prozessvorbereitung. 
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Jill Soffiyah Elijah, Esq. * 
| Neuafrikanische/schwarze 


Politische Gefangene 
und Kriegsgefangene: 
Die Haftbedingungen 


Bei unserer Untersuchung über die Haftbedingungen der neuafrikanischen politischen 
Gefangenen und der schwarzen Kriegsgefangenen ist es wichtig, sich ins Gedächtnis zu rufen, 
warum die Regierung der USA diese Menschen überhaupt im Knast haben will. Die Vereinigten 
Staaten wollen den Schwarzen nicht erlauben, ihr Recht auf Selbstbestimmung wahrzunehmen. 
| Jeder einzelne dieser Freiheitskämpfer hat sein Leben dem Kampf für die Befreiung des 
schwarzen Volkes gewidmet. Die Intoleranz der USA gegenüber dieser politischen Position der 
schwarzen Bevölkerung ist eine historische Tatsache. In.der Geschichte der Vereinigten Staaten 
| hat es immer eine ganze Menge schwarzer politischer Gefangener gegeben, deren Inhaftierung . 


nicht unbedingt sofort denkt, ist Markus Garvey. Als seine Bewegung, die U.N.I.A. (Vereinigung 
zur Verbesserung der Lebensbedingungen für die schwarze Bevölkerung) sich über das ganze 
Land verbreitete und ihr Ruf nach Selbstbestimmung bei immer mehr Schwarzen Beachtung fand, 
hat die Regierung einen Plan ausgeheckt um ihn zu vernichten. Er wurde wegen Briefbetrug 
| eingesperrt und deportiert. 

Wir finden, daß während der letzten drei Jahrzehnte die Zahl der Menschen, die wegen ihrer politi- 
| schen Anschauungen und Aktivitäten eingesperrt worden sind, beständig angewachsen ist. Viele 
der neuafrikanischen politischen- und Kriegsgefangenen kommen aus der Black Panther Party 
und/oder der BLA (Schwarze Befreiungsarmee). Das F.B.l. ist mit seinem berüchtigten COINTEL- 
| PRO (strategisches Programm zur Vernichtung der Verfassungsfeinde) hauptsächlich für die 
| Inhaftierung zahlreicher ehemaliger Mitglieder der Panthers und der BLA. 

Wir denken auch, daß je mehr sich die Leute im Knast politisierten, die Repressionsmaßnahmen 
| gegen sie um so härter wurden, Es gab immer mehr Knastrevolten und viele Gefangene, die als 
Rädelsführer innerhalb der Gefängnisse hingestellt wurden, verprügelt oder über lange Zeiträume 
in totale Einzelisolation gesteckt. Das war der Fall bei den »Reidsville Brothers«, di e1978 an 
| einem Aufstand im Gefängnis von Reidsville beteiligt waren, in dem sie forderten, daß die Brutalität 
des Wachpersonals, die degradierenden Lebensbedingungen und die rassistischen Angriffe der 
weißer; Gefangenen ein Ende haben sollten. Die Knastleitung beantwortete diese Forderungen mit 
Prügeln und Einzelhaft. 





An der Revolte von Attica, die 1971 dort stattfand, ist diese erhöhte Repression deutlich zu erken- 
nen. Dort hatten die Gefangenen das Gefängnis unter ihre Kontrolle gebracht, um ihren 
Forderungen nach einer menschenwürdigeren Behandlung mehr Nachdruck zu verleihen. Die 
Antwort des Gouverneurs vom Staat New York, Nelson Rockefeller, war die Entsendung der 
Staatspolizei, die das Gefängnis gewaltsam zurückeroberten. Er traf diese Anordnung, obwohl es | 
Verhandlungen über eine friedliche Beilegung des Konfliktes im Gefängnis von Attica gab. Kurz | 
gesagt befahl Rockefeller den Massenmord an 43 Personen; 34 Gefangene und 9 
Gefangnisaufseher. Die Barbarei des Gouverneurs wurde mit der Wahl zum Vizepräsidenten unter 
Gerald Ford belohnt. Daran sehen wir, daß die Haltung der US-Regierung in Bezug auf die 
Belange der Gefangenen von Intoleranz und Gleichgültigkeit geprägt ist. Und wenn es sich um 
politische Gefangene handelt, gehören entsetzliche Haftbedingungen zu dem Versuch, jedes 
sichtbare Zeichen von Widerstand zu zerstören. Die Regierung verfolgt dabei zwei Absichten: 
einmal soll der Wille des politischen Gefangenen zerstört werden und zum anderen soll den 
| Unterstützern ind Anhängern draussen klargemacht werden, daß ihr Widerstand genauso 
bestraft werden wird. 


Die Regierung der Vereinigten Staaten verleugnet gegenüber der übrigen Welt weiterhin, daß es 
innerhalb ihrer Grenzen politische Gefangene gibt. Diese Position wird um jeden Preis aufrecht 
erhalten. Ich erinnere an die fast unmittelbare Suspendierung des US-Botschafters bei der UNO, 
Andrew Young, nachdem er öffentlich zugegeben hatte, daß es in den USA politische Gefangene 
| gibt, 


Während der 70er erkannte Jalil Bottom, einer der »New York Three«, wie wichtig es ist, die 
Tatsache, daß es in den USA politische Gefangene gibt, in der Weltöffentlichkeit bekannt zu 
machen. Deshalb setzte er 1976 die Kampagne in Gang, die die Sache der nationalen 
Gefangenen vor den Petitionsausschuß der UNO brachte. Er hatte dabei die weitreichende 
Unterstützung von politischen und progressiven Gefangenen, was dazu führte, daß die Petition 
angenommen und in Genf diskutiert wurde. Diese Arbeit war der Anstoß für Lennox Hinds und der 
nationalen Vereinigung der schwarzen Anwälte, die internationale Juristenkommission der UNO 
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| auf eine Rundreise durch zahlreiche amerikanische Gefängnisse einzuladen und dort einsitzende 
politische Gefangene zu interviewen. Durch die Gespräche mit den vielen palitischen Gefangenen 
entstanden schwerwiegende Zweifel bezüglich der Behandlung und der Haftgründe. 





Verschiedene Urteile 


Es gibt eine allgemein gültige Regel, daß politische Gefangene die härtesten Urteile bekommen. 
die möglich sind. Der Journalist Mumia Abu-Jamal, ein ehemaliger Black Panther und Unterstützer 
der Mitglieder von MOVE, die von der Polizei in Philadelphia bombardiert worden Waren, ist in 
Pennsylvania in einer Todeszelle, weil er sich und seinen Bruder vor einer brutalen Prugelorgie der 
Polizei von Philadelphia geschützt hatte. | 
Nach jahrelangen Gerichtsverhandlungen gelang es Gary Tyler endlich, sein Todesurteil in eine 
| lebenslange Zuchthausstrafe umzuwandeln. 

Johnny Imani Harris, der ursprünglich zu fünfmal lebenslänglich verurteilt worden war und seine 
Strafe in dem berüchtigten Gefängnis von Atmore absaB, wurde 1974 nachtraglich zum Tode 
verurteilt, weil er sich in Atmore an einem Aufstand beteiligt hatte, bei dem ein Wärter starb. 


Oscar »Gamba« Johnson, ebenfalls ein Insasse von Atmore, muß eine Strafe von 148 Jahren ver- 
büssen, weil er für schuldig befunden wurde an dem Aufstand teilgenommen zu haben. 

Geronimo ji Jaga Pratt ist zu lebenslänglich verurteilt. Eine Haftentlassung auf Bewährung wurde 
ihm trotz mustergültiger Führung neunmal verweigert. 

Sekou Odinga wurde zu lebenslanglich plus 40 Jahren verurteilt, mit der Empfehlung, von einer 
Entlassung auf Bewährung abzusehen. 

Assata Shakur und Sundiata Acoli wurden zu lebenslanglich plus 30 Jahren verurteilt. 
Glücklicherweise wurde Assata 1979 aus dem Gefängnis befreit und lebt jetzt in Guba im Exil. Das 
war die einzige Möglichkeit, ihren horrenden Haftbedingungen ein Ende zu setzen, 

Jeder der neun MOVE Angeklagten wurde zu 100 Jahren verurteilt. 

Bashir Hameed und Abdul Majid wurden beide zu 25 Jahren bis lebenslänglich verurteilt. | 
| Seth Hayes and Teddy (Jah) Heath sitzen ebenfalls eine Strafe von je 5 Jahren bis lebenslänglich | 
ab. 

Baba Odinga sitzt für 25 Jahre bis lebenslänglich im Knast. 

Donald Taylor, ein ehemaliges Mitglied von De Mau Mau wurde zu 150 bis 200 Jahren ohne Mög- 

lichkeit auf Bewährung verurteilt. De Mau Mau war eine geheime Organisation zur: 
Selbstverteidigung gegen rassistische Angriffe der weißen Truppen. 

Die »New York Three« ‚(Hermann Bell, Jalil Bottom und Albert Nuh Washington) wurden jeweils zu 
25 Jahren bis lebenslänglich verurteilt. 

Mutulu Shakur wurde zu 60 Jahren verurteilt. 

Kuwesi Balagoon wurde zu 25 Jahren bis lebenslänglich verurteilt. 

Jihad Abdul-Mumit, ein ehemaliges Black Panther- und BLA-Mitglied, wurde zu 4 Jahren 

verurteilt wegen eines Verstoßes gegen die Bewährungsauflagen, der selbst aber keine neue 

| Haftstrafe nach sich zog. 

| Dhoruba Bin-Wahad saß eine lebenslängliche Strafe ab, bis er kürzlich wegen eines 

Verfahrensfehlers entlassen werden mußte. 


Einzelhaft und Disziplinarstrafen 


Anfang der 60er Jahre organisierte James V. Bennett, der Vorsitzende des Bundesamtes für den 
Strafvollzug, ein Treffen zwischen Soziologen und Gefängnisdirektoren, Der wichtigste Redner 
war der Soziologe Dr. Edward Schein. Er präsentierte seine Theorien über Gehirnwäsche und die 
Anwendung von Techniken, die bei den Gefängnisinsassen eine Verhaltensänderung bewirken 

sollten. Unter den 24 Punkten, die von Dr. Schein vorgeschlagen wurden, waren folgende: | 


1. Der Gefangene muß an einen Ort gebracht werden, wo gewährleistet ist, daß er wirklich isoliert 
ist, um seine sozialen Bindungen zu brechen oder zumindest nachhaltig zu schwächen; 

2. Absonderung aller natürlichen Führer: 

3. Verbieten von Gruppenaktivitäten, die den Zielen der Gehirnwäsche entgegenstehen; 

4. systematisches Zurückhalten von Briefen; 

5. innerhalb der isolierten Gruppe von Gefangenen muß ein Gefühl geschaffen werden, daß sie 
von allen abgeschrieben und aus der Gemeinschaft ausgeschlossen worden sind; 
| 6. Verhinderung jeder emotionalen Unterstützung; 

T. Bücher und Zeitschriften, die nicht in das Gehirnwäscheprogramm passen, dürfen nicht 
zugelassen werden. 





James Bennett legte den Teilnehmern des Treffens dringend nahe, mit dem Programm von Dr. 
| Schein in ihren jeweiligen Institutionen zu experimentieren. 

| Ungefähr ein Jahrzehnt später begannen die »Experimente«, die aus dem Treffen von 1961 
hervorgegangen waren, im ganzen Land Früchte zu tragen. Die offenkundige Ähnlichkeit zwischen 
dem Programm von Dr. Schein und der Behandlung der schwarzen politischen Gefangenen 
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| können nur die Annahme verstärken, daß es sich dabei um eine nur notdürftig versteckte 
| Maßnahme von Seiten der U.S.-Regierung handelt, die politischen Gefangenen mit 
| psychologischen Mitteln zu zerstören. 


Das Zuchthaus von Marion in Illinois ist das Gefängnis mit dem höchsten Sicherheitsgrad im 
ganzen Land. Dort wurde der erste Control Unit Trakt errichtet, Seine hauptsächlichen 
Spezialitäten sind die sensorische Deprivation und Einzelhaft. Eine unproportional hohe Anzahl 
von politischen Gefangenen wurde nach Marion verlegt. Viele von ihnen hatten lange Aufenthalte | 
in dem dortigen Sicherheitstrakt. Er besteht aus kleinen schalldichten, boxenähnlichen Zellen. 
seit 1983 gibt es im ganzen Gefängnis verschärften Einschluß. Das heißt, daß alle Gefangenen 
23 Stunden täglich in ihren Zellen eingesperrt sind. Sie dürfen ihre Zellen täglich nur für eine 
Stunde verlassen, um zu duschen und für die Freizeit auf dem Gang. Zweimal in der Woche ist, - 
je nach Laune der Wächter - für zwei Stunden Hofgang auf einer kleinen eingezäunten Fläche 


| möglich. 


Die Zellen von Marion sind mit einem Steinbett und einer Toiletten-Waschschüssel ausgestattet. 
Bei Besuchen herrscht absolutes Berührungsverbot. Alle Anwaltsbesuche werden von 
Videokameras und Wachleuten aufgezeichnet. Alle Mahlzeiten werden in der Zelle eingenommen. 


| Die Gefangenen können ihre Anwälte nur dann anrufen, wenn sie nachweisen können, daß ihre 
| Anwälte von ihnen angerufen werden wollen, Freunde und Verwandte können pro Monat nur 
| zweimal für je zehn Minuten angerufen werden. In Marion werden die Theorien von Dr. Schein 


über Isolation und Absonderung komprimiert durchgeführt. 


Sekou Odinga wurde sofort, nachdem er zu 40 Jahren plus einmal lebenslänglich verurteilt 
worden war, nach Marion geschickt. Er war dort drei Jahre in Einzelhaft, danach wurde er nach 
Leavenworth verschubt, wo er im Normalvollzug war. Anläßlich einer vorgetauschten 
Untersuchung wegen Fluchtverdachts wurde er in den frühen Morgenstunden gepackt und in 
Einzelhaft gesteckt. Kurz darauf wurde er in einen Spezialtrakt gebracht, der nach dem Vorbild 
von Marion gebaut worden war. Sekou blieb auch dann noch in diesem Spezialtrakt, als die 
Vorwurfe wegen Fluchtgefahr fallengelassen worden waren. Er blieb neun Monate in Einzelhaft, 


| danach wurde Sekou nach Marion zurückverlegt. Er blieb dort einen Monat auf der 


Beobachtungsstation und wurde dann auf Block D verlegt, wo er wie vorher beschrieben | 
Einzelhaft und 23 Stunden-Einschluß hat. 


Sundiata Acoli verbrachte 5 Jahre im Trenton State Gefängnis in der Kontrollstation, die direkt der 
Knastleitung unterstellt ist. Er war der erste Gefangene, der dorthin geschickt wurde. Sundiata 
war dort 24 Stunden täglich in eine Zelle eingesperrt, die kleiner war als der Platz, den der 
Tierschutzverein für einen Deutschen Schäferhund fordert. Für alle Besuche galt 


| Berührungsverbot, Die Mahlzeiten wurden alle in der Zelle eingenommen. Jedesmal, wenn er aus 


irgendeinem Grund seine Zelle verließ, mußte er sich zur Durchsuchung nackt ausziehen. Häufig 
waren Durchsuchungen der Körperöffnungen angeordnet. 1979 wurde er mitten in der Nacht | 
heimlich nach Marion verlegt, wo er Bundesgefangener war; das war nur ein paar Monate vor der 
Befreiung seiner Mitangeklagten Assata Shakur. (Vorher war er Gefangener des Staates New 


| Jersey.) Sundiata blieb für achteinhalb Jahre in Marion, dann wurde er nach Leavenworth verlegt. 
Er wurde wegen derselben vorgetäuschten Fluchtgefahr wie Sekou abgesondert und blieb sechs 


Monate im Spezialtrakt. Danach durfte er wieder in den Normalvollzug. 


| James »Blood« Miller war vor seiner Entlassung im letzten Jahr für sechs Jahre in Marion. 


Geronimo ji Jaga Pratt verbrachte acht seiner 20 Knastjahre in Einzelhaft. 

Hugo A Dahariki Pinell, einer der Soledad Brothers, verbrachte 20 Jahre in Einzelhaft. 

Vor ihrer Befreiung verbrachte Assata Shakur mehr als 20 Monate in Einzelhaft. Oft war sie dabei 
in Männertrakten untergebracht. 

Oscar (Gamba) Johnson; Gary Tyler und Johnny Imani Harris haben alle mehr als 5 Jahre in 
Einzelhaft verbracht. i 


| Chul Ferguson-El war 8 Jahre in Bundesgefangnissen im Normalvollzug, ohne daß es 


irgendwelche Verletzungen der Disziplin gegeben hätte. Letztes Jahr wurde er nach Pennsylvania 


| verlegt und dort sofort in Einzelhaft, - (das »Loch«) gesteckt. Auf Anfragen seines Anwaltes 


erklärte die Gefängnisleitung, daß Ferguson-El den Rest seiner Haftstrafe im Loch verbringen 
wurde, weil »er während seiner Haft im Bundesgefängnis von Lewisburg ein Sicherheitsrisiko 
gewesen ists. 


Ende 1988 wurde Bashir Hameed, ein Mitglied der BLA und ein von seinen Mitgefangenen | 
respektierter Muslimführer, im Gefängnis von Shawangunk im Staat New York wegen seiner 
Führungsrolle und seines Organisationstalentes in Einzelhaft genommen. 

Anfang April 1990 wurde Abdul Majid, ein Mitglied der BLA, wegen »seines Ranges in der Muslim- 
hierarchie« in Einzelhaft (die Schachtel) gesteckt. Die offizielle, »Anklage« gegen Abdul war wegen 
Demonstrierens. Es wurde behauptet, daß er einen Koch überreden wollte, während des 


| Ramadans kein Abendessen vorzubereiten. Obwohl der Koch unter Eid aussagte, daß keine 


derartige Konversation stattgefunden hatte, wurde Abdul zu einem Jahr in der »Schachtel« im 
Great Meadows Gefängnis in Comstock, New York verurteilt. Die »Schachtel« besteht aus einer 


| Zellevon 1,8 x 2,4 m, in die Abdul für 23 Stunden pro Tag eingesperrt ist. Zweimal in der Woche 
| kann er allein Sport treiben, in einem eingezäunten Käfig, der 1,8 x 2,7 m groß ist. Duschen ist 
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zweimal die Woche, auBer wenn ein Besuch angemeldet ist. Besuche sind einmal pro Woche 
zugelassen, 

Im Staat New York wurde vor kurzem ein Gesetz verabschiedet, das den Knästen eine mildere 
Handhabung der Verhängung von Einzelhaft vorschreibt. 

Wahrend der 70er Jahre bildete sich im Staatsgefängnis von Pennsylvania eine Gruppe, die sich 


| Schwarze Befreiungsfront (Black Liberation Front) nannte. Sie suchten religiöse Freiheit und | 


Schutz vor Menschenrechtsverletzungen. Von der Gefängnisleitung wurden sie als Terroristen 
abgestempelt und zur Bestrafung herausdividiert. Joseph »Joe Joe« Bowens war 5 Jahre in einer 
Control Unit. Russell »Harun« Shouts, ein BLA-Mitglied, war 3 Jahre ın Einzelhaft und Clifford 
»Lumumba« Futch war 14 Jahre Im Control Unit. 


Abgesondert von Familie und Unterstützern 


In Übereinstimmung mit Dr. Scheins Vorschlag, daß eine Verhaliensveränderung dadurch 
herbeigeführt werden kann, daß ein Gefangener abgesondert wird, um seine emotionalen 
Bindungen zu schwächen oder zu brechen, sind die meisten der neuafrikanischen politischen 
| Gefangenen und der Kriegsgefangenen weit weg von ihren Familien und Unterstützern eingesperrt 


worden. Zum Beispiel wurde Geronimo für viele Jahre in San Quentin im nördlichen Californien | 


eingesperrt. Er hatte eine große Unterstützerbasis einschließlich seines Verteidigungskommittees 
in der Bay Area von Californien. 
Letztes Jahr wurde er ins Gefängnis von Tehachapi in Südcalifornien verlegt. Das war die 


Vergeltung für sein Angebot, als Zeuge für Filiberto Ojeda Rios auszusagen, der in Puerto Rico vor 
Gericht stand. 


Nuh Washington ist im Gefängnis von Wende in Alden, New York eingesperrt. Das ist in der | 


nordwestlichsten Ecke des Staates. Nuhs Verteidiger und seine wichtigste Unterstutzergruppe 
sind in New York City. 

Mutulu Shakur ist im Knast von Lompoc in Californien. Seine Familie, Freunde, Anwälte und 
Unterstützungskommittee sind alle in New York. Trotz dieser Tatsache wurde er von der 
zuständigen Behörde sofort nach Lompoc verlegt. 


| Strafverlegungen 


Um den Strafcharakter einer Verlegung zu verstehen, müssen wir erst einmal richtig einschätzen, 
weiche Unterbrechung der Alltagsroutine solch eine Verlegung verursacht. Wenn einE 
GefangeneR verlegt wird, wird sie/er erst einmal in Schubhaft genommen, das dauert ungefähr 
einen Monat. Während dieser Zeit darf nicht gearbeitet werden und weicher Status als Arbeiter 


auch immer vorher erreicht worden ist, er ist verloren. Kein Ausbildungsprogramm kann belegt | 


werden und frühere Abschlußzeugnisse sind selten übertragbar. Persönliche Habseligkeiten 
gehen oft »verloren« und es können viele Wochen vergehen bis für den Gefangenen eine neue 
Besucherliste erstellt wird. Während dieser Wartezeit werden Besucher häufig dadurch frustriert, 


daß ihre Besuche abgelehnt werden, obwohl sie früher in anderen Gefängnissen zugelassen | 


waren. Zusätzlich werden Freundschaften und Kontakte mit anderen Gefangenen zerstört. 
Herman Ferguson wurde während der letzten 2 Jahre durch den gesamten Staat New York ver- 
schubt. Strafverlegungen sind gegen die »New York Three« exzessiv benutzt worden. Nuh 
Washington wurde während der letzten {7 1/2 Jahre 10mal verlegt. Jalil Bottom war wahrend der 
| letzten 12 Jahre in 6 verschiedenen Gefangnissen des Staates New York. 

Bevor Geronimo ji Jaga Pratt nach Tehachapi verlegt wurde, bedurfte es einer richterlichen 
| Anordnung, um ihn vor einer Verlegung nach Folsom Prison zu bewahren, Es war klar, daß dort 
| sein Leben in Gefahr gewesen wäre. 


Folter 


Nach ihrer Verhaftung wurden die meisten schwarzen poltischen Gefangenen und 
Kriegsgefangenen geschlagen und gefoltert. Abdul Majid erlitt schwere Schläge am Kopf, als er 
zur Zeit seiner Verhaftung verprügelt wurde. Jamal Joseph, Kazi Toure (er wurde brutal 


geschlagen, als er in Handschellen war}, Chui Ferguson, Sundiata Acoli, Sam Browr. (ihm wurde | 
ein Halswirbel gebrochen und medizinische Hilfe verweigert), Assata Shakur (ihr wurde nach einer 


Schußverletzung ausreichende medizinische Hilfe verweigert), Nuh Washington (ihm wurde auch 
medizinische Hilfe für Schußwunden im Gesicht verweigert) und Sekou Odinga waren alle bei ihrer 
Verhaftung brutaler Gewalt ausgesetzt. i 

Sekou wurde nach einer SchieBerei mit der Polizei gefangen genommen. Wahrend dieser 
Schießerei wurde sein Genosse Mtayari Shabaka Sundiata von der Polizei ermordet, als er 
verwundet und unbewaffnet am Boden lag. Sekou wurde verhaftet und viele Stunden lang 
gefoltert, weil die Polizei ihn verhören wollte. Er wurde so stark verprügelt, daß er nicht mehr 
| wiederzuerkennen und seine Bauchspeicheldrüse beinahe ganz zerstört war. Während der 
Foltersessions wurde Sekous Kopf mehrmals in die Toilettenschüssel gesteckt und an der 
| Spülung gezogen, seine Zehen- und Fingernägel wurden ihm rausgerissen und Zigaretten auf 
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seinem ganzen Kérper ausgedrückt. Er mußte für drei Monate ins Krankenhaus und sein 
| Sehvermögen ist aufgrund dieser Prügel eingeschränkt. Dhoruba Bin-Wahad wurde von Wärtern 
| einem anderen Gefangenen als Zielscheibe für einen bewaffneten Angriff präsentiert. Seine 
Anwälte mußten eine gerichtliche Verfügung zur Verlegung erwirken, um weitere Vorfälle in diesem | 
Knast zu verhindern. 


Auch psychologische Folter wird gegen schwarze politische Gefangene eingesetzt. James » Tarife 
Haskins, ein BLA-Mitglied, wurde Praktiken der Gehirnmanipulation und Drogenverabreichung 
ausgesetzt, die Halluzinationen bei ihm hervorriefen. 


Zwangsarbeit 


Die Arbeit der Gefangenen dient zur Erhaltung der Gefängnisse. Arbeitsverweigerung ist ein 
sicherer Weg. um einem Strafrapport und Disziplinarmaßnahmen ausgesetzt zu werden. Es gibt | 
manchmal eine Art der Bestrafung, bei der Gruppen von Gefangenen aufs Feld gebracht und unter 
Androhung von Waffengewalt dort zur Arbeit gezwungen werden. 


Nach seiner Verhaftung in Californien war Mutulu Shakur im Staatsgefängnis von Florida im East 
Unit. Der East Unit ist eine Nachbildung von Marion, Hier wurden Gefangene zur Strafe wegen 
verschiedener Vergehen gegen die Disziplin dazu gezwungen, auf dem Feld zu arbeiten. 


Gesundheitsfürsorge 
und medizinische Versorgung 


Im allgemeinen sind Gesundheitsfürsorge und medizinische Versorgung für die Gefangenen 
einfach nur schrecklich. Bashir Hameed leidet an einer akuten Hypertension. Seine Medikamente 
müssen ständig erhöht werden. Sein Gefängnisarzt hat festgestellt, daß eine weitere 
Unterbringung iin der »Schachtel« eine erhöhte Infarktgefahr birgt. Obwohl der Arzt geraten hat, 
Ihn aus der Schachtel zu verlegen, weigert sich die Gefängnisleitung von Shawangunk, ihn zu 
verlegen. Manchmal ist der Blutdruck von Bashir so hoch, daß er mit Medikamenten nicht mehr 
gesenkt werden kann. 

| Ahmed Evans war ein nationalistischer Schwarzer Fuhrer aus Cleveland in Ohio, der in der 
beruchtigten Southern Ohio Vollzugsanstalt eingesperrt wurde, Wegen fehlender medizinischer 
Betreuung starb er dort an Krebs. 

Als Sundiata Acoli vom Management Control Unit (MCU) im Staatsgefangnis in Trenton nach 
Marion verlegt wurde, stellte sich bei seiner Eingangsuntersuchung heraus, daß er in der MGU an 
einer schweren Tuberkulöse erkrankt war. 

Kuwesi Balagoon, ein Mitglied der BLA, der eine Strafe von 25 Jahren bis lebenslanglich wegen 
versuchter Enteignung des Brink—Panzerwagens verbUBte. starb in einem Knast des Staates New 
York, wegen einer schwerwiegenden Verletzung der medizinischen Sorgfaltspflicht. Obwohl er alle 
Merkmale zeigte, die eindeutig auf Aids hinwiesen, wurde er erst iQ Tage vor seinem Tod in ein 
Krankenhaus verlegt. 





Überwachung, religiöse Freiheit, 
Rechtsbeistand, Persönliche Hygiene 


Alle Besucher von politischen Gefangenen werden ausgedehnten Überprüfungen unterworfen. 
Das bezieht sich sowohl auf die Besuche von Freunden und Verwandten als auch auf 
Anwaltsbesuche. Außerdem werden die Besuche genau vom Wachpersonal aufgezeichnet und | 
manchmal mit erfundenen Begründungen verweigert. 

Anwälte, Freunde und Verwandte, die einen Besuch machen wollen, werden ständig vom 
Wachpersonal belästigt, um sie von Besuchen abzuhalten. Es passiert oft, daß Besucher eine 
weite Reise unternehmen, um einen Gefangenen zu sehen, und dann abgelehnt werden, weil sie 
irgendeine Vorschrift nicht erfüllt haben, die gar nicht existiert oder die schon längst 
buchstabengetreu erfüllt worden ist. Die Besuchszeit für Freunde und Verwandte wird oft ohne 
Begründung gekürzt. 

Anwälten und Rechtsberatern steht oft kein Anwaltsraum zur Verfügung. Oft wird auch der Name 
eines Besuchers von der Besucherliste gestrichen, ohne daß der Gefangene oder seinBesucher 
davon informiert werden. Auf diese Weise wird dem Besucher der Zugang zum Gefängnis solange 
verwehrt, bis er wieder gründlichst überprüft worden ist. Obwohl so eine Überprüfung in weniger 
als 24 Stunden erledigt werden kann, wird Besuchern und Gefangenen erzählt, daß es 6 bis 8 
Wochen dauert, bis die Überprüfung abgeschlossen ist. 

Ohne Erklärung oder logische Grundlage werden Regeln aufgestellt, die die religiöse Freiheit der 
Gefangenen beeinträchtigen. Besondere Zielscheibe für diese Art von Belästigung sind Muslims, 
Mitglieder und Gefangene von MOVE, die ihre Haare in Rastalocken tragen. z.B. wurde Chui 
Ferguson-El aufgrund dieser religiösen Tradition in den Bunker gesteckt, weil er sich weigerte, 
sein Haar zu schneiden. Häufig und weitverbreitet ist auch, die gefangenen Muslims an der 
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Ausubung des Ramadan, den ihr Glaube vorschreibt, zu hindern. Diese Art der Belastigung fand 
ihren Gipfel darin, daß Abdul Majid für ein Jahr in die »Schachtel« gesteckt wurde. 

Es ist für Gefangene sehr schwer, regelmäßigen Kontakt zu ihren Anwälten zu halten, wenn sie in 
Einzelhaft sind. Die Möglichkeit, die Anwälte anzurufen, ist äußerst beschränkt. Sekou Odinga 
muß einen Brief seines Anwalts vorzeigen, in dem steht, daß der Anwalt seinen Anruf erbittet, 
damit er ein R-Gespräch mit ihm führen kann. Alle Telefongespräche werden aufgezeichnet. 


Wenn ein Anwalt im Gefängnis anruft mit der Bitte, daß ein politischer Gefangener die Erlaubnis für 


einen Ruckrüf in die Kanzlei bekommt, wird die Nachricht dem Gefangenen, außer in äußerst 
seltenen Fällen, nicht übermittelt. 


Zensur 


Gefangene, die in Bundesgefängnissen einsitzen, dürfen nur mit ihren Anwalten, engsten | 


Familienmitgliedern und solchen Personen korrespondieren, mit denen sie schon vor Antritt ihrer 
Haftstrafe befreundet waren. Diese offensichtliche Härte ist speziell gegen Gefangene gerichtet, 
die eine längere-Strafe absitzen, weil es ihnen mit jedem Jahr schwerer fällt, neue Freundschaften 
zu schließen. h 

Jeder Brief von Freunden und Verwandten wird gelesen, und die meisten, wenn nicht alle, werden 
fotokopiert. Obwohl die Anstaltsleitungen dies abstreiten ist es die feste Überzeugung des Autors 
| und vieler anderer, daß auch die Anwaltspost gelesen und fotokopiert wird. 

Lesematerial wird je nach Laune der Anstalt gestattet.., 

Politisches Material wird einer eingehenden Prüfung unterzogen. Soviel ich weiß, ist die Literatur 
von Freedom Now in einigen Anstalten vollständig verboten. Im Knast von Wende darf Nuh 
Washington kein Buch, egal ob Hardcover oder Paperback; erhalten, das nicht direkt vom Verlag 
oder von einer Buchhandlung kommt. Er kann allerdings Fotokopien von Büchern erhalten. Für 
diese Regel gibt es keinerlei logische Begründung. 


Überwachung während der Haft 


Der neue Trend bei der Inhaftierung von politischen Gefangenen ist, sie in kleine Trakte zu legen, | 
| die entweder direkt neben oder in einer normalen Anstalt sind. Als Ergebnis davon schießen | 
überall im Land »Mini-Marions« in die Höhe. Spezial- und Hochsicherheitstrakte sind die | 


beliebteste Wahl von Anstaltsleitern, wenn sie es mit politischen - und Kriegsgefangenen zu tun 
haben. 

In Shawangunk wurde ein Hochsicherheitstrakt eingerichtet, der vom eigentlichen Gefängnis voll- 
kommen abgetrennt ist. Die dort einsitzenden Gefangenen verbringen ihre Freizeit, außer zweimal 
in der Woche, getrennt von den anderen Gefangenen in einem speziellen Hof. Die Freizeit für den 
ganzen Trakt ist nach 6 Uhr abends. Sie haben eine eigene Kirche. Das Verhältnis von Wächtern 


zu Gefangenen ist fast 1:1. Jede einzelne Bewegung, die einer der Gefangenen macht, wird | 
aufgezeichnet und in ein täglich erstelltes Aktivitätsdiagramm ‚eingetragen. Jeder Gefangene muß | 


ein 8stündiges Programm absolvieren. 

Den Gefangenen, die dort untergebracht sind, wurde gesagt, dali es keine Möglichkeit gibt. von 
dort wieder verlegt zu werden. Das Justizdepartement des Staates New York vertritt die 
Auffassung. daß Jeder Gefangene, der einmal im Hochsicherheitstrakt gelandet ist, den Rest 
seiner Strafe auch dort verbringen muß. Seit dem 5.10.1988 fordern die Gefangenen die 
Stillegung des Trakts und werden nun in ihre Zellen eingesperrt. Einige der politischen 
| Gefangenen im Hochsicherheitstrakt sind Maliki Shakur Latine, Herman Bell, Al Musadig Yusef 
| von den »Williamsburg 4«und Bashir Hameed vor seiner Verlegung in die »Schachtel«, wo er seit 
| 20 Monaten ist. 


Eine andere Art der Überwachung, die gegen politische Gefangene praktiziert wird, ist die 
 Eskorte. Der/die Gefangene darf sich nirgendwo im Gefängnis ohne Eskorte bewegen. Diese 
Methode wird gegen Nuh in Wende praktiziert. Er darf nicht einmal zu einem Anwaltsbesuch, ohne 
daß seine Eskorte draußen vor dem Besucherzimmer auf und ab patroulliert. 


Zusammenfassung 


| Mit dieser Abriß habe ich versucht, euch einen umfassenden Überblick über die Haftbedingungen 
| der neuafrikanischen/schwarzen politischen Gefangenen zu geben. Einige dieser 
Haftbedingungen gelten nicht nur für Schwarze oder politische Gefangene. Allerdings ist 
angesichts der großen Zahl der schwarzen politischen Gefangenen und Kriegsgefangenen eine 
Analyse ihrer Behandlung hilfreich, um die schlimme Lage aller politischen- und Kriegs- 
gefangenen zu verstehen. 


* Untersuchungskommission über internationale Gesetzgebung 
und Schwarze Freiheitskämpfer 
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INTI 


Zeugenaussage Pat Levasseur 


| Fragen: Rechtsanwalt Robert Boyle 


P.L.: Ich habe an vielen Demonstrationen teilgenommen und mich für die »Welfare«-Rechtsbewe- 
gung interessiert, die für Leute mit geringem Einkommen arbeitete und sich damit befaßte, die 
Ursachen der Armut in diesem Land herauszufinden, und ich bin durch die ganzen USA gereist. | 
1972 kam ich nach Maine, wo ich an der Anti-Kriegsbewegung teilgenommen habe. Gleichzeitig | 
entstand in den USA eine Bewegung, die sich mit den Gefängnissen auseinandersetzte. Es gab 
viele Leute, die wegen politischer Aktivitäten im Gefängnis waren, andere nahmen an 
Demonstrationen teil und fanden sich über Nacht im Gefängnis wieder mit anderen, die wegen 





| schwerer Anklagen saßen. Auch viele, die aus Vietnam zurückkamen, kamen ins Gefängnis, 


Drogenabhängige auch. Es war einfach ein großes soziales Problem, wer ins Gefängnis kam und | 
warum. 


Frage: Wurden Sie schließlich Mitglied einer Organisation namens SCAR?” 
P.L.: Ja, nachdem, was in Attica passiert ist, was viele Leute in den USA schockiert hat... 


Frage: Könnten Sie uns bitte erklären, wie es zu dem Ausschuß gekommen ist, zu dem viele Men- 
schen aus aller Welt zusammengetreten sind, und was 1971 in Attica geschah? 


P.L.: Das Gefängnis Attica liegt in Buffalo in New York. Die lange Geschichte von Mißhandlungen 
und Erniedrigungen, die die Gefangenen dort erfuhren, war von den sozialen Aktivisten, die am 
Gefängniskampf in diesem Land interessiert waren, in Berichten erfaßt worden. Sie erkannten 
schließlich, daß Buffalo hauptsächlich ein Ort der Mißhandlungen und der Isolierung - vor allem 
von Menschen aus Drittweltländern - war. Es gab einen Versuch, unter den Gefangenen in Attica 
eine Organisierung aufzubauen, dem von Seiten des Staates mit starker Repression begegnet 
wurde — von den Justizbeamten, der Nationalgarde und der New Yorker Polizei. Gefangene 
wurden ermordet und gefoltert. Sie hatten einen bestimmten Gefangnisbereich Ubernommen, um 
ihre Rechte zu fordern. Es ging um sehr grundlegende Rechte: Ihr Recht auf ein 


| menschenwürdiges Leben inmitten des Horrors, den das Gefangenendasein bedeutet; 


grundlegende Menschenrechte also... Die Gefangenen wurden soweit gebracht, daß sie sich 
nicht mehr als menschliche Wesen fühlen konnten, ohne das Leben unter diesen Bedingungen für 
nicht lebenswert zu halten. Und so nahmen sie eine sehr gerechte und würdevolle Haltung ein. 
Viele aus der Community waren sich dessen bewußt (z.B. die Anwältinnen und Sprecherlnnen aus 
der Community, die der Welt die Forderungen der Gefangenen vortrugen), doch die Forderungen 
wurden mit Gewehrsalven beantwortet, Sie gingen einfach hin und brachten viele um, Wachen 
genauso wie Gefangene. Sie übten Vergeltung an den Demonstranten. Das wurde alles in 
Protokollen festgehalten, denn es ist Teil einer Klage. Das waren schreckliche Beispiele | 
menschlicher Qual. Der Gouverneur von New York ordnete das Massaker an diesesn Gefangenen 
an, um danach die Gefangenen selbst - für den Mord an ihnen und den Wärtern - anzuklagen. 
Und so hatte ich wieder mal eine Erfahrung gemacht, die mir zeigte, daß ich im Leben keine 
andere Wahl hatte, als die Gründe für Armut und Inhaftierung aufzudecken und aufzuzeigen und 
mich in diesem Zusammenhang gegen Rassismus zu organisieren. Gefängnisse werden von 
unserem Staat als ein Mittel benutzt, ganze Bevölkerungsgruppen unter Kontrolle zu halten. Sie 
werden dafür verwendet, Leute in Knästen einzugraben. Und zu diesem Zeitpunkt entwickelte sich 
das Problem der politischen Gefangenen, weil an Leute wie George Jackson, den Black Panthers 


| und vielen anderen deutlich wurde, daß das alles zu einem Apparat gehörte, den unsere | 
| Regierung einsetzte, um die Aktivitäten der Bevölkerung zu kontrollieren. 


Frage: Istes dazu gekommen, daß - als Ergebnis ihrer Arbeit an den Problemen in Attica und ihrer 
anderen Gefangenenunterstützungsarbeit - Sie selbst, Raymond Levasseur, Thomas Manning 
und Carol Manning, die auch zu den »Ohio 7« gehörten, von der Regierung überwacht und 


| angegriffen wurden? 


P.L.: Ja, das war zu der Zeit, als wir die Organisation SCAR gründeten, die mit den Familien der 
Gefangenen und mit sozialen Gefangenen arbeitet. Und was mich betrifft, ging es um die Frauen 
und Familien der Gefangenen, die wir besuchten. Später arbeiteten wir im Bereich der 


| Strafgesetzgebung, hielten Versammlungen im Gefängnis ab und gründeten eine | 
| Gefangenengewerkschaft. Wir hatten fest damit gerechnet, daß jeder überwacht werden konnte, 


der an einer politischen Organisation beteiligt war. Wir hatten Erfahrungen mit Anti- 
Kriegsdemonstrationen, und wir hatten nur eine Vermutung, die wir wahrscheinlich nicht ernst 
genug genommen haben, eine Vermutung, daß wir überwacht wurden. Als wir den Telefonhörer 
abnahmen, sagte jemand »FBil am Apparat« und es war nicht die Person, mit der wir telefonierten. 
Dann hörten wir vieles am Telefon und sahen auffällige Leute vor unserem Zentrum. Zu dieser Zeit 
war es offensichtlich, zu anderen Zeiten war es nicht so offensichtlich. Seit damals - durch die 
Untersuchungen in den verschiedenen Strafverfahren - konnten wir die eigentliche 
Überwachung, die Todesdrohungen und die Gründung eines Todeskommandos dokumentieren; 


16 








das Todeskommando befand sich im Polizeidepartment von Portland. Doch unsere Arbeit war sehr 


basisorientiert und gehörte dem Mainstream an. Wir arbeiteten ganz öffentlich in der Community | 
| und nahmen an, das alles gehöre eben zum Preis, den man für diese Arbeit bezahlen mußte. Wir | 


hatten mit anderen Leuten in anderen Teilen des Landes gesprochen, die ähnliche politische 


Arbeit nachten, und ihre Erfahrungen waren die gleichen und in vielen Fällen waren sie noch viel | 


schlimmer. 


Frage: Kam ein Zeitpunkt, an dem - als Ergebnis der Überwachung und Unterdrückung von Seiten 
der Regierung, die auch die Gründung eines Todeskommandos im Polizeidepartement 
miteinschloß -— sie und Leute, mit denen sie zusammenarbeiteten, sich dafür entschieden, in den 
Untergrund zu gehen? 


P.L.: Ja, wir hörten von dem Todeskommando und dann eröffneten wir einen kleinen Buchladen, 


der radikale Literatur verkaufte, und wir schickten den Gefangenen kostenlos Bücher zu. Eine | 


Frau, die im Buchladen arbeitete, wurde überfallen und vergewaltigt, und der Vergewaltiger riß 
auch die Poster von den Wänden und warf Bücher umher. Er gab uns zu verstehen, daß es sich 


nicht einfach um gewöhnliche Gewalt handelte, sondern daß sie auch einen ideologischen Aspekt 


| habe. Manche der Männer waren schon einmal im- Gefängnis gewesen und wollten nicht das 


Risiko eingehen, nochmal ins Gefängnis zu kommen. Manche waren bekannt oder befreundet mit ! 
Leuten, die große Angst vor Vergeltung und Verhaftung hatten. Und so gingen im Zeitraum | 


zwischen 1974 und 1976 zu verschiedenen Zeitpunkten Leute, in den Untergrund. Einige von 
Ihnen, Raymond Levasseur und Thomas Manning, gingen in den Untergrund, kurz nachdem die 
Gründung eines Todeskommandos bekannt geworden war. 


Frage: Und wie lange blieben Sie im Untergrund? 
P.L.: Nun, ich ging 1976 in den Untergrund, nach der Geburt meiner Tochter Carmen. Am 4. No- 
vember 1984 wurde ich mit Raymond und meinen Kindern festgenommen. Wir fuhren gerade in 


einem Lieferwagen in der Nähe unseres Wohnortes Ohio. 


Frage: Liefen gegen Sie persönlich irgendwelche Anklagen, während Sie im Untergrund waren? 


| P.L.: Nein, nach mir wurde nicht gefahndet, und ich war auch nie vorher im Gefängnis und hatte 


| keinerlei Anklagen. 


Frage: Aber ist es nicht so, daß Raymond Levasseur und einige der anderen Leute nach Meinung 
| der Regierung an politisch motivierten Bombenattentaten beteiligt waren? 


P.L.: Ja, wir wurden verdächtigt, an Bombenattentaten teilgenommen zu haben, die in der Zeit von 
1976 bis 1984 stattfanden, Sie verdächtigten uns, am Sam Melville - Jonathan Jackson Unit 
beteiligt zu sein und später auch an der »United Freedom Front«, die Bombenattentate auf 
Unternehmensgebäude und militärische Einrichtungen verübte, die mit Südafrika und Puerto Rico 
in Geschäftsverbindung standen. 


Frage: Wie hat die Regierung die Tatsache genutzt, daß Sie selbst, Raymond und Tom und Carol 
Manning kleine Kinder hatten, während sie auf Sie Jagd gemacht haben, solange Sie im 
Untergrund waren? 


P.L.: Um 1980 wurden die Behörden darauf aufmerksam, daß wir Kinder hatten. Zu der Zeit | 


wußten die Leute, daß ich ein Kind, Carmen, hatte und durch eine Ermittlung entdeckten sie 1980 
und 1978, daß wir noch zwei Kinder hatten, und sie hatten herausgefunden, daß die Mannings ein 
Kind, Jeromey, hatten. Später, nach 1981, fanden sie heraus, daß sie noch zwei andere Kinder, 
Jonathan und Tamara, hatten. Wir lebten in ländlichen Gebieten in den Vereinigten Staaten, 
hauptsächlich im Nordosten, und auf ihrer Suche nach uns hatten sie viele Verwandte und 
Freunde aufgesucht und die Familie überwacht. Sie hatten gewußt, daß wir an einigen Dingen in 
Maine beteiligt waren. Sie benutzten diese Informationen, die sie gesammelt hatten, um zu 
versuchen, ein psychologisches Profil von uns zu erstellen. Damit wollten sie herausfinden, 
welchen Lebensstil wir hatten und wo wir wohnten, und sie hatten herausgefunden, daß unsere 
Kinder Infektionen der Ohren hatten, und daß wir natürlich Nahrung aßen und in ländlichen 
Gebieten lebten. Durch all diese Informationen hatten sie sich ausgerechnet, wir müßten im 
| westliche Teil von Massachusetts leben. Ichmeine, das war nichtrichtig, aber sie waren zu dieser 
Schlußfolgerung gelangt. Und so verteilten sie in dieser Gegend vor allem Broschüren und Poster 
| und fügten Bilder meiner Kinder und der Kinder der Mannings bei. Später legten sie Bilder von 
Barbara Curzi und Jaan Laaman bei; sie hatten Bilder von allen Kindern, sie hatten 
| Réntgenaufnahmen von Jeromey Mannings Gebiß, die sie an Schulen und an Hals-Nasen- 
Ohrenspezialisten im ganzen Land sowie an Arztpraxen und Kindertagesstätten schickten, und sie 
übersäten hauptsächlich Westmassachusetts mit diesen Dokumenten. Sie verwendeten 
Fahndungsplakate, die unter den Dokumenten sind, die ich der Jury des Tribunals zur Verfügung 
gestellt habe. Fahndungsplakate werden verwendet, wenn Leute wegen eines Verbrechens 
gesucht werden und beschreiben die gesuchten Personen. Was die »Wanted-Poster«von mir und 
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| meinen Kindern betrifft, die ich beigelegt habe: Wir waren nicht wegen eines Verbrechens 
| gesucht. Und die Kinder wurden sicher nicht einmal verdächtigt, ein Verbrechen begangen zu | 


haben. Sie waren unschuldige Kinder. Diese Broschüren hießen »Bos Luc«-Broschüren, »Bos« 
nach Boston, der Gegend, wo ermittelt wurde, und »Luc« nach dem zweiten Vornamen von 
Raymond Levasseurs Mutter. Die Broschüren hingen am Armaturenbrett aller örtlichen 
Polizeistreifen. In diesen Dokumenten kam eine Todesschuß-Mentalität zum Ausdruck. Manchmal 
wurden während dieser Zeit auch Fingerabdrücke von Schulkindern gemacht mit dem Vorwand, 
es gehe darum, vermißte Kinder zu identifizieren. Diese Vorgehensweise hat seither wieder 
nachgelassen - die Eitern wollten nicht, daß es Unterlagen mit den Fingerabdrücken ihrer Kinder, 
die noch sehr klein waren, gab. Doch ich fand, es war kein Fehler, wenn man davon ausging, daß 
sie glaubten, diese Kinder würden werden wie ihre Eltern oder es bestände zumindest das Risiko 
dazu, und wenn man voraussetzte, daß diese Kinder genausowenig Rechte hatten wie ihre Eltern. 


Frage: Ich möchte auf ein Beweisstück hinweisen, auf das Miss Levasseurs Vorlage sich bezieht, 
das aber nicht in ihr enthalten ist. Und ich möchte der Jury zu ihrer Information das Protokoll der 
unter Eid abgelegten Aussage Jeromey Mannings geben, die er bei einem Verhdr durch das FBI 
und die Polizei des Staates New Jersey im Jahr 1985 gemacht hat, als er 11 Jahre alt war. 
Wievielen Anklagen sind die Mitglieder von »Ohio 7« unterworfen worden? 


P.L.: Ich wurde 1985 zunächst verfolgt, weil ich einem Gesuchten mit falscher Identität 
Unterschlupf gewährt haben sollte. Kurz darauf wurden wir alle in Brooklyn, dem östlichen Bezirk 
von New York, wegen der Bombenattentate der »United Freedom Front« angeklagt. Die 


Verhandlung dauerte ungefähr 6 Monate. Innerhalb von zwei Wochen nach der Verurteilung für 
| diese Beschuldigungen wurden wir alle wegen aufrührerischer Verschwörung angeklagt, wegen | 
RICO-Verschwörung und wegen Unterstützung. Weitere Strafverfolgungen gab es anfangs 


wegen eines Bankraubs in Maine, die Anklage wurde aber wieder fallengelassen und in die andere 
Anklageerhebung aufgenommen. Thomas Manning wurde in New Jersey angeklagt, zusammen mit 
Richard Williams, und es gab noch eine andere Anklage wegen des Todes eines Polizisten aus 
New Jersey; sie wurden zwischen den Verhandlungen in Brooklyn und Massachusetts vor Gericht 
gestellt. So gab es einige Verhandlungen. Es began 1984. Die wichtigere wurde letztes Jahr im 
Dezember in Massachusetts beendet, und Richard Williams wurde in New Jersey nochmal vor 
Gericht gestellt, weil die Geschworenen in seinem Fall zu keinem Urteil kommen konnten. Ich 
komme mit den Jahreszahlen durcheinander, aber ich glaube, das war 1986. 


| Frage: Unmittelbar vor Ihnen hat Miss O’Melveny die Taktik der US-Regierung beschrieben, wie 


sie Leute aus verschiedenen Zuständigkeitsbereichen unter Staats- und Bundesgesetzen für ein 


und dasselbe angebliche Delikt verfolgt haben. Ist das auch in den Fällen der »Ohio 7« 
geschehen? 


P.L.: Doch, geanau. Die Anklagen in Brooklyn wegen Verschwörung und elf Bombenattentaten 
wurden in die RICO-Statute in Massachusetts als Brandstiftung aufgenommen. So hatten sie uns 
nicht wegen Bombenattentaten in New York und Massachusetts anklagen können. Sie änderten 
Bombenattentate in Brandstiftung um, damit es in das RICO-Statut paßte. Und das 
Verhaltensmuster und das angebliche Verhalten, das sie kriminell fanden, war eine genaue 
Wiederholung des Brooklyner Falls. Der Bostoner Fall unterschied sich lediglich dadurch, daß die 
Bezeichnungen für manche Taten umgeändert wurden, um in die Statute zu passen und dadurch, 
daß wir dreimal angeklagt wurden - wegen dreier Anklagepunkte. In Massachusetts war es 
Aufwiegelung, und die zwei »RlCOs« hatten ebenfalls die gleichen Anklagen. Da sie nicht alles 
dreimal abtippen wollten, haben sie sich einfach auf die erste Anklage bezogen. Es ist also nur 
eine Art, mit dem Recht; den Worten und der Terminologie zu spielen, um höhere Zeitstrafen zu 
erreichen. In Brooklyn konnten die Geschworenen in keinem der drei Anklagepunkte zu einem 
Urteil kommen. Aber die Leute wurden dort verurteilt, auf jeden Punkt der Anklage stand eine 


| bestimmte Zeit, so daß die Frauen wegen zweier Anklagepunkte verurteilt wurden. Wir bekamen 


15 Jahre und die Männer, die in vier Punkten für schuldig befunden worden waren, bekamen 45 
Jahre usw. Dann wurde mein Fall von den anderen abgetrennt, und mein Anwalt konnte mich nicht 
mehr vertreten. Aber ich blieb hier in New York im MCC, der bundesstaatlichen Anstalt für 
Untersuchungshäftlinge, während der ganzen Verhandlung. Das alles passierte innerhalb von nur 
zwei Wochen und es ist unvorstellbar für Leute, die diese Erfahrung nicht selber gemacht haben, 
was es heißt, sich an den Gedanken zu gewöhnen, durch einen Bundesrichter in Brooklyn zu 
solch hohen Strafen verurteilt worden zu sein, Nach zwei Wochen da rauszukommen und 16 Jahre 
erhalten zu haben. So stark ein Mensch auch sein mag, es ist eine unglaubliche und trau- 


| matisierende Erfahrung. Und die Regierung bezweckte bestimmt damit, die Leute zu schwächen, 


um sie schließlich unter der Belastung zusammenbrechen zu sehen. Es ist nicht allein der 


| Urteilsspruch: Wenn dir jemand dein Leben und die Kraft deines Lebens wegnimmt, es ist mit 


Worten nicht zu beschreiben, was für ein Gefühl das ist; nein, es ist auch die Verhandlung selbst. 
Und was wir in diesen Verhandlungen erfahren haben, war für alle eine harte Prüfung ihrer Stärke 
als menschliche Wesen. | 

Frage: Von allen Leuten der »Ohio 7« sind sie momentan die einzige, die nicht inhaftiert ist. Ist das 
richtig? 
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P.L.:.Ja, 


Frage: Und Barbara Curzi-Laaman und Carol Manning verbüßen Haftstrafen von 15 Jahren. Ist 
das richtig? 


P.L.: Ja, das stimmt. 


Frage: Und die Männer der »Ohio 7«, Raymond Levasseur, Thomas Manning, Richard Williams 
und Jaan Laaman verbüßen Haftstrafen von 45 Jahren plus lebenslänglich plus 30 Jahre. Ist das 
richtig? 


P.L.: Richtig. 


Frage: Ich möchte mich bei Ihnen bedanken, Miss Levasseur, und wir werden das Wort nun an die 
Jury weitergeben und uns ihre Fragen anhören. 


Jury: Ich möchte Ihnen danken für Ihren sehr vollständigen und sehr bewegenden Bericht über 
ihre Verhandlung und Ihre Erfahrungen. Und ich glaube, was klar herauskam, war eine Art 
hysterischer Sicherheit. Sie sprechen von weiblichen Gefangenen, denen Ketten um die Beine 
gelegt wurden, noch bevor sie ihre Zellen verlassen konnten. Und von Menschen, die in Ketten um 
die Huften, Handschellen, Ketten um die Beine und in anderen Ketten transportiert wurden. Und 
Sie selbst waren dem ausgesetzt. 


P.L.: Ja, bei vielen Gelegenheiten. 


Jury: Zu Ihren Erfahrungen als Gefangene: Welche Unterschiede gab es zwischen der Art, wie Sie 
behandelt wurden und der Behandlungsweise gegenüber Frauen, die wegen schwerwiegender 
Straftaten ohne politischem Ausmaß angeklagt oder verurteilt waren? Ich meine, ist das nicht eine 
gangige Barbarei gegenüber Gefangenen, oder gab es besondere Merkmale Ihrer Erfahrung, die 
Sie unterstreichen würden? 


F.L.: Oh, es gab große Unterschiede, weil wir als Terroristen bezeichnet wurden, und tatsächlich 
mußte der ganze Gefängnistrakt abgeriegelt werden, wenn wir weggebracht wurden. Dann 
beschuldigten uns die anderen Gefangenen, wir würden ihnen ihre Ruhe rauben. Wir hatten auch 
nie die Gelegenheit, uns mit ihnen zu verständigen, weil wir immer von den anderen Gefangenen 
isoliert waren. Es war ein großer Unterschied. Wir konnten nicht mit den anderen Gefangenen zu 
den Gerichtsterminen fahren, weder auf dem Hinweg noch auf dem Rückweg. Die Marshals 
fuhren uns hin, nachdem wir einem Bodycheck unterzogen worden waren. Selbst wenn man eine 
Woche ganzlich allein eingeschlossen gewesen war, ohne daß einen jemand gesehen oder 
berührt hätte, machten sie diesen Bodycheck mit einem, bevor man die Zelle verließ und danach 
bei jeder weiteren Etappe. Und wir wurden immer von zwei Wachposten bewacht, uns wurden 
Handschellen angelegt, und die Wachposten eskortierten uns durch das ganze Gebäude, z.B. 
wenn wir einen Anwaltsbesuch machten oder wo auch immer es war. Wir wurden immer sehr stark 
kontrolliert, wenn wir irgendwohin gebracht wurden. Einige Gefangene wurden eingeschlossen, 
wenn sie uns wegbrachten, es war immer sehr außergewöhnlich, es war nicht gerade eine 
Erfahrung, die jeder machte. Bei dem Transport waren schwerbewaffnete US-Marshals 
anwesend, und wenn wir in die Bezirke kamen, nahm immer die Staatspolizei an unserem 
Transport teil. 


Frage: Danke. Noch weitere Fragen? Danke, Miss Levasseur. 
Anmerkung 
*SCAR - »Statenwide Correctional Alliance for Reform, traten für Gefangnisreform ein, brachten 


eigene Zeitung heraus und machten Arbeitskreise mit den Gefangenen im Maine State Prison. SCAR 
hatte auch ein eigenes kleines Zentrum. | 
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| Zeugenaussage von Alberta Africa (MOVE) 


Fragen: Rechtsanwalt Lennox Hinds 


Frage: Diese Zeugin wird die letzte Zeugin in dieser Vormittagssitzung sein, und sie wird mehr als 
alle anderen die gewaltätigen und ungeheuerlichen Taten von Vertretern des Staates und von 


| einzelnen Polizeiabteilungen belegen, die gegen hilflose Menschen aus der Community, die 


wagten, anders zu sein, und die es wagten, die einfachsten und grundlegendsten Forderungen zu 
stellen, was dazu führte, daß ein Policedepartment einer der Großstädte der Vereinigten Staaten 
zu der Entscheidung kam, Bomben auf diese Menschen zu werfen, um sie auszuradieren. Und 


kein einziger Justizbeamter oder ein Beamter oder gewählter Abgeordneter dieser Stadt - der 


»Stadt der brüderlichen Liebe«, Philadelphia, Pennsylvania. der Heimat von, Benjamin Franklin, wo 
die Freiheitsglocke schweigt - elf Menschen, darunter fünf Kinder, wurden vom Policedepartment 
von Philadelphia ermordet... Und kein einziger der Verantwortlichen wurde vor Gericht gestellt, 
gegen keinen einzigen wurde überhaupt nur ermittelt. Dagegen fanden sich die Opfer dieses 
ungeheuerlichen Vorfalls kriminalisiert und im Knast wieder. Meine Damen und Herren, verehrtes 


| Tribunal, zu meiner großen Freude darf ich Ihnen als Zeugin der Anklage im Fall Nr. 45 Alberta 
Africa vorstellen. Würden Sie dem Gericht bitte als erstes Ihrer Namen nennen? 


A.A.: Mein Name ist Alberta Africa, Ich bin Mitglied der Organisation MOVE. 


| Frage: Und wo wohnen Sie, Miss Africa? 


A.A.: Ich wohne in Philadelphia. 
Frage: Seit wann wohnen Sie in Philadelphia? 
A.A.: Ich wurde in Philadelphia geboren und habe mein ganzes Leben lang dort gelebt. 


Frage: Welches sind die Ziele der Organisation MOVE? 


| AA.: MOVE ist eine revolutionäre Organisation. Aber ich muß dazu sagen, daß wir unter 


Revolution nicht das begreifen, was den Menschen hier vom System erzählt wird. Mit anderer 
Worten: Für uns heißt Revolution nicht Gewalt und Mord und ziellose Zerstörung. Tatsache ist. daß 
John Africa, der Gründer von MOVE, sagte, daß Revolution ganz einfach heißt, Bewegung zu 


erzeugen, das, was still steht, in Bewegung zu bringen. Und wir sagen: Da die Gesellschaft im 
| Zustand der Zerstörung ist, steht das Leben still. Und es ist unsere Sache, aufgrund des 
Zustandes der Gesellschaft und der ganzen Zerstörung, diesem unerträglichen Zustand ein Ende | 


zu machen, damit sich’ Leben überhaupt erst entwickeln kann. Damit alles, auch der Mensch 
selbst, frei werden kann. 


Frage: Wo sind die Hauptquartiere der Organisation? 


| AA.: Also, dazu muß ich sagen: Wir haben gar keine »Hauptquartiere«. Wir haben einen Ort, wo 


wir zur Zeit leben, aber die Häuser, die wir früher »Hauptquartiere« genannt hatten - eines wurde 
1978 vom Policedepartment von Philadelphia abgerissen, übrigens direkt über unseren Köpfen, 
das andere wurde 1985 bombardiert. 


Frage: Können Sie den Mitgliedern des Tribunals sagen, wann Ihre Organisation das erste Mal mit 
dem Policedepartment von Philadelphia konfrontiert war? 


A.A.: Die MOVE-Organisation hatte genau ab dem Moment mit der Polizei zu tun, als sie heraus- 
fanden, daß es MOVE ernst damit war, das zu tun, was richtig ist und daß MOVE nicht käuflich ist. 
Und das lief bereits 1972. Der erste Zwischenfall, bei dem sich für MOVE herauskristallisierte, 


| daB wir uns auf eine Art selbst verteidigen müssen, war 1973, als zwei unserer Mitglieder, zwei 
| Frauen, die kleiner sind als ich, als zwei schwangere Frauen abends auf dem Weg zum Einkaufen 


angegriffen wurden. Eine von ihnen, Lucille Africa, hatte aufgrund dessen eine Fehlgeburt. Das 


war der erste Zwischenfall, durch den für MOVE klar wurde, daß wir in die Schußlinie der Polizei | 


von Philadelphia geraten waren. Bis dahin waren alles mehr oder weniger verbale Schikanen 
gewesen, 


Frage: Haben Sie eine Einschätzung, warum ihre Organisation vom Policedepartment von 
Philadelphia mit Angriffen verfolgt wurde? 


A.A.: Ja. Das ist ganz einfach. John Africa, unser Gründer, wußte einige sehr wichtige Dinge. Und 
die sind die Wahrheit. Und als es gerade losging mit MOVE, Anfang der 70er Jahre, da waren 
unsere Aktivitäten, zu verschiedenen Foren zu gehen und zu Plätzen, wo Leute 


zusammenkommen, um über ich weiß nicht was zu reden. Es ging darum, diese Leute mit unserem | 


Wissen zu konfrontieren. Also nicht, zu kämpfen oder »Unruhe zu stiften«, wie sie es nennen. Es 
ging darum, das Wissen, das John Africa uns vermittelt hatte, den Menschen weiterzugeben, weil, 
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wissen Sie, es gibt die bedingte Notwendigkeit auf dieser Welt, Losungen zu finden. Es gibt sehr | 


viele Probleme. Und die Leute von MOVE sind ja nicht die einzigen, die um diese Probleme wissen. 
Das wird ja in diesem Tribunal klar, daß die Probleme existieren. und daß viele ein Bewußtsein 
darüber haben. Was MOVE sagt, ist, daß es Lösungen geben muß, Ich meine: Wir können da ewig 
drüber reden - es müssen einfach Lösungen her, um dem Ganzen ein Ende zu setzen. Und wir 
| sagen: John Africa hat die Lösung. MOVE hat sie. Und sie ist sehr einfach, und sie ist die 
Wahrheit. Alle, die davon gehört haben, wissen, daß es die Wahrheit ist, aber niemand will sich 
damit auseinandersetzen, weil das hieße, mit vielem zu brechen, woran die Menschen gebunden 
sind. Und ich sage: An irgendetwas festzuhalten, das aus dem Problem kommt, hat zur Folge. daß 
das Problem weiter existiert. Das ist in der heutigen Gesellschaft ganz offensichtlich der Fall. Es 
liegt wirklich auf der Hand, warum wir angegriffen werden. Die Gesellschaft ist verkommen. und 
das ist sie, weil die Regierung verkommen und korrupt ist, die solche Inhalte lehrt. Ich meine: 
Schließlich sind ja nicht nur diejenigen Lehrer, die vor unseren Kindern in den Schulräumen 
stehen. Die Regierung ist ein Lehrer, weil von ihr alles ausgeht. Und wir sagen: Sie ist verkommen 
und korrupt, und wir haben Beweise dafür. Es ist doch offensichtlich: Nur die Armen kommen ins 
Gefängnis. Sie sagen: Sie haben Gesetze. Und eines dieser »Gesetze« sagt: Du darfst niemanden, 
töten. Die Bullen bringen aber tagtäglich Menschen um, und sie kriegen 'ne Gehaltserhöhung 
dafür. Wenn Arme jemanden umbringen, kommen sie dafür in den Knast. Im Knast gibt es keine 
Reichen, nur Arme. Wir sagen: In so einer Situation, in der das Gesetz außer Kraft gesetzt ist, ist 
das ganze bloß Fassade. Und das ist nur ein Beispiel dafür, was wir über die Regierung offen ge- 
| macht haben, und was für sie Anlaß war, uns anzugreifen. Es ist doch so: Eine Regierung, die 
korrupt ist, kann sich nicht leisten, daß es Menschen gibt, die offen gegen diese Korruptheit 
reden. Es ist doch so: Sie wollen nicht damit aufhören, damit, zu tun, was sie tun. Sie machen 
damit zu viel Geld. Also müssen sie, um weitermachen zu können, die Stimme zum Schweigen 
bringen, die sie bloßstellt. Mit allen Mitteln. Da ist es ihnen egal, ob sie uns umbringen müssen 
oder für den Rest unseres Lebens einlochen. Es geht ihnen grundsätzlich darum. daß wir 
aufhören, die Wahrheit zu sagen über die Verkommenheit und über die Korruption in diesem Land. 


Frage: Gut. Es gab in der Zeit um 1977 eine Konfrontation zwischen Ihrer Organisation und dem 
Policedepartment von Philadelphia. 


A.A.: Ja, dazu kam es. 
Frage: Können Sie uns dazu etwas sagen? 


A.A.: Ja. Und ich würde sagen: MOVE bestimmte diese Konfrontation von 1977. Wir fingen sie an, 
weil wir ein für allemal genug davon hatten, daß sie unsere Babies ermordeten. Wir hatten es 
einfach satt, blutig geschlagen zu werden für nichts - außer der Tatsache, daß wir Mitglieder von 
| MOVE waren. Wir hatten es übersatt, bei friedlichen Demos festgenommen zu werden - von denen 
die Verfassung sagt, jeder habe das-Recht dazu. Und wir hatten es satt, hunderte und tausende 
Dollars zu zahlen für Kautionen, die sie gegen uns verhängt hatten ohne jedes Recht. Also: Wir 
hatten alles eingesteckt, was wir einstecken konnten. und an dem Punkt war einfach Schluß. Sie 
hatten uns mit dem Rücken zur Wand. Und, wissen Sie, im Gegensatz zu dem. was oft öffentlich 
behauptet wird: Wir sind eben nicht verrückt. Wir sind im vollen Besitz unserer geistigen Kräfte. 
und wir verstehen sehr wohl die Bedeutung von Selbstverteidigung. Es war einfach so: Sie hatten 
| uns in eine Position gebracht, wo wir keine Wahl mehr hatten. Der Punkt war einfach erreicht, 
| damals, 77, als das Baby von meiner Schwester, Janine Africa. vor unserem Haus vom 
Policedepartment von Philadelphia buchstäblich zu Tode getrampelt wurde. Das war’s dann. Mehr 
konnten wir nicht einstecken, 50. Was wir dann machten, war einfach: Wir kamen zusammen als 
Organisation, und wir hatten da so eine Plattform vor unserm Haus, und auf diese Plattform haben 
wir uns gestellt, um diese Brutalität anzuklagen. Wir haben das so gemacht, weil wir aus Erfahrung 
wußten, Demonstrationen würden keine Antwort sein. Wir hätten nicht mal die Chance gehabt, den 
Mund aufzumachen, bevor sie uns zusammengeschlagen und festgenommen hätten. Und daß wir 
| bei friedlichen Demonstrationen zusammengeschlagen und festgenommen worden waren, das 
hatten wir jahrelang mitgemacht. Du sagst fünf oder zehn Worte, und schon nehmen sie dich fest. 
Also haben wir entschieden, daß es in dieser Situation das Beste wäre, uns in eine Position zu 
| bringen, wo sie nicht an uns rankommen können, und wo wir die Möglichkeit haben würden, so 
lang und so viel zu reden, wie wir wollen; zu reden über das, was mit uns gemacht worden war, zur 
Community zu reden und zu allen, die uns zuhoren wollten. Das war unser eigentliches Ziel 1977. 
Es ging nicht darum, Bullen zu killen oder darum, die Nachbarn zu terrorisieren oder gar 
umzubringen. Unser Ziel war einfach, der Welt zu berichten, was die Bullen und die Behörden der 
Stadt Philadelphia mit uns gemacht hatten. Und wir wußten, dafür brauchten wir irgendeine Art von 
Schutz, damit sie uns nicht gleich zusammenschlagen konnten und einknasten. Also machten wir 
diese Kundgebung vor unserm eigenen Haus. Wir hatten Waffen, weil wir wußten, das würde sie 
erstmal davon abhalten, auf uns zu schießen. Die Waffen dienten der Abschreckung. Sie waren 
nicht zum Töten da. Wir wußten, dazu würde es nie kommen. Das wußten wir. In dieser Hinsicht 
war es das erste Mal, daß so was zwischen MOVE und der Stadt Philadelphia passierte. Deshalb 
war klar, daß es keine totale Eskalation geben würde, wie dann später am 13. Mai 1985. 


Tatsache war, daß die ganzen Waffen nicht einsatzfähig waren, weil wir von Anfang an nicht die | 


Absicht hatten, auch nur einen einzigen Schuß abzugeben. Wir wußten, dazu würde es nicht 
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kommen, Auch auf der Plattform trugen wir die Waffen nur nach oben gerichtet, wir zielten nie auf | 
jemanden. Aber es hatte seine Wirkung. Sie blieben uns vomLeib. Ein ganzes Jahr lang. Und für 


| ein ganzes Jahr hatten wir ein offenes Forum, von wo aus wir unsere Anklagen gegen die Stadt | 


Philadelphia öffentlich machen konnten. Die ganze Brutalität - all die Babies, die sie ermordet 
hatten - ich selbst hatte zwei Fehlgeburten aufgrund ihrer Schläge. Ich wurde zusammen- | 
geschlagen, nachdem sie mich auf einer friedlichen Demonstration festgenommen hatten. Und 
auf dem Weg zum »round house« (Polizeigefängnis) der Stadt Philadelphia schlugen sie mich 


| gegen meine Vagina. Zwei männliche Bullen hielten mich auf dem Boden fest, und sie traten immer 


wieder gegen meine Vagina. Sie wußten, daß ich schwanger war, und ich erlitt infolgedessen eine 


| Fehlgeburt. Und ich hatte noch eine, Jahre später... Ich hab ja schon erwähnt, daß Janine Africas 


Baby umgebracht worden war, Ronda Africa war auch schwanger, - - sie war ein anderes 
Mitglied von MOVE - ermordet am 13. Mai 1985, Sie war damals schwanger, und zwar im neunten 


| Monat, und sie wurde so geprügelt, daß das Baby zwei Tage später geboren wurde. Und als der 
| Kleine auf die Welt kam, war sein Körper übersät von Quetschungen. Er lebte keine halbe Stunde. 


| Er starb. Und Lucilles Baby... und immer mehr Beispiele für Brutalität. Unsere Männer mit 





gebrochenen Armen, ausgeschlagenen Zähnen, gebrochenen Beinen..., all diese gemeinen. 


gewalttätigen Dinge, die sie uns angetan hatten, weil wir damals 1977 Widerstand geleistet 


hatten. 


Frage: Berichten Sie uns von der Hungerblockade durch das Policedepartment von Philadelphia. 


| A.A.: Das geschah im Verlauf der Konfrontation im Mai 1977. Sie ging vom damaligen | 


Bürgermeister Frank Rizzo aus. Sie war seine »Lösung«, um die ständigen Kundgebungen von 
MOVE zu beenden. Er dachte, wenn wir nicht durch Einschüchterung von der Plattform zu 
vertreiben wären, daß er das durch Aushungern schaffen könnte. Aber das funktionierte nicht. Die 
Hungerblockade dauerte mehrere Monate, 


Frage: Sie sagten 53 Tage? 


A.A.: Ich bin nicht sicher. Ich komm da nicht so mit mit all den Tagen und Monaten und so... Aber 


| es zog sich über eine ganze Zeit lang hin. Wir hatten es trotzdem ziemlich gut, weil wir von der 


Community, in der wir lebten, riesige Unterstützung erhielten. Von derselben Community, von der 
die Regierung immer behauptete, sie würde MOVE hassen. Wissen Sie, dieselben Leute, die 
angeblich gegen MOVE sein sollten, kamen und unterstützten uns. Sie gaben uns Essen, 


Flaschen, Quellwasser, alles, von dem sie dachten, wir würden es während dieser Belagerung 


brauchen. Und Tatsache, das Essen reichte aus, und als sie dann schließlich das Haus 
abgerissen haben, da war immer noch Essen da. Aber das wichtigste, der entscheidende Punkt | 
ander Sache war, Rizzo dachte, er könnte der Konfrontation so ein Ende setzen. Und sie wollten | 


ein Ende. 


| Frage: Dadurch, daß er versuchte, Sie auszuhungern? 


A.A.: Genau. 


Frage: Und die Community kamen Ihnen zur Hilfe und ernährte sie? 


| A.A.: Ja, dastaten sie, Solange, bis ihnen nicht mehr erlaubt wurde, in die Nähe unserer Plattform 


zu kommen. Und sogar dann noch versuchten einige Menschen, dorthin durchzukommen. Um das | 


| zu verhindern, haben sie sie blutig geschlagen. Ich rede von religiösen Menschen, älteren 


Menschen, die keine Radikalen sind, die nicht als radikal angesehen werden oder Menschen..., 
wissen Sie, einfach ganz normale Leute, die jeden Tag zur Arbeit gehen und dann nach Hause 


| gehen und am Sonntag zur Kirche gehen und so, Stützen der Community. Sie wurden geschlagen, 
von Pferden niedergetrampelt. Sie wurden so brutal behandelt, aus dem alleinigen Grund, weil sie 
MOVE was zu essen und Wasser bringen wollten. 


Frage: Was passierte in Richmond, Virginia, mit Ihrer Schwesterorganisation »seed of wisdom«? 


A.A.: O.k., ich möchte dazu erstmal erklären - ich muß dazu ein bißchen ausholen. »Seed of 
wisdom« war ein Haus mit einem kleinen Grundstück drumrum, das wir für unsere Kinder hatten. 
Im Gegensatz zu dem, was die Leute möglicherweise glauben, haben wir nie versucht. unsere 
Kinder als Schutzschilder zu benutzen, um uns vor der Polizei zu schützen. Tatsache ist, wir haben 
immer versucht, unsere Kinder aus dieser Konfrontation rauszuhalten und genauso die Mütter und 
schwangeren Frauen. Wir wollten nicht, daß sie in Philadelphia in irgendwelche 
Auseinandersetzungen verwickelt würden. Aber wir sind nicht gerade eine reiche Organisation, 
und so brauchte es Zeit, um das zu verwirklichen. Und schließlich hatten wir uns einen Besitz da 
unten gekauft und nannten ihn seed of wisdom, und alle Kinder, die alt genug waren, die nicht 


| mehr gestillt wurden, und ihre Mütter zogen dorthin, um sie rauszukriegen aus der Stadt wegen 
der Konfrontation, die auf uns zukam. Aber 1978, als die Auseinandersetzung endete, traf die 


Stadt Philadelphia diese angebliche »Vereinbarung« mit uns. Und kaum drehten sie uns den 
Rücken zu, taten sie dasselbe, was sie mit den amerikanischen Indianern gemacht hatten. Sie 
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redeten mit gespaltener Zunge und handelten gegen diesen »Vertrag«. 


Frage: Worum ging es da? Können Sie etwas zu dieser Übereinkunft sagen? Was waren die 
Bedingungen, was war der Inhalt dieser Ubereinkunft? 


A.A.: Lassen Sie mich das grade mai zu Ende führen. Nachdem sie diese Übereinkunft 


unterschrieben hatten, gingen sie raus und griffen »seed of wisdom« an. Tatsache war, sie hatten | 
Haftbefehle und fahndeten im ganzen Land nach jedem MOVE-Mitglied, das sie finden konnten. 


Istesdas, was sie in Bezug auf »seed of wisdom« wissen wollen? Also, o.k., dann komm ich jetzt 


auf Ihre Frage zu der Übereinkunft zurück. Die Übereinkunft war ein Betrug. die war nur eine | 


Taktik, die die Stadt benutzte, um die Öffentlichkeit zu täuschen, um von den wirklichen Plänen 
| gegen MOVE abzulenken. Die Stadt behauptete, ihre Absicht sei, die Auseinandersetzung zu 


| beenden, dem, was sie als eine explosive Situation bezeichneten. ein »friedliches« Ende zu 


| setzen. So haben sie das den Leuten erzählt. Aber in Wirklichkeit lief alles ganz anders. Die 
Bedingungen der Übereinkunft legten fest, wenn MOVE sich damit einverstanden erklären würde, 


die Waffen abzugeben und der Stadt gestatten würde, das Haus zu durchsuchen. dann würde die | 


Stadt im Gegenzug die Blockade beenden, die Barrikaden abbauen und die Konfrontation 
beenden. Und daß die Mitglieder von MOVE, die .unrechtmäßig im Knast waren, freigelassen 
werden sollten. Und wenn wir zu unserer Unterstützung einen Anwalt beauftragen würden - sein 
Name war Ascot oder Askins - wenn wir ihn beauftragen würden, unsere Rechte zu vertreten, 


dann müßten wir nicht vor Gericht erscheinen. In Wirklichkeit wollte die Stadt MOVE nicht vor | 
Gericht haben, Und ich weiß es jetzt nicht mehr wörtlich, aber ich sage Ihnen, was die Inhalte der | 


Übereinkunft waren. Sie wollten nicht, daß wir vor Gericht erscheinen, also wollten sie, daß dieser 
Askins die gerichtlichen Schritte machen sollte. Sie wollten uns deshalb nicht vor Gericht, weil sie 


, vorher schon viel Trouble mit uns im Gericht gehabt hatten, und sie wollten das stoppen. Sie | 


wollten das so nicht nochmal. Sie wollten alle Anklagen gegen uns fallen lassen, die aus der 
_ Auseinandersetzung von 1977 kamen. Und genau so. auf der selben Linie, sollten alle vorherigen 
Strafen außer Kraft gesetzt werden. Und alle Schikanen sollten aufhören. Und sie würden uns in 
Ruhe lassen. Das waren die Bedingungen der Übereinkunft. Und wir sollten das Haus innerhalb 
von 90 Tagen räumen. Mit ihrer Hilfe. um woanders wieder einzuziehen. Und das ist der Kernpunkt 
dabei: Mit ihrer Hilfe. Nicht wir allein. Weil sie wußten, daß wir nicht die Mittel hatten, mit unserer 
ganzen Familie und dem ganzen Haufen Tiere innerhalb von 90 Tagen umzuziehen. Also sagten 
sie ihren Beistand, ihre'Hilfe zu. Und noch ein weiterer Punkt. Wenn wir keine Möglichkeit hätten. 
wo wir innerhalb dieser Frist hinziehen können, würden sie die Frist verlängern, etc. etc. Ich hab 
es hier schwarz auf weiß. Ich hab das von Oscar Askins selbst, daß unmittelbar, nachdem diese 
Übereinkaunft unterschrieben worden war, der Bezirksstaatsanwalt von Philadelphia direkt zum 
Rathaus ging. Dort mauschelte er, die Stadt, das Policedepartment und ein Richter, der Debower 
hieß, zusammen aus, daß gegen alle MOVE-Mitglieder Haftbefehle erlassen werden, und das ist 
| eine sehr lange und verwickelte Geschichte, und sie stinkt zum Himmel. Ich meine, er erwirkte, 
daß alle Bedingungen der Übereinkunft auf der Stelle gebrochen wurden. Und sie drehten das so, 
| daß der Richter, dessen Name Fred G. Debower war, das war ein Richter, der mit uns in einer 
Zivilsache befaßt war. Und eigentlich nicht mal mit uns, sondern es ging um einen Mann namens 
Darren Glacy, wegen diesem Haus, die Sachen wegen Allen Eye, das war eine Zivilsache. Aber 
dieser Richter, der mit einer Zivilklageim Zusammenhang mit MOVE befaßt war, dem wurde diese 


Strafrechtssache vom Staatsanwalt von Philadelphia zugeschoben. Eigentlich war eine Richterin | 


mit dieser Sache befaßt - ich kann mich gerade nicht mehr an ihren Namen erinnern - aber sie 
war eigentlich mit der strafrechtlichen Seite der Sache befaßt. Nach dem Gesetz war sie die 
Zuständige für die Festlegung der Kautionen gegen alle von uns, die in diesem Haus waren, 
einschließlich mir. Also hätte ein Widerruf dieser Kaution von ihr kommen müssen. Aber das war 
nicht so. Sie wurde ganz zur Seite geschoben und die Sache wurde dem Zivilrichter zugeschoben, 
der - nebenbei - ein Busenfreund von Rizzo war. Er wurde in die Sache reingebracht und er 
widerrief alle unsere Kautionen in einer Strafrechtssache. Er erlegte uns Kautionen von 500.000 
| Dollar auf und erließ Haftbefehle gegen uns in einer zivilen Sache, in die wir nicht mal verwickelt 


waren. Und das waren die Haftbefehle, die die Stadt Philadelphia zur Rechtfertigung benutzte. Wie | 


| sie es dann genauso 1978 wieder tat. Dies waren die Haftbefehle, die sie benutzten, als sie nach 

Virginia kamen, um an »seed of wisdom« ranzukommen. Dies waren die Haftbefehle, die sie 
| benutzten, als sie nach Rochester, New York, kamen, um mich zu holen und einen ganzen Haufen 
anderer MOVE-Leute. Ein Haftbefehl wegen einer Zivilsache. Die Sache war eine Zivilklage vor 
einem Zivilgericht, und das wurde benutzt, um es zu einer strafrechtlichen Sache zu drehen, um 
| Leute zu verhaften, um sie »strafrechtlich« hinter Gitter zu bringen, was gar nicht in der 
| Zuständigkeit seines Gerichts lag. Und diese Haftbefehle wurden nicht nur dazu benutzt, um nach 
| uns zu suchen, sie benutzten denselben Wortlaut - wie nannten sie das noch - Fahndungsbefehle 
damit zu rechtfertigen. Und diese Fahndungsbefehle waren nicht mal legal. Sie waren nicht einmal 
legal. Es lief dann auch wirklich so, als ich in Rochester verhaftet wurde, und die anderen 
Schwestern und Brüder, die dort waren, hatte der Richter in Rochester vor, uns freizulassen, weil 
das, was da vor ihm lag, nicht einmal legal war. Der Grund, warum er uns half - hier nochmal - der 
Statsanwalt von Philadelphia versprach ihm, er würde ihm noch was liefern. Und sie gingen zum 
| Gouverneur und holten sich dort einen Haftbefehl, um so die zusammengeschusterten 
Haftbefehle zu untermauern, als Rechtfertigung dafür, daß sie uns weiter festhielten und uns als 
steckbrieflich gesuchte nach Pennsylvania zurückbringen konnten. Es hatte vorher nie einen 
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| Haftbefehl gegen uns gegeben, und wir waren ja auch nicht illegal. Das Gericht wußte genau, wo 
| wir waren. Wir waren nie vor ihnen abgehauen. Wir lebten dort in Rochester ganz offen. Wir hatten 


dort Arbeit, wir hatten unsere Häuser, wir waren sehr aktivin der Community, alle die um uns rum 


| lebten, kannten uns, Wir halfen Leuten. die arm waren, wir halfen Leuten mit Tieren, die sich nicht 


mehr um sie kümmern konnten, wir haben die Tiere gefüttert. Also wir waren sehr sichtbar, wir 
waren nicht im Untergrund. Und wie ich schon sagte, wußte das Gericht, daß wir da oben im Staat 


| New York waren, weil wir das vor 1977 bereits vor Gericht gesagt hatten. Das stand im 
| Gerichtsprotokoll, daß wir ein Haus in New York hatten, und daß wir dorthin gingen, wann immer 


es möglich war. Als sie uns 1978 mündlich die Kautionen gestellt hatten. haben wir das dem 
Staatsanwalt dargelegt, daß wir, das einige von uns nach New York zu unserem Haus gehen 
würden, Also das war kein Geheimnis, Wir waren nicht illegal. Wir lebten dort ganz offen. Aber wie 
ich schon sagte, hatten die Fahndungsbefehle sowieso überhaupt keine gesetzliche Grundlage. 
Die »Grundlage« dafür war einfach hochgradig unmoralisch und illegal. Das gibt es einfach nicht, 
daß ein Richter die Zuständigkeit seines Gerichts einfach so überschreiten kann und sich in die 


| justiziellen Angelegenheiten eines anderen Gerichts einmischt, und eine Zivilsache nimmt und die 
| zu einer strafrechtlichen Sache dreht. Genau das war es aber, was sie mit uns gemacht haben. 


Frage: Gab es irgendwelche strafrechtlichen Verurteilungen wegen der Vorfälle von 1978? 
A.A.: Ja, die gab es. Es gab zahlreiche Verurteilungen. 
Frage: Und können Sie dem Gericht sagen, was die Urteile und was die Strafen waren? 


A.A.: Also, zwölf Leute von uns wurden dafür verurteilt, einen(!) Polizeibeamten getötet zu haben. 
ZwölfLeute! Und es gab nöch eine Gruppe von Leuten, darunter ich, die wegen Sachen verurteilt 


| wurden, die aus den Haftbefehlen von 1977 kamen. Dieselben Haftbefehle. die laut der 


Übereinkunft fallengelassen werden sollten. Sie wurden eben nie fallengelassen. Und ich würde 


| jetzt gern darüber reden, daß all die Leute, die Anklagen wegen der Konfrontation von 1978 


haben, und die jetzt im Knast sind und auch alle diese Anklagen wegen 1977 laufen hatten, weil 
wir damals, 1977, alle in dem Haus waren, an dem Tag, als diese Haftbefehle erlassen wurden. | 
Aber alses dann zum Gerichtsverfahren kam, wurden die Anklagen wegen 1977 gegen die Leute, 

die die Anklage wegen Mord hatten, fallen gelassen. Sie wurden fallengelassen, und es kam nie zu 
einem Gerichtsverfahren gegen sie. Und ich sage das nur deshalb, weil es einfach ein weiteres 
ganz klares Beispiel dafür ist, wie die Behörden in Philadelphia sich untereinander verschworen 


| haben, um nicht legal handeln zu müssen. Und um gegen MOVE mit allen ihnen zur Verfügung 


stehenden Mitteln vorzugehen, um uns in den Knast zu stecken und zum Schweigen zu bringen. 


| Weil zu der Zeit, als Delbert Africa als Führer der Organisation betrachtet wurde - er hatte auch 


die Anklagen von 1977 gegen sich laufen. Sie ließen sie gegen Delbert fallen. und Leute, die sie 


| nicht für so wichtig hielten - sie waren innerhalb der Organisation eher im Hintergrund - sie 
| wurden einfach nicht so beachtet - gegen die haben sie die Anklagen aufrecht erhalten, weil sie 


die Anklagen von 1978 gegen sie nicht hatten, um sie einzuknasten. Also -ich hoffe, ich sag das 
klar genug, was hier passierte - es ging ihnen nur um irgendeine Rechifertigung, um MOVE in den 
Knast zu bringen. Und es war ihnen völlig egal, was es war. Laut ihren Gesetzen ist es völlig 
ausgeschlossen, und eine Rechtfertigung gibt es dafür auch nicht, daß es eine Organisation gibt, 
und gegen ihre Mitglieder wird Anklage erhoben. Aber nicht gegen ihren Führer, der bei genau 


| denselben Sachen mitgemacht hat, von denen sie behaupten, daß die Organisation darin 
| verwickelt sei. Aber genauso ist das in dieser Situation gelaufen. Sie ließen diese Anklage gegen 


Delbert fallen - sie brauchten sie nicht mehr, um ihn einzuknasten., Sie hatten 1978, um ihn in den 
Knast zu kriegen. Wäs den Rest von uns betraf, gegen die sie diese Anklagen von 1978 nicht 
hatten - sie hätten uns laufenlassen müssen, wenn sie nicht irgendwelche Anklagen gehabt 
hätten, um uns festzuhalten. Also, in meinem Fall war es zum Beispiel so: Als sie mich von 
Rochester mit diesem verlogenen Haftbefehl als Illegale zurückgebracht hatten, und ich ging zu 
dieser gerichtlichen Vorermittlung, dieser Verhandlung wegen einer Zivilrechtssache, und als ich | 
dann in den Gerichtssaal kam, ging es merkwürdigerweise um nichts Zivilrechtliches. Es war die | 
Rede von strafrechtlichen Sachen. Es war die Rede vom Mai 1977. So ging das vor sich. Sie 
holten sich zwölf Leute für die Anklage von 1978 und ungefähr sechs von uns, fünf oder sechs 
von uns für 1977, und alle und jede/'r einzelne von uns wurde angeklagt und schuldig gesprochen 


| in verschiedenen Anklagepunkten. Für 1977 hieß das hauptsächlich Verschwörung, 


Verschwörung zum Aufstand, Verstoß gegen das Waffengesetz und terroristische Handlungen. 
Das waren die Hauptpunkte vor Gericht gegen uns. Gegen die Leute der Konfrontation vom 1978 
ging es vor allem um die konstruierte Mordanklage. 


Frage: Was waren die verhängten Urteile? 


A.A.: Also. Das herausragendste war das gegen die Leute von 1978. Sie bekamen insgesamt 900 
Jahre Knast für Mord dritten Grades. Und es waren 900 Jahre, ich glaub, bis zu 1200 Jahre, da 
gegen drei Leute das Verfahren abgetrennt wurde. Sie wurden abgetrennt. Als sie die zwölf Er- 
wachsenen damals aus dem Haus rausgeholt hatten, haben sie drei Leute von den anderen abge- 


| trennt. Und was da passierte — eine davon war Consuella Dotson Africa, die jetzt schon seit 


Jahren in Muncy (Frauengefängnis) ist, und sie war damals kein MOVE-Mitglied, sondern eine 
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MOVE-Unterstützerin - was sie damals machten - sie führten alle einzeln dem Richter im round 
house vor, und ihnen wurde eine einzige Frage gestellt: Würden sie MOVE verlassen oder bei 
MOVE bleiben? Zwei der anderen Leute sagten, sie würden gehen. Sie seien nicht mehr länger | 

Teil von MOVE. Sie haben sie gehen lassen, Consuella sagte, sie ist überzeugt von MOVE und sie | 
wolle Mitglied werden und bei MOVE bleiben. Und sie verurteilten sie zu zehn bis 20 Jahren. Die 

anderen bekamen insgesamt 900 Jahre. Und ich möchte jetzt dazu sagen, daß nach der eigenen 

Gesetzen dieses Systems so was illegal ist. Weil für Mord dritten Grades nur zehn bis 20 Jahre 

verhängt werden können. Aber meine Familie bekam 30 bis 100 Jahre pro Person und insgesamt 

900 Jahre, und der Richter, der diese Urteile verhängte, Edward Melman, er wußte nicht, wer 

Ramp ermordet hatte. MOVE sagt, wir haben es nicht getan. Und alle, die fair denken oder auch 

nur ein bißchen intelligent sind und einige der Aussagen oder Zeitungsartikel lesen, würden 

kapieren, daß es rein technisch für uns unmöglich war, das zu tun. Das erste 

Untersuchungsergebnis sagte, daß der Mannvon hinten durch den Kopf erschossen wurde und 

daß der Einschußkanal nach unten ging. Das war der erste Autopsiebefund. der über Ramp 

herausgegeben wurde. Die Leute von MOVE waren im Keller und dieser Mann stand mit dem 

Gesicht zu uns. Wir können ihn gar nicht umgebracht haben. Wir können ihn auch deshalb nicht 

erschossen und umgebracht haben, weil der Keller voller Wasser war. Die pumpten so ungefähr 

| 900 Gallonen (ca. 3400 Liter) Wasser in diesen Keller an diesem Tag. Und wir hatten kleine 

Kinder und Tiere bei uns da unten. Und die Hauptsorge der Menschen da unten war, ihr Leben zu : 
retten und das der Kinder und Tiere. Die meisten hielten Babies, sie hielten Babies. Sie hielten 

Babies über Wasser, über ihren Köpfen, damit sie nicht ertranken. Außerdem ist bewiesen, daß 

| die Waffen im Wasser nicht einsatzfähig waren. Das beweist auch, daß mit diesen Waffen, von 

denen sie behaupteten, sie hätten den Polizeibeamten getötet, kein Schuß abgegeben werden 

konnte, Und dann die Tatsache, daß er durch eine einzige Kugel getötet wurde. Dafür haben sie 

zehn Leute in den Knast gesteckt. Und zwei Leute, die sich dann entschieden, MOVE zu 

verlassen, und die auch in diesem Keller waren, wurden freigelassen. Ich möchte noch sagen, 

daß Melman aussagte, daß er sagte, daß nach seiner eigenen Meinung als Richter, jede und jeder 

einzelne, der oder die an diesem Tag in dem Keller waren, gleich schuldig ist am Mord von James. 
Ramp. Also, das führt uns zu der Frage, wie er zwei Leute rauslassen konnte. Ich möchte das hier 
für alle klarstellen, daß ich das nicht sage, weil ich rachsüchtig bin, oder weil ich möchte, daß 

diese Beiden in den Knast gesteckt werden. Ich mein, so was tut MOVE nicht, das ist nicht die Art 

von MOVE. Ich sag das einfach, um hier etwas klarzumachen. Wenn Melman sagt, daB alle zu - 
gleichen Teilen schuldig sind, (dann - wie rechtfertigt er das, daß zwei Leute nicht im Gefängnis 

sind? Daß nur diejenigen im Gefängnis sind, die sich entschieden haben, loyal zu John Africa zu 

stehen und bei MOVE zu bleiben? Und dann weiter, wie rechtfertigt er seine Aussage, die 1978 

bei den Anwälten der ganzen Stadt einen Aufschrei der Empörung auslöste wegen seinem un- 

moralischen Verhalten als Richter und als Mitglied der Anwaltskammer, als er in der Frank-Ford- 

Show saß, das ist eine bundesweit ausgestrahlte Radio-talk-Show, und er saß da un erzählte 

jedem, der diese Show’ hörte, nein, er wüßte nicht, wer James Ramp getötet hat. Er wußte es 

nicht. Das ist ein Richter, stellen Sie sich vor, der gerade neun Menschen zu 900 Jahren Knast 

verurteilt hatte wegen dem Mord an James Ramp. Er saß da und sagte, nein, er wüßte nicht, wer 

James Ramp umgebracht hat. Aber deswegen verurteilte er jedes einzelne MOVE-Mitglied zu 30 

bis 100 Jahren. Weil erstens mal MOVE sagt, wir sind eine Familie. Also dachte ef sich, gibt er uns 

auch ein Familienurteil. Und zweitens wollte er sichergehen, daß wir im Gefängnis bleiben. Und 

daß wir auch die letzte Minute noch absitzen, bis er rausgefunden hat, wer James Ramp 

tatsächlich umgebracht hat. 


| Frage: Miss Africa, ich will ihre Aufmerksamkeit auf die Vorgänge vom Mai 1985 lenken. Und | 
können Sie dem Tribunal beschreiben, was da geschah? | 


A.A.: Also, ich glaube, viele Menschen wissen schon Bescheid darüber - was soll ich sagen - all 
diese Dinge, die zwischen MOVE und den Behörden dieser Regierung der Vereinigten Staaten von 
Amerika all die Jahre über passiert sind... Das Ganze eskalierte und kam zu einem Höhepunkt am | 
13. Mai 1985, weil der Kern von dem, was die Regierung sagte, war: Sehen sie, wir haben diese 
schwarzen Nigger bis obenhin satt. Diese schwarzen sturen Nigger und diese weißen 
Niggerfreunde, die mit ihnen zusammen sind. Es steht uns bis obenhin, daß sie die Regierung 
belästigen, und wir haben es bis obenhin satt, daß sie dauernd Forderungen an uns stellen - und 
es tut nichts zur Sache, daß diese Forderungen richtig und gerecht sind — weil die einzigen 
Forderungen, die MOVE jemals an diese Regierung gestellt hat, sind die, daß sie uns in Frieden 
lassen sollen. Und daß sie uns unseren Glauben in Frieden leben lassen sollen. Das sind die | 
einzigen Forderungen, die wir jemals an sie gestellt haben. Um mehr haben wir sie nie gebeten. 
Tatsache ist, von denen wollen wir gar nichts. Je weiter sie uns vom Leib bleiben, desto besser 
gefällt es uns. Sehen Sie! Also, aber sie erzählen, sie haben davon bis obenhin genug. Und ich 
sage, sie haben es ubersatt, weil die amerikanische Regierung nicht beabsichtigt, irgendetwas, 
auf welcher Ebene auch immer und zu keiner Zeit irgendetwas zu tun, was richtig ist. Das einzige 
Interesse, was die haben, ist, Geld zu machen auf Kosten des Lebens von Menschen. Und das 
interessiert sie einen Scheißdreck. Sie kümmert gar nichts. Es ist ihnen wirklich scheißwurstegal. 
Und das betrifft nicht nur MOVE.-Es ist eine Sache, die weltweit ein Problem ist, das von diesem 
Land ausgeht, von diesem fauligen Monstrum, das hier »Vereinigte Staaten« genannt wird. Und 
| MOVE sagt: Wir sind nicht haßerfüllt. Mißverstehen sie mich nicht — natürlich bin ich voller 
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| Ablehnung - also, es ist doch klar, meinen Leuten, meiner Familie ist Unrecht angetan worden, mir 
| selbst ist Unrecht geschehen, - also, wissen Sie, ich steh da nicht drauf, was sie mit uns machen, 
aber uns wurde nicht gelehrt, zu hassen, wir wurden gelehrt, zu lieben. Aber wir müssen 
; verstehen, um wirklich lieben zu können, müssen wir den Haß auslöschen, Du kannst einfach dem 
| Haß keinen Raum lassen, wenn du wirklich an die Prinzipien der Liebe glaubst. Genausowenig | 
kannst du der Sklaverei Raum lassen, wenn du wirklich an die Freiheit glaubst. Und das ist der 
Grund, warum MOVE Auseinandersetzungen mit der Regierung hat - weil wir nicht an den Haß 
glauben, und sie tun das. Wir glauben nicht an Sklaverei, und sie tun das. Sie machen einen | 
Haufen Geld damit. Und darum greifen sie uns an. Und der 13. Mai war einfach der Höhepunkt 
und die Entladung von ihrem ganzen Haß, ihrer Abneigung und ihrem Frust, denn bis zu diesem 
Zeitpunkt hatten sie nicht das Gefühl, daß sie uns wirkungsvoll zum Schweigen gebracht hatten, 
Sie konnten uns nie wirklich einschüchtern, so daß wir die Klappe gehalten hätten. daß nichts von 
| dem, was sie getan hatten. uns dazu brachte, aufzugeben. Oder unsere Überzeugung für unseren 
Glauben, das heißt Freiheit, Leben, Gerechtigkeit. Sie konnten nichts ausrichten. nicht mit all den 
Schlägen und dem Killen, nicht mit all den Knaststrafen, nicht mit all den Schikanen, nicht durch 
ihre ganze Einschüchterung, nicht durch ihre Aushungerungstaktik - nichts, was sie getan hatten, 
Konnte uns aufhalten. Sie hatten genug. Und die Typen, die an dem Tag dort ankamen, waren 
voller Haß und Frustration und Verzweiflung. Und das mußten sie loswerden. Wilson Good sagte, 
er wollte das endgültige Ende von MOVE. Und genau so kamen sie an, an diesem Tag. Sie haben 
| die Bullen extra rausgesucht, die sie dort ankarrten. Die meisten waren schon damals im August 
1978 im Einsatz gewesen. Ich versuch jetzt nicht, die Bullen zu rechtfertigen, ganz bestimmt | 
nicht. Ich bin mir ganz sicher, daß viele von den Bullen, die an diesem Tag da draußen waren, 
gekommen waren, um eine Rechnung zu begleichen, weil sie davon überzeugt waren, daß wir 
verantwortlich für den Tod von Ramp wären. Und ich denke. wir wissen alle, wie die Bullen drauf | 
sind, in so einer Situation. Wenn es passiert, daß du jemanden von ihnen verletzt oder bedrohst 
oder irgendwas, woran sie glauben, dann gehen sie auf einen los - gnadenlos. Aber andersrum, 
‚wenn sie dich bedrohen und sie jemanden von deinen Leuten verletzen, und du dann auf sie 
losgehst, dann bist du im Unrecht. Aber wenn sie das mit dir machen, kriegen sie Recht... Und so 
sind sie an diesem Tag da draußen auf uns los. Aber ich sage, sie sind wirr im Kopf. Sie sind | 
verwirrt. Wir haben Ramp nicht getötet. Wir waren es nicht. Aber sie wissen das nicht. Also waren 
sie an dem Tag drauf, uns umzubringen. Und ich will den Leuten hier nur klarmachen, mit was für | 
einem Ziel die ankamen, weil ich denke, es ist wichtig für die Zuhörer, mit was für Waffen sie 
| ankamen an diesem Tag, um MOVE damit anzugreifen. Es war, wissen Sie, wie sie das nannten, 
kamen sie an, um Haftbefehle zu vollstrecken. Gut. Sie hatten an dem Tag Haftbefehle dabei. Und 
ich will das den Leuten klarmachen, daß die alle wegen Kleindelikten waren. Alle Haftbefehle 
| waren wegen Kleindelikten. Und wegen Haftbefehlen für Kleindelikte kamen sie an - und zwar 
mehr als 600 Bullen und Feuerwehrmänner. Sie hatten Maschinengewehre, Uzis, 
| Miniraketenwerfer, alle Arten von automatischen und halbautomatischen Gewehren; sie hatten 
einen Panzer, einen Kran, einen Bulldozer, Tränengas, Rauchbomben, Granaten, sie hatten C4, 
| sie hatten auch Napalm - das war etwas, was nirgends geschrieben steht oder in den Medien 
| veröffentlicht wurde. Aber wir wissen, daß sie das hatten, weil Ramona Africa schwere 
Verbrennungen erlitt. Und sie wird für den Rest ihres Lebens Narben davontragen. Und Ramona 
erzählte mir selbst, daß ihre Verbrennungen nicht vom Feuer kommen, sondern daß sie verbrannt 
wurde, als sie mit Wasser in Berührung kam. Das hat sie verbrannt. Und so wissen wir, daß es 
| Napalm war... Und das alles wegen der Haftbefehle für Kleindelikte, Danke. 
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| Zeugenaussage Dhoruba Bin Wahad 


Frage: Mitglieder des Tribunals, Sie haben die Anklageschrift Punkt 1 gelesen: Daß die Regierung 
der Vereinigten Staaten durch ihre Agenten ein Programm eingeleitet hat, genannt SOINTELPRO 
- eine Abkürzung für ein Widerstandsbekämpfungsprogramm des FBI. Das war ein 
verfassungswidriges und illegales Programm. vom FBI aufgebaut und gegen die 


| Befreiungsbewegungen der USA gerichtet. Seine Ziele waren zu zersetzen, zu zerstören und zu | 
»neutralisieren«. »Neutralisierung« ist ein Begriff im Sprachgebrauch der Nachrichtendienste. Es | 


heißt nicht etwa, jemanden ruhig zu halten, sondern es heißt, jemanden permanent auf Eis zu 
legen. Es heißt zu töten. Und es gibt auch Beweismaterial, das aufzeigt, wie dieses Programm 
gegen die Befreiungsbewegung der Schwarzen, die Bewegung der nativen Amerikanerinnen und 
Amerikaner, die Befreiungsbewegung (Indepentista) Puerto Ricos, gegen Chicanos und gegen 
nordamerikanische Antiimperialistinnen und Antiimperialisten eingesetzt wurde. Und unser 
nachster Zeuge stellt auf eine klare Weise dar, wie die Bewegungen zum Opfer gemacht wurden. 
| Aber er war in der Lage, die Heuchelei der US-Regierung zu entlarven und sie zuruckzuschlagen, 
| Aber das hatte einen Preis. Der Preis waren 19 wertvolle Jahre im Gefängnis. Ich stelle Ihnen vor: 
Dhoruba Ein Wahad. i i 

Mr. Bin Wahad, haben Sie eine schriftliche Aussage für dieses Tribunal vorbereitet? 


Bin Wahad: Ja, das habe ich gemacht. 

Frage: Stellt diese Aussage einen Überblick des Kampfes der Schwarzen in den USA, ihre 
politische Unterdrückung und die US-Innenpolitik des Völkermordes in diesem Zusammenhang 
dar? 


Bin Wahad: Ja, dastutes, 


Frage: Mr. Bin Wahad, Sir, könnten Sie bitte den Mitgliedern des Tribunals und dem Publikum 
etwas zu Ihrer Herkunft erzählen? Wo sind Sie aufgewachsen? 


| Bin Wahad: Nun, ich bin 46 Jahre alt. Ich bin in der Süd-Bronx in den USA geboren, die wohl am 
besten als ein Ghetto der Innenstadt beschrieben werden kann. Ich bin in der Süd-Bronx in der | 


Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg aufgewachsen. Und ich bin ein Opfer des staatlicher. 
schulsystems. Ich bin auch ein Opfer der Art von rassistischer Behandlung schwarzer Leute 
dieses Landes insofern, als ich schon im frühen Alter den Versuchungen der Straße. der 
Straßenkultur nachging. Ich kam ins Gefängnis. als ich 18 Jahre alt war. Im Gefängnis fing ich an 
zu lesen. Und um so mehr ich las, desto zorniger wurde ich. Um so mehr meine Augen für die 
Kämpfe der Völker weltweit und insbesondere in Afrika geöffnet wurden, desto interessierter 
wurde ich an der Weiterentwicklung meines eigenen dolitischen BewuBtseins. Als ich im zarten 
Alter von 23 entlassen wurde, begann ich - was die US-Regierung so nennen würde - in der 
schwarzen Nationalbewegung dieses Landes aktiv teilzunehmen. Ich wurde Mitglied der Black 
Panther Party im Sommer 1968. Und ich denke, mit Sicherheit sagen zu können, daß seitdem 
mein Leben nie wieder dasselbe gewesen ist. 


; Frage: Wurde es Ihnen irgendwann bewußt, daß Sie infolge Ihrer Betätigung in der Black Panther | 


Party zum Zielobjekt des Widerstandsbekampfungsprogrammes des FBl geworden sind? 


| Bin Wahad: Ja,es wurde mir bewußt, und ich weise das verehrte Podium auf mein früher einge- 
reichtes zusätzliches Beweismaterial hin, das den Titel hat: Dhoruba Almujahwid Bin Wahad, 
ehemals Richard Moore, Zeugenaussage, State of New York, County Sullivan. Dieses 
Beweismaterial zeigt die Grundzüge der Repressionsmethoden, die gegen mich gerichtet wurden, 


Aber ich will das Podium darauf hinweisen, daß ich ein anderes Dokument hier fertig haben werde, | 


ehe sich der Ausschuß auflöst. Dieses Dokument werde ich dem ehrenwerten Ankläger, Mr. 


Hinds, überreichen. Dies ist eine Aufzeichnung meines Falls. Als eine Aufzeichnung der Art | 


Unterdrückung, die der Organisation widerfuhr. die als Black Panther Party bekannt wurde. Daß 
ich meinen Fall in diesem Zusammenhang benutzt habe, geschieht nicht, um mich selber als 
einziges Opfer dieser Unterdrückung darzustellen. Sondern ich will damit den Geschworenen 
noch eine Gelegenheit geben, die Dokumentation der FBl-Unterdrückung in meinem Fall 
nachlesen zu können, Und ich will Ihnen versichern, daß wir etwa 300.000 Seiten in unserem 
Archiv haben. Und es wird beweisen, daß die Unterdrückung in meinem Fall keineswegs ein 
Ausrutscher war, und was mir widerfuhr, war sehr typisch für alle führenden Mitglieder der Black 
Panther Party und anderer revolutionärer und fortschrittlicher Organisationen der Schwarzen 
Community. Dies will ich als Beweisstück dem Ankläger vorlegen. Und eine Kopie wird Ihnen zur 
Verfügung stehen bevor ich diesen Zeugenstand verlasse. 


Frage: Könnten Sie für das Tribunal das Widerstandsbekämpfungsprogramm des FBI erläutern? 


Bin Wahad: Nun, um die wahre Natur der Unterdrückung in den USA zu erkennen, meine ich, daß 
es sehr wichtig ist für jede Beobachterin und jeden Beobachter, der und dem die Dynamık und 
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Geschichte von Rassismus in dieser Gesellschaft nicht geläufig sind, sich erstmal klar zumachen, 
was schwarze Befreiungsbewegung eigentlich heißt. Erstens, meine ich, daß es sehr wichtig ist, 
die Dinge in ihren geschichtlichen Zusammenhang zu stellen. Während der letzten eineinhalb Tage 
sind Zeuginnen und Zeugen vor Sie getreten, und sie haben genügend Beweise dafür vorgelegt, 
daß sich der nationale Staat, den wir heute als die Vereinigte Staaten kennen, als Folge einer 
Politik von Völkermord gegenüber den ursprünglichen Bewohnerinnen und Bewohnern dieses 
Landes entwickelt hat. Seinen primär-ökonomischen Reichtum hat es aus dem Blut, dem Schweiß 
und den Tränen von Millionen aus Afrika entführter Afrikanerinnen und Afrikaner akkumuliert. 
Seine heutige Stellung in der Welt hält er aufrecht durch ein System, das diese 
völkermörderischen Praktiken in der Gemeinschaft der native americans, in der schwarz- 
amerikanischen Community und anderswo fortsetzt. Ich möchte auch darauf hinweisen, daß die 
US-Regierung als Regierung etabliert worden ist, um die Privilegien der weißen Haut fortzusetzen 
und aufrechtzuerhalten. Diese Regierung hat zu diesem Zweck jedes einzelne Dokument oder 
Gesetz der Bürgerrechte, jeden Zusatz der Verfassung gemacht, um irgendwie diese Funktion zu 
verbessern und sie für die Völker dieses Landes, die farbig sind, akzeptierbar zu machen. Wir 
sollten die Notwendigkeit der schwarzen Befreiung einsehen über das Begreifen, daß die US- 
| Verfassung gesagt hat, daß meine Vorfahren und die Vorfahren der ursprünglichen Bevölkerung 
dieses Landes nur zu drei Fünftel Mensch waren. Diese Tatsache ist die primär treibende Kraft für 
| den Kampf für schwarze Befreiung und Selbstbestimmung seit über dreihundert Jahren, Die von 
mir vorbereitete Zusammenfassung, die allgemein gefaßt ist, soll auch ein Verständnis seitens 
des hochangesehenen Podiums und der Geschworenen hier bewirken. Daß die UN-Charta der 
Menschenrechte - wie sie heute geschrieben ist und auch von der US-Regierung unterschrieben 
wurde -, daß diese Charta und die Beteilung der US-Regierung an ihrer Entwicklung viel zu 
wünschen übrig gelassen hat, speziell was das Verständnis für Internationales Recht und seine 
Anwendung in der einmaligen Situation der schwarzen Bevölkerung in den USA angeht. Schwarze 
| Leute in den USA haben einmalige Probleme. Sie haben einmalige Lösungen. Ich fordere Sie dazu 
auf, einen Augenblick diese grundsätzliche These zu überlegen: Wenn ein Staat auf einem 
Konzept aufgebaut ist, daß weiße Leute, nur weil sie aus Europa kommen und eine weiße Haut 
haben und nur weil sie Männer sind, daß diese weißen Männer gleich sind, daß diese weißen 
Männer das Recht haben einen Staat zu gründen. Geschichtlich gesehen hatte die Etablierung 
eines Nationalstaates immer den Zweck, das Selbstbestimmungsrecht eines Volkes zu gewähren. 
Falls irgendwas sich im Laufe der Entwickung dieses Staates entwickelt hat, dann muß dieses 
Etwas aus seinem Ursprung kommen. Es gibt eine Redensart, die besagt, daß man kein 
geschmackvolles oder gutes Obst von bösen Wurzeln haben kann. Also, wenn die US-Regierung 
vor Ihnen und dem Rest der Welt steht und sagt, sie hat keine politischen Gefangenen, dann sagt 
sie eigentlich, daß die Kämpfe der farbigen Leute kriminelle Kämpfe sind, daß der Kampf 
außerhalb des Rahmens von vorgeschriebenen Gesetzen dieses Landes illegal ist. Also werde ich, 
| hoffentlich, zusammen mit den anderen hier anwesenden Zeuginnen und Zeugen darlegen 
können, daß ein farbiger Mensch, der nach den Gesetzen eines rassistischen Staates leben will, 
damit effektiv Selbstmord begeht, daß das einzige Mittel zur Befreiung, zur Anerkennung oder 
Inkraftsetzung der Menschenrechte für Schwarze, der Menschenrechte für die nativen 
Amerikanerinnen und Amerikaner, der Menschenrechte für die Puertoricanerinnen und | 
Puertoricaner fur Selbstverteidigung, das einzige Mittel zur Anerkennung der Menschenrechte von 
Amerikanerinnen und Amerikanern mexikanischer Herkunft das totale und absolute 
Auseinanderreißen des europäischen Nationalstaates ist, den man als die Vereinigten Staaten 
kennt. 





Frage: Mr. Bin Wahad, gibt es. Ihrer Meinung nach den Kampf der Schwarzen für 
Selbstbestimmung innerhalb der Grenzen der USA? 


Bin Wahad: Nun, wie Sie aus meinem Überblick sehen können, habe ich gesagt, und ich möchte 
hier zitieren, weil ich weiß, daß Sie im Moment kein Kopie davon haben: Die Geschichte der 
Schwarzen, die in den USA stattfand, innerhalb der-was man heute als die von weißen 
Europäerinnen und Europäern besiedelte Republik der Vereinigten Staaten nennt, stellt genügend 
Beleg für ihr Recht auf Selbstbestimmung dar. Vorausgesetzt natürlich, daß die Sache der 
Landrechte von einheimischen Völkern gelöst ist. Die genaue Form der Selbstbestimmung von 
Schwarzen ist keine Frage, die von einer kleinen Gruppe innerhalb der schwarzen Community 
oder auch von einem internationalen Tribunal, das richtigerweise die moralische und historische | 
Effektivität dieses Selbstbestimmungsrecht anerkennt, beantwortet werden kann. Letztendlich 

wird die Selbstbestimmung der Schwarzen in den Vereinigten Staaten, ihre Form und ihr 
politischer Charakter von den schwarzen Leuten selber bestimmt. Die Selbstbestimmung eines 
| Volkes kann viele Formen annehmen. Alle diesen Formen fließen aus der historischen Erfahrung 
des Volkes und ihren aktuellen materiellen Bedingungen. Aber die Frage, ob Schwarzen die 
Gelegenheit gegeben worden ist, sich frei zu organisieren in der Suche nach Selbstbestimmung 
ohne den Einfluß, zwingende Gewalt oder böswillige Intervention einer rassistischen Regierung 
und einer dominierenden ökonomischen Kultur, ist eine Frage, die von unparteilichen und 
moralisch glaubhaften Tribunalen und Menschenrechtsorganisationen beanwortet werden kann. 
Und es ist genau eine solche Bestimmung, die das Internationale Tribunal für Menschenrechte 
und Verletzungen von politischen Gefangenen und Kriegsgefangenen als erstes machen muß, um 
die Weite und Breite rassistischer und politischer Repression in den USA zu erfassen. Also die 
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| Antwort auf die Frage, ob Schwarze das Recht auf Selbstbestimmung haben, geht aus der 


Geschichte des schwarzen Volkes in diesem speziellen Teil der Welt hervor. Um Ihre Frage direkt 
zu beantworten: Die Selbstbestimmung ist ein Recht, das allen Völkern gehört. Es wird in der 
Konvention oder Menschensrechtscharta der Vereinten Nationen definiert. Die Schwarren dieses 
Landes sind unter Zwang hierher gebracht worden. Sie sind aus vielen Teilen Afrikas. Undes war 
im Schmelztopf der Sklaverei, es war durch die Misere und Unterdrückung eines unmenschlichen 
Sklavensystems, daß wir zu einem einzigartigen Volk geworden sind. Wir sind ein einzigartiges 
Volk. Wir haben eine einzigartige Sprache. Wir haben einen einzigartigen Gang. Und ich halte es 
für bedauerlich, daß wir in den USA auf eine einzigartige Weise sterben. 


Frage: Hat diese Einrichtung anerkannt, daß das Selbstbestimmungsrecht dem schwarzen Volk in 
der USA vorenthalten wurde? 


Bin Wahad: Ja, hat sie. Dieses Recht wurde mit der ersten geheimen Operation gegen Sklaven 
aus Afrika vorenthalten. Diese Operation war sehr einfach und direkt. Sie wurde mit nacktem 
physischen Terror durchgeführt. Als die ersten Sklaven ins Land gebracht wurden, war ein 
Hauptmittel der Kontrolle und Entmenschlichung der Gebrauch des Mechanismus von physischer 
Folter. Wenn Sklaven sich auflehnten, wurde der aufmüpfigste Sklave herausgesucht und seine 
Haut von seinem Rücken abgepeitscht. Der Skave wurde in der Tabakhütte aufgehängt, als 
Mahnung für jede Schwarze und jeden Schwarzen, die und der sich der Sklaverei widersetzen 
wollte. Also war die erste geheime Aktion gegen Schwarze dieses Landes der Versuch, eine 
Abschreckung fur Widerstandswillige zu setzen. Dieses Beispiel wurde bis zum heutigen Tag 


fortgesetzt. Wir haben dokumentiert, daß jede schwarze Führerin und jeder schwarze Führer in 


diesem Land, die und der für die Freiheit und Befreiung ihres Volkes aufgestanden sind ohne 
Rücksicht auf ihre Ideologie, egal ob für Gewalt oder nicht, von der rassistischen US-Regierung 


| niedergeschossen, ermordet, ausgepeitscht oder aufgehängt wurde. Also, im Grunde genommen 
können wir sagen, daß, wenn eine Gesellschaft Institutionen und Gesetze geschaffen oder | 


religiöse Normen und Edikte entworfen hat, um einem Volk die einfachsten Menschenrechte 
vorzuenthalten, dann kann man sagen, daß, auch wenn sie heute die Freiheit bekämen, sie 
dennoch unter einem wunermeßlichen Einfluß dieses Systems leideten. Das 
selbstbestimmungsrecht wurde den Schwarzen nie gegeben. Und geschichtlich gesehen: Wenn 
es einen Moment in der Geschichte gab, wo man dieses Recht hätte den Schwarzen geben 
können, dann nur nach dem Bürgerkrieg. Anscheinend kennt das Privilegientum der weißen Haut 
keine Grenzen im Rahmen seiner Arroganz und die US-Regierung hatte keinerlei Probleme aus 
heiterem blauen Himmel zu erklären, daß wir auf einmal keine Sklaven mehr waren, sondern US- 
Bürgerinnen und -Bürger. Meine Ahninnen und Ahnen und die der 30 Millionen Schwarzen hatten 
nie die Gelegenheit dazu was zu sagen, darüber abzustimmen oder zu wählen, ob sie Teil eines 
Staates werden wollten, der sie über 200 Jahre lang ermordet und verstümmeit hat. 


| Frage: Was das Widerstandsbekämpfungsprogramm angeht, dessen Opfer Sie waren; Ich weiß, 


daß Mitglieder des Tribunals Kopien von Anhängen bekommen haben. Diese Anhänge sind FBI- 


| Dokumente, die Sie durch Prozeßführungen gegen das FBl im Rahmen der Gesetze zur Freiheit 
vor Information herausgeklagt haben. Können Sie für uns die Methoden und Ziele des | 
COINTELPRO kurz zusammenfassen, die durch die Veröffentlichung dieser FBI-Dokumente ans | 


Licht gekommen sind? 


Bin Wahad: Nun ja. Erstens habe ich ein Dokument hier, das heißt »Intel, FBi, Date 15.5.1970. 
Es ist an New York addressiert und kommt vom Leiter des FBls. Der Titel lautet: Richard Moore - 


| was mein bürgerlicher Name war -, Rassistische Angelegenheit - Black Panther Party. Es besagt, 
| Zitat: »Bereite schnellstens einen Eintrag dieser Person für das Fotoalbum der Black Panther 


Bewegung vor, wie in der Anfrage vom 31.3.70 vorgeschlagen wurde.« Dann wurde das Büro in 
New York getadelt, daß es nicht früher geschehen ist. Und sie sagen: »Tragen Sie Formfehler für 


das zuständige Personal ein, weil sie es nicht früher gemacht haben.« Das Fotoalbum der Black | 


Panther Bewegung beinhaltete jede wichtige schwarze Nationalistin und Aktivistin, jeden 


wichtigen schwarzen Aktivisten und Nationalisten dieses Landes. Der Zweck dieses Albums war, | 


die Bewegungen jedes einzelnen dieser schwarzen Menschen dieses Landes zu kontrollieren, 
den ortsansässigen Polizeikräften und sonstigem gesetzausführendem Personal das Foto und 
Dossier dieser Aktivistinnen und Aktivisten zugänglich zu machen. Damit konnten die 
verschiedenen Polizeibehörden diese Person unter irgendeinem Vorwand anhalten, sie verhaften 
oder in einigen Fällen sogar diese Aktivistinnen und Aktivisten umlegen, Ich mächte Ihre 
Aufmerksamkeit auf ein anderes Dokument lenken. Natürlich haben Sie Auszüge des 
initialierenden Memorandums des Widerstandsbekämpfungsprogramms gehört und gesehen. 
Aber einen Paragraphen will ich doch vorlesen: Es geht um das Programm, in dem steht: »Die 
Black Panther Party zur Selbstverteidigung«, und ich lese hier aus der Memorandum von San 
Fransisco, datiert auf den 3.4.68: Die Black Panther Party zur Selbstverteidigung, AK Black 


Panther Party und hier geht es nur um eine Gegend. Sie geben an, daß sie eine aktive 
Mitgliedschaft von 40 bis 50 Einzelpersonen haben. »Der Einfluss der Organisation wächst und | 
zieht die militante Jugend stark an. Sie propagiert offen Waffengewalt und Guerilla-Taktik, um das 


Ende der Unterdrückung der schwarzen Rasse herbeizuführen, Viele ihrer Mitglieder sind mit 
Pistolen bewaffnet. Ihr Führer Huey Newton steht jetzt vor Gericht, angeklagt des 
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Polizistenmordes und anderer Verbrechen«. Dann sagt es weiter aus, daB einige der Mitglieder im 
Mai 1967 eine bewaffnete Invasion des Kalifornischen Parlaments ausgeführt haben. »lhre 
Bereitschaftzur Gewalt ist sehr groß«. Der Grund, warum ich diese Paragraph vorgelesen habe, 
ist, weil laut US-Regierung die Black Panther Party und andere Organisationen gewalttätige 
Organisationen sind, die Guerillataktik befürworteten. Und wie wir alle wissen, ist die Anwendung 
der Guerillataktik nichts Normales in der Ausübung von Verbrechen. Wenn das der Fall ware, dann 
| bin ich sicher, daß man das vietnamesische Volk als Verbrecher beirachten würde. Ich bin mir 
auch sicher, daß man George Washington als Verbrecher betrachten würde. Es ist die 
Kriminalisierung unserer Bewegungen, die zum Eindruck geführt hat, daß die Anwendung von 
Gewalt. um unsere Menschenrechte zu verteidigen, irgendwie ein Verbrechen ist. Die Black 
Panther Party wurde 1966 gegründet, um speziell das rassistische Morden an Schwarzen durch 
die Polizei in der Region Okla-Kalifornien-Buc ht zu stoppen. 


Frage: Jetzt, Mr. Bin Wahad, möchte ich Sie auf Anklage Nummer Drei der Anklageschrift 
aufmerksam machen, nämlich den Punkt Völkermord. Und ich weiß, daß Sie in Ihrem Papier die 
Beispiele von Völkermord durch die US-Regierung aufgezeigt haben. Insbesondere haben Sie 
den Völkermord an afrikanischen Amerikanerinnen und Amerikanern hervorgehoben. Können Sie 
uns vielleicht eine Zusammenfassung der faktischen Basis Ihrer Schlußfolgerungen geben? 


Bin Wahad: Die faktische Basis meiner Schlußfolgerungen bildeten in erster Linie die heutigen Le- 
bensbedingungen der Schwarzen in den USA. Einige der Statistiken stammen aus »Der Status des 
schwarzen Amerika 1990«, herausgegeben von der National Urban League. Ein Exemplar 
überlasse ich Ihnen als Beweismaterial, und dann können die Mitglieder des Tribunals selbst 
lesen. Aberich möchte folgendes kurz sagen: Einerseits von politischer Unterdrückung zu reden, 
aber andererseits nicht zu verstehen, daß politische Unterdrückung in einem besonderen sozialen 
und ökonomischen Zusammenhang vorkommt, hieße natürlich, politische Unterdrückung als 
wesentliches Mittel des Völkermordes zu verkennen. Die Unterdrückung politischer Aktivitäten 
kam immer im breiteren Zusammenhang politischen und sozialen Lebens der Schwarzen in den 
USA vor. Ich kann Ihnen einige allgemeine Statistiken für New York State, die typisch für schwarze 
Wohngebiete in Städten ist, auflisten: In New York State z.B. sind über 80% der 
Gefängnisinsassen schwarz oder iateinamerikanisch, Ganze 85% aller Gefangener kommen aus 
sechs Gemeinden aus dem gesamten Staat von New York. Diese Gemeinden sind alle schwarz 
oder latino. Aber 90% aller Gefängnisse in New York, nein Verzeihung, 75% aller Gefängnisse 
sind in weißen ländlichen Gemeinden errichtet wurden. Außerdem, jede einzelne dieser weißen 
ländlichen Gemeinden befindet sich im wirtschaftlichen Niedergang. Das heißt, sie haben eine 
hohe Arbeitslosigkeit, sie haben ein Mangel an wirtschaftlichem Leben, und das Gefängnis 
fungiert als wirtschaftliche Stütze für die jeweilige Region. Ich möchte auch darauf hinweisen, daß 
_ die Mehrheit von Gefängniswärtern nicht nurin New York State, sondern auch im gesamten Land 
weiß sind. Ich möchte Ihnen auch sagen, daß es heute in den USA eine politische Kampagne gibt, 
| die Gefängnisse zu privatisieren. Das Ziel ist, die Gefängnisarbeit profitabel zu machen, Die 
schwarze Community kann diesen Trend nur mit Entsetzen betrachten. Es zeigt uns, daß die US- 
Regierung, die für uns keine weitere wirtschaftliche Nutzung hat, ein neues Sklavensystem 
errichten will. 








| Frage: Können Sie etwas zu der Bevölkerung sagen, die in den Todeszellen sitzt und auf ihre Hin- 
richtung wartet? | 
Bin Wahad: 

Ja, natürlich. Laut der Studie von Urban League sind 40% aller zum Tode Verurteilten schwarz. Ich 
will auch auf den Fall eines der prominentesten politischen Gefangenen in der Datei von Fallen, 
des Bruders Mumia Abu Jamal, hinweisen. Mumia Abu Jamal ist ein ehemaliges Mitglied der Black 
Panther Party und hat als Informationsminister in der Region von Philadelphia/ Pennsylvania für 
die Partei gearbeitet. Mumia Abu Jamal hatte angefangen, sehr redegewandt über die Lage der 
schwarzen Gemeinde Philadelphias zu schreiben. Er hatte ein wöchentliches Radioprogramm 
aufgebaut, das in der schwarzen Gemeinde gesendet wurde. Aussagen über die Repression des 
| FBl gegen Move sind auch hier gemacht worden. Aufgrund der Unterdrückung von Move begann 
Abu Jamal Move zu verteidigen und schrieb vieles dazu. Aufgrund seiner Aktivitäten wurde Mumia 
| Abu Jamal ein Zielobjekt der philadelphischen Polizei. Als man versuchte ihn umzubringen, wurde 
ein Polizist getötet. Und obwohl keine Beweise gefunden werden konnten, die Mumia Abu Jamal 
eine direkte Beteiligung an diesem Mord nachweisen, wurde Mumia Abu Jamal zum Tode 
verurteilt. Wir sehen, daß geschichtlich gesehen das Todesurteil in den USAals Mittel, als letztes 
Mittel von Staatsterror gebraucht wurde. Wir sehen, daß. um das Plantagensystem zu verteidigen, 
schwarze Männer und Frauen ermordet und gelyncht wurden. Wir sehen, daß der Klu-Klux-Klan 
und andere rassistische Organisationen immer wieder dieses letzte Mittel des Terrors, Mord, 
angewendet haben. Und dab der Staat diese Politik bis zur letzen Konsequenz betrieben hat. 
Wenn wir die Geschichte des Todesurteils und seines Vollzugs untersuchen, stellen wir fest, daß 
nie in der Geschichte der USA ein Weißer für Mord an einer oder einem Schwarzen hingerichtet 
wurde. 
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Frage: Was die wirtschaftliche Armut angeht: Können Sie uns erklären, warum die wirtschaftliche 
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Bin Wahad: Zuerst müssen wir wieder mal die Geschichte betrachten. Schwarze wurden hier ıns 
Land gebracht als Mittel zur Agrarproduktion. Wir waren keine Menschen. Wir wurden nicht 
hierhergebracht, damit man uns die Seelen retten könnte, wie uns die christlichen Prediger 
weismachen wollten. Wir wurden aus keinem anderem Grund hierhergebracht außer dem, das 
Land zu bearbeiten. Und es für nichts zu bearbeiten. Weil sie Produktionsmittel wie Pferde oder 
Maultiere waren, wurden Schwarze genauso wie andere Produktionsmittel unwiderruflich ans 
Plantagensystem und Agrarsystem des Südens gebunden. Als sich direkt vor dem Bürgerkrieg | 
Sklavenarbeit und bezahlte Arbeit im Wettbewerb befanden, wurden die Schwarzen vom großen | 
Befreier Abraham Lincoln befreit. Ein kurzes Einblick in die Dokumente Abraham Lincolns aber 
zeigt uns, daß er keineswegs diese Befreiung der Sklaven aus Liebe für uns oder unsere Ähninnen 
und Ahnen gemacht hat, sondern er wollte dadurch weiße Privilegien verteidigen und das System 
| reiten. Als die Sklavinnen und Sklaven, die Nachkommen von Afrikanerinnen und Afrikanern, 
befreit wurden, hat man sie zugleich in einem neuen System wieder ans Land festgebunden. Das 
hieß ein System, wo dieselben schwarzen Sklavinnen und Sklaven das Land bearbeitet haber., 
ohne das Land zu besitzen. Sie haben das Land bearbeitet, aber nicht den vollen Lohn dafur | 
bekommen. Mit der zunehmenden Industrialisierung der Gesellschaft zogen immer mehr Schwarze 
in die Städte der USA. Dort wurden sie in Ghettos, in Nachbarschaften und Gemeinden 
eingepfercht. Die Schwarzen begannen ein großes unqualifiziertes Arbeitskräftereservoir zu 
bilden. Um einen beträchtlichen Zeitraum zu überspringen; Während einer Periode intensiver 
| Industrialisierung kamen immer neue Einwanderungswellen aus Europa und anderswo, und die | 
Schwarzen blieben weiterhin die, die als letzte angeheuert undals erste gefeuert wurden. Bis zum 

Ende der Fünfziger Jahre wurden Schwarze in einem System von Armut, Arbeitslosigkeit und 
wirtschaftlicher Ausgrenzung gehalten in einem Maße, das es für Schwarze unmöglich machte, je | 
ein Körnchen wirtschaftlicher Stabilität und Unabhängigkeit als eine Gemeinschaft zu erringen. 
Wenn wir die Statistiken betrachten, sagen sie uns, daß weniger als 11% aller Schwarzen mehr 
als 5000 Dollar Jahreseinkommen haben - verglichen mit 3% aller Weißen. Und daß 1988 31% 
aller Schwarzen unterhalb der sogenannten Armutsgrenze lebten - verglichen mit 10.1% aller 
Weißen. Und daß 1988 die höhere Armutsrate hieß, daß es 6.4 Millionen arme Schwarze gab, 1 
'Million mehr als im Jahr zuvor. Und wenn wir uns diese Statistik anschauen und wissen, daß der 
USA eine wirtschaftliche Rezession bevorsteht. dann werden wir innerhalb der nächsten 3 Jahre 
| sehen, daß weit über die Hälfte aller Schwarzen unterhalb des von der US-Regierung bestimmten 
| Lebensstandards leben werden. 


Frage: Wie steht es mit der Kindersterblichkeit? 


Bin Wahad: Kindersterblichkeit ist etwas, das niemanden überraschen kann, die und der ein Ver- 
ständnis von Drittweltgesellschaften hat und davon, wie diese unter Kolonialismus und 
Imperialismus zu leiden haben. In letzter Analyse bildet die schwarze Gemeinschaft in den USA 
eine interne Kolonie, Tatsache ist, daß Sozialprogramme wie die Fürsorge eine Form von 
Entwicklungshilfe für eine interne Kolonie sind. Tatsache ist, daß Sozialprogramme wie die 
Fürsorge eine Form von Entwicklungshilfe für ein Volk sind. das keine Bürgerinnen und Burger 
und keine vollen Bürgerrechte hat. Wir sehen z.B., dah 1986 die Kindersterblichkeitsrate 8.9% 
für weiße Kinder und 15.7% für nicht weiße Kinder und 18% für schwarze Kinder war. 
Anscheinend stehen die Chancen zweizu fünf, daß ein schwarzes männliches Kind 18 Jahre alt 
wird, ohne vorher durch Mord, Drogenkonsum oder andere unnatürliche Ursachen zu sterben. 
Dies, sage ich Ihnen, ist ein Plan, um mein Volk auszurotten. 


Frage: Danke sehr Mr. Bin Wahad. Haben Mitglieder des Tribunals Fragen? 





Jury: Wir haben heute morgen schon gehört, daß lange Gefängnisstrafen für politische 
Aktivistinnen und Aktivisten das Ziel hatten, sie zu brechen. Das ist eine Politik, die klar in diesem 
| Zeugen gescheitert ist. Kann ich Sie vielleicht angesichts der Tatsache, daß Sie ja so lange - bis 
| zum März diesen Jahres - das Gefängnissystem erleben mußten, allgemein fragen, ob auch die | 
Moral anderer schwarzer Gefangener und anderer nicht-europäischer Gefangener so hoch ist 
wie Ihre? Um Zeit zu sparen, stelle ich gleich meine zweite Frage, die aus der ersten hervorgeht: 
Es muß klar sein, angesichts Ihres Mutes, daß diese Art von Programmen der 70er Jahre, die von 
| Ihnen durch Prozeßführungen entlarvt wurden, auch in den 90er Jahren nicht weniger geworden 
| sind. Ohne Zweifel werden sogar diese Worte und ihre Worte von vorhin sorgfältig kontrolliert. 


Bin Wahad: Keine Frage. 


Jury: Haben Sie seit Ihrer Entlassung irgendwelche Unterschiede in den Auswirkungen der 
Aktivitäten von den Machthabern gegen ihr Volk feststellen können? 
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Bin Wahad: Zuerst werde ich die Frage nach dem Kampfgeist von politischen Gefangenen beant- 
| worten: Den Kampfgeist politischer Gefangener sehe ich als hoch an. Aber wir müssen sehen, 
| daB das Gefangnissystem in Leuten Schaden anrichtet. Oft sehen wir einen Bruder wie den 
Genossen Raphael Cancel Miranda, der uns inspiriert durch andauernden Geist und Starke. Nach 
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25 Jahren gemeinem Kerker ist er immer noch bereit zu kampfen und Opfer zu bringen. Wir sehen 
Bruder und Genossen wie Bobby Castillo, der nach 14, 15, 16 Jahren Gefangnis immer noch fir 
sein Volk kampft. Und ich meine, daB, wenn wir wirklich wissen wollen, ob der Geist politischer 
Gefangener stark ist, dann müssen wir verstehen, daß eine Ideologie, die Terror und Tyrannei in | 
dieser Welt verursacht hat, eine Ideologie ist, die nicht auf dem menschlichen Geist basiert. Sie ist | 
eine Ideologie, die auf der Fähigkeit Einzelner basiert, Leute zu manipulieren und kontrollieren, die 
sie nicht verstehen können. Also letztendlich weiß ich aus der Tradition schwarzer Menschen und 
Volker in Afrika, daß mein Geist aus dem Blut, den Tränen und der Misere Hunderter von Millionen 
von Afrikanerinnen und Afrikanern stammt, die hierher in Ketten gebracht worden sind. Damit die 
US-Regierung uns zerstören kann, muß sie zuerst dem Geist unserer Ahninnen und Ahnen 
| Antwort stehen. Die Antwort auf ihre zweite Frage sollte, um sie zusammenzufassen, eine 
Stellungnahme zu Unterdrückungstechniken und ihren Auswirkungen heute sein. Wir wissen, daß 
der Feind aller progressiv-denkenden Menschen und Völker in der Welt, und nicht nur in den USA, 
der moderne Nationalstaat ist. Es ist der moderne Nationalstaat, nicht weil etwa das Volk kein 
Selbstbestimmungsrecht hat, sondern weil dieselbe Ideologie, die Menschen unterdrückt und 
ausbeutet, auch ein enormes Instrumentarium hat für Kontrolle, Macht und die Fähigkeit, das 
menschliche Gehirn, den Körper und den Geist zu manipulieren. Also, würde ich sagen, daß wir 
heute am Rande einer neuen Ordnung stehen. Wir stehen an einer Kreuzung. Entweder gewinnt 
der moderne nationale Staat oder die Völker der Welt werden gewinnen. Es ist egal, ob sie uns hier 
überwachen, ob sie uns abhören oder ob sie uns ins Gefängnis stecken, Es ist egal, ob sie uns 
umbringen. Was zählt, ist, wenn Sie als Gruppe von Geschworenen ein gründsätzliches, 
analytisches und historisches Dokument erstellen. Dieses Dokument muß uns in die Lage 
| versetzen, den Völkern der Weltzu veranschaulichen, daß die führenden Heuchler der heutigen 
Welt die Regierenden der USA sind. 




























Frage: Gibt's noch Fragen? 
Jury: Können Sie kurz etwas zu den Auswirkungen Ihrer Änklage für die besondere Lage der 
schwarzen Frauen sagen? 


Bin Wahad: Nun, ich bin froh, daß Sie das fragen. Ich meine, daß der moderne nationale Staat in 
seiner heutigen Form eine patriarchalische Ordnung darstellt. Er ist ein Mittel von 
patriarchialischer und männlicher Vorherrschaft. Also versuchen die USA Menschen zu 
kriminalisieren, die sich gegen die USA wehren wollen, die Freiheit wollen. Sie versuchen, die 
Armen zu kriminalisieren. Sie versuchen, die Farbigen zu kriminalisieren und sie versuchen, die 
| Frauen zu kriminalisieren. Es sind diese drei Sachen, die den Nährboden des modernen 
nationalen Staat darstellen. In anderen Worten ist es in den USA, wie ich vorhin mit Statistiken 
belegen wollte, ein Verbrechen arm zu sein. Es gibt zwar kein geschriebenes Gesetz, das besagt, 
daß es ein Verbrechen ist arm zu sein. Aber die Richterschaft, die erlassenen Gesetze und ganzen 
Institutionen funktionieren doch so, daß, wenn man arm ist, man weniger Dienstleistungen 
bekommt, wenn man arm ist, existiert man einfach nicht. Also arm zu sein ist ein Verbrechen. Auch 
ein schwarzer oder farbiger Mensch zu sein ist ein Verbrechen, obwohl die Gesetze das Gegenteil 
behaupten, nämlich, daß die Rassendiskriminierung illegal ist. Aber ist es kein Zufall, daß die 
| Arbeitslosigkeit unter schwarzen Jugendlichen fast 60% ist. Es ist kein Zufall, daß 79% aller 
wichtigen Drogenimporteure Weiße sind, aber 85% aller Inhaftierten in Zusammenhang mit 
Drogen Schwarze sind. Wir müssen verstehen, daß in den USA arm und schwarz zu sein ein 
Verbrechen ist. Es ist eine für Weißhäutige priviligierte Gesellschaft. Und arm, schwarz und weib- 
lich in den USA zu sein ist ein schweres Verbrechen. Ich meine, daß die Sache der 
Marginalisierung von Frauen direkt an den ökonomischen Wurzeln dieser Gesellschaft hängt. Die 
Frauen dieser Gesellschaft bilden über 50% der Bevölkerung, aber trotzdem ist ihre Arbeitskraft | 
und politische Macht nicht mit ihrer relativen Starke auch nur annähernd vertreten. Also müssen 
wir uns fragen und anfangen die Rolle der geschlechtsbezogenen Marginalisierung im Rahmen 
der politischen Unterdrückung zu hinterfragen. Bevor ich hier weggehe möchte ich sagen, daß 

eine der Hauptmethoden der US-Regierung, als sie die politischen Organisationen verfolgte, die 
| war, die Beziehungen der Geschlechter auszunutzen, um ihre Ausbeutungs- und 
Unterdrückungsprogramme durchzuziehen. Zum Beispiel: Wäre kein Kidnapping von Frauen 
gewesen, die vielleicht ein Verhältnis mit »Zielobjekten« politischer Repression hatten, und das 
Entführen ihrer Kinder, dann die Geiselnahme der Kinder im Austausch für belastende Aussage, 
säßen viele politische, einige politische Gefangene heute nicht im Gefängnis. So sehen wir, daß 
| die schwarzen Familien, die Familien der politischen Aktivisten leiden mußten wie alle Frauen in | 
den Kriegen der Geschichte leiden müssen. Die ersten Opfer politischer Unterdrückung in den 
USA sind nicht nur die politischen Gefangenen, die ersten Opfer politischer Unterdrückung sind 
Kinder und Frauen. 





Frage: Noch weitere Fragen? 


Jury: Ich möchte Sie zu ihrem Konzept der Selbstbestimmung befragen: Ist ihr letztendliches Ziel 
einen separaten unabhängigen Staat des schwarzen Volkes zu errichten? Oder zielen Sie auf 
Maßnahmen innerhalb des bestehenden Staatsapparats hin, die die Politik der Selbstbestimmung 
des schwarzen Volkes ermöglichen? 
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Bin Wahad: Nun, ich habe meine eigenen politischen Ansichten. Aber ich versuche zumindestens 
nicht hier vor dem Tribunal zu reden, als ob ich jede Person und jede Tendenz der schwarzen 
Bewegung vertreten wollte. Das überlasse ich anderen. Aber ich möchte sagen, daß, wenn die 
Schwarzen die Selbstbestimmung ausüben sollen, der Prozeß dieser Selbstbestimmung auch die 
Wünsche und Ziele der Schwarzen beinhalten und respektieren muß. Also neige ich dazu zu 
meinen, daß, wenn Demokratie oder eine demokratische Gesellschaft in diesem Land bestehen 
soll, eine Revolution in diesem Land sein muh. Das sage ich, weil ich mir nicht vorstellen kann, 
daß eine US-Regierung den Schwarzen Zeit lassen wird, ihre Wunsche und Ziele zu 


| vervollkommnen und eine Abstimmung darüber vorzubereiten. Ich sehe die Selbstbestimmung so, 


daß die Schwarzen ohne Hinblick auf ihre politische Ideologie in der Lage sein sollen, ihre Ideen 
und Ziele den Massen vorzustellen, und nach einem Zeitraum muß eine von den Vereinten 
Nationen überwachte Abstimmung darüber stattfinden, ob die Schwarzen Teil dieser Nation 
werden wollen oder nicht, ob sie einen Verbund etablieren wollen, ein souveränes Volk sein 
wollen, oder sogar, ob sie zurück nach Afrika wollen, falls diese Frage ansteht. Ich meine, daß 


| eine starke Massenbewegung, geführt von ehrlichen Organisationen - wenn man thr erlaubt, sich 


zu entwickeln - letztendlich in der Lage sein wird klar zu bestimmen, was die schwarzen 
Menschen wollen. Zu diesem Zeitpunkt meine ich mit Sicherheit sagen zu können, daß wir die 
Stiefel unserer Unterdrücker von unseren Nacken haben wollen, 


Frage: Wenn es keine weiteren Fragen mehr vom Tribunal gibt, dann möchte ich Mr. Bin Wahad für 
seine beeindruckende und qualifizierte Aussage danken. 
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Sachverstandigenaussage Francis Boyle, 
} Professor fur Internationales Recht 


Frage: Können Sie für das Tribunal die Prinzipien für Selbstbestimmung definieren? 





















Boyle: Das Prinzip der Selbstbestimmung ist ein grundlegender Bestandteil von internationalem 
Recht und internationaler Politik, welches auf Wilsons berühmte 14-Punkte-Rede zurückgeht, in 
der er zuerst die Gedanken der Selbstbestimmung der Völker artikulierte. Es ist enthalten beim | 
| »/eague of nations cabinet«, in der Charta der UN, in den zwei Menschenrechtskonventionen der 
UN von 1966 und in einer Anzahl internationaler Verträge und Abkommen. 


| Frage: Wer hat das Recht auf Selbstbestimmung? 


Boyle: Unterschiedliche Völker. Dieses Recht kann von verschiedenen Völkern angewandt 
werden. Es gibt objektive und subjektive Charakteristika für die Menschen: Rasse, Glaube, 
Nationalität, Hautfarbe. Ihr Selbstverständnis ist sehr wichtig. Das heißt also, wenn eine 
bestimmte Gruppe von Menschen für sich bestimmt, ein Volk zu sein, ist das subjektive Element 
dadrin sehr wichtig; und dann auch noch, wie sie von denjenigen, die zu dem jeweiligen Zeitpunkt 
| über sie herrschen, behandelt werden, auch, ob diejenigen sie als eine spezifische 
Menschengruppe behandeln. In den Fällen, mit denen es wir hier zu tun haben, können wir mit | 
Sicherheit sagen, daß nicht nur die Menschen, die hier ausgesagt haben, sich selbst als eine 
spezifische Völkergruppe betrachten, sondern auch die US-Regierung hat sie als eine spezifische 
Menschengruppe angesehen, behandelt und angegriffen. 


| Frage: Gibt es international anerkannte Umstände, in denen Gewalt angewendet werden kann, um 
| Selbstbestimmung zu erreichen? 


Boyle: Ja. 


Frage: Können Sie diesem Tribunal beschreiben, unter welchen Umständen Gewalt - was hier 
heißt, bewaffnet zu kämpfen - angewandt werden kann und gerechtfertigt wäre, um 
Selbstbestimmung zu erreichen? 


Boyle: Es gibt eine ganze Anzahl von Resolutionen der UN-Vollversammlung, die sich mit dem 
Recht der Völker befassen, Gewalt anzuwenden, um ihr Selbtbestimmungsrecht auszuüben oder | 
zu erreichen. Ich werde jetzt nicht auf alle Resolutionen der UN-Vollversammlung eingehen, aber 
die beste Definition dieses Rechts gibt es in Artikel 1 $4 des 1. Genfer Protokolls von 1977, das 
| sich mit dem Recht der nationalen Befreiungsbewegungen oder Individuen, die in nationale 
Kämpfe verwickelt sind, auf die Anwendung von Gewalt befaßt und auch mit dem Recht, als 
Kriegsgefangene behandelt zu werden, wenn sie bewaffnet kämpfen. Und Artikel 1 $4 definiert 
bewaffnete Konflikte als Konflikte, in denen Vdlker/Menschengruppen gegen koloniale 
Herrschaft, fremde Besatzungsmächte und gegen rassistische Regime kämpfen. 
> Bier 
Zu prüfen ist hier, ob Völker oder Vertreter bestimmter Menschengruppen gegen koloniale Herr- 
schaft, fremde Besatzungsmächte oder rassistische Regime kämpfen, denn dies sind die ganzen 
| Kriterien des Rechts, Gewalt anzuwenden. 





Frage: Können Sie dem Tribunal eine Definition von internationalen Befreiungsbewegungen 
geben? 


Boyle: Eine nationale Befreiungsbewegung ist eine politische Organisation, die in Anspruch 

nimmt, ein Volk zu repräsentieren, das gegen koloniale Herrschaft, eine fremde Besatzungsmacht 
| oder ein rassistisches Regime kämpft. Typische Beispiele sind die PLO, die IRA, der ANC, die 
| SWAPO oder FALN. Ich sollte deutlich machen, daß dies alles Organisationen sind, die meiner | 
Meinung nach generell von der Internationalen Gemeinschaft als Nationale Befreiungs- 
bewegungen anerkannt sind, heißt nicht, daß sie die einzigen sind. Es gibt einige Organisationen 
in der Welt, die aufgrund der Regierungspropaganda gegen sie nicht darin erfolgreich waren, ihre 
Ansprüche auf internationale Ebene zu heben. Und ich meine, daß das Tribunal sehr bedeutend 
ist, um zu bestimmen, ob Organisationen, die hier an diesem Wochenende vertreten sind, sich als 
nationale Befreiungsbewegung/nationale Befreiungsorganisation qualifizieren oder nicht. Oder 
sind die Völker, die hier in Betracht gezogen werden (Native Americans, Afro-Americans, 
Mexicanos und Puertoriquenos), wenigstens berechtigt, ihr Selbstbestimmungsrecht aufgrund 
_ der UN-Charta zu praktizieren und wenn nötig, für dieses Ziel Gewalt anzuwenden? 


Frage: Rückblickend auf Ihre Aussage und auf das, was wir bis jetzt hier gehört haben - sind Sie 
zu einer Meinung gelangt, ob es Nationale Befreiungsbewegungen innerhalb der Grenzen der 
| Vereinigten Staaten gibt und im Besonderen, ob die Bewegungen, die hier aufgetreten sind, die 
Kämpfe der African Americans, Black Americans, Mexicanos, Native Americans, Puertoriquenos 
vertreten und ob sie nationale Befreiungsbewegungen darstellen? 
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| Boyle: Ja ich habe eine Meinung dazu. Jede Gruppe muß noch nach den eigenen 
| Gesichtspunkten betrachtet werden, weil historische und persönliche Gründe sie auf verschieden | 


Art und Weise in diese Situation gebracht haben. 


Zuerst der Fall der Puertoricanerinnen. 


Meiner Meinung nach liegt Puerto Rico nicht innerhalb des Territoriums der USA. Nach der 


Definition des Internationalen Rechts ist Puerto Rico eine Kolonie im klassischen Sinne. Es ist eine 


US-Kolonie, seitdem die USA Puerto Rico 1898 von den Spaniern gestohlen hat. Es gibt viele 
| Resolutionen, die sich mit dem Status von Puerto Rico befassen und mit dem Recht der 


puertoricanischen Nationalisten, für Unabhängigkeit und Selbstbestimmung ihres Volkes zu 
kämpfen. Diese Freiheitskampferinnnen sind dazu berechtigt, als Kriegsgefangene behandelt zu 
werden. Und ich glaube, daß ihr Widerstandsrecht und ihr Recht auf Selbstbestimmung von der 
gesamten internationalen Völkergemeinschaft anerkannt wird, natürlich mit Ausnahme der USA. 


Aber der Rest der Welt meint, daß der puertoricanische Kampf ein Kampf für Selbstbestimmung 
ist. 


2. Native Americans. 

Das ist ein sehr klarer Fall, es geht um Artikel 1 $4: Den Kampf gegen koloniale Herrschaft, 
Besatzungsmächte und rassistische Regime. Ich denke, daß es ziemlich offensichtlich ist, daß die 
Native Americans historisch gesehen in diesem Land die Opfer von kolonialer Fremdherrschaft, 
Besatzungsmacht, Rassismus und Völkermord sind (Bezug: Völkermordskonvention). Nichts 


könnte offensichtlicher sein, als das Beispiel der Native Americans hier in den USA, das | 


außerordentlich tragisch ist, und deren Schicksal heute vermutlich schlimmer ist als die Situation 
der Schwarzen in Südafrika. 


I 3. Afro-Americans. | 
Die Afro-Americans haben auch einen berechtigten Anspruch, eine Nation zu sein. Ein 
eigenständiges Volk, welches die Berechtigung hat, nach internationalem Recht das | 


Selbstbestimmungsrecht auszuüben. Das betrifft natürlich das Vorhergesagte: Es ist bis jetzt 
nicht auf internationaler Ebene anerkannt worden, doch das heißt nicht, daß es nicht zutrifft. Z.B. 
war es bei Südafrika so, daß die Art, wie sie die dort lebenden Schwarzen behandelten, keine 
internationale Angelegenheit ware, so argumentierte die Stidafrikanische Regierung; im Endeffekt 
wies die gesamte internationale Völkergemeinschaft das Argument zurück, und schließlich wurder 
ANC als nationale Befreiungsorganisation im Interesse der Schwarzen von Südafrika anerkannt. 
Die schwarzen Menschen hier in Amerika sind mit Gewalt hierher gebracht worden, sie wurden 


entführt unter Mißachtung der grundlegenden Prinzipien des angloamerikanischen Rechts aus | 
| jener Zeit. Entführung ist ein allgemeiner schwerer Rechtsbruch, gerade in der Zeit, als es die 


Sklaverei gab. Und die Menschen wurden auf illegale und kriminelle Art und Weise verschleppt. 
Sie wurden der Sklaverei und dem Völkermord unterworfen, was heute beides noch sehr aktuell ist 
und Struktur hat. Und heute hier in den USA kann ruhig gesagt werden, daß immer noch 
Völkermord an den Afro-AmerikanerInnen praktiziert wird. Die Völkermordskonvention-macht das 
sehr deutlich, wenn da steht: Planmäßige Auferlegung von Lebensbedingungen, die die 
Zerstörung eines Volkes oder von Teilen eines Volkes einkalkuliert. Ich glaube, daß das genau die 


Situation ist, mit der Afro-Amerikanerinnen heute in den USA konfrontiert sind. Die 
| Lebensbedingungen sind immer noch so gemacht, daß die Zerstörung eines Volkes oder einiger 
| Teile davon kalkuliert sind. Unter diesen Umständen bin ich der Meinung, daß die Afro- 


AmerikanerInnen berechtigt sind, das Selbstbestimmungsrecht auszuüben. Dieses Recht ist ihnen 
auch nie gewährt worden. nachdem dem 13. Änderungsantrag zur Verfassung zugestimmt worden 
war und die Sklaverei abgeschafft wurde. Dann kam der 19. Antrag, in dem sie unfreiwillig zu US- 
Bürgern erklärt wurden, Sie hatten in dieser Sache nie eine Wahl, weder als Individuum noch als 
Volk. Und es ist ein grundlegendes Prinzip der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, daß 
jede/r das Recht hat, ihre/seine Nationalität selbst zu wählen, diejenige abzulehnen, die sie 
augenblicklich haben und eine andere anzunehmen. Und so komme ich nochmal zu dem Schluß, 
daß die Afro-AmerikanerInnen ein Anrecht auf Selbstbestimmung haben. Was das heißt, da 
stimme ich dem vorherigen Redner zu, so ist es bestimmt nicht meine Sache als irischer 
Amerikaner, Afro-Americans zu erzählen, was sie wegen ihrem Selbstbestimmungsrecht tun bzw. 
entscheiden sollen. Ich denke, das ist ihre Sache, das auszuarbeiten. Aber es besteht sicherlich 
die Notwendigkeit, daß dieses Recht durch dieses Tribunal anerkannt und bekräftigt wird, ebenso 
durch die UNO, so daßes, nach ein paar Jahren der Vorbereitung, ein von den Vereinten Nationen 


 überwachten Volksentscheid gibt, mit dem Rückzug des Sicherheitsapparates, der von der 
; Regierung der USA gegen sie aufgeboten wurde, und um Afro-AmerikanerlInnen zu erlauben, über 
ihre eigene Zukunft frei und fair zu entscheiden. Wollen sie einen eigenen Staat, wollen sie US- 


Bürger bleiben, wollen sie nach Afrika zurückkehren, was immer sie wollen, das ist es, worum es 
beim Recht auf Selbstbestimmung geht. 


Und nun, was den Anspruch der mexikanisch-amerikanischen Menschen angeht. Auch hier hat 
man die Situation, daß ein wesentlicher Teil Mexikos von der US-Regierung gestohlen wurde, im 
mexikanisch-amerikanischen Krieg 1848, der selbst von juristischen Kommentatoren der 
damaligen Zeit als ungerechter Krieg bezeichnet wurde, ein Krieg ohne jeden Grund. Dieser Teil 
wurde in die USA einverleibt, und seit dieser Zeit sind Mexicanos Opfer von Rassismus, 
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Völkermordpraktiken, Diskriminierung und einer Anzahl von Techniken und Maßnahmen ähnlich 


| denen, die wir auf diesem Tribunal im Zusammenhang mit den Afro-Americanos, Native Americans 
| und Puertoricanerinnen untersucht haben. 


Frage: Sind nach Ihrer Meinung, Professor Boyle, die AntragstellerInnen, die Mitglieder einer 
nationalen Befreiungsbewegung sind, und Natives, die für Unabhängigkeit und Selbstbestimmung 


kämpfen, berechtigt, sich unter den Schutz des internationalen Rechts als politische Gefangene 
zu stellen? 


Boyle: Ja, entweder als politische Gefangene oder als Kriegsgefangene gemäß der Definition der 
Genfer Konventionen und dem Zusatzprotokoll Nr. 1 und auch nach dem üblichen internationalen 
Recht. Wenn Menschen für ihr Selbstbestimmungsrecht kämpfen, gegen Völkermordpraktiken, 
die gegen sie und ihr Volk angewandt werden, dann haben sie sicherlich das Recht, Gewalt 
| anzuwenden, die notwendig ist und angemessen und sich gegen militärische Ziele und den 

Regierungsapparat richtet, der diese Verbrechen an ihnen verübt, um sich selbst zu schützen und 
um ihr Recht auf Selbstbestimmung zu erreichen. Für den Fall, daß sie gefangen genommen 


werden, sollten sie als Kriegsgefangene behandelt und verurteilt werden und nicht als 
gewöhnliche Kriminelle. 


Frage: Gibt es nach dem internationalen Recht des Recht auf Widerstand von Bürgern gegen 
Staatsverbrechen? 


Boyle: Ja, die Völker, die ich diesem Tribunal vorstelle, sind zum Widerstand gegen 
Staatsverbrechen berechtigt. Ich spreche die Gründe für dieses Recht aus und wir haben dieses 
| Recht in einer recht großen Anzahl von Fällen in den letzten 10 Jahren hier in den USA erfolgreich 

angeführt, was oft zu Gerechtigkeit für den Angeklagten geführt hat, und manchmal bei ziemlich 


| neuen Jahren an einer recht großen Zahl solcher Fälle gearbeitet habe, daß, wenn wir die 
| Gelegenheit haben, der Jury bzw. den Personen, die dort sitzen, die Fakten und Aspekte 
internationalen Rechts des Widerstandsrechts zu präsentieren, wir im allgemeinen 
| Verfahrenseinstellung erreichen. Unglücklicherweise ist es aber hier in den USA so, daß politische 


bekommen. Es ist die Ausnahme und nicht die Regel. Verallgemeinert kann man sagen, daß ein 
Mörder, Räuber oder Vergewaltiger hier ein gerechteres Verfahren bekommen wird als eine 
katholische Nonne, die gegen Atomwaffen protestiert. Und ich kenne mehr als einen Fall, wo das 
passiert ist, besonders heutzutage, nachdem mehr als 60% der Berufungen/Benennungen in der 

Bundesjustiz von Bush oder Reagan stammen. Es ist für einen politischen Demonstranten oder 
| Kriegsgefangenen heute fast unmöglich, ein gerechtes Verfahren vor einem Bundesgericht zu 
bekommen, so gut wie unmöglich. 


| Frage: Haben Sie sich basierend auf Ihren Erfahrungen und den Aussagen und schriftlichen 
| Unterlagen hier während der letzten zwei Tage eine Meinung gebildet bezüglich der euro- 
amerikanischen bzw. nordamerikanischen AntragstellerInnen, die festgenommen und verurteilt 
wurden? Haben diese nach dem internationalen Gesetz das Recht, aus Solidarität mit den 
nationalen Befreiungsbewegungen hier in den USA zu handeln (kampfen)? 


| Boyle: Ja, die in meinem Text »Das Bürgerrecht auf Widerstand gegen Staatsverbrechen« 
behandelten Grundsätze betreffen Euro-AmerikanerInnen genauso wie Afro—Amerikanerinnen 
oder sonst irgendwen. Diese Grundsätze wurden in einer Reihe von Verfahren gegen Euro- 
| Amerikanerlnnen entwickelt und erfolgreich angewandt, Verfahren wegen Protesten gegen 
Atomwaffen, US-Intervention in Mittelamerika, Südafrikanische Apartheid, die Invasion in 
Grenada und die Invasion in Panama. Diese Liste geht noch weiter, wie Sie wissen, erlebten wir 
während des letzten Jahrzehnts der Reagan/Bush-Regierung selbst für US-Verhältnisse eine 
Renaissance gesetzloser Gewaltanwendung auf der ganzen Erde. Und zu ihrer Ehre muß man 
sagen, daß eine große Anzahl von US-BürgerInnen, sowohl Euro-Amerikanerinnen als auf 
Farbige, auf die Straße gegangen sind und in der einen oder anderen Form dagegen protestiert 
haben, angefangen bei einfachen Demonstrationen bis hin zu Benutzung von Waffengewalt. Sie 


welches Verbrechen sie angeblich begangen haben sollen. Sei es eine einfache 
Gesetzesübertretung, Sabotage, umstürzlerische Konspiration oder was auch sonst. Die 
allgemeine anglo-amerikanische Verteidigung sollte theoretisch für alle diese Angeklagten gelten, 
egal, welche Straftaten sie begangen haben. Aber noch einmal, in Fällen, in denen polititsche 


daß die mit dem Fall befaßten Bundesrichter ihnen, verfassungswidrig, ihr Recht verweigern, sich 
selbst zu verteidigen, indem sie Beweise (Zeugnisse) verhindern, einerseits zu den Fakten und 
andererseits in Bezug auf das internationale und nationale Recht, daß sich auf sie und ihre Taten 
bezieht. So ist es wieder so, daß ihnen einfach keine freien offenen und fairen Prozesse gewährt 
werden, was immer sie sonst vom Rest unserer Kriminalrechtssprechung halten. 


Frage: Wenn Sie die Aussagen und Beiträge der letzten zwei Tage hier betrachten, haben Sie sich 
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schweren Beschuldigungen. Im allgemeinen ist es meine Erfahrung, nachdem ich in den letzten | 


Demonstranten und Kriegsgefangene im allgemeinen keine freien und fairen Prozesse | 





sind unter das US-Strafrecht gestellt, alle zur gleichen Art der Verteidigung berechtigt, ganz egal, 


Demonstrantinnen oder Kriegsgefangene beteiligt sind, ist es normalerweise unsere Erfahrung, 








eine Meinung daruber gebildet, ob die amerikanische Regierung und die Angeklagten hier irgend- 
welche international anerkannten juristischen Standpunkte verletzt haben? 


Boyle: Nun, sie haben nicht nur international anerkannte juristische Standpunkte verletzt. Nein, 
einige der Beamten, die in ihrer Anklageschrift erwähnt sind, haben Verbrechen gegen den 
Frieden, die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen begangen, wie sie in den Nürnberger 


Prinzipien definiert sind, und grobe Verletzungen von international anerkannten | 


Menschenrechtsgesetzen. Also ist es nicht nur der Fall, daß sie internationales Recht oder 
internationales Menschenrecht gebrochen haben, sondern sie haben selber internationale 
Verbrechen begangen. 


Frage: Meinen Sie damit, daB George Bush, Richard Thornburg, William Webster, Direktor der 
CIA, Michael Quinton, Direktor der Gefängnisbehörde, und viele Gouverneure von Staaten, in 
| denen politische Gefangene inhaftiert sind, schuldig sind, Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
| begangen zu haben? 


| Boyle: Nun, ich wurde sagen, daß der Grad der Verantwortung sich verringert, je weiter man die 
Leiter runtergeht. Aber sicher sind George Bush, William Webster und der Kopf des FBI, in solche 


| Taten verwickelt. Der Direktor der Gefängnisbehörde und die Staatsgouverneure sind weiter unten | 


auf der Leiter. Uber sie kann ich nichts sagen, da ich keine detaillierte Untersuchung der 
genannten Personen gemacht habe im Gegensatz zu den anderen Dreien, auf die ich in der einen 
| oder anderen Art viel Zeit verwandt habe. Aber natürlich haben sie Systeme verwaltet, die 


 rassistisch und völkermörderisch sind, und die grundlegende, elementare Normen der 


| internationalen Menschenrechte verletzen. 


Frage: Gibt es in Bezug auf diese drei Angeklagten irgendwelche kompetenten internationalen Tri- 
bunale, abgesehen von diesem hier, die Ihrer Meinung nach einberufen werden sollten, um die 
drei vor Gericht zu stellen? 


Boyle: Nun, George Bush hat ein internationales Tribunal vorgeschlagen, um Saddam Hussein der 
Kriegsverbrechen anzuklagen. Ich denke, das ist eine großartige Idee und George Bush sollte dort 
wegen Panama angeklagt werden. Den CBS-Nachrichten zufolge tötete George Bush 4000 un- 
schuldige Bürger in Panama. Und die höchsten Zahlen, die ich bis jetzt aus Kuwait gehört habe, 
gehen davon aus, daß Saddam Hussein vielleicht 1000 Kuwaitis getötet hat. Ich frage, wer ist der 


größere Kriegsverbrecher? Ich denke, aus diesem Grunde hören wir auch nichts mehr davon, daß | 


George Bush Tribunale wegen Kriegsverbrechen gegen Saddam Hussein einberufen will. Ich 

glaube, daß ihm irgendjemand diesen Vergleich oder die Analogie aufgezeigt hat, vielleicht haben 
' sie mich auch gehört, als ich es im Radio erwähnte. Ich bin nicht sicher. Jedenfalls, George Bush 
verlangt nicht mehr nach einem Tribunal, er hat den Plan fallengelassen. Das bedeutet, daß 
eigentlich nur dieses Tribunal bleibt, um solche Ermittlungen zu führen. 


Frage: Vielen Dank, Professor Boyle. Haben Mitglieder Jury SEE Fragen an Dee; 
| Boyle? 


Jury: ...Können Sie als Experte des internationalen Rechts die Jury über das Verhältnis zwischen | 


der US-Verfassung und dem internationalen Recht aufklären, und in was für einem Ausmaß die 
ständige Weigerung der Gerichte, sich mit Aspekten des internationalen Rechts zu beschäftigen, 
einen Verstoß gegen die US-Verfassung darstellt? 


Boyle: Ja. In meinem Buch »Die Verteidigung von zivilem Widerstand« habe ich der Untersuchung 
des Verhältnisses zwischen internationalem Recht und der US-Verfassung viel Platz gewidmet. 
Der Artikel 6 der US-Verfassung besagt ganz klar, daß Verträge und andere internationale 
Vereinbarungen das höchste Gesetz im Staat sind, und daß sie immer dann von Bundes- bzw. 
Landesgerichten angewandt werden müssen, wenn Fragen aufkommen, die sie betreffen. Jedoch 
ist es normalerweise so, daß US-Gerichte, besonders Bundesgerichte, die Erwähnung 
internationaler Verträge und Vereinbarungen nicht zur Beweisaufnahme zulassen, selbst jene 
nicht, die die USA mit unterschrieben haben. Nehmen wir zum Beispiel die Völkermordkonvention. 
Ineinem der ersten Fälle, die ich übernahm, ging es um einen sehr religiösen Mann, einen Anti- 
Atomwaffendemonstranten, der letztendlich wegen Betens auf einem Bunker für 
Interkontinentalraketen ein Jahr in einem Bundesgefängnis saß. Ja, es ist wahr. Ein Jahr fürs 
Beten auf einem Bunker für Interkontinentalraketen. Wir versuchten, die Völkermordkonvention in 
| sein Verfahren einzubringen, aber das Gericht weigerte sich, uns das zu erlauben, indem es 
| sagte: Was ist die Völkermordkonvention? Es gibt keine Verbindung zu diesen Vorgängen. Und als 
ich dies versuchte, wurde ich fast der Mißachtung des Gerichts angeklagt. Einfach, weil ich 
| versuchte, vor einem US-Bundesgericht die Völkermordkonvention in Bezug auf Atomwaffen als 


_ Instrumente des Völkermordes und der Massenvernichtung anzuwenden, Wir haben versucht, die f 


Volkermordkonvention in Zusammenhang mit der südafrikanischen Apartheid anzuwenden. 


Manchmal mit Erfolg. Größtenteils, weil diese Proteste vor Landgerichten verhandelt wurden, im | 


Gegendsalz zu den Bundesgerichten, die Teil dieses Systems sind. Es ist extrem schwierig, die 
Völkermordkonvention im Strafverfahren vor US-Gerichten einzubringen. Die Genfer Konven- 
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tionen und Protokolle - so gut wie unmöglich, sie bei nationalen Befreiungskampferlnnen 
einzubringen. Zum Beispiel Puerto Rico, ich war in ein oder zwei Fällen als Gutachter eingesetzt, 
| und es hat überhaupt nichts bewirkt, das einzuführen oder mir, so wie hier, zu erlauben, darüber 
| auszusagen, was die Bedingungen des internationalen Rechts sind. Um Ihnen die Perversität 
| dieser Einstellung zu zeigen: Die einzige mir bekannte Person in den Bundesgefängnissen, bei 
dem die US-Regierung den Status als Kriegsgefangenen anerkennt, ist Manuel Noriega, ein 
früherer ClA-Agent. Sie erkannten sein Recht an, ein Kriegsgefangener zu sein, und natürlich ist 
| er nach der 3. Genfer Konvention dazu berechtigt. Ich bezweifle das überhaupt nicht. Aber bei 
| keiner/keinem der anderen nationalen Befreiungskämpferlnnen, Joe D. von der IRA 
eingeschlossen, wurde ihr Recht durch ein Bundesgericht anerkannt. Und jegliche Versuche von 
| uns, diese Themen anzuschneiden, wurden kurzerhand abgeschmettert. 


Jury: Ich würde gerne eine Frage zu dem legalen Charakter des Rechts auf Gewaltanwendung 
stellen. Sie bezogen sich auf Artikel 1, Paragraph 4 des Genfer Zusatz—Protokolls von 1977, 
welches tatsächlich das Selbstbestimmungsrecht mit dem Recht auf Gewaltanwendung verbindet. 
Im Gegensatz dazu argumentiert die US-Regierung, daß sie diese Zusatzprotokolle nicht ratifiziert 
hätte, und hinzu kommt, daß die von Ihnen erwähnten Resolutionen der Vollversammlung keinen 


legalen bindenden Charakter haben, sie sind nur eine Empfehlung. Wie denken Sie über diese 
Arqumentation? 


Boyle: Zuerstzum 1. Protokoll. Die Reagan-Administration sagte: Wir sind bereit, den größten Teil 
| vom 1. Protokoll anzunehmen und als übliches internationales Recht zu akzeptieren. Aber wir 
Übernehmen jenen Teil des Protokolls nicht, den wir nicht mögen. Und das war Artikel 1 $4. Denn, 
wenn sie genau diesen Punkt akzeptiert hätten, hätte das automatisch bedeutet, daß sie die 
puertoricanischen NationalistInnen freilassen oder als Kriegsgefangene behandeln müssen. Und 
| sie hätten auch Schwierigkeiten in Bezug auf Afro-Amerikanische und Native-Amerikanische 
Gefangene bekommen. Ich denke also, dieses Argument steht und fällt damit, ob der Artikel 1 84 
und seine Idee in das gebräuchliche internationale Gesetz eingegangen ist, und so die US- 
Regierung daran bindet, egal, ob ihr das gefällt oder nicht. Ich habe diese Position in Erklärungen 
nicht nur hier eingenommen, sondern auch in Südafrika im Fall der ANC-Guerillas. Und ich 
glaube, daß eine sehr große Anzahl von Professorinnen des internationalen Rechts der Meinung 
sind, daß der Artikel 1 $4 mittlerweile Bestandteil des gebräuchlichen internationalen Rechts ist. | 
Auf jeden Fall kann die US-Regierung nicht einfach feststellen, daß sie den Großteil des 1. 
Protokolls als gebräuchliches internationales Recht akzeptieret und nur den Artikel 1 $4 
zurückweist. Das geht nicht. Entweder alles oder nichts. Ich bin also auch der Meinung, daß 
selbst, wenn die US-Regierung die Ratifizierung abgelehnt hat, sie doch aufgrund des üblichen 
internationalen Rechts daran gebunden ist, diese Rechte anzuerkennen. Ich glaube, daß das die 
wichtige Aufgabe des Tribunals ist. Nach den Statuten des internationalen Gerichtshofs sind 
| solche gerichtlich unabhängigen Entscheidungen eines der Hilfsmittel, um Rechtsstaatlichkeit 
nach Artikel 36 zu bestimmen. Das ist sehr klar formuliert. Gerichtliche Entscheidungen sind ein | 
Hilfsmittel zur Bestimmung der Rechtsstaatlichkeit. Es wird aber nicht klarer gesagt, was 
gerichtliche Entscheidung bedeutet. Von welcher Justiz sie reden, internationale Justiz, nationale 
Justiz oder spezielle Tribunale, so wie dieses. Und ich habe auch schon woanders gesagt, daß die 
Urteile und Meinungen solcher speziellen Tribunale von überzeugender Wichtigkeit sind, daß sie | 
das Recht haben, als gerichtliche Entscheidung angesehen zu werden, die nach Artikel 36 der | 
Statuten des internationalen Gerichtshofs als Hilfsmittel zur Feststellung der internationalen 
Rechtsstaatlichkeit betrachtet werden. Ich glaube, daß Sie als Tribunal und als Gruppe von 
Expertinnen im internationalen Recht sowohl das Recht als auf die Verpflichtung haben, eine | 
Entscheidung bezüglich des Inhalts des internationalen üblichen Rechts zu fällen. Und wenn Sie 
trotz allem entscheiden, daß die US-Regierung auch an den Artikel 1 §4 gebunden ist, dann hat 


das eine große Wichtigkeit-als eine Sache des internationalen Rechts. Beantwortet das Ihre 
Frage? 





= 
-^ 
a 
= 
= 
z 

- 

=- 
a 
4 
= 


NINI 


“i 
4 
al 





INTI 








| Urteil der Jury 















bestehend aus: 
Frank Badohu, Rechtsanwalt, Ghana 
Jawad Boulus, Rechtsanwalt, Palästina 


Lord Anthony Gifford 


Rechtsanwalt in London und Mitglied der nordirischen und jamaikanischen Anwaltschaft; Mitglied 
des Oberhauses, Vereinigtes Königreich 


Norman Paech 
Wirtschaft und Politik, Hamburg, Deutschland 


José Roberto Rendon Vasquez 


| Rechtsanwalt und Professor der Rechtswissenschaften und Politologie an der Universitāt 
Nacional Mayor de San Marcos, Peru 


Celina Romany 
Professorin der Rechtswissenschaften, Verfassungsrecht und Menschenrechte an der 
Juristischen Fakultat der City University of New York 


Toshi Yuki Tanaka 
Professor fir Politologie an der Universitat Melbourne, Australien 


George Wald 
Emerierter Professor fur Biologie an der Harvard Universitat, Nobelpreistrager fur Biologie, USA 


Koordinator: Dr. Luis Nieves Falcón 


Sonderankiager: 
Rechtsanwalte 
| Lennox S. Hinds, Jan Susler, Robert Boyle, Bruce Ellison, Roger Wareham 


| Beratung des Tribunals: 
Rechtsanwalte Daniel Nina, Richard Harvey 


l. Grundlage des Tribunals 


Kriegsgefangenen in den Gefängnissen der Vereinigten Staaten wurde von 88 Förder- und 
Unterzeichnerorganisationen aus allen Teilen der Vereinigten Staaten einberufen. Die Mitglieder 
des Tribunals nahmen als Grundlage für ihre Rechtsprechung die allgemein anerkannten 


| Nationen gebilligt und angenommen wurden entsprechend den Präzedenzfällen der Tribunale von 
Nürnberg und Tokio und den ihnen folgenden Verfahren, die vom Wirtschafts- und Sozialrat der 
Vereinten Nationen (Resolution 1503 (XLVIII) gebilligt wurden. 


| Das Tribunal erhielt umfangreiches schriftliches und mündlich vorgetragenes Beweismaterial von 


Regierung der Vereinten Staaten aussagten, Sie behaupteten unter anderem, daß ihnen das 
Recht der Völker auf Selbstbestimmung in den Vereinigten Staaten und Puerto Rico verweigert 
würde; daß der legitime Kampf gegen illegale Handlungen der Regierung der Vereinigten Staaten 
kriminalisiert würde; daß denen, die sich in solchen Kämpfen engagieren, Rechtsstaatlichkeit 
verweigert würde und sie stattdessen Folter, unmenschlicher und entwürdigender Behandlung 
ausgesetzt seien. 


Das Tribunal tagt nicht als Gerichtshof, sondern wie das Bertrand Russell Tribunal uber den U.S. 
Krieg gegen das vietnamesische Volk macht dieses Tribunal die gewohnheitsrechtlichen 
Prinzipien internationaler Menschenrechte geltend, In Artikel 38 des Statuts des internationalen 
Gerichtshofs wird der maßgebende Einfluß der Ergebnisse solcher Tribunale auf die gültigen 
Normen des internationalen Rechts anerkannt. 

Die angeklagte Regierung und ihre Institutionen sind verpflichtet, die internationalen Menschen- 
rechte zu respektieren, nicht zuletzt weil Artikel VI der Verfassung der Vereinigten Staaten 
bestimmt, daß Verträge und andere internationale Vereinbarungen »höchstes Geselz des Landes« 
sind. 
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Professor für öffentliches internationales Recht und Verfassungsrecht an der Hochschule für | 


Das Tribunal über Menschenrechtsverletzungen an politischen Gefangenen und | 


Prinzipien des internationalen Rechts, die von der Völkergemeinschaft in der Charta der Vereinten | 


politischen Aktivisten und Experten, die zur Stützung einer detaillierten Anklage gegen die | 
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| Das überwältigende Gewicht der dem Tribunal vorgelegten Beweise machte jedoch deutlich, daß 


| routinemäßig verweigert wird. Deshalb sind wir der Meinung, daß die Kläger vor diesem Tribunal 


Ergebnis zu kommen. 


| internationalen Rechts. Keinesfalls darf ein Volk seiner eigenen Subsistenzmittel beraubt werden. 
(Artikel 1 (1) der internationalen Menschenrechtskonvention, 1966) 


| und gegen rassistische Regimes gefangengenommen werden, soll als Gefangenen der 


| (b) Verursachung ernster körperlicher oder geistiger Schäden an Mitgliedern der Gruppen; 


| Unterstützung legitimer Kämpfe für Selbstbestimmung oder gegen die illegale Politik der 





An sich entspricht es der üblichen Gesetzespraxis, daß Menschen, bevor sie als Kläger zu 
internationalen Foren Zuflucht nehmen, zunächst die innerstaatlichen Rechtsmittel auschöpfen. 


die Gerichte und die Justizbeamten in den Vereinigten Staaten sich routinemäßig weigern, den | 
Betroffenen, die hier vor dem Tribunal Klage erheben, zu erlauben, ihre Verteidigung auf der 
Grundlage internationalen Rechts zu führen und daß ihnen Rechtshilfe unter U.S. Recht 


tatsächlich alle innerstaatlichen Rechtsmittel schon ausgeschöpft haben und daß das Tribunal 
berechtigt ist, alle Fälle, die ihm vorgelegt werden, noch einmal zu prüfen. 


Das Tribunal stellt mit Genugtuung fest, daß alle angemessenen Schritte von den Klägern vor 
diesem Tribunal unternommen wurden, um die angeklagte Regierung und ihre Institutionen über 
den Charakter und die Absichten der Tribunalanhörungen zu informieren einschließlich der 
Zustellung der Anklageerhebung an Präsident George Bush und andere zuständige Bundes- und 
Staatsbeamte. Den Angeklagten wurde jede Möglichkeit gegeben, anwesend zu sein und 
Aussagen zu machen. Obgleich die Angeklagten von ihrer Möglichkeit auszusagen keinen 
Gebrauch machten, ergaben viele Dokumente und Zeugenaussagen von experten ziemlich genau 
den Grund für die Opposition der Regierung gegenüber den Forderungen der vor dem Tribunal 
Klagenden. Das Tribunal hat die Ansichten der Angeklagten zur Kenntnis genommen, um zu einem 


Bei der Prüfung des Beweismaterials und um Schlußfolgerungen daraus zu ziehen, hat das 
Tribunal folgende Definitionen verwendet: »Selbstbestimmung«: Das Recht kraft dessen alle 
Völker berechtigt sind, frei ihren politischen Status zu bestimmen und ihre ökonomische, soziale 
und kulturelle Entwicklung zu verfolgen. Alle Völker dürfen fürihre eigenen Zwecke frei über ihre 
Naturreichtümer und Ressourcen verfügen, unbeschadet irgendwelcher Verpflichtungen aus 
internationaler ökonomischer Kooperation auf der Basis des Prinzips gegenseitigen Vorteils und 


»Kriegsgefangener«. Jenen Kombattanten, die im Kampf gegen koloniale- und Fremdherrschaft 


Kriegsgefangenenstatus gewährt werden, und ihre Behandlung sollte mit den Bestimmungen der 
Genfer Konvention entsprechend der Behandlung von Kriegsgefangenen vom 12. August 1949 
übereinstimmen (Resolution der Vollversammlung 3103 (XXVIII). 


»Völkermord«. Jeder folgenden Handlungen, die mit der Absicht begangen wird, eine nationale, 
ethnische, rassische Gruppe oder religiöse Gruppen als solche insgesamt oder zum Teil zu 
zerstören: 


(a) Tötung von Mitgliedern der Gruppe, , 





(c) Vorsätzliches Herbeiführen von Lebensbedingungen fur die Gruppen in der Absicht, ihre physi 
sche Zerstörung insgesamt oder eines Teils von ihnen herbeizuführen; 

(d) Maßnahmen in der Absicht, Geburten innerhalb der Gruppen zu verhindern; 
(e) Zwangsdeportationen von Kindern der Gruppe in eine andere Gruppe. 
(Internationale Konvention über die Verhinderung und Bestrafung des Verbrechens des 
Völkermordes, 1948 (Artikel 2)). 


»Politischer Gefangener«: Eine Person, die für Aktionen verhaftet wird, die sie ausgeführt hat zur 


Regierung der Vereinigten Staaten und/oder ihrer politischen Organe. 


ll. Oberblick 


Das Jahr 1990 war ein Meilenstein in der weltweiten Kampagne fur die Anerkennung und Freiheit 
politischer Gefangener. Die Freilassung Nelson Mandelas, Walter Sisulus und anderer Anti- 
Apartheid-Kämpfer und die Verhandlugnen für die Freilassung aller südafrikanischen politischen 
Gefangenen haben gezeigt, daß sogar die repressivsten und unnachgiebigsten Regime an 
irgendeinem Punkt die Existenz politischer Gefangener anerkennen und Rechenschaft geben 
müssen über ihre Behandlung und ihre fortwährende Gefangenschaft. Jahrzehntelang leugnete 
die südafrikanische Regierung die Existenz politischer Gefangener und brandmarkte gefangene 
Anti-Apartheid-Kämpfer als Kriminelle und Terroristen. Jedoch der wachsende Befreiungskampf | 
des Volkes in Südafrika und die weltweite Solidarität zwangen die Regierung Südafrikas, diese 
Farce, die Existenz politischer Gefangener zu leugnen, aufzugeben. Zur gleichen Zeit brachte der 
Triumph des Befreiungskampfes des namibischen Volkes unter der Führung der SWAPO das 
Ergebnis der Unabhängigkeit und Selbstbestimmung Namibias, welches eine gewaltige 
Bekräftigung der gewohnheitsrechtlichen Prinzipien der internationalen Menschenrechte 
darstellte. 
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lronischerweise hat die U.S.-Regierung ihre starke, wenn auch selektive, Unterstutzung fur die 
Befreing politischer Gefangener weltweit ausgedruckt. Zur gleichen Zeit leugnet die U.S.- 
Regierung jedoch lautstark die Existenz politischer Gefangener zu Hause und wiederholt 
energisch den bekannten Refrain, daß diejenigen, die für sich beanspruchen, politische 
Gefangene und Kriegsgefangene zu sein, einfach Terroristen und Kriminelle sind. 

| Dieses Tribunal bietet eine einzigartige und wichtige Möglichkeit, noch einmal sorgfältig die 
Behauptung derjenigen, die vor diesem Tribunal Kläger sind, zu prüfen, daß die U.S. tatsächlich | 
politische Gefangene und Kriegsgefangene festhalten, 

Die Mitglieder des Tribunals sind an diese Verantwortung mit außerster Ernsthaftigkeit und 
sorgfältiger Prüfung herangegangen. Die U.S.-Regierung muß angehalten werden, sich nach 
dem gleichen Standard internationalen Rechts und dem Schutz der Menschenrechte zu richten, 
den sie bei den anderen Nationen der Welt gutheißt. Das Leugnen der Existenz politischer 
| Gefangener und das daraus folgende Versäumnis, solchen Gefangenen den fundamentalen 
Schutz humanitären internationalen Rechts zu gewähren. die, falls sie wahr sind, die umgehende 
| Aufmerksamkeit der weltweiten öffentlichen Meinung und Korrektur durch die U.S.-Regierung | 
erfordern. 

Zahlreiche Dokumente, die im Anhang skizziert werden, wurden ebenfalls eingereicht. Von beson- 
derem Interesse waren Dokumente des Gounter-Intelligence Program (COINTELPRO) des U.S. 
Federal Bureau of Investigation (FBI), das darauf zielt, Führer und Organisationen der 
afroamerikanischen, puertoricanischen, mexikanisch-chicanischen und Native American 
(»indianischen«) Kämpfe für Selbstbestimmung zu spalten und zu neutralisieren., 


























Wie wir im einzelnen im weiteren Verlauf dieses Dokuments verdeutlichen werden, stellt das 
| Tribunal fest, daß das U.S. Justizsystem (auf Staats- und Bundesebene) hart und diskriminierend 
gegen Menschen benutzt wird, die innerhalb der Grenzen der USA und in Puerto Rico für 
Selbstbestimmung kämpfen ebenso wie gegenüber anderen politischen Gegnern der U.S. 
Regierung. Einige sind unter falsche Anklage gestellt worden und Beweismaterial zugunsten ihrer 
| Verteidigung wurde zerstört oder unterdrückt, andere wurden mit überzogenen Anklagen wegen 
Verschwörung vor Gericht gestellt. Die Anklagen wurden im wesentlichen auf Assoziationen und 
Mutmaßungen gestützt. Viele wurden vor ein Gericht gestellt, in dem Militärlageratmosphäre 
herrschte, umgeben von einer voreingenommenen Öffentlichkeit, die die Geschworenen 
einschüchtern und voreingenommen machen sollte. Die meisten der hier vor dem Tribunal Anklage 
Erhebenden haben zudem drakonische, unangemessene Haftstrafen erhalten und wurden Folter, 
grausamer, diskriminierender und entwürdigender Behandlung ausgesetzt. 

Wir stellen ebenfalls fest, daß Schwarze und Mexikaner, die innerhalb der Grenzen der Vereinigten 
Staaten leben, sowie Native Americans (»Indianer«) und Puertoricaner das fundamentale Recht 
auf Selbstbestimmung haben. Sie haben das Recht, bei anderen Gegnern der Repression | 
Unterstützung zu suchen und sie von ihnen zu erhalten. Demgegenüber hat die U.S. Regierung 
eine Konsequente Repressionspolitik gegen diese Völker, ihre Fuhrer und Unterstuizer 
angewandt. | 
Wir stellen weiter fest, daß gefangengenommene Kombattanten aus einer legitimen nationalen 

| Befreiungsbewegung Anrecht auf den besonders geschützten Status von Kriegsgefangenen 
haben und nicht wie Kriminelle von der U.S. Regierung vor Gericht gestellt und im Gefängnis 
gehalten werden dürfen. Vielmehr müssen diese gefangenen Kämpfer für nationale Befreiung 
separat gehalten werden unter Bedingungen, die mit der Genfer Konvention übereinstimmen. Es | 
müssen unmittelbar Schritte unternommen werden, diese Kämpfer in neutrale Länder zu 
überstellen bis alle Feindseligkeiten zwischen ihrer Bewegung und der U.S. Regierung beigelegt 
sind. 


Wir wissen, daß das U.S. Justizsystem hier und überall auf der Welt von vielen als eines der fort- 
schrittlichsten herausgestellt wird, als eines, das mit am meisten die individuellen Rechte schützt. 
Die Behauptung, die U.S. hätten keine politischen Gefangenen, geht im allgemeinen 
| unbeanstandet durch. Wir glauben, daß das Beweismaterial, das dem Tribunal vorgelegt wurde, 
eindeutig das genaue Gegenteil unter Beweis gestellt hat. Die U.5. Regierung benutzt ihr 
Justizsystem, um legitime politische Bewegungen gegen die Regierung zu unterdrücken. 






Es ist von besonderer Bedeutung sowohl für die internationale Menschenrechtsgemeinschaft als 
auch für alle freiheitsliebenden Menschen, die Aufmerksamkeit der Welt auf das Elend der politi- 
schen Gefangenen in den U.S. zu lenken. 


Il. Das Recht auf Selbstbestimmung 


Während er letzten 30 Jahre seit der Verabschiedung der historischen Deklaration der UNO-Voll- 
versammlung über die Gewährung der Unabhängigkeit für die kolonialisierten Länder und Völker 
(Resolution 1514 (XV)), in der das »schnelle und bedingungsiose Ende von Kolonialismus in all 
seinen Erscheinungsformen« verlangt wurde, hat sich das Recht auf Selbstbestimmung zu einer | 
zwingenden Norm internationalen Rechts entwickelt -- einer Norm, die von der Gesamtheit der 
internationalen Staatengemeinschaft akzeptiert und anerkannt wird und von der keine 
Abweichung gestattet ist. 
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Von besonderer Wichtigkeit für die Kodifizierung dieses fundamentalen Rechts ist die universelle 
Deklaration über die Rechte der Völker (»Algier-Deklaration«), die bekräftigt, daß die Volker der 











































zu befreien und ihre eigene Regierung zu wählen, sowie das Recht, für ihre Befreiung zu kämpfen, 


Recht, sich die Freiheit von jeder kolonialen oder fremden Vorherrschaft zu erkämpfen, sei sie 
direkt oder indirekt, und von jedem rassitischen Regime«. 
Zusätzlich gibt die UNO-Resolution 2625 (XXV), die »Deklaration über die Prinzipien des 
internationalen Rechts für freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen Staaten 
| in Übereinstimmung mit der Charta der Vereinten Nationens, die 1970 in Konsens angenommen 
wurde. zusätzliche Klarheit Uber den Charakter und die Bedeutung des Rechts auf 

Selbstbestimmung. In ihrer Präambel wird bekräftigt, daß »der Grundsatz der Gleichberechtigung 
| und Selbstbestimmung der Völker einen bedeutenden Beitrag zum modernen Völkerrecht liefert 
und daß seine wirksame Anwendung von größter Bedeutung für die Förderung freundschaftlicher 
| Beziehungen zwischen Staaten ist«. 


einten Nationen bei seiner Realisierung zu unterstützen ebenso wie die Beziehungen zwischen 
Staaten zu verbessern und »für ein schnelles Ende des Kolonialismus zu sorgen und den frei 
ausgedrückten Willen der betroffenen Völker gebührend zu berücksichtigen«. Das Recht auf 
Selbstbestimmung wurde als eine zwingende Norm des internationalen Recht vom internationelen 
Gerichtshof sowohl in seinem Rechtsgutachten zu Namibia bekräftigt (ICJ Berichte 1971) wie in 
seiner Entscheidung im Fall der Westsahara (ICJ Berichte 1975). Wie die Wiener Konvention über 
| das Recht der Verträge vorsieht, kann eine zwingende Norm des internationalen Rechts (Jus 
Cogens) nicht durch einen Akt souveränen Willens, einschließlich eines Vertrages, geschmälert 
| oder ersetzt werden, 

Schließlich werden die beiden Menschenrechtspakte über ökonomische, soziale und kulturelle 
Rechte über bürgerliche und politische Rechte {die zu unterzeichnenen die Vereinigten Staaten 
sich geweigert haben) von einem Artikel eingeleitet, der auf die Vorrangstellung der 
Selbstbestimmung hinweist: »Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses 
Rechts bestimmen sie frei ihren politischen Status und verfolgen frei ihre ökonomische, soziale 
und kulturelle Entwicklung«. i 

Das Tribunal horte Aussagen von puertorikanischen, Native American, Schwarzen und mexikani- 
schen Zeugen über die nationale Entwicklung ihrer Völker, über ihre Charakteristika und die 
| andauernde Geschichte ihrer Unterdrückung. Die Zeugen gaben ebenfalls über die lange Folge 
der Repression gegen die Organisationen und Führer ihrer Völker Zeugnis ab. Jedes dieser Völker 
genügt den objektiven und subjektiven Kriterien für Selbstbestimmung. Jedes betrachtet sich als 
eigenständiges Volk, und jedes leidet unter der besonderen Zielsetzung und Unterdrückung durch 
| die U.S. Regierung. 


iii. Native Americans ( sfodianer<) 


Das Tribunal erhielt reichliches Beweismaterial über die Geschichte des Kampfes des Volkes der 
Native Americans für ihr Recht auf Selbstbestimmung und über den Völkermord, der von der 
Regierung der Vereinigten Staaten an diesem Volk begangen wurde. 
Die Geschichte der Beziehungen zwischen Europäern und Native Americans berichtet über den 
| Diebstahlvon 99 % ihres Landes, Alkohol, Hungertod bis zu Raub ihrer Kultur. Die einheimische 
Bevölkerung ging von ursprünglich etwa 12,5 Millionen auf weniger als 227 000 im Jahre 1890 
zurück. x 
Stieß die U.S. Regierung auf starken Widerstand oder erlitt sie sogar eine Niederlage, so suchte 
sie andere Allianzen, so daß sie während des 18, und 19. Jahrhunderts 371 Verträge mit den 
einheimischen Völkern Nordamerikas abschloß. Die Bedeutung dieser Verträge ergibt sich aus 
| Artikel VI der U.S. Verfassung, der sie als „höchstes Gesetz des Landes« bezeichnet. Durch 
dieses Prinzip hat die Regierung der Vereinigten Staaten den Inhalt dieser Verträge mit den 
Völkern der Native Americans in ihre innenpolitische Gesetzgebung aufgenommen. Wie jedoch 
durch das vorgelegte Bweismaterial schlüssig belegt wurde, hat die U.S. Regierung systematisch 
die Vereinbarungen mit den Native Americans verletzt oder sich geweigert, sie zu respektieren. 
Dieses Tribunal erkennt erstens an, daß die Native Americans entsprechend den Definitionen 
internationalen Rechts ein Volk sind, das einen Kampf für Selbstbestimmung führt, Darüber hinaus 
nimmt dieses Tribunal zur Kenntnis, daß trotz aller von der U.S. Regierung unterzeichneten 
Verträge mit den Völkern der Native Americans, die U.S. diesen Völkern die aus diesen Vertragen 
hervorgehenden Rechte konsequent verweigern. In Beschlüssen des obersten Gerichtshofes der 
USA wie dem der Cherokee Nation gegen Georgia, 30 U.S. 5 Pet. 1 (1831) und Worcester gegen 


Americans Einheimische und Abhangige der U.S. Regierung sind und verweigerte so ihr Recht auf 
Selbstbestimmung. Nach diesen beiden Beschlüssen des höchsten Gerichtshofes wurde die sog. 
Doktrin »der unbeschränkten Vollmacht« von der U.S. Regierung eingeführt, die den Native 
Americans das Recht absprach, sich selbst zu organisieren und zu regieren. Diesem Muster folgte 
z.B. der Kongreß in seinem Gesetz über die Staatsbürgerschaft von Indianern (8U.S.C.A. 
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Welt alle »ein gleiches Recht auf Freiheit haben, das Recht, sich von jeder fremden Einmischung | 


wenn sie unterjocht werden«. Diese Versicherung wird erläutert im Artikel 1: »Jedes Volk hat das | 


Die Deklaration verpflichtet jeden Staat, das Prinzip der Selbstbestimmung zu fördern und die Ver- 





Georgia, 31 U.S. 6 Pet. 515 (1832), entwickelte der Gerichtshof das Prinzip, daß Native | 




















Sec.1401) im Jahre 1924. Durch dieses Gesetz wurde den Native Americans die U.S. 


Staatsburgerschaft aufgezwungen. Zusatzlich verfugte der U.S. KongreB 1934 das Gesetz zur | 


Reorganisierung der Indianer (25U.S.C.A. Sec.461), in dem die U.S. Regierung beschioB, 
| »Stammes«-räte zu organisieren, die korporativen Ausschüssen ähneln sollten. Die Absicht 
dahinter war, die Autonomie der Volker der Native Americans, sich in ihren eigenen 
Angelegenheiten selber zu regieren, zu reduzieren. 


| Nachdem das Tribunal sorgfältig verschiedene Zeugen gehört hat und viele historische Aspekte 


der Politik der U.S. Regierung gegen die Völker der Native Americans kritisch zur Kenntnis | 


genommen hat, betrachtet es die Praktiken der U.S. Regierung daraufhin als Bruch des Artikel 1 
der internationalen Pakte über ökonomische, soziale und kulturelle Rechte und über Bürger- und 
politische Rechte, die unter anderem das Recht der Menschen auf Selbstbestimmung 
garantieren. 

Zweitens kommt das Tribunal zu dem Schluß, daß die U.S. Regierung auch eine Politik des Völker- 
mords gegen diese Menschen betrieben hat. Das Tribunal folgt der Definition von Völkermord wie 
sie im Artikel 2 der Konvention über die Verhinderung von und Strafe für das Verbrechen des 
Völkermordes von 1948 festgelegt wurde. Das Tribunal ist der Auffassung, daß die grausamste 
Politik in den Anfangsjahren der U.S. Republik erfolgte, als ein,Plan zur physischen Ausrottung 
| des Volkes der Native Americans ausgeführt wurde. Nachdem es nicht vollständig ausgerottet 


werden konnte, wurde eine neue Politik entworfen, um seine gewaltsame Assimilierung zu | 


erzwingen und damit die Geschichte und Kultur der Native Americans zu zerstören. 

Die angewandten Taktiken, um dieses Ziel zu erreichen, schließen die Kriminalisierung 
eingeborener religiöser Praktiken ein, Zwangsdeportationen von Kindern durch obligatorische, 
| langandauernde Indoktrinationen in Internaten, Adoption durch Nichtindianer, Erlaß von 
| Gesetzen, die dafür bestimmt waren, traditionelle Kulturen zu zerstören, z.B. das Verbot, Land als 
Gemeinschaftseigentum zu haben. Es wurde z.B. die Politik der »Beendigung« praktiziert (wo die 
Bundesregierung buchstäblich bestimmte einheimische Bevölkerungsgruppen auflöste) und die 


der »Umsiediung« (die systematische Zerstreuung der eingeborenen Bevölkerung) und beides 


| kombiniert mit Erklärungen der U.S. Regierung, daß bestimmte Gruppen lebender Völker 
»ausgestorben« seien. Die systematische unfreiwillige und ohne vorheriges Wissen ausgeführte 
Sterilisation von Native American Frauen verschlimmerte diese Völkermordpraktiken noch, ebenso 
wie die Anwendung der »Blutmengen«methode bei der Identifikation, um statistisch die Existenz 
bestimmter Gruppen von Native Americans wegzumanipulieren. 

Native Americans sind die ärmste Bevölkerungsgruppe in Nordamerika mit der höchsten 
Kindersterblichkeit, Tod durch Erfrieren, TBC, Seuchen, Unterernährung und Selbstmorden von 


Teenagern. Die durchschnitliche Lebenserwartung eines männlichen amerikanischen Indianers 
beträgt 44,6 Jahre und die einer Frau ist nur weniger als 3 Jahre länger. Für weiße Männer 


beträgt sie 74 Jahre. 


Die Politik des Völkermordes wurde- durch verschiedene, vom U.S. Kongreß verabschiedete 
Gesetze legitimiert, z.B. durch das Gesetz der allgemeinen Zuteilung (General Allotment Act, 25 
U.S.C.A. Sec. 331 (18887)), das dazu benutzt wurde, die Native Americans des Landes zu 
berauben, das für sie Ällgemeineigentum und heilig war. 

Außerdem hat das Tribunal Dokumente zur Kenntnis bekommen, die die Zusammenarbeit des 
Bureaus of Indian Affairs mit dem Indian Health Service (Gesundheitsdienst) bei der 
systematischen unfreiwilligen Sterilisation eingeborener Frauen wahrend der 1970er Jahre 
beweisen. Diese besondere Praxis bedeutet zusammen mit anderen Praktiken der U.S. Regierung 
eindeutig-eine Form des Völkermordes an dem Volk der Native Americans. 


111.2. Puertoricaner/inrnen 


Von allen vier Völkern, die hier vor dem Tribunal vertreten werden, ist das Selbstbestimmungsrecht 
des puertoricanischen Volkes am klarsten und.von der internationalen Gemeinschaft am meisten 
anerkannt. Mit eigenem Territorium, eigener Sprache und Kultur stellt die traurige Lage von Puerto 
Rico einen der letzten Überreste des klassischen Kolonialismus in der Weit dar. 

Zuerst hat das Sonderkomitee der Vereinten Nationen für Entkolonialisierung im Jahre 1973 und 
dann noch einmal 1976 und daraufhin in jedem folgenden Jahr den Fall Puerto Ricos überprüft, 
das REcht des puertoricanischen Volkes auf Selbstbestimmung bekräftigt und die Vereinigten 
Staaten aufgefordert, alle Einmischung in die freie und vollständige Ausübung dieses Rechtes zu 
beenden. Die U.S. haben sich geweigert, diesem Auftrag nachzukommen und konsequenterweise 
all ihre Mittel benutzt, um zu verhindern, daß der Fall Puerto Rico vor die Vollversammlung der 
Vereinten Nationen gebracht wird, 


Die Resolutionen des Dekolonialisierungskomitees sowie die Erklärungen der blockfreien Länder 
und der Internationalen Vereinigung dmeokratischer Juristen stellen eine maßgebliche 
Unterstützung des Selbstbestimmungsrechts Puerto Ricos dar. Sogar der Präsident der 


Vereinigten Staaten, George Bush, hat in seiner kürzlich vorgetragenen Forderung nach einem | 


Referendum über den status der Insel anerkannt, daß die gegenwärtigen Beziehungen zu den 
U.S. vom puertoricanischen Volk nicht frei gewählt wurden. 
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| Dieses Tribunal übernimmt die Ergebnisse und das Urteil des Ständigen Volkstribunals über 
Puerto Rico (Barcelona, 27.-29. Januar 1989), das auszugsweise erklärte: 







































| 1. Daß Puerto Rico und sein Volk das Recht haben, frei ihre politischen, sozialen und kulturellen 
Bedingungen zu bestimmen in Übereinstimmung mit der Deklaration von Algier und den Prinzipien 
| des internationalen Rechts. Ä 
| 2. Daß die Verfassung des Commonwealth von Puerto Rico nicht der angemessene Weg für das 
puertoricanische Volk ist, sein Recht auf Selbstbestimmung auszuüben. In den Referenden, die 
auf der Insel veanstaltet wurden, wurden die erforderlichen Garantien, die die wirkliche Ausübung 
des Selbstbestimmungsrechts in Übereinstimmung mit den Resolutionen der U.N. ausmachen, 
nicht beachtet. 
3. Daß die U.S. eine internationale Pflicht haben, das Recht Puerto Ricos auf seine Selbstbestim- 
mung zu respektieren, und zwar in Übereinstimmung mit den Verpflichtungen, die sie 
vertragsgemäß und gewohnheitsrechtlich übernommen haben. 
Bedauerlicherweise weigerte sich die Regierung der Vereinigten Staaten, an dem Tribunal in 
Barcelona teilzunehmen und ignorierte seine Ergebnisse. 


So klar wie es das Recht des puertoricanischen Volkes auf Selbstbestimmung gibt, so klar sind die 

historischen Belege dafür, daß diesem Volk dieses Recht bis heute verweigert wird. Bewiesen 
wurde eine militärische, politische, psychologische, ökonomische, ideologische, kulturelle und 
sprachliche Vorherrschaft der U.S. Kolonialmacht seit Beginn der U.S. Invasion und Besetzung im 
Jahre 1898. Das Beweismaterial hat zudem eindeutig die Ausübung von Repression gegen die 
nationale Umabhängigkeitsbewegung, ihre Führer und Organisationen ergeben. Die 
| Nationalistische Partei und ihre Unterstützer wurden in den 30er und 50er Jahren grausam 
unterdrückt, als Massenwiderstand gegen Versuche der U.S. die Unabhängigkeitsbewegung zu 
eliminieren, zur Ermordung und,Verhaftung hunderter Menschen führte, | 
Heute geht diese Repression weiter. Siebzehn Kriegsgefangene oder politische Gefangene sitzen | 
drakonische Strafen in Gefangnissen der Vereinigten Staaten ab, exiliert von ihrer Heimat. Das 
FBI und das Grand Jury System werden benutzt, um gegen Unabhangigkeitsaktivisten und 
Unterstützer zu ermitteln, sie einzuschüchtern und zu internieren. Tausende andere wurden unter 
Überwachung gestellt und für ihre Unabhängigkeitssympathien in »subversiven Listen« geführt. 

Gegenwärtig sind 9’ weitere Unabhängigkeitsaktivisten und -führer mit Verschwörungsanklagen 
| konfrontiert in Hartford, Connecticut, hunderte Meilen entfernt von ihrer Heimat. 


| Es muß ebenfalls erwähnt werden, daß einige der Kolonialbedingungen, die dem 
| puertoricanischen Volk aufgezwungen werden, die Charakteristika von Völkermord tragen. Das 
schließt die Zwangssterilisation von 33 % der puertoricanischen Frauen im gebärfähigen Alter ein; 
die ökonomisch erzwungene Auswanderung der Hälfte der puertoricanischen Bevölkerung in die 
| Vereinigten Staaten, die konsequente kulturelle Enteignung der Bevölkerung, und eine der 
höchsten Selbstmordraten der Welt, Drogenmißbrauch und psychische Erkrankungen. 

Wir zitieren noch einmal das Urteil des Tribunals von Barcelona bzgl. der Verpflichtung der U.S. 
Regierung: 





a) den Status der Puertoricaner als politische Gefangene anzuerkennen, die wegen ihrer Arbeit 
und Militanz für die puertoricanische Unabhängigkeit verhaftet wurden, und eine Generalamnestie 
für alle die Puertoricaner zu erlassen, die gegenwärtig wegen ihrer Teilnahme am Kampf gegen 
Kolonialismus in Haft sind, 
b) auf die bestehenden Machtbefugnisse des U.S. Kongresses zu verzichten, Entscheidungen der | 
repräsentativen Körperschaften und der Regierung von Puerto Rico ändern und billigen zu 
können, s 
c) vollständig jede Macht, dieder U.S. Kongreß oder die U.S. Regierung über Puerto Rico hat, an 
eine beratende Versammlung mit verfassungsmaBigem Charakter zu übergeben, die aus 
| Vertretern aller politischen und sozialen Kräfte Puerto Ricos zusammengesetzt ist und auf der 
Grundlage gleicher Wahlen gebildet wird, 
d) über Maßnahmen eines Übergangsstatus für rechtliche und politische Bedingungen Puerto 
Ricos zu verhandeln, bis das Recht auf Selbstbestimmung wirksam ausgeübt werden kann. 


Desweiteren fordern wir die Regierung der Vereinigten Staaten auf, den puertoricanischen 
Gefangenen, die als antikoloniale Kombattanten gefangengenommen wurden, den 
Kriegsgefangenenstatus zu gewahren. 


IN._3 Schwarze in den Vereinigten Staaten 


Es ist eine unbestrittene historische Tatsache, daß Afrikaner, die gewaltsam in das Gebiet der 
späteren Vereinigten Staaten gebracht wurden, von verschiedenen Stämmen und aus 
verschiedenen Regionen Afrikas kamen, Diese entführten Afrikaner sprachen viele Sprachen und 
wurden während der drei Jahrhunderte dauernden Qual der Sklaverei zu einem neuen und 
eigenen Volk zusammengeschmiedet mit eigenen Problemen, die eigene Lösungen erfordern. Es 
ist ebenfalls historisch belegt, daß diese Afrikaner und ihre Nachkommen als »Dreifünftel«- 
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Menschen angesehen wurden, und es eines ausgeklügelten Systems von Gesatzen, kultureller 


Normen und religiösen Vorschriften bedurfte, um Menschen afrikanischer Herkunft ihre | 


Menschenrechte und noch weiter ihr Recht auf Selbstbestimmung zu entziehen. 


1865 schaffte die U.S. Regierung am Ende des Bürgerkrieges die Sklaverei ab (13. Zusatz zur 
U.S. Verfassung) und befreite die entführten Sklaven. Aber anstatt diesem befreiten Volk zu 


gestatten, die Staatsbürgerschaft zu wählen oder zu verweigern und frei ihr Recht auf | 
Selbstbestimmung auszuüben, zwang ihnen der 14. Zusatz zur U.S. Verfassung die | 


Staatsburgerschaft auf, ebenso wie später der Jones Erlaß 1917 den Puertoricanern und wie der 
Erlaß über die Staatsbürgerschaft von Indianern 1924 den Native Americans. 

Schwarze Organisationen in den Vereinigten Staaten haben verschiedene Strategien entwickelt, 
Freiheit und Gerechtigkeit für ihr Volk gegen ein System weißer Vorherrschaft zu erreichen. Die 
Hauptstrategien, mit denen heute in der schwarzen Bewegung gearbeitet wird, sind der Kampf für 
unabhängige Macht; Formen der Kontrolle und Autonomie der community; einige Gruppen sind 


Befürworter der Unabhängigkeit der Nation Neuafrika. Die Resolution 2625 der U.N. | 


Vollversammlung drückt die Möglichkeiten, die einem Volk in seinem Anspruch auf Ausübung 


| seines Rechts auf Selbstbestimmung zur Verfügung stehen, so aus: 


»Die Gründung eines souveränen und unabhängigen Staates, die freie Vereinigung mit einem 
unabhängigen Staat oder die freie Eingliederung in einem solchen Staat oder das Entstehen eines 
anderen politischen Status, der von einem Volk frei bestimmt wird, bilden die Möglichkeiten, mit 
denen das jeweilige Volk sein Recht auf Selbstbestimmung durchführen kanne, 


Es ist Sache der Schwarzen in den Vereinigten Staaten zu entscheiden, welche Strategie sich 
durchsetzt und ihnen wirkliche Selbstbestimmung bringt. Es ist jedoch klar, daß es den 


| Schwarzen in den U.S. nicht gestattet wurde, frei ihr Recht auf Selbstbestimmung auszuüben. 
 Überwältigendes Beweismaterial zeigte ein ungebrochenes Schema von Repression gegen 


schwarze Organisationen und Aktivisten, die für ihre Menschenrechte, politischen-, 
ökonomischen- und Bürgerrechte kämpfen. 


| Das Tribunal erkennt an, daß das Recht auf Selbstbestimmung für Schwarze in den U.S. bisher 
| noch nicht von internationalen Gremien oder Tribunalen anerkannt wurde. Wir sind jedoch nicht 
der Meinung, daß dieser Mangel an Vorgängern in dieser Sache entscheidend ist. Mehr noch, das | 


Tribunal ist der Ansicht, daß,das Beweismaterial, das uns vorgelegt wurde, die Behauptung 
unterstützt, daß Schwarze, die innerhalb der Grenzen der Vereinigten Staaten leben, ein eigenes 
Volk mit Anspruch auf Selbstbestimmung sind. 


Gleich zwingend sind die Beweise dafür, daß Schwarzen in den U.S. die Freiheit, dieses Recht 
auzuüben, gewaltsam verweigert wurde. Seit der unmenschlichen Schandtat der Sklaverei bis hin 


zu der gegenwärtigen Situation von Angriffen auf die community und auf politische 
Organisationen, wurde Schwarzen in den Vereinigten Staaten nie die Möglichkeit gegeben, ihr | 
| Schicksal selbst zu wählen. Die vorgelegten Dokumente, die zu dieser Schlußfolgerung führten, 


sind das FBI Counter Intelligence Programm und die Aussagen uber die gezielten Angriffe und die 
Repression gegen die Black Panther Partei (BPP), die Republik Neuafrika (RNA), das gewaltfreie 
Studentenkoordinationskomitee (SNCC), die Führungskonferenz der Christen aus dem Süden 
(SCLC), der Moveorganisation und die Bewegung der Schwarzen gegen Crack. Das 
Beweismaterial belegte ebenfalls, daß der KU Klux Klan und andere Haßgruppen für weiße 
Vorherrschaft ohne Bestrafung funktionieren und oft sogar mit der Regierung als Komplizen ihre 
Gewalttaten und Einschüchterungsmaßnahmen gegen die schwarze community ausführen. 

Die Geschichte und die Behandlung der Schwarzen in den Vereinigten Staaten unterstützt auch 
die Behauptung, daß die U,S. Regierung die Schuld eines Völkermordverbrechens am schwarzen 


| Volk trägt. Es ist gar keine Frage, daß während der Entführung von Afrikanern im Sklavenhandel 
und auf der barbarischen Überfahrt nach Nordamerika Millionen Schwarze getötet wurden. 
| Zusätzlich wurden während der über 200 Jahre der Sklaverei Schwarze mutwillig getötet, 


schonungslos brutalisiert und ihnen alle fundamentalen Menschenrechte verweigert. 

Die Bedingungen, unter denen heute Schwarze in den Vereinigten Staaten leben, lassen stark 
vermuten, daß die Politik der U.S. Regierung auf die Eliminierung der schwarzen Bevölkerung zielt. 
Dem Tribunal liegt Beweismaterial darüber vor, daß: 


1) Die Rate der Kindersterblichkeit ist bei Schwarzen doppelt so hoch wie bei Weißen; 


| 2) Bei schwarzen Frauen, egal welcher Klassenzugehörigkeit, ist es doppelt so wahrscheinlich 
| wie bei weißen Frauen, daß sie Kinder mit Untergewicht bekommen; 

| 3) Die Kluft in der Lebenserwartung zwischen Schwarzen und Weißen ist kürzlich von 5,6 auf 6,2 
| Jahre gestiegen, und Schwarze haben heute eine Lebenserwartung, die Weiße schon in den 


1950ern erreicht haben. 


| 4) Die Überlebensrate schwarzer Männer über 40 Jahre in Harlem, New York City, ist geringer als 


die der Männer in Bangladesh, 
5) Zumindest für einige Schwarze ist gefährlicher Bluthochdruck ein versteckter Preis für rassisti- 


| sche Vorurteile. 
| 6) In New York City sterben immer mehr Frauen in gebärfähigem Alter, was zusammen mit dem Tod 
von Männern der gleichen Altersgruppe in der Zerstörung von Familien endet und damit, daß | 
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| zehntausende Kinder zu Waisen werden, zumeist in der Umgebung afrikanischer Amerikaner mit 
niedrigem Einkommen. 
7) AIDS wird immer mehr eine Krankheit der Armen, der Schwarzen und hispanischen 
Heterosexuellen im inneren Stadtgebiet. Es ist die häufigste Todesursache von schwarzen Frauen | 
zwischen 15 und 44 Jahren in New York und New Jersey. 

8) Die Arbeitslosenrate ist bei Schwarzen doppelt so hoch wie beiWeißen, und nahezu 50 % der 
| schwarzen Teenager können keinen Arbeitsplatz finden; 

9) Weiße Familien verdienen 45,5 % mehr als schwarze Familien. 
























IH 4. Mexikaner (Chicanos), die in den 
|\Vereinigten Staaten leben 


Mexikaner, die im Norden ihres Landes lebten, kamen nach dem mexikanisch-amerikanischen 
| Kriegvon 1841 unter die Herrschaft der U.S. Regierung, nach einem Krieg, der im allgemeinen 


| als expansionistisch und ungerecht angesehen wurde und Mexiko 50 % seines Territoriums 
kostete. 


| Nach der Eroberung und Besetzung begann eine ununterbrochene Politik brutaler Repression und 
| Ausbeutung der Mexikaner im gesamten Besatzungsgebiet einschließlich zahlreicher Lynchmorde 
und anderer Tötungen. 


Die Mexikaner organisierten Widerstand und kämpften gegen diese Besatzung. Einige der 
berühmtesten mexikanischen Widerstandskämpfer sind Tiburcio Vazquez, Joaquin Murietta und 
die Brüder Cortez und Espinoza. Und ebenso Juan Nepomucemo Cortina aus Texas, der fünfzehn 
| Jahre lang Guerillakrieg gegen die U.S. Regierung führte. Es entstanden auch bewaffnete 
geheime Organisationen wie La Mano Negra und Las Gorras Blancas. Der Plan de San Diego im 
Jahr 1915 war ein weiterer bewaffneter Aufstand mit der Forderung nach Selbstbestimmung und 
Unabhängigkeit der besetzten Gebiete. Er wurde gewaltsam niedergeschlagen. 

Bewaffnete Ranger und andere, die ermächtigt wurden, das Gesetz mit Gewalt durchzusetzen, 
| wurden in Kalifornien, Neu Mexiko, Texas und Arizona eingesetzt. Es waren im Grunde genommen 
private Bürgerwehren, die sich organisierten, um die Mexikaner mit dem Einverständnis der U.S. 
Regierung zu unterdrücken. Zwischen 1915 und 1920 wurden ungefähr 5.000 Mexikaner 
| entlang der Grenze von den Texas Rangers getötet, die es auch gewohnt waren, als Polizei gegen 
Wanderarbeiter, gegen Gewerkschaftsstreiks, gegen Bürgerrechtsaktivisten und -organisationen 
vorzugehen und mexikanische/chicano Kandidaten, die sich bei Wahlen um ein Amt bewarben, 
zusammenzuschlagen. 


FBI und Grand Jury waren Instrumente, um die mexikanische/chicano Widerstandsbewegung zu 
unterdrücken. Seit Ende der 30er Jahre hat das FBI ständig gegen mexikanische/chicano 
Organisationen ermittelt und mexikanische Organisationen wie LULAC, das Gi Forum, die 
Nationale mexikanisch-amerikanische Assoziation überwacht. In den 50er Jahren entwickelte 
| das FBI das Grenzsicherungsprogramm als Teil von COINTELPRO. In ihm enthalten ist die 
| Eröffnung von Büros sowohl in den besetzten Gebieten als auch in Mexiko. Zusätzlich sind die | 
Grenzpatrouille und der Einwanderungs- und Einbürgerungsdienst spezielle Polizeidienste, die in 
erster Linie gegen die Mexikaner gebildet wurden. 

Alle diese repressiven Handlungen werden ergänzt durch die terroristischen Aktivitäten des Ku 
Klux Klan gegen Mexikaner/chicanos. 

Die Häuser von mexikanischen/chicano Widerstandskämpfern sind zerbombt worden, viele 
wurden getötet. Unter ihnen sind Ricardo Falcon, Rito Canaks, Antonio Cordova und Los Seis de 
Boulder. $ 


Das Tribunal erfuhr, daß die Grenze der Vereinigten Staaten die mexikanische/chicano 
Bevölkerung voneinander trennt und daß seit den 50er Jahren des 19. Jahrhunderts »Los 
Rinchos« (die Ranger), eine Terrorpolizeimacht, 20.000 Mexikaner/chicanos getotet haben. es 
hat zahllose Lynchmorde durch Nordamerikaner gegeben. Es gibt eine hohe Armutsrate, 
Unterernährung und ein Umsichgreifen von Drogen (50 % der verhafteten Mexikaner/chicanos 
sitzen wegen Drogenvergehen). Es gibt nicht nur eine hohe Rate von Frühgeburten, sondern 25 % | 
aller kinderärztlichen Aidsfälle betreffen mexikanische/chicano Kinder, obgleich die 
Mexikaner/chicanos nur 8% der U.S.-Bevölkerung ausmachen. Insgesamt gibt es eine unge- 
heuer unproportionale Häufigkeit an Aidsinfektionen verglichen mit der Gesamtbevölkerung. 
Mexikaner/chicanos sind zudem einer Politik von kultureller Assimilation unterworfen worden, die 
sich prinzipiell gegen ihre spanische Sprache richtete. Dieser Sachverhalt ist noch akuter 
geworden durch die neu erlassene Gesetzgebung, die den Gebrauch nur der englischen Sprache 
erzwingt und die Benutzung von Spanisch bei allen offiziellen Handlungen einschließlich der | 
Ausbildung mexikanischer Kinder verbietet. 





Das Tribunal erkennt den Anspruch an, daß die Mexikaner/chicanos, die innerhalb der Grenzen 
der Vereinigten Staaten leben, ein Volk sind und daß sie ein Anrecht darauf haben, ihr Recht auf 
Selbstbestimmung auszuüben. | 
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IV. Puertoricanische Kriegsgefangene 


Unter denen, die vor diesem Tribunal Anklage erheben, sind 13 puertoricanische Frauen und 
Manner (Carlos Torres, Adolfo Matos, Dylcia Pagan, Ida Lux Rodriguez, Carmen Valentin, Elizam 
Escobar, Alejandrina Torres, Ricardo Jimenez, Alicia Rodriguez, Luis Rosa, Edwin Cortes, Alberto 
Rodriguez und Oskar Lopez Rivera). Die meisten von ihnen werden seit 1980 in U.S- 
Gefängnissen festgehalten. Sie absolvieren buchstäblich lebenslange Strafen für ihre 
Mitgliedschaft in einer geheimen puertoricanischen Gruppe, die den Befreiungskampf für 
Unabhängigkeit führt, die Fuerzas Armadas de Liberacion Nacional (FALN). Sie sind 

Kombattanten im Kampf gegen Kolonialismus und für nationale Befreiung entsprechend Artikel |, 


Paragraph 4 des Zusatzprotokolls | der Genfer Konventionen von 1977,in dem der Schutz des | 


Kriegsgefangenenstatus ausgedehnt wird auf »bewaffnete Konflikte, in denen Völker gegen 
Kolonialherrschaft und fremde Besatzung und rassistische Regimes kämpfen in Ausübung ihres 
Rechts auf Selbstbestimmung«. Wenn man den Resolutionen der Vollversammlung der Vereinten 
Nationen bzgl. der Rechte kolonialisierter Völker und dem rechtlichen Status von Kombattanten im 


Kampf gegen koloniale- und Fremdherrschaft und rassistische Regimes folgt, in denen | 


zugesichert wird, daß Kombattanten im Kampf gegen Kolonialismus »der Kriegsgefangenenstatus 
gewährt werden soll und ihre Behandlung in Übereinstimmung mil der Genfer Konvention« 


(Resolution 3103 XXVIII), 12. Dezember 1973) erfolgen soll, haben diese puertoricanischen 


Kombattanten das Recht, als Kriegsgefangene behandelt zu werden. 

Die U.S. haben diesen antikolonialen Kämpfern den Kriegsgefangenenstatus verweigert mit der 
Begrundung, nicht zu den Unterzeichnern dieser Zusatzprotokolle zu gehören. Diese Weigerung, 
allgemein anerkannten humanitären Schutz für Völker im Kampf gegen Kolonialismus, Apartheid 
und Fremdherrschaft zu akzeptieren, sollte aber nicht die Gewährung dieses Schutzes 
ausschließen und tut es auch faktisch nicht, 

| Seit mehr als drei Jahrzehnten ist Kolonialismus als Verbrechen identifiziert, Die UNO- 
Vollversammlung hat konsequenterweise stets versichert, daß kolonialisierte und abhängige 
Völker das Recht haben, mit allen verfügbaren Mitteln einschließlich dem des bewaffneten 
Kampfes, gegen Kolonialismus Widerstand zu leisten. Und seit 1973 die Resolution 3103 von der 
Vollversammlung angenommen wurde, haben gefangengenommene antikolonialistische 
Kombattanten Anspruch auf den Kriegsgefangenenstatus. Dieser geschützte Status für 
Menschen im Kampf gegen Kolonialismus hat genau den Zweck, das gewohnheitsrechtliche 
Recht auf Selbstbestimmung nach internationalem Recht zu unterstützen und die koloniale Macht 
daran zu hindern, das Verbrechen des Kolonialismus aufrechtzuerhalten. 


Die Ausweitung der Definition internationaler Konflikte in den Zusatzprotokollen zur Genfer | 
Konvention auf die Kämpfer für nationale Befreiung begründet auch die Anerkennung durch die 
internationale Gemeinschaft, daß der Schutz antikolonialer Kämpfer in den Rang einer 


| gewohnheitsrechtlichen Norm des internationalen Rechts erhoben wurde. 

Spätestens heute, wenn nicht schon 1977, als die Zusatzprotokolle verabschiedet wurden, aber 
erst recht jetzt, wo der Kolonialismus allgemein verurteilt wird und fast aus der Welt ausradiert ist, 
haben Kämpfer gegen Kolonialismus Anspruch auf besonderen Schutz und dürfen nicht von der 
Kolonialmacht kriminalisiert werden. | 


Wir sind deshalb der Meinung, daß puertoricanische Kombattanten, die ihr Recht auf den 


Kriegsgefangenenstatus geltend gemacht haben, nicht vor U.S. Gerichte. sondern unter den 
Schutz der Genfer Konvention gestellt werden sollten. Wir glauben, daß diese Gefangenen, die 
unrechtmäßig inhaftiert wurden und seit über 10 Jahren kriminalisiert werden, bedingungslos 
| freigelassen oder zumindest an ein neutrales Land überstellt werden sollten. 

Andere Kläger vor diesem Tribunal, Menschen, die für das Selbstbestimmungrecht der Schwarzen 
und Native Americans in den Vereinigten Staaten kämpfen, haben für sich ebenfalls das Recht, als 
Kriegsgefangene anerkannt zu werden, geltend gemacht. Wir glauben, daß diese Ansprüche 
insofern begründet sind, als diese Völker sich im Kampf gegen fremde Besatzung oder 
rassistische Regimes befinden. Das Beweismaterial, das dem Tribunal vorliegt, erlaubt uns 


diesmal jedoch noch nicht, bestimmte Schlußfolgerungen zu ziehen, und wir empfehlen, diese 


| Ansprüche weiter zu untersuchen. 


V.Weiße Nordamerikanische Gegner /innen der 
Regierung der Vereinigten Staaten 


Uns wurde Beweismaterial im Namen weißer Nordamerikaner vorgelegt, die für ihren Protest 
gegen die U.S. Außen-und Innenpolitik und gegen Militarismus, Krieg und Atombewaffnung in Haft 
sind. Die Aktionen dieser Klager vor dem Tribunal waren sehr unterschiedlich, von symbolischen 
Sabotageaktionen an Kriegswaffen von den Gruppen Schwerter zu Pflugscharen bis zu 
bewaffneten Aktionen gegen Ziele des U.S. Militärs und von U.S. Behörden, die die Apartheid und 
die Intervention in Zentralamerika unterstützen. | 

Die Kläger vor dem Tribunal, die an diesen Aktionen beteiligt waren, haben alle die gemeinsame 


Überzeugung, daß es ihre Verantwortung als Bürger der Vereinigten Staaten ist, sich bei diesen | 


Widerstandsaktionen mit der Absicht zu engagieren, die fortwährenden kriminellen Handlungen in 
der Politik der U.S.-Regierung zu verhindern oder zu erschweren. Diesen Klägern vor dem 
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| rechtswidriges Verhalten des Staats und auf der Grundlage ihrer religiösen und/oder politischen 
| Motivation zu führen. Das Tribunal hörte von einem sachverständigen Zeugen des internationalen 


| siert und inhaftiert hat, die aus Solidarität mit nationalen Befreiungsbewegungen und dem Kampf 


| mus, Sexismus und andere Formen der Diskriminierung gekämpft haben. 


| (Präambel der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, 10. Dezember 1948). 


| Resolutionen 33/22 und 33/24 (1978) verurteilen die Inhaftierung und das In-Gewahrsam- 


| Das Beweismaterial zeigt, daß die U.S. Regierung eine Strategie benutzt, die Parallelen hat zu ge- 
| wissen anderen Staaten (z.B. Südafrika, Israel und der britischen Verwaltung in Nordirland) in der 


Tribunal wurde bei Verhandlungen vor Gerichten der Vereinigten Staaten routinemäßig die 
Möglichkeit verweigert, ihre Verteidigung auf der Basis des Bürgerrechts auf Widerstand gegen 


Rechts, daß eine derartige Verteidigung durch den ersten Zusatz der Verfassung der Vereinigten | 
Staaten sowie durch die Tribunale über Kriegsverbrechen von Nürnberg und Tokio sehr wohl 
begründbar sind. 


Wir schließen daraus, daß die Regierung der Vereinigten Staaten weiße Nordamerikaner kriminali- 


anderer Völker für Selbstbestimmung, für Frieden und gegen Atombewaffnung und gegen Rassis- 


VI. Kriminalisierung und Verweigerung der 
Rechtsstaatlichkeit 


»... daes wesentlich ist, die Menschenrechte durch die Herrschaft des Rechts zu schützen, damit 


der Mensch nicht zum Aufstand gegen Tyrannei und Unterdrückung als letztem Mittel gezwungen 
sind... * 


Esist eine Verletzung internationalen Rechts, wenn ein Staat versucht, den Kampf der Völker für 
Selbstbestimmung zu kriminalisieren. Entsprechend der verbindlichen Resolution 2625 (XXV) der 
Vereinten Nationen von 1970: »ist der Staat verpflichtet, sich jeder Zwangshandlung zu enthalten, 
die Völkern... ihr Recht auf Selbstbestimmung und Freiheit und Unabhängigkeit raubt«. Die 


Nehmen von Menschen,die gegen Kolonialismus kämpfen. 


Wir haben die Aussagen über die Entwicklung eines Repressionssystems in den Vereinigten | 
Staaten gehört, das die Gerichte und das Justizsystem als ein Schlüsselelement dafür benutzt, 
den Völkern ihr Recht auf Selbstbestimmung zu verweigern und Menschen zu behindern, sich 
gegen die illegale Politik der U.S. Regierung zu organisieren. 


Konfrontation mit Aufstandsbewegungen. Durch die Schaffung repressiver und 
antidemokratischer Modifzierungen des Justizsystems wird die Unterdrückung radikaler 
politischer Opposition angestrebt. Diese Counterinsurgency-Strategie (Aufstandsbekämpfung) 
gestattet zur Verbesserung der Durchsetzungsmacht der Gesetze, politische Gruppen zu 
observieren und zu infiltrieren ebenso wie Zusammenarbeit bei polizeilichen Ermittlungen zu 
erzwingen und politische Zusammenhänge zu kriminalisieren. | 
Die Aussagen zeigten, daß Bundesagenten bevollmächtigt sind, politische, Stadtteil- und religiöse 
Gruppen auszuspionieren und zu infiltrieren. Außerdem wurde das Tribunal informiert über die An- | 
wendung äußerst ausgeklügelter elektronischer Technologie, zur Videoüberwachung und zum 
Abhören von Mitgliedern und Unterstützern der puertoricanischen Befreiungsbewegung zu Hause 
und an ihren Arbeitsplätzen. i 


Zusätzlich hat ein Rechtsstreit in Puerto Rico kürzlich die Existenz von mehr als 100.000 Dossiers 
aufgedeckt, die die Polizei über Aktivisten und Unterstützer der Sache der Unabhängigkeit 
gesammelt hat. Sie wurden darin von der Polizei als »Subversive«tituliert wegen ihres legitimen 
Bestrebens und ihrer Tätigkeit, die Kolonisierung zu beenden. 

Das FBI benutzt auch eine Internierungsbefugnis durch die Grand Jury des Bundes, um unter An- 
drohung von Inhaftierung für den Fall einer Weigerung, die Kooperation bei Ermittlungen über 
politische Aktivitäten zu erzwingen. Die Grand Jury ist ein geheimes Verfahren unter Leitung und 
Kontrolle der Regierung und wird als Werkzeug benutzt, um politische Menschen zu inhaftieren. 





_ Die Regierung erläßt Vorladungen zu einer geheimen Anhörung ohne Richter, von der Verteidiger 
| ausgeschlossen sind. Der unter Zwang stehende Zeuge kann seines/ihres Grundrechts auf 


Aussageverweigerung beraubt und gezwungen werden alle Fragen bzgl. politischer | 
Zusammenhänge und Aktivitäten zu beantworten. Eine Weigerung, zu erscheinen oder zu 
antworten, endet mit einer Strafe bis zu 18 Monaten wegen zivilrechtlicher Ungebühr oder wegen 
krimineller Ungebühr ohne festgelegtes Strafhöchstmaß. | 
Jede Menge Aktivisten aus den politischen Bewegungen sind während der letzten 15 Jahre durch 
dieses Verfahren inhaftiert worden. Die Regierung hat sogar Aktivisten, die schon eine Zeitlang im 
Gefängnis waren, wegen ihrer Weigerung, mit den Grand Juries zu kollaborieren, noch einmal 
vorgeladen in voller Kenntnis, daß die betreffende Person nicht kollaboriert hat und es in Zukunft 
auch nicht tun wird. Das ist effektiv Internierung ohne Gerichtsverhandlung oder rechtmäßigen 
Grund. 

Politische Aktivisten werden oft wegen der Verletzung weitgefaßter Verschwörungsgesetze ange- 


klagt, die Beweise stützen sich auf polizeiliche Zusammenarbeit und Überzeugungen, um | 
| »kriminelle« Vereinbarungen zu beweisen. Zwei Sondergesetze, aufrührerische Verschwörung 


(seditious conspiracy) und das Gesetz.gegen kriminelle Vereinigungen (Racketeer Influenced 
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benutzt worden, politische Aktivisten mit langjahrigen Strafen zu inhaftieren. Das Gesetz wegen 
aufruhrerischer Verschwörung kriminalisiert besonders die Opposition gegen die U.S. 
Regierungsautoritat und wurde insbesondere gegen die puertoricanısche 
Unabhängigkeitsbewegung angewandt, um ihren Widerstand gegen kolonialismus zu 
kriminalisieren. Unter diesern Gesetz ist eine bloße Verabredung, sich der U.S. Regierung mit 
Gewalt entgegenzustellen, ohne Beweis für irgendeine Handlung, um diese Verabredung 
umzusetzen, Anlaß für eine zwanzigjahrige Haftstrafe. 


Politische Gefangene in den U.S. sind auch Opfer falscher Anklagen und strafrechtlicher 
Verfolgung, bei der Beweismaterial zugunsten des Angeklagten vorsätzlich unterdrückt wird. Dem 
Tribunal wurde Beweismaterial aus drei besonders schweren Fällen vorgelegt: Geronimo Ji Prati, 
| Leonard Peltier und Dhoruba Bin Wahad, in denen die Regierung Beweismateral, das ihre 
Unschuld bewiesen hätte, vorsätzlich zerstört und verheimlicht hat. 

Menschen, die wegen politisch motivierter Straftaten angeklagt sind, werden oft in Fraventivhaft 


Gesetz zur Reform der hautionsbestimmungen (Bail Reform, Act} von 1984 benutzt, eine 


»gemeingefährlich« bezeichnet werden. Dieses Gesetz ermächtigt die Regierung, ihre Gegner 
jahrelang ohne Gerichtsverhandlung in unbegrenzter Präventivhaft zu inhaftieren. Sie verweigert 
ihnen so das Recht auf ein schnelles Gerichtsverfahren oder ein schwebendes Gerichtsverfahren 
fallenzulassen. As das FBI am 30. August 1985 fünfzehn puertorisanische 
Unabhängigkeitskämpfer verhaftete, berief sich die Regierung auf dieses Gesetz, um alle 
Angeklagten in Haft zu nehmen. Trotz.der von der community lautstark erhobenen Forderung, 
diese Aktivisten freizulassen, befanden die Gerichte, daß fast alle der Inhaftierten eine »Gerahr« 
für die community seien und erließ gegen sie zur Strafe Isolationshaftbedingungen von 18 
Monaten bis zu fast vier Jahren ohne Gerichtsverhandlung. Der Letzte, der freigelassen werden: 
sollte, Filiberto Ojeda Rios: der sich dreimal einer Bypassoperation am Herzen unterziehen mußte, 
wurde nur deshalb freigelassen, weil die U.S. Gerichte meinten. seine lange Untersuchungshaft 
sei peinlich fur die U.S. Demokratie. Ojeda wurde erneut nur drei Monate nach seiner Freilassung 
für ein Jahr verhaftet als Ergebnis einer drei Jahre alten Anklage. die aus seiner ursprünglichen 
Inhaftierung resultierte - 


Ubertriebene Untersuchungshaft verletzt die folgenden Bestimmungen internationalen Rechts: 
Artikel 2 (1) der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und Artikel 9 (3) des Internationalen 
Paktes über Bürgerrechte und politische Rechte sowie Artikel & (1) der amerikanischen 
Konvention der Menschenrechte, 1968. 


Das Tribunal erhielt weitere Beweise über eine Serie repressiver Maßnahmen, die in politischer 
Prozessen angewandt werden. Von besonderer Bedeutung war das Beweismaterial. das.auf einen 


der community, aus der die Geschworenen ausgewählt werden sollten, zu vergiften. Ebensc 
beunruhigend ist der Einsatz von »anonymen« Geschworenen. Bei diesem System wird behauptet, 
es sei notwendig, die Identität der Geschworenen geheimzuhalten. Dies macht diese 


Angeklagten zu fürchten. Diese Furcht wird weiter verstärkt durch die beabsichtigte übertriebene 

Militarisierung der Sicherheitsmaßnahmen im Gericht, die Gerichtshöfe für politische Prozesse zu 

Militärcamps machen. Das Tribunal wurde über den mehrfachen Gebrauch von Metalldetektoren, 

Betonbunkern, bewaffneter Polizisten, Scharfschützen auf den Dächern gegenüber dem 

Gerichtsgebäude und in einem Fall die Errichtung einer besonderen schußsichern Glaswand 
zwischen Angeklagten und Öffentlichkeit informiert. 


besonders im Fall der puertoricanischen Aktivisten, denen ein Prozeß in ihrer Heimat vor 

ihresgleichen verweigert wird. Außerdem wird Personen, denen politische Anklagen vorgeworfen 
| werden, routinemäßig das Recht auf eine vollständige Verteidigung, was die Fragen der 
Notwendigkeit und Rechtmäßigkeit entsprechend dem internationalen Recht einschließen würde, 
verweigert. 


Artikel 6,7,8,9 und 10 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und gegen Artikel 9 und 
14 des internationalen Vertrags über Bürgerrechte und politische Rechte. So ein Verhalten 
verletzt ferner Artikel 5 der Internationalen Konvention über die Eliminierung aller Formen 
rassischer Diskriminierung von 1966. 
Wir finden, daß es sehr beunruhigend ist, daß die U.S. Regierung damit fortfährt, bestimmte 
Kläger vor diesem Tribunal zu inhaftieren trotz urkundlicher und anderer Beweise, die nach der 
Verurteilung enthüllt wurden und die überzeugend darlegen, daß sie die Delikte, für die sie 
verurteilt sind, nicht begangen haben. 
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Corrupt Organizations (RICO) Act), gestatten speziell die Kriminalisierung der Mitgliedschaft in | 
politischen Organisationen und nationalen Befreiungsbewegungen. Diese Gesetze sind dazu | 


genommen. Das Beweismaterial zeigte besonders, daß die Art und Weise, wie die Regierung das | 


Verletzung internationalen Rechts ist, indem Menschen, die für Selbstbestimmung kämpften, als | 


| vorsätzlichen Angriff der U.S. Regierung auf die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der | 
Geschworenen im Prozeß hindeutet. Die Medien wurden benutzt, die Einstellung der Menschen ın 


Geschworenen unweigerlich voreingenommen. Sie glauben, Grund dazu zu haben, die politischen | 


Das Tribunal hörte ebenfalls, daß die Orte für die Gerichtsverhandlungen manupuliert werden, | 





| Das Justizsystem für die Unterdrückung politischer Aktivisten zu benutzen, verstößt gegen die | 
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Das Beweismaterial zeigte, daß die Vereinigten Staaten ihren politischen Gefangenen die längsten 
Haftstrafen von allen Ländern der Welt zuteil werden lassen. Solche übertriebenen und 
unverhältnismäßigen Strafen, die gegen Personen verhängt werden, die aktiv für 
Selbstbestimmung kämpfen und solche Kämpfe unterstützen, stellen Folter, unmenschliche und 
entwürdigende Behandlung und Verstoß gegen Artikel 1 der UNO-Resolution 3452 (XXX) sowie 
die Erklarung Uber Schutz vor Folter von 1975 dar. 
Die meisten politischen Gefangenen und Kriegsgefangenen sitzen Haftstrafen ab, die 
gleichbedeutend damit sind, ihr ganzes natürliches Leben im Gefängnis zu verbringen. Die 
puertoricanischen Kriegsgefangenen, von denen viele bereits mehr als zehn Jahre im Gefängnis 
verbracht werden, haben Strafen von durchschnittlich 67 Jahren. Der Richter, der sie verurteilt 
| hat, gab an, daß er sie zum Tode verurteilt hätte, wenn es in seiner Macht gestanden hätte. 








Mumia Abu Jamal ist zum Tode verurteilt und sitzt seit über 9 Jahren gegenwärtig in Pennsylvania 
in der Todeszelle. Leonard Peltier hat über 13 Jahre von zwei nacheinander zu absolvierenden 
lebenslänglichen Haftstrafen abgesessen; Sundiata Acoli sitzt eine lebenslangliche Strafe plus 30 
| Jahre ab; Hermann Bell, Nuh Washington und Jalil Bottom sitzen jeder 25 Jahre bis zu 
lebenslänglich ab. 




















Uns wurde Beweismaterial vorgelegt, das zeigte, daß die politische Überzeugung der Kläger vor 
diesem Tribunal in den meisten Fällen als Grundlage genommen wurde,um lebenslange 
Haftstrafen über sie zu verhängen. Darüber hinaus ist klar, daß die Strafen, die gegen die Kläger 
verhängt wurden, schrecklich ungleichgewichtig gegenüber Sanktionen sind, die gegen Mitglieder 
von rechten und/oder rassistischen Organisationen bei vergleichbaren Delikten verhängt wurden. 
7 B. wurde einem Attentäter, des chilenischen Diplomaten Orlando Letelier in einer Absprache 
| zwischen Ankläger und Verteidigung, in der die meisten Anklagen fallengelassen wurden, eine 
Strafe von 12 Jahren ermöglicht. Im Gegensatz dazu wurde der Kläger vor diesem Tribunal Yu 
Kikumura, der mit drei Rohrbomben im Auto verhaftet wurde, wegen zwölf separaten Delikten 
angeklagtund erhielt eine Gesamtstrafe von 30 Jahren. 

1986 erhielt ein Mann, dem Planung und Ausführung von Bombenanschlägen ohne vorherige 
Warnung auf zehn vollbelegte Kliniken, in denen Abtreibungen vorgenommen werden, 
| nachgewiesen wurden, eine Strafe von zehn Jahren. Er wurde nach 46 Monaten begnadigt. Im 
Gegensatz dazu wurden dem Klager vor diesem Tribunal Raymond Levasseur Bombenanschlage 
auf vier nicht besetzte Militarziele aus Protest gegen die U.S. AuBenpolitik nachgewiesen, und er 
erhielt eine Gesamtstrafe von 45 Jahren. 





Ein anderer überführter Attentäter, der Bombenanschläge auf Abtreibungskliniken verüben wollte 
und in einem menschenreichen Apartmenthaus in Manhattan mit 100 Pfund Sprengstoff verhaftet | 
| wurde, erhielt sieben Jahre. Die Kläger/in vor diesem Tribunal Tim Blunk und Susan Rosenberg, 
die wegen Sprengstoffbesitz in einem Lagerhaus angeklagt waren, erhielten jeweils 58 Jahre. 

Ein Ku Klux Klan-Mann, der angeklagt war wegen Verletzung des Neutralitätsgesetzes und wegen 
Besitzes einer Bootsladung voll Sprengstoff und Waffen für die Invasion der Dominikanischen 
| Republik, bekam 8 Jahre. Die Klägerin vor diesem Tribunal, Linda Evans, wurde angeklagt, vier 
Waffen mit falschen Identitätspapieren beschafft zu haben und wurde zu 40 Jahren verurteilt. Das 
war die längste Strafe, die jemals in der U.S. Geschichte für dieses Delikt verhängt wurde. 

Das Beweismaterial machte auch deutlich, daß den Klägern eine Begnadigung als Strafe dafür 
verweigert wurde, daß sie es ablehnten, ihrer politischen Überzeugung und politischen 
Zusammenhänge abzuschwören. 


Wil. Folter und grausame, unmenschliche und 
entwürdigende Behandlung 


Wir hörten Aussagen, daß die Regierung als Teil des Repressionssystems in den Vereinigten 
| Staaten die Gefängnisse als ein Schlüsselelement in ihren Anstrengungen dafür benutzt, den 
Völkern das Recht auf Selbstbestimmung zu verweigern und Menschen daran zu hindern, sich 
gegen die U.S. Politik zu organisieren. Das Beweismaterial konnte nachweisen, daß die vor 
diesem Tribunal Angeklagten politische Überzeugung und Zusammenhänge als Grundlagen für die 
Verlegung in Isolationstrakte nehmen, die eine zusätzliche Strafe bedeuten. | 
Die Aussage von Dr. Stuart Grassian, einem sachverständigen Psychiater über die ernsten und 

schädlichen Auswirkungen von Langzeitisolation und Isolationshaft machten auf das Tribunal 
einen tiefen Eindruck. Wir erhielten ebenfalls Beweismaterial darüber, daß in den frühen 60er 
Jahren in U.S.-Gefängnissen eine Politik angewandt wurde, Gehirnwäschepraktiken in Kraft zu 
| setzen, um das Verhalten politischer Gefangener und Widerstand leistender Gefangener zu 

»modifizieren«. | 
Weiter gab es Beweismaterial darüber, daß mit vollem Wissen davon, daß 
Isolationshaftbedingungen, »Kleingruppenisolation« und beschränkte ‘sinnliche Stimulation 
negative psycho-pathologische Auswirkungen haben, die Angeklagten vor diesem Tribunal 
Gefängnisse und Hochsicherheitstrakte eingerichtet haben und sie aufrechterhalten, die diese 
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Bedingungen genau verkörpern, das sind das U.S. Bundesgefangnis in Marion, Illinois, der 
Hochsicherheitstrakt fur Frauen in Lexington, Kentucky, und im Staat New York die Shawangunk 
Correctional Facility. 

Das U.S. Gefangnis in Marion wurde von Amnesty International dafür verurteilt, daß dort nahezu 
alle minimalen Bestimmungen des Standards der Vereinten Nationen für die Behandlung von 
Gefangenen verletzt werden. Dort sind mehr politische Gefangene und Kriegsgefangene inhaftiert 
als in jedem anderen Gefängnis der Vereinigten Staaten. Gefängnisbeamte bringen politische 
Gefangene nach Marion und behalten sie dort über Jahre, obgleich sie nicht die festgelegten 
Kriterien für eine Verlegung dorthin erfüllen. Ein U.S. Gericht kam zwar zu dem Ergebnis, daß dıe 
Bedingungen in Marion den Anforderungen der Verfassung genügen, es war abernichtdestotrotz 







Marion werden über 22 Stunden lang täglich in ihrer Zelle eingeschlossen, ihnen werden jede 
menschliche Interaktion von Bedeutung und erforderliche sensorische Stimulierung verweigert. 


nach jedem Besuch nackt ausziehen. Die einzige Wasserquelle dort ist mit krebserregendem 
| Chloroform vergiftet, und es gibt begründeten Verdacht, daß sie hohe Toxinanteile enthält. 


Der 1988 als Ergebnis einer nationalen und internationalen Menschenrechtskampagne 
geschlossene Hochsicherheitstrakt für Frauen in Lexington, Kentucky, wurde ebenfalls von 
Amnesty International verurteilt. Sie kam zu dem Ergebnis, daß das Bundesbüro für Gefängnisse 
| dort vorsätzlich politische Gefangene hinverlegt hat und unter grausamen, unmenschlichen und 


beinhalteten zwei Jahre Isolation in unterirdischen Zellen, tägliches Nacktausziehen, 
Schlafentzug und einen so weitgehenden Entzug Jeder Privatheit, daß männliche Schließer die 
Frauen beim Baden beobachten konnten. Die Aussagen medizinischer Sachverständiger 
demonstrierten, daß die Bedingungen darauf angelegt waren, die Frauen-psychisch und physisch 
zu zerstören. 

Wir kommen zu dem Ergebnis, daß die vor diesem Tribunal Angeklagten politische Gefangene und 
Kriegsgefangene in solche Gefängnisse verlegen und unter solchen Bedinungen inhaftieren, um 
sie zu zerstören und die Kämpfe niederzuschlagen, für die sie stehen. 

Das Beweismaterial zeige, daß zusätzlich zur Anwendung von Isolationshaft in 
Hochsicherheitstrakten die Angeklagten auch andere Gefängnisbedingungen als Mittel benutzen, 
um politische Gefangene und Kriegsgefangene zu brechen. Diese Bedingungen schließen ein: 
Mordanschlag, die Folter sexueller Vergewaltigung, nackt ausziehen und Untersuchungen der 
| Körperöffnungen, einschließlich solcher Untersuchungen durch männliche Schließer an 
weiblichen Gefangenen, Strafverlegungen, falsche Anschuldigungen von Verletzung der 
| Gefängnisordnung, Zensur, Verweigerung religiöser Andacht, Schikanieren der Familien, 
| Besuchsbeschränkungen und Verweigerung notwendiger medizinischer Versorgung. 

Bei mehreren politischen Gefangenen mit Krebs wurden Diagnose und Behandlung lange 
hinausgezögert. Alan Berkman, der unter Lymphdrüsenkrebs leidet, wäre mehrmals beinahe 
gestorben, weil Gefängnisbeamte ihm die notwendige medizinische Behandlung vorenthielten und 
sich weigerten, ihn in eine angemessene medizinische Einrichtung zu verlegen. Kwası Balagoon 
littan AIDS, er erhielt eine Diagnose erst zehn Tage vor seinem Tod. Bei Silvia Baraldini wurden 
tastbare Unterleibsgeschüre monatelang ignoriert, um schließlich doch zu erkennen, daß sie eine 
aggressive Art von Gebärmutterkrebs hatte. 

Das Beweismaterial zeigte auch, daß die Gerichte der U.S. durchweg die Anwendung so 
schädlicher und eine besondere Strafe bedeutender Bedingungen sowie ihre Anwendung auf 
politische Gefangene und Kriegsgefangene duldeten und dafür ihre Zustimmung gaben. 

Wir kommen zu dem Ergebnis, daß die Angeklagten vor diesem Tribunal politische Gefangene und 
Kriegsgefangene so behandeln, daß die Behandlung als Folter, grausame, unmenschliche und 
entwürdigende Behandlung und als Verletzung von Artikel 6 der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte zu bezeichnen ist und gegen die meisten deraminimalen Standardbestimmungen 
der Vereinten Nationen zur Behandlung von Gefangenen verstößt. Die U.S. Regierung verstößt 
| ebenfalls gegen den ersten, achten und vierzehnten Zusatz der Verfassung der Vereinigten 


Bundesstaaten; gegen die Deklaration über den Schutz für alle Menschen vor Folter und anderer 
grausamer, unmenschlicher und entwürdigender Behandlung oder Bestrafung; gegen die 
Konvention gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder entwürdigende Behandlung 
| oder Bestrafung; gegen den internationalen Pakt über Bürgerrechte und politische Rechte; gegen 
die amerikanische Erklärung der Menschenrechte und die Genfer Konvention und die dortigen 
Zusatzprotokolle. 


URTEIL 


| Auf der Basis der tatsächlichen und juristischen Grundlagen, die oben genannt wurde, erklärt das 
Tribunal: 


1) In den Gefängnissen der Vereinigten Staaten gibt es eine beträchtlich Anzahl politischer Gefan- 
gener und Kriegsgefangener. 
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gezwungen, sie als »erbäarmlich« und »zutiefst deprimierend« zu beschreiben. Die Gefangenen in | 


Ihre Besuche finden ohne Körperkontakt mit Trennscheibe statt, und sie müssen sich vor und | 


| Staaten und ihre entsprechenden Bestimmungen in den Verfassungen der verschiedenen | 


entwürdigenden Bedingungen aufgrund ihrer politischen Überzeugung hält. Die Bedingungen | 
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| 2)Diese Gefangenen wurden inhaftiert für ihre Opposition gegen die nach innerstaatlichem und 


| Kolonialismus, Rassismus und Militarismus. 
| 3) Die U.S. Regierung kriminalisiert und inhaftiert Menschen, die teilnehmen am Kampf für 


| mexikanischen/Chicano Aktivisten innerhalb der Grenzen der Vereinigten Staaten. 


| Prozessen) und Gerichten mit anonymen Geschworenen machen faire Prozesse, die im 


| 8) Politische Menschen wurden und werden unverhältnismäßig langen Gefängnisstrafen und 


| Selbstbestimmung oder für ihre Opposition gegen U.S. Politik und Praktiken, die nach 
| internationalem Recht illegal sind, inhaftiert wurden. 





| sowohl wegen ihrer Solidaritätsarbeit mit den Kämpfen für Selbstbestimmung als auch wegen 


_ fangene (Aussage auf Video); Eve Rosahn, Vertreterin der weißen nordamerikanischen Antiimpe- 
| rialist/inn/en; Anne Montgomery, ehemalige politische Gefangene und Vertreterin der communi- 


U.S. leben; Rita Zengotita, Vertreterin der puertoricanischen nationalen Befreiungsbewegung; 
| Jorge Farinacci, Puertoricanischer Aktivist in der nationalen Befreiungsbewegung, auf Kaution | 


| Vertreter der Native Americans; Ward Churchill, Vertreter der Native Americans; Michael E. 


Grassian, Sachverständiger für psychopathologische Auswirkungen von Langzeitisolation 


internationalem Recht illegale Politik und illegalen Praktiken der U.S. Regierung, einschließlich der 
Verweigerung des Rechts auf Selbstbestimmung und Widerstand gegen Völkermord, 


Selbstbestimmung der Native Americans, der Puertoricaner und schwarzen und 


4) Die Völker, die einen legitimen Kampf für nationale Befreiung führen, dürfen nicht als Kriminelle 
behandelt werden, ihren Kämpfern muß der Kriegsgefangenenstatus entsprechend dem 
Zusatzprotokoll I der Genfer Konvention von 1977 gewährt werden. 
5) Die U.S. Regierung kriminalisiert und inhaftiert ebenfalls weiße Nordamerikaner und andere 


ihrer Arbeit für Frieden und gegen Atomwaffen, gegen Rassismus, Sexismus und andere Formen 
der Diskriminierung. 


6) Das Strafrechtssystem der U.S. wird hart und diskriminierend gegen politische Aktivisten in den 
U.S. eingesetzt. 


7) Die Anwendung von Überwachung, Infiltration, Grand Juries Präventivhaft, politisch motivierten 
Verschwörungsanklagen, zu Voreingenommenheit führenden SicherheitsmaBnahmen (bei 


innerstaatlichen und internationalen Recht garantiert werden, für politische Aktivisten unmöglich. 


Folter, grausamer, unmenschlicher und entwürdigender Behandlungs im U.S.-Gefängnissystem 
unterworfen. 


Desweiteren fordert das Tribunal die U.S. Regierung auf: 


1) Lassen Sie alle Gefangenen frei, die für die legitime Ausübung ihrer Rechte auf | 


2) Unterlassen Sie alle Akte der Einmischung und Repression gegen politische Bewegungen, die 
für Selbstbestimmung oder gegen Politik und Praktiken, die nach internationalem Recht illegal 
sind, kämpfen. 





Das internationale Tribunal über politische Gefangene und Kriegsgefangene in den Vereinigten 
Staaten erhielt Aussagen von folgenden Zeugen: 


Dr. Imari Obadele, Vertreter der schwarzen Bewegung; Assata Shakur, ehemalige politische Ge- 
ties »Schwerter zu Pflugscharen«; Elizabeth Murillo, Vertreterin der Mexikaner/innen, die in den 


draußen, erwartet kriminellen Prozeß; Bobby Castillo, ehemaliger politischer Gefangener und 


Deutsch, Sachverständiger bzgl. der repressiven U.S. Strategie gegen Oppositionsbewegun- 
gen gegen U.S. Politik und fiir Selbstbestimmung; Mary O’Melveny, Sachverständige für Straf- 
recht; Patricia Levasseur, ehemalige politische Gefangene; Majid Barnes, Vertreter der schwar- | 
zen Bewegung; Alberta Africa, ehem. polit. Gefangene und Vertreterin von MOVE; Dr. Stuart | 


(Aussage auf Video); Rafael Cancel Miranda, ehemaliger polit. Gefangener und Vertreter der 
puertoric. nationalen Befreiungsbewegung; Dhoruba Bin Wahad, ehem. polit. Gefangener und 
Vertreter der schwarzen Bewegung; Bob Robideau, ehem. polit. Gefangener, Mitglied der Native 
American Bewegung; Professor Francis Boyle, Sachverständiger für intern. Recht; Jaime 
Delgado, ehem. polit. Gefangener und Vertreter der puertoricanischen nat. Befreiungsbewegung, 
Jill Soffiyah Elijah, Sachverständige für Haftbedingungen politischer Gefangener und Kriegs- | 
gefangener; William Guillermo Morales, ehemaliger Kriegsgefangener (Aussage auf Video); 
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Anhang 

Internationale Gesetze 
und Vereinbarungen 

in Auszugen 


1) Charta der Vereinten 
Nationen; 26. Juni 1945 


Artikel 1 
Die Vereinten Nationen setzen sich folgende Ziele: 


2. Freundschaftliche, auf der Achtung vor dem 
Grundsatz der Gleichberechtigung und Selbstbestim- 
mung der Völker beruhende Beziehungen zwischen 
den Nationen zu entwickeln und andere geeignete 
Maßnahmen zur Festigung des Weltfriedens zu tref- 
fen. 


Artikel 55 

Um jenen Zustand der Stabilität und Wohlfahrt her- 
beizuführen, der erforderlich ist, damit zwischen den 
Nationen friedliche und freundschaftliche, auf der 
Achtung vor dem Grundsatz der Gleichberechtigung 
und Selbstbestimmung der Völker beruhende Bezie- 
hungen herrschen, fördern die Vereinten Nationen 

a.) die Verbesserung des Lebensständarts, die Vollbe- 
schäftigung und die Voraussetzungen für wirtschaftli- 
chen und sozialen Frieden und Aufstieg. 


2) Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte; 
10. Dezember 1945 


Artikel 3 
Jedermann hat das Recht auf Leben, Freiheit und 
Sicherheit der Person. 


Artikel 5 

Niemand darf der Folter oder grausamer, un- 
menschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 
Strafe unterworfen werden. 


Artikel 6 
Jedermann hat das Recht, überall als rechtsfähig an- 
erkannt zu werden. 


Artikel 9 
Niemand darf willkürlich festgenommen, in Haft ge- 
halten oder des Landes verwiesen werden. 


Artikel 10 

Jedermann hat in voller Gleichberechtigung Anspruch 
darauf, daß über seine Ansprüche und Verpflichtun- 
gen und über jede gegen ihn erhobene strafrechtliche 
Anklage durch ein unabhängiges und unparteiisches 
Gericht in billiger Weise und öffentlich verhandelt 
wird. 


Artikel 13 

l. Jedermann hat das Recht, sich innerhalb eines 
Staates frei zu bewegen und seinen Wohnsitz frei zu 
wählen. 

2. Jedermannn hat das Recht, jedes Land einschließ- 
lich seines eigenen und seinen Wohnsitz frei zu wäh- 
len. 


oh 
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Artikel 15 
Jedermann hat Anspruch auf eine Staatsangehörigkeit. 


Artikel 17 

1. Jedermannn hat das Recht, allein oder in Gemein- 
schaft mit anderen Eigentum zu haben. 

2. Niemand darf willkürlich seines Eigentums beraubt 
werden. 


Artikel 18 

Jedermann hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- 
und Religionsfreiheit; dieses Recht umfaßt die Frei- 
heit, seine Religion oder seine Weltanschauung zu 
wechseln, sowie die Freiheit, seine Religion oder seine 
Weltanschauung allein oder in Gemeinschaft mit an- 
deren, öffentlich oder privat durch Unterricht, Aus- 
übung, Gottesdienst und Beachtung religiöser Bräuche 
zu bekunden. - 


Artikel 19 

Jedermann hat das Recht auf Freiheit der Meinung 
und der Meinungsäußerung; dieses Recht umfaßt die 
unbehinderte Meinungsfreiheit und die Freiheit, ohne 
Rücksicht auf Staatsgrenzen Informationen und Ge- 
dankengut durch Mittel jeder Art sich zu beschaffen, 
zu empfangen und weiterzugeben. 


Artikel 21 


3, Der Wille des Volkes bildet die Grundlage für die 
Autorität der Öffentlichen Gewalt; dieser Wille muß 
durch wiederkehrende, echte, allgemeine und gleiche 
Wahlen zum Ausdruck kommen, die mit geheimer 
Stimmabgabe oder einem gleichwertigen freien Wahl- 
verfahren stattfinden. 


3) Internationaler Pakt 
betreffend wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle 
Rechte; 7 

19. Dezember 1966 


Artikel 1 

1. Alle Vélker haben das Recht auf Selbstbestummung. 
Kraft dieses Rechts entscheiden sie frei über ihren 
politischen Status und gestalten in Freiheit ihre wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung. 

2. Alle Völker können für ihre eigenen Zwecke frei 
über ihre natürlichen Reichtümer und Mittel verfügen, 
unbeschadet aller Verpflichtungen, die aus der inter- 
nationalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit auf der 
Grundlage des gegenseitigen Wohls sowie aus dem 
Völkerrecht erwachsen. In keinem Fall darf ein Volk 
seiner eigenen Existenzmittel beraubt werden. 


Artikel 7 

Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden 
auf gerechte und günstige Arbeitsbedingungen an, 
durch die insbesondere gewährleistet wird 

a) ein Arbeitsentgelt das allen Arbeitnehmern minde- 
stens sichert angemessenen Lohn und gleiches Entgelt 
für gleichwertige Arbeit ohne Unterschied,... 

b) sichere und gesunde Arbeitsbedingungen 


Artikel 8 

i. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, folgende 
Rechte zu gewährleisten; 

a) das Recht eines jeden, zur Förderung und zum 
Schutz seiner wirtschaftlichen und sozialen Interessen 


Gewerkschaften zu bilden oder einer Gewerkschaft ei- 
gener Wahl allein nach Maßgabe ihrer Vorschriften 
beizutreten. 


Artikel 11 

1. Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden 
auf einen angemessenen Lebensstandart für sich und 
seine Familie an, einschließlich ausreichender Ernäh- 
rung, Bekleidung und Unterbringung sowie auf eine 
stetige Verbesserung der Lebensbedingungen. Die 
Vertragsstaaten unternehmen geeignete Schritte, um 
die Verwirklichung dieses Rechts zu gewährleisten und 
erkennen zu diesem Zwecke die entscheidende Be- 
deutung einer internationalen, auf freier Zustimmng 
beruhenden Zusammenarbeit an. 


4) Internationaler Pakt 
betreffend bürgerliche 
und politische Rechte; 
19. Dezember 1966 


Artikel 1 

l. Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. 
Kraft dieses Rechts entscheiden sie frei über ihren 
politischen Status und gestalten in Freiheit ihre wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung. 

2. Alle Völker können für ihre eigenen Zwecke frei 
über ihre natürlichen Reichtümer und Mittel verfügen, 
unbeschadet aller Verpflichtungen, wie sie aus der in- 
ternationalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit auf der 
Grundlage des gegenseitigen Wohls sowie aus dem 
Völkerrecht erwachsen. In keinem Fall darf ein Volk 
seiner eigenen Existenzmittel beraubt werden. 


Artikel 2 

1. Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, die in diesem 
Pakt anerkannten Rechte zu achten und sie allen in 
seinem Gebiet befindlichen und seiner Herrschaftsge- 
walt unterstehenden Personen, ohne Unterschied wie 
insbesondere der Rasse, der Hautfarbe, des Ge- 
schlechts, der Sprache, der Religion, der politischen 
oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder so- 
zialen Herkunft, des Vermögens, der Geburt oder des 
sonstigen Status zu gewährleisten. 


Artikel 6 

i. Jeder Mensch hat ein angeborenes Recht auf Le- 
ben. Dieses Recht ist gesetzlich zu schützen. Niemand 
darf willkürlich seines Lebens beraubt werden. 


Artikel 7 

Niemand darf der Folter oder grausamer, un- 
menschlicher oder ermiedrigender Behandlung oder 
Strafe unterworfen werden. Insbesondere darf niemand 
ohne seine freiwillige Zustimmung medizinischen oder 
wissenschaftlichen Versuchen unterworfen werden. 


Artikel 9 

1. Jedermannn hat ein Recht auf persönliche Freiheit 
und Sicherheit. Niemand darf willkürlich festgenom- 
men oder in Haft gehalten werden. Niemandem darf 
seine Freiheit entzogen werden, es sei denn aus ge- 
setzlich bestimmten Gründen und unter Beachtung 
des im Gesetz vorgeschriebenen Verfahrens. 


Artikel 10 

Jeder, dem seine Freiheit entzogen ist, muß mensch- 
lieh und mit Achtung vor der dem Menschen inne- 
wohnenden Würde behandelt werden. 
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Artikel 12 

l. Jedermann, der sich regelmäßig im Hoheitsgebiet 
eines Staates aufhält, hat das Recht, sich dort frei zu 
bewegen und seinen Wohnsitz frei zu wählen. 


Artikel 14 
1. Alle Menschen sind vor Gericht gleich. 


Artikel 17 

1. Niemand darf willkürlichen und rechtswidrigen Ein- 
griffen in sein Privatleben, seine Familie, seine Woh- 
nung und seinen Schriftverkehr oder rechtswidrigen 
Beeinträchtigungen seiner Ehre und seines Rufs aus- 
gesetzt werden. 

2. Jedermann hat Anspruch auf rechtlichen Schutz 
gegen solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen. 


Artike! 26 

Ale Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben 
ohne Diskriminierung Anspruch auf gleichen Schutz 
durch das Gesetz. In dieser Hinsicht hat das Gesetz 
jede Diskriminierung zu verbieten und allen Menschen 
gegen Diskriminierung wie insbesondere wegen der 
Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, 
der Religion, der politischen oder sonstigen Anschau- 
ung, der nationalen oder sozialen Herkunft, des Ver- 
mögens, der Geburt oder des sonstigen Status, glei- 
chen und wirksamen Schutz zu gewährleisten. 


Artikel 27 

In Staaten mit ethnischen, religiösen oder sprachlichen 
Minderheiten darf Angehörigen solcher Minderheiten 
nicht das Recht vorenthalten werden, gemeinsam mit 
anderea Angehörigen ihrer Gruppe ihr eigenes kul- 
turelles Leben zu pflegen, ihre eigene Religion zu be- 
kennen und auszuüben oder sich ihrer eigenen Spra- 
che zu bedienen. 


5) Konvention über die 
Verhütung und Bestrafung 
des Völkermordes; 

9. Dezember 1943 


Artikel I 

Die vertragsschließBenden Parteien bestätigen, daß 
Völkermord, ob im Frieden oder im Krieg begangen, 
ein Verbrechen gemäß internationalem Recht ist, zu 
dessen Verhütung und Bestrafung sie sich verpilich- 
ten. 


Artikel II 

In dieser Konvention bedeutet Völkermord eine der 
folgenden Handlungen, die in der Absicht begangen 
wird, eine nationale, ethnische, rassische oder religiöse 
Gruppe als solche ganz oder teilweise zu zerstören: 

a) Tötung von Mitgliedern der Gruppe; 

b) Verursachung von schwerem körperlichen oder see- 
lischen Schaden an Mitgliedern der Gruppe; 

c) vorsätzliche Auferlegung von Lebensbedingungen 
für die Gruppe, die geeignet sind, ihre körperliche 
Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen; 

d) Verhängung von Maßnahmen, die auf die Gebur- 
tenverhinderung innerhalb der Gruppe gerichtet sind; 
e) gewaltsame Überführung von Kindern der Gruppe 
in eine andere Gruppe. 


Artikel III 
Die folgenden Handlungen sind zu bestrafen: 


a 








a) Völkermord 

b) Verschwörung zur Begehung von Völkermord 

c) unmittelbare und öffentliche Anreizung zur Bege- 
hung von Völkermord 

d) Versuch, Völkermord zu begehen 

e) Teilnahme am Völkermord 


Artikel IV 

Personen, die Völkermord oder eine der sonstigen, in 
Artikel III aufgeführten Handlungen begehen, sind 
zu bestrafen, gleichviel ob sie regierende Personen, 
öffentliche Beamte oder private Einzelpersonen sind. 


6) Internationales 
Übereinkommen zur 
Beseitigung jeder 
Form von 
Rassendiskriminierung; 
7. März 1966 


Artikel 1 

l. In diesem Übereinkommen bezeichnet der Aus- 
druck »Rassendiskriminierung« jede auf Rasse, 
Hautfarbe, der Abstammung, dem nationalen Ur- 
sprung oder dem Volkstum beruhende Unterschei- 
dung, Ausschließung, Beschränkung oder Bevorzu- 
gung, die zum Ziel oder zur Folge hat, daß dadurch 
ein gleichberechtigtes Anerkennen, Genießen oder 
Ausüben von Menschenrechten und Grundfreiheiten 
im politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen 
oder jedem sonstigen Bereich des öffentlichen Lebens 
vereitelt oder beeinträchtigt wird... 


Artikel 2 

1. Die Vertragsstaaten verurteilen die Rassendiskrimi- 
nierung und verpflichten sich, mit allen geeigneten 
Mitteln unverzüglich eine Politik der Beseitigung der 
Rassendiskriminierung in jeder Form und der Förde- 
rung des Verständnisses unter allen Rassen zu verfol- 
gen... 


Artikel 5 

Im- Einklang mit den im Artikel 2 niedergelegten 
grundsätzlichen Verpflichtungen werden die Vertrags- 
staaten die Rassendiskriminierung in jeder Form ver- 
bieten und beseitigen und das Recht jedes Einzelnen, 
ohne Unterschied der Rasse, der Hautfarbe, des na- 
tionalen Ursprungs oder des Volkstums auf Gleichheit 
vor dem Gesetz gewährleisten; dies gilt insbesondere 
für folgende Rechte: 


a) das Recht auf Gleichbehandlung vor den Gerichten 
und allen sonstigen Organen der Rechtspflege 


d) sonstige Bürgerrechte, insbesondere 


i) das Recht auf Bewegungsfreiheit und freie Wahl des 
Aufenthaltsorts innerhalb der Staatsgrenzen 


iii) das Recht auf die Staatsangehörigkeit 


v) das Recht, allein oder in Verbindung mit anderen 
Vermögen als Eigentum zu besitzen 


vii) das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Reli- 
gionsfreiheit 


viii) das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Mei- 
- nungsäußerung. 
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7) Resolution 1803 (XVII) 
der Generalversammlung 
der UN betreffend die 
ständige Souveränität über 
natürliche Reichtiünmer; 

14. Dezember 1962 


Kapitel 1 

il. Das Recht der Völker und Nationen auf ständige 
Souveränität über ihre Naturreichtümer und Ressour- 
cen muß im Interesse ihrer nationalen Entwicklung 
und des Wohls des Volkes des betreffenden Staates 
ausgeübt werden. 

2. Die Erforschung, Entwicklung und Verfügung über 
solche Ressourcen sowie der Import von ausländi- 
schem Kapital, der zu diesem Zweck erforderlich ist, 
soll in Ubereistimmung mit den Bedingungen und 
Bestimmungen 'erfolgen, die die Völker und Nationen 
nach eigener Entscheidung hinsichtlich der Genehmi- 
gung, Beschränkung oder des Verbots solcher Tätig- 
keiten für notwendig oder erwünscht erachten. 


5) Die freie und vorteilhafte Ausübung der Souverä- 
nität der Völker und Nationen über ihre natürlichen 
Ressourcen muß durch die gegenseitige Achtung der 
Staaten auf der Grundlage ihrer souveränen Gleichheit 
gefördert werden. 


7) Die Verletzung der Rechte der Völker und Natio- 
nen auf Souveränität über ihre Naturreichtümer und 
ihre Ressourcen widerspricht dem Geist und den 
Prinzipien der Charta der Vereinten Nationen und 
hindert die Entwicklung der internationalen Zusam- 
menarbeit und die Erhaltung des Friedens. 


5) Deklaration über die 
Gewährung der Unabhän- 
eierkeit an die kolonialen 
Lander und Wölker; 

14. Dezember 1960 


1) Die Unterwerfung von Völkem unter ein fremdes 
Joch und cine fremde Herrschaft sowie ihre Ausbeu- 
tung widersprechen den Grundrechten des Menschen, 
sie widersprechen der UNO-Charta und hemmen die 
Entwicklung der Zusammenarbeit und die Herstellung 
des Friedens in der ganzen Welt. 

2) Alle Völker haben das Selbstbestimmungsrecht; 
kraft dieses Rechts steht es ihnen frei, ihren politi- 
schen Status zu bestimmmen und ihre wirtschaftliche, 
soziale und Kulturelle Entwicklung zu betreiben. 


6) Jedweder Versuch, die nationale Einheit und terri- 
toriale Integrität eines Landes teilweise oder ganz zu 
erschüttern, läuft den Zielen und Prinzipien der 
UNO-Charta zuwider. 


9) Schlußakte der Konfe— 
renz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Eu— 


ropa; 30. Juli 1975 


Frinzip I 

Die Teilnehmerstaaten werden gegenseitig ihre sou- 
veräne Gleichheit und Individualität sowie alle ihrer 
Souveränität innewohnenden und von ihr umschlosse- 
nen Rechte achten, einschließlich insbesondere des 
Rechts eines jeden Staates auf rechtliche Gleichheit, 


| 
| 
| 
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auf territoriale Integrität sowie auf Freiheit und poli- 
tische Unabhängigkeit... 


vu 

Die Teilnehmerstaaten werden die Menschenrechte 
und Grundfreiheiten, einschließlich der Gedanken-, 
Gewissens-, Religions- oder Überzeugungsfreiheit für 
alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der 
Sprache oder der Religion achten... 

Die Teilnehmerstaaten, auf deren Territorium natio- 
nale Minderheiten bestehen, werden das Recht von 
Personen, die zu solchen Minderheiten gehören, auf 
Gleichheit vor dem Gesetz achten; sie werden ihnen 
jede Möglichkeit für den tatsächlichen Genuß der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten gewähren und 
werden auf diese Weise ihre berechtigten Interessen in 
diesem Bereich schützen... 


Prinzip VIII 

Die Teilnehmerstaaten werden die Gleichberechtigung 
der Völker und ihr Selbstbestimmungsrecht achten, 
indem sie jederzeit in Übereinstimmung mit den Zie- 
len und Grundsätzen der Charta der Vereinten Natio- 
nen und den einschlägigen Normen des Völkerrechts 
handeln, einschließlich jener, die sich auf die territo- 
riale Integrität der Staaten beziehen. 

Kraft des Prinzips der Gleichberechtigung und des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker haben alle Völker 
jederzeit das Recht, in voller Freiheit, wann und wie 
sie es wünschen, ihren inneren und äußeren politi- 
schen Status ohne äußere Einmischung zu bestimmen 
und ihre politische, wirtschaftliche, soziale und kul- 
turelle Entwicklung nach eigenen Wünshen zu verfol- 
gen... 


Prinzip X 

Die Teilnehmerstaaten werden ihre völkerrechtlichen 
Verpflichtungen nach Treu und Glauben erfüllen, und 
zwar jene Verpflichtungen, die sich aus den allgemein 
anerkannten Grundsätzen und Regeln des Völker- 
rechts ergeben, wie auch jene Verpflichtungen, die 
sich aus mit dem Völkerrecht übereinstimmenden 
Verträgen oder sonstigen Abkommen, deren Ver- 
tragspartei sie sind, ergeben... 


10) Übereinkommen über 
den Schutz und die Ein— 
eliederung Eingeborener 
Bevölkerungsgruppen und 
anderer in Stämmen leben-— 
der oder stamımesähnlicher 
Bevölkerungsgruppen in 
unabhängigen Ländern, 
ILO-Konvention Nr. 107; 
26. Juni 1957 


Artikel 7 

l. Bei der Festlegung der Rechte und Pflichten der 
genannten Bevölkerungsgruppen ist deren Gewohn- 
heitsrecht zu berücksichtigen. 

2. Diesen Bevölkerungsgruppen ist die Bewahrung ih- 
rer Bräuche und Einrichtungen zu gestatten, soweit sie 
weder mit der innerstaatlichen Rechtsordnung noch 
mit den Zielen der Eingliederungspläne unvereinbar 
sind. 

3. Durch die Anwendung der in den vorstehenden 
Absätzen dieses Artikels enthaltenen Bestimmungen 
dürfen Angehörige dieser Bevölkerungsgruppen nicht 
daran gehindert werden, nach Maßgabe ihrer persön- 
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| Streiks und Arbeiterrevolten 


| Eine Autobiographie 
S. Fischer Verlag, 1966 


| Selle auf Eis 


| edition suhrkamp, 1977 


| Miinster 1972 


| DOCUPRESS Sachbuchverlag, Berlin 1984 


lichen Fähigkeiten die allen Bürgern zuerkannten 
Rechte auszuüben und die entsprechenden Pflichten 
zu übernehmen. 


Artikel 11 
Die Eigentumsrechte der Angehörigen der genannten 
Bevölkerungsgruppen an dem von ihnen von altersher 
besiedelten Land sind anzuerkennen, gleichviel ob es 
sich um kollektive oder individuelle Rechte handelt. 


Literaturi 


Die von uns gegebenen Literaturhinweise stellen 
natürlich kein Literaturverzeichnis erschiener oder 
vorhandener Materialien dar. Sie beschränken sich 
auf solche Texte, die wir - trotz oft vorhandener 
Wider-sprüche - auch für die Einführung in die 
Themen-bereiche geeignet finden. 


Deutschsprachige Bücher, Artikel und Aufsätze 
Bücher 
Jeremy Brecher 


Die amerikanische Arbeiterbewegung 1877-1970 
Fischer Taschenbuchverlag, Januar 1975 


Der schwarze Tribun - Malcolm X 


Eldridge Cleaver 
Carl Hanser Verlag, 1969 


Comrade George & Attica 
Die Zeit des Blues ist vorbei 
AGIPA-Press Bremen, 1987 


Piven/Cloward 
Regulierung der Armut 
Die Politik der öffentlichen Wohlfahrt 


Mendelsohn/Claude/ Ulbricht 

Die Weltherrschaftspläne des US-Imperialismus 
Analysen zur internationalen Lage in der Zeit nach 
dem 2. Weltkrieg 

Verlag Kommunistische Texte VKT Verlag, 


Paul Chartess 
Strategie und Technik der geheimen Kriegsführung 
Teil 1 











Ramsay Clark 
Demokratie und Verbrechen 
F.A. Herbig-Verlag, Berlin 1972 


Der Völkermord geht weiter 
Indianer vor dem IV. Russel-Tribunal 
Rowohlt-Taschenbuchverlag, 1982 


Todesstrafe contra Menschenrechte 
Ein Bericht von amnesty international 
Fischer Taschenbuchverlag, 1989 


Willy Strzelewicz 

Der Kampf um die Menschenrechte 

Von der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung 
bis zur Gegenwart 

Societäts-Verlag, Frankfurt 1972 


Helmut Riege 

Nordamerika 

Bandi 

Geographie, Geschichte, Politisches System, Recht 
C.H. Beck Verlag, 1978 


Peter Sartorius 
Reportagen aus Amerika 
Weisman Verlag/Frauenbuchverlag, München 1984 


Frederik Hetmann 

Die Spur der Navahos 

Leben und Geschichte eines indianischen Volkes 
G. Bitter Verlag, Recklinghausen 1969 


Akwesasne - Wo das Rebhuhn balzt 
Indianische Texte aus dem Widerstand von 
Wounded Knee 1973 bis Genf 1977 
Trikont Verlag München 


D. Brown 

Begrabt mein Herz an der Biegung des Flusses 

Eine Dokumentation des »Untergangs« der Indianer 
Hoffmann und Campe Verlag, 1978 


V. Delona 
Gott ist rot - eine indianische Provokation 
Trikont Verlag München 


Die Wunden der Freiheit 

Selbstzeugnisse und Kommentare aus dem Kampf 
der Indianer gegen die weiße Eroberung und heutige 
Unterdrückung 

Rowohlt Verlag 


Richard Wright 

Schwarzer Hunger 

Bericht einer Selbstfindung 
Droemersche Verlagsanstalt, 1980 


amnesty international 
Todesstrafe in den USA 
Fischer Taschenbuchverlag, 1989 


Peter M. Michels 
Bericht über den politischen Widerstand in den USA 
edition suhrkamp, 1974 


Now 

Der Schwarze Aufstand 
trikont aktuell 4 

‘ Trikont Verlag, München 1968 
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ASSATA 
Eine Autobiographie von Assata Shakur 
AGIPA-Press, Bremen 1990 


Röhrbein/Schulz 
Puerto Rico - Geschichte, Kultur, Gegenwart 
Wagenbachs Taschenbücherei 1978 


Beiträge/Artikel in Büchern/ Zeitschriften 


Über: Bewaffneter Kampf in den Vereinigten Staaten 
In: Sozialistisches Jahrbuch 3 

(Rotbuch 28) 

Wagenbach Verlag, 1971 


Uber: Black Power/Black Panther 
In: Sozialistisches Jahrbuch | 
(Politik 20) 

Wagenbach Verlag, 1970 


Über: Indianer 
In: Jahrbuch Politik 6 
Wagenbach Verlag, Berlin 1974 


Uber: Counterinsurgency 
In: blatter des iz3w 
Nr. 161/November 1988 


Uber: Garnison Puerto Rico 
In: ila, Zeitschr. der Informationsstelle Lateinamerika 
Nr. 120/November 1988 


Uber: Uberlegungen zur Bestimmung der 
puertoricanischen Kultur 

In: ila, Zeitschr. der Informationsstelle Lateinamerika 
Nr. 117/Juli 1988 


Uber: Latinos in den USA 
In: la, Zeitschr. der Informationsstelle Lateinamerika 
Nr. 130/November 1989 + 


Über: PuertoricanerInnen - US-BürgerInnen zweiter 
Klasse 

In: ila, Zeitschr. der Informationsstelle Lateinamerika 
Nr. 130/November 1989 


Broschüren/Dokumentationen 


Amerika-Gegeninformationsspresse 
Kampagnen- Sondernummer 

Juli 1990 

AGIPA-Press, Bremen 


Interviews mit politischen Gefangenen in den USA 
GNN-Verlag, Köln 1989 


Politische Gefangene in den USA 
Ein Gespräch, einige Materialien 
Infobüro Tübingen, November 1990 


Antiimperialistischer und antikolonialer Kampf in den 
USA 

Zusammenstellung, Interviews, Erklärungen 

Infobüro Tübingen, 


Chronologie der bewaffneten Aktionen der 
puertoricanischen FALN 
gruppe 2, München 


Englischsprachige Bücher 

(Ein Hinweis auf Artikel und Broschüren kann 
wegen der vorliegenden Menge an Material nicht 
gegeben werden. Wir geben zu einzelnen Themen 
auf Anfrage gern Auskunft) 


Bud/Ruth Schultz 

It did happen Here 

Political Repression in America 
University of California Press, USA 1989 


Kenneth B. Clark 

Dark Ghetto 

Dillemmas of Social Power 

Wesleyan University Press, USA 1989 


Frederick Drimmer 

Until you are dead 

The boook of executions in America 
Citadel Press, USA 1990 


Can't Jail the Spirit 

Political Prisoners in the U.S, 

A Collection of Biographies 

Editorial El Coqui, Publishers, Chikago USA 1988 


Levitan/Shapiro 
Working but poor 
America's Contradiction 


John Hopkins University Press, Baltimore USA 1987 


Nelson Blackstock 


Michael Harrington 

The Other America 

Poverty in the United States 
Revised Edition 

Penguin Books, USA 1981 


Hauling Up the Morning 


Writings & Art by political prisoners/ 


pow in the U.S. 
The Red Sea Press, 
Trenton, USA 1990 





COINTELPRO 


Malcolm X 
Last Speaches 


Margot Harry 





The FBI's Secret War on Political Freedom 
Pathfinder Books/Anchor Foundation, USA 1988 


Pathfinder Book, England 


Attention, Move! This is Amerika! 
Banner press, Chikago USA 1987 


Politische Gefangene und Kriegsgefangene 
in US-Gefängnissen 


Aktuelle Adressenliste 


Die nachfolgende Liste enthält den 
Stand der Gefangenenadressen. 
Aufgrund der Verlegungspraxis 
können sich allerdings in einzeinen 
Fällen zwischenzeitlich Veränder- 
ungen ergeben haben. Post an 
solche Gefängnisse, aus denen Ge- 
fangene inzwischen verlegt wurden, 
kommt zwar im allgemeinen (mit 
großer zeitlicher Verzögerung) 
trotzdem bei dem/der Gefangenen 
an, eine Garantie dafür gibt es 
aber nicht. Wir bemühen uns, auf 
Anfrage Interessent/inn/en die 
geänderten Anschriften mitzuteilen. 


Puertoricanische Kriegsgefangene 


Edwin Cortes, #92153-024 
Ricardo Jiménez, #88967-024 A-2 
Alberto Rodriguez, 

#92150-024 B-3 

FCI Lewisburg 

Box 1000, Lewisburg, PA 17837 


Carlos Alberto Torres, #88976-024 
FCI Talladega 

902 Renfroe (Gamma-A) 
Talladega, AL 35160 


Luis Rosa, #NO2743 

Box 112 

Joliet, IL 60434 

Elizam Escobar, #88969-024 
FCI Colorado Unit 

P.O. Box 1500 

El Reno, OK 73036 


Alicia Rodriguez, #NO7157 
Box 5007, Dwight, IL 60420 


Oscar Lopez-Rivera, #87651-024 
P.O. Box 1000 
Marion, IL 62959 


Adolfo Matos, #88968-024 
Lompoc Fedl. Penitentiary 
3901 Klein Blvd. 

Lompoc, CA 93438 


Haydeé Beltran, #88462-024 
Dylcia Pagan, #8897 1-024 
Lucy Rodriguez, #88973-024 
Alejandrina Torres, #92152-024 
Carmen Valentin, #88974-024 
FCI Pleasanton 

5701 8th Street 

Camp Parks, Dublin, CA 94566 
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Puertoricanische politische 
Gefangene 


Antonio Camacho Negron, 
#03587-069 

FCI McKean 

P.O, Box 8000 

Bradford, PA 16701 


Luz Maria Berrios Berrios, 
#24582-004 

FCI Lexington 

3301 Leestown Road 
Lexington, KY 40511 


Jaime Delgado, #94736-024-B1 
USP Terre Haute 

P.O. Box 33 

Terre Haute, IN 47808 


Antonio Camacho Negron 
P.O. Box 8000 
Bradford, PA 16701 


New African/Schwarze ah 
Kriegsgefangene und politische 
Gefangene 


Richard Mafundi Lake, #79972 
Sekou Kambui, #113058 

s/n William Turk 

100 Warrior Lane 
Bessemer,AL 35023 











Jalil A. Muntagin, #77-A-4283 
s/n Anthony Bottom 
Greenhaven State Prison 
Drawer B 

Stormville, NY 12582-0010 


Sundiata Acoli, #39794-066 
USP Leavenworth 

P.O, Box 1000 
Leavenworth, KS 66048 


Geronimo ji-Jaga Pratt, #B40319 
Box 1902 4B4C-210 
Tehachapi, CA 93581 


Abul Majid, #83-A-483 

s/n Anthony LaBorde 

Great Meadow Corr. Facility 
P.O. Box 51 

Comstock, NY 12821 
Herman Bell, #79-C-262 
Basheer Hameed, #82-A-6313 
s/n James York 

Mohaman Koti, #80-A-808 
shawangunk Cort. Facility 
P.O. Box 700 

Wallkill, N'Y 12589 


Teddy (Jah) Heath, #75-A-0139 
Box A-G, Fallsburg, NY 12733 


Albert Nuh Washington, 
#77-A-1528 

Wende Correctional Facility 
1187 Wende Road 

Alden, NY 14004 


Kazi Toure 

s/n Chris King 

FCI Lewisburg 

P.O. Box 1000 
Lewisburg, PA 17837 


Mondo Langa 
s/n David Rice 
P.O. Box 2500 
Lincoln, NE 68502-0500 


Gary Tyler, # 84156 
Lousiana State Penitentiary 
Angola, LA 70712 


Mark Cook, #20025-2148H 
Mutulu Shakur, #83205-012 
Lompoc Fedl. Penitentiary 
3901 Klein Blvd. 

Lompoc, CA 93438 


Haki Malik Abdullah, #C-56123 
s/n Michael Green 

Ruchell Cinque Magee, #492051 
4B3L-15 


Hugo Pinell, #A88401 
P.O. Box 3456 
Corcoran Prison CA 93212-8310 


Malike Shakur Latine, #31-A-4469 
P.O. Box 367B 
Dannemora, NY 12929 


Sababu Na Uhuru, #07350-016 
s/n William Stoner 

P.O. Box 326 

Mercersburg, 

PA 17236-0326 


Sekou Odinga, #05228-054 
s/n Nathanial Burns 

Kojo Bomani Sababu, 
#39384-66 

USP Marion 

P.O. Box 1000 

Marion, IL 62959 


Herman Ferguson, #89A4621 
Attica CF 

P.O. Box 149 

Attica, 

NY 14011-0149 


Ahmad Abdur Rahman, 

# 130539 

lonia Correctional Facility 
1755 Harwood Road 
lonia, MI 48846 

Abdul Haqq, #141-88-1173 
s/n Craig Randall 

HDM Rikers Island 

1414 Hazen St. 

E. Elmhurst, 

NY 11470 


‘Robert Taylor, #10376-054 


FCI Otisville 

P.O. Box 1000 

Otisville, 

NY 10903 

Robert Seth Hayes, #75-A-2280 
Southport Corr. Facility 

Box 2000 

Pine City, NY 14871 


Johnny Imani Harris, #2-373s 
Atmore-Holman 

Box 37 Holman Station 
Atmore, AL 36503 


Rickke Green, #84244 
Oklahoma State Penitentiary 
PO Box 97 

McAlester, OK 74502 


Thomas Warner, #M3049 
Huntington Prison 
Drawer R 

Huntington, PA 16652 


Martin Rutrell, #042600 
FCI Raiford 

UCI 68-2018 Box 221 
Raiford, FL 32083 


Kalima Aswad, #B24120 
s/n Robert Duren 
CMC San Luis Obispo, 
CA 93409 


Richard Thompson-El, #155229 


Box 10 
Stillwater, MN 55082 
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Awali Stoneham, #B-95165 
Soledad Prison 

Soledad, 

CA 93960 


Larry Guy 

Jackson State Prison 
Box E 

Jackson, MI 49204 
Cecilio Chui Ferguson, 
#04372-054 

Drawer K 

Dallas, PA 18612-0286 


MOVE-Gefangene 


. Mumia Abu Jamal, #MS335 


Michael Hill Africa, #M4973 
Drawer R 
Huntington, PA 16652 


Ramona Johnson Africa, #7564 


Debbi Sims Africa, #6307 
Consuella Dotson Africa, #6434 
Janine Phillips Africa, #6309 
Merle Austin Africa, #6306 
Janet Holloway Africa, #6305 
Sue Leon Africa 

P.O. Box 180 Muney, PA 17756 


Charles Sims Africa, #41793-066 
Delbert Orr Africa, #42259-066 
USP Lompoc, 390! Klein Blvd. 
Lompoc, CA 93436 

Carlos Perez Africa, #M7400 
Drawer K 

Dallas, PA 18612-0286 


William Phillips Africa, 
#41685-066 i 
Edward Goodman Africa, 
#42079-066 

P.O. Box 1000 
Leavenworth, K5 66048 


Virgin Islands 5 


Hanif Shabazz Bey, #9654-131 
s/n B Gereau 

P.O. Box 1000 

Marion, IL 62959 


Malik El-Amin, #96557-131 
s/n Meral Smith 

FCI Lewisburg 

P.O. Box 1000 

Lewisburg, PA 17837 


Raphael Kwesi Joseph, 
#96558-131 : 

Lompoc Fedl. Penitentiary 
3901 Klein Blvd. 

Lompoc, CA 93438 


Abdul Aziz, #96521-131 
USP Leavenworth 

P.O. Box 1000 
Leavenworth, KS 66048 


Native Americans/ Thomas Manning, #202873-SH Irische politische Gefangene 


Kriegsgefangene und politische Richard Williams, #10377-016 
Gefangene Box CN-861 Joseph Dotherty, #07792-0545 
Trenton, MCC New York 
Leonard Peltier, # 89637-1532 NJ 08625 150 Park Row 
USP Leavenworth _ New York, NY 10007 
P.O. Box 1000 Barbara Curzi-Laaman, 
Leavenworth, KS 66048 #18213-053 
FCI Pleasanton Japanische politische Gefangene 
Standing Deer, #83947 5701 8th Street 
s/n Robert Hugh Wilson Camp Parks Yu Kikumuru, #09008-50 
E. Block Box 97 Dublin, CA 94566 FCI Marion 
McAlester, OK 74502 P.O. Box 1000 
Jaan Laaman, #10372-016 Marion, IL 62959 
Eddie Hatcher, #DL213 USP Leavenworth 
No.Carolina Central Prison P.O. Box 1000 
1300 Western Blvd. Leavenworth, KS 66048 
Raleigh, NC 27606 
Raymond Levasseur, #10376-016 
Rita Silk Nauni, #Box 11492 P.O. Box 1000 Redaktionelle Anmerkung: 
Mable Basset Marion, IL 62959 
Oklahoma City, OK 73136 Kontaktadressen von Gefangenen 
Carol Manning, #10375-016 und Adressen politischer Gruppen 
Norma Jean Croy, #14293 FCI Lexington und Organisationen zu den einzel- 
CIW, Frontera,CA 91720 3301 Leestown Road nen Themen und Bereichen wollen 
Lexington, KY 40511 wir — auch wenn es sich um »offe- 
ne« Anschriften und Kontakte 
Nordamerikanische Politische handelt — nicht in Listenform ver- 
Gefangene Ploughshare (Pflugschar)- öffentlichen. Wir geben aber auf 
Gefangene Anfragen geme Auskunft über 
Kathy Boudin, #84-G-171 Kontaktmöglichkeiten in den USA. 
Judy Clark, #83-G-313 Fr. Carl Kabat, #03230-045 
Box 1000 Jerry Ebner, #04467-045-B 
Bedford Hills, FCI Sandstone 
NY 10507-2496 P.O. Box 1000 
David Gilbert, #83-A-6158 Sandstone, MN 55072 
Attica Correctional Facility 
P.O. Box 149 Yvonne Small 
Attica, NY 14011-0149 Adams County Jail 
Gettysburg, PA 17325 
Silvia Baraldini, #05125-054 
PMP 7007 Jennifer Haines 
Shawnee Unit, FCI Lexington 
FCI Marianna, FL 32446 3301 Leestown Road 
. Lexington, RY 40511 
Larry Giddings, #10917-086 
USP Leavenworth Dorothy Eber, #04996-045 
P.O. Box 1000 Jean Gump, #03789-045 
Leavenworth, KS 66048 FC] Alderson 
_ Cottage 17, Box A 
Ed Mead, #251397 ` Alderson, 
P.O. Box 777 WV 24910 


Monroe, WA 98272 

Richard Miller, #15249-077 
Richard Picariello, #05812 1539 11th St. 
P.O. Box 100 Des Moines, LA 50314-2404 
South Walpole, MA 02071 

Helen Woodson, #03231-045 


Bill Dunne, #10916-086 c/o C. Dixon 

P.O. Box 1000 3559 Highway G 

Marion, IL 62959 Wisonsin Dell, WI 53965 
Alan Berkman, #233-315 Jim Albertini 

Timothy Blunk, #233-410 c/o Ann Albertini 

Mariliyn Buck, #233-396 PO Box AB 

Linda Evans, #233-411 Kurtistown, HI 96760 

Susan Rosenberg, #223-412 

Laura Whitehorn, #220-858 Fr. Jerry Zawada, #04995-045 
1901 D St SE Pembroke Station 





Washington, DC 20003 Danbury, CT 05206 
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Assata Shakur 


SSATA 


Xr 


EINE AUTOBIOGRAPHIE 





AUS DEM SCHWARZEN WIDERSTAND IN DEN USA 
| Se ER 
I 





ASSATA zeichnet den ungewöhnlichen Lebensweg einer ebenso unge- 
wöhnlichen und bemerkenswerten schwarzen Frau in den USA nach. Und 
doch ist diese Autobiographie mehr als die persönliche Rückschau der 
Autorin auf ihr bisheriges Leben. Assata Shakur gelingt es, die Verwoben- 
heit ihrer eigenen Geschichte mit der Geschichte der Entwicklung des 
schwarzen Widerstands in den USA darzustellen. Sie fängt die Atmosphäre 
rassistischer Unterdrückung in der weißen US-Gesellschaft ein, von der 
schwarze Frauen in doppelter Weise betroffen sind. In allen Schilderungen 
dieser bedrückenden Wirklichkeit läßt sie die Suche ihrer Generation nach 
einer anderen Zukunft spüren. 

Assata hat viele Gesichter. 

Da ist das Mädchen vom Lande, das Elvis-Presley-Änstecker trägt, und 
da ist die freche Göre, die von zu Hause ausreißt und auf den Straßen von 
Harlem herumstrolcht. Da ist die junge Frau, die sich bei den Black Panthers 
engagiert, und da ist die militante Kiimpferin der Black Liberation Army. Da 
ist die verzweifelte Mutter, der im Gefängnis ihr gerade geborenes Kind 
weggenommen wird, und da ist die starke, aufrechte Frau, die nach gelunge- 
ner Flucht auf Kuba politisches Asyl erhält, wo sic heute mit ihrer Tochter 
zusammen lebt. 

ASSATA, das ist ein sehr persönliches Buch und gleichzeitig ein höchst 
politisches. Gerade diese Mischung macht, daß es unter die Haut geht. 


Assata Shakur Agipa-Press 
ASSATA - Eine Autobiographie aus dem Amerika Gegeninformationspresse 
schwarzen Widerstand in den USA Eichenberger Str. 53 
Broschur, 360 Seiten, DM 29,80 2800 Bremen | 


ISBN 3-926529-02-4 Tel. 0421-35 40 29 





MATERIATIEN 


VERGANGENHEIT, 
POLITISCHER. 
BEWEGUNGEN) 





 öttlmairstraße 8, 8000 münchen 83, tel. 089 / 680 51 ?2 
film- und videodokumentation / redaktion -texte- / archiv 








Blitischer Widerstand in den USA 


Videos über 


" den schwarzen/weißen/puertoricanischen Widerstand und Befreiungskampf 
* die Jagd des FBI auf die Black Panther Party 


* politische Gefangene in den USA 


"Assata Shakur und Guillermo Morales im cubanischen Exil 


" Hintergründe der US-Aggression am Golf 


*u.a.m. 


Ale Filme neu im Verleihprogramm, zum Teil bereits in deutscher Fassung, 


Spezielle Verleihliste mit genauen Angaben zu den Filmen, Verleih-Hinweisen und 


-Preisen auf Anfrage kostenlos. 





— 


Münchner Lokalberichte 


" antifaschistisch * 
antiimperialistisch * antikapitalistisch 


De Münchner Lokalberichte 
erscheinen alle zwei Wochen in 
zinem Umfang von 12 Seiten. Inhalt: 
aktuelle Meldungen, Berichte und 
Artikel aus den Bereichen Anti- 
‘eschismus/Repression, Kommunal- 
politik, Kapital und Arbeiter- 
miderstand, bayerische Landes- 
politik, Kultur. Zwei Seiten aktuelle 
Jerminzusammenstellung. 


Die Münchner Lokalberichte unter- 
stützen: Arbeitskreis Kurdistan, 
Autonome Sozialistische Jugend 
ASJ), Bund Westdeutscher 
“ommunisten (BWK), Deutsche 
“ommunistische Partei (DKP), 
Gruppe 2, Komala Kurdistan, 
“oordinationsgremium „Radikale 
Linke", Vereinigte Sozialistische 
Partei (VSP), Volksfront gegen 
Seaktion, Faschismus und Krieg. 


=inzelpreis: 1,00 DM zzgl. Porto. Im 
Abonnement 1,20 DM pro Ausgabe, 
ein Jahresabo kostet 341,20 DM. Im 
-örderabonnement 1,70 DM pro 
Ausgabe. Wiederverkäufer erhalten 
30% Rabatt (portofrei). 


“Münchner Lokalberichte clo GNN- 
Verlag, Holzstr. 2, 8000 München 5. 
Tel. 089/2603840 


NACHRICHTEN- UND 
INFORMATIONSDIENST 


ID 





GEGEN MILITARISMUS 


UND REPRESSION 


Herausgeber: AG gegen Militarismus 
und Repression in der Volksfront ge- 
gen Reaktion. Faschismus und Krieg. 
Redaktion: do GNN-Verlag, Holzstr. 2, 
8000 München 5, T. 089/260 38 40 
Ziele des Nachrichten- und Informa- 
tionsdienstes sind: * Verbreitung un- 
terdrückter Nachrichten aus den Be- 
reichen Militarismus und Repression 
* Zusammenstellung veröffentlichter 
Meldungen * Debatte und Analysen * 
Dokumentation und Bewertung. Mit- 
arbeit, auch das Schreiben von Mel- 
dungen vor Ort, ist erwünscht. Nur so 
entsteht ein umfassender Überblick. 
Erscheinungsweise: Alle 14 Tage. 
Bezugspreis: 0,80 DM plus Versand- 
pauschale von 1,00 DM. Die Ausliefe- 
rung erfolgt gegebenenfalls mit ande- 
ren im GNN-Verlag erscheinenden 
Nachrichtenheften, die Versandpau- 
schale wird nur einmal berechnet. 
Bestellungen: GNN-Verlag, Zülpi- 
cherstr. 7, 5000 Köln 1 bzw. bei den 
regionalen GNN-Versandstellen. 
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| TEXT-ARCHIV /FILM- UND VIDEOVERLEIH © 


Seit Anfang 1988 archiviert und erschießt | 


das Archiv der >gruppe 2< in München 
Materialien zur sozialen, politischen und 
ökonomischen Realität der Bundesrepublik 
und europäischer Länder, fortlaufend und 


zurück bis in die 60er Jahre. Der 
Schwerpunkt liegt auf Materialien - 
Flugblätter, Bücher, Broschüren, Doku- 


mente, Papiere, Plakate, Fotos, Filme, Zei- 
tungen, Zeitschriften — die in traditionellen 


Das Archiv steht offen für Gruppen, 


Organisationen, Redaktionen und Einzel- | 


personen. Die Nutzung erfolgt auf Mit- 
gliedsebens, die Mitgliedsbeiträge sind so 
niedrig gehalten, daß die freie Information 


FÜR NIEMAND an finanziellen Schranken | 


scheitert. 


AUSZUG AUS DEM 
SCHLAGWORTKATALOG: 


* Wirtschaftliche Entwicklung- Sozialabbau 
* Betriebe-Gewerkschaften-Arbeitskämpfe 
* Antimilitarismus-Rüstung 
" Umwelt-Energie 
*" Gesundheitswesen 
* Presse-Medien 
* Gegenkultur-Alternative Projekte- 
Initiativen 
* Frauen-Männer 
* Berufs-verbote 
* Polizei 
* Justiz 
* Immigranten-Emigranten-Ausländer- 
verfolgung 
" ML-Bewegung-APO-Neue Linke 
" Antifaschismus-Neofaschismus 
“ Bewaffneter Kampf 
“ Internationalismus-BRD Imperialismus 
* Mieten-Wohnen-Städtebau-Häu- 
serkämpfe 
" Überwachung-Abbau demokratischer 
Rechte-Zensur-Datensammlungen 
* Gentechnologie-Biotechnologie 
* Autonomie—Antiimperialismus— 
Anarchismus 
" Konzerne-Multis-GroBunternehmen 
* Theorie 
" Wissenschaft-Forschung-Technologie 
uvam. 


Über das Text-Archiv hinaus archiviert und 


verleiht die >gruppe 2< Filme und Videos 


aus Italien, Frankreich, Irland und anderen 
europäischen Ländern, die größtenteils 
sonst in der BAD nicht erhältlich sind, 
produziert selbst und in Zusammenarbeit mit 
Gruppen und Organisationen und verleiht 
film-, ton- und lichttechnische Geräte (u.a. 
Videoschnittplatz VHS/U-matic etc.) für 
Projekte mit antifaschistischer, antiras- 
sistischer, antiimperialistischer und emanz- 
patorischer Zielsetzung zu Solidaritäts- 
preisen. 


Ausführliche Informationen zum Archiv, Ge- 
räte- und Verleih-Preislisten, Video- und 
Filmverielh—Listen können kostenlos ange- 
fordert werden. 


gruppe 2 
OttimairstraBe 8, 8000 Munchen 83 
Telefon: 
089/6805122 und 089/6519359 


und Dokumentationsstellen | 
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a I ee mega zu 0 





* Wichtige Dokumente des New Yorker Tribunals vom Dezember 1990 gegen 
Menschenrechtsverletzungen an Politischen Gefange 
* Interviews mit Politischen Gefang 








Va 

* Beiträge zu Justiz, Repression, COINTELPRO-Aktivitäten des a gnis 

* Dokumentation a DISEIPLINE STUDY über Zwangsmaßnahmen in US-Gefängnisse 
* Gefangenenbiografien, Gefangenenlisten, Rene 








